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Bericht über die Prüfung

des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2018

und des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2018
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Dienstleistungsbetriebs der Stadt Marburg (DBM)

Am Krekel 55

35039 Marburg

Unverbindliche elektronische Kopie des Prüfungsberichtes vom 2. September 2019.
Nur der Prüfungsbericht in Papierform ist verbindlich.
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Prüfungsbericht zum 31.12.2018 Seite 1

Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM), Marburg 

THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

1. Prüfungsauftrag

Der Betriebsleiter Norbert Feyh des

Dienstleistungsbetriebs der Stadt Marburg (DBM),

Marburg

(im Folgenden auch "DBM Marburg" oder ”Eigenbetrieb“ genannt)

hat die Theobald Jung Scherer AG mit Schreiben vom 30. April 2019 beauftragt, den Jahres-

abschlusses zum 31. Dezember 2018 unter Einbeziehung der zugrunde liegenden Buchfüh rung

und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2018 nach §§ 316 und 317 HGB zu prüfen sowie

über das Ergebnis un serer Prü fung schriftlich Bericht zu erstatten.

Dem Prüfungsauftrag lag der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 30. April

2019 zu Grunde.

Bei unserer Prüfung haben wir entsprechend § 27 Abs. 2 des Hessischen Eigenbetriebs-

gesetzes (HessEigBGes) auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Haushaltsgrund-

sätzegesetz (HGrG) beachtet. Hiernach erstreckt sich die Jahresabschlussprüfung für Eigen-

betriebe auch auf die Ord nungsmäßig keit der Geschäftsführung. Wir verweisen auf unsere

Berichterstattung in Ab schnitt 5.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschluss prüfung die an-

wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Dem uns erteilten Prüfungsauftrag standen keine Ausschlussgründe nach §§ 319, 319a, 319b

HGB, §§ 49 und 53 WPO sowie §§ 28 ff. BS WP/vBP entgegen.

Wir haben die Prüfung mit Unterbrechungen in den Monaten Juni bis Au gust 2019 in den Ge-

schäftsräu men des DBM durchgeführt. Die Berichterstattung des Auf trags er folgte in un seren

Ge schäfts räu men.
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Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden erteilt. Die gesetzliche Vertre-

tung hat uns die Voll stän digkeit des Jahresab schlus ses und des Lageberichts am 2. Septem ber

2019 schriftlich be stätigt.

Art und Umfang unserer Prüfungshandlungen haben wir in unseren Arbeits pa pieren festge hal-

ten.

Über das Ergebnis unserer Prüfungshandlungen erstatten wir den nachfol genden Be richt.

Wir haben diesen Prüfungsbericht nach dem Prüfungsstandard PS 450 n.F. "Grundsätze ord-

nungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten" des Instituts der Wirtschaftsprüfer in

Deutsch land e.V. (IDW), Düsseldorf erstellt.

Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss 2018, bestehend aus Bilanz (Anlage

1), Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) und Anhang (Anlage 3), so wie den geprüften La-

gebericht 2018 (Anlage 4), beigefügt.

Der Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers bildet die An lage 5.

Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs ist gemäß § 27 Abs. 2 des hessischen Eigenbetriebsge-

setzes durch einen Abschlussprüfer zu prüfen. Die Prüfung erstreckte sich auch auf die 

gemäß § 24 Abs. 3 des hessischen Eigenbetriebsgesetzes aufzustellende Erfolgsübersicht. Die

Er folgsübersichten des Berichts- und Vorjahres sind diesem Prüfungsbericht als Anlagen 6

und 7 bei ge fügt.

Die rechtlichen und steuerlichen Verhältnisse haben wir in den An lagen 8 und 9 dar ge stellt.

Auftragsgemäß haben wir zusätzlich einen Erläuterungsteil er stellt, der die sem Be richt als 

Anlage 10 bei ge fügt ist. Der Erläuterungsteil enthält Auf gliede rungen und Hin wei se zu den

ein zel nen Pos ten des Jah resabschlusses zum 31. Dezember 2018 unter Anga be der je wei ligen

Vorjahres zah len.
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Der berufsrechtlich zwingend anzuführende Fragenkatalog nach § 53 HgrG stellt die

Anlage 11 dar.

Unserem Auftrag liegen die als Anlage 12 beigefügten Allgemeinen Auftrags bedin gun gen für

Wirt schafts prüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Ja nuar 2017

zu grunde. Die Hö he unserer Haftung bestimmt sich nach § 323 Abs. 2 HGB. Im Ver hält nis zu

Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allge meinen Auftragsbedingungen maß ge bend.

Dieser Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses ist nicht zur Weitergabe an Dritte

bestimmt. Soweit er mit unserer Zustimmung an Dritte weitergegeben wird bzw. Drit ten mit

un serer Zu stimmung zur Kenntnis vorgelegt wird, verpflichtet sich der Eigenbetrieb, mit dem

betreffenden Drit ten schriftlich zu vereinbaren, dass die vereinbarten Haftungsregelungen auch

für mögliche Ansprüche des Dritten uns gegenüber gelten sollen.
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2. Grundsätzliche Feststellungen

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir nachfolgend in unserer vorangestellten Be-

richterstattung zur Beurteilung der Lage des Unternehmens im Jahresabschluss und im Lage-

bericht durch die gesetzliche Vertretung Stellung.

Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund eigener Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des

Un ternehmens ab, die wir im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

gewonnen haben. Hierzu gehören vertiefende Erläuterungen und die An gabe von Ursachen zu

den ein zelnen Entwicklungen sowie eine kritische Würdigung der zu grunde gelegten An nah-

men, nicht aber eigene Prognoserechnungen. Unsere Berichtspflicht besteht, soweit uns die ge-

prüften Unterlagen eine Beurteilung erlauben.

Insbesondere gehen wir auf die Annahme der Fortführung der Unterneh menstätigkeit und auf

die Beurteilung der künftigen Entwicklung des Unternehmens ein, wie sie im Jah resabschluss

und im Lagebericht ih ren Ausdruck gefunden haben.

Die von uns geprüften Unterlagen i.S.v. § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB umfassten jene Unterlagen,

die un mittelbar Gegenstand unserer Abschlussprüfung waren, also die Buchfüh rung, den Jah-

resab schluss und den Lagebericht so wie alle Unterlagen, wie Kostenrechnungen zur Ermitt-

lung der Herstellungskosten, Planungsrechnungen, wichtige Verträge, Protokolle etc., die wir

im Rahmen un serer Prü fung herangezo gen haben.

Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Fortbestand des Eigenbetrie-

bes gefährdet wäre.

Geschäftsverlauf und Lage des Eigenbetriebs

Hervorzuheben sind insbesondere folgende Aspekte:

· Das in den gewerblichen Bereichen getätigte Umsatzvolumen ist gegenüber 2017 sowohl

im Entsor gungs- als auch im Tiefbaubereich signifikant gesunken.

· Der operative Produktionsbereich des DBM (ohne Kanalgebührenhaushalt) verzeichnet ei-

nen Ver lust in Höhe von insgesamt - 352 T€.
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· Der Kanalgebührenhaushalt für Schmutz und Niederschlagswasser schließt mit einem han-

delsrecht lichen Überschuss in Höhe von 1.083 T€ gegenüber 919 T€ im Vorjahr ab.

· Im Rahmen der Nachkalkulation gemäß dem Gesetz über Kommunale Abgaben (KAG) er-

gaben sich für den Schmutzwasserbereich eine Überdeckung i.H.v. 374 T€, für den Nie-

derschlagswasserbereich eine Überdeckung i.H.v. 110 T€, für die eine entsprechende han-

delsrechtliche Rückstellung gebildet wurde. Für den Straßenentwässerungskostenanteil er-

rechnete sich eine Überdeckung i.H.v. 70 T€, die als Verbindlichkeit gegenüber der Stadt

Marburg eingebucht wurde und rückerstattet wird.

· Das Jahresabschlussergebnis 2018 ist u. a. wesentlich geprägt durch die sich erstmalig im

Jahr 2018 ansatzweise in Erscheinung tretende Entsorgungsumstrukturierung und daher

fehlende gewerbliche Erlöse, weiterhin fehlende Erlöse durch im Vergleich zu Vorjahren

nicht erteilte Auftragsvolumina städtischer Unternehmen an den DBM und gestiegener

Kosten u.a. auf Grund des sehr trockenen Jahres 2018.

· Sollte sich zukünftig der Verlust in den operativen Bereichen fortsetzen, so ist davon aus-

zu gehen, dass vorgesehene und notwendige Investitionen, die dringend notwendige Auf-

stockung und damit parallel einhergehende Verjüngung des Personalstammes u. ä. nicht

erfolgen können. Dies ist der Tatsache geschuldet, dass z.B. durch das Wegfallen von Um-

sätzen es nicht möglich ist und auch zu künftig nicht möglich sein wird, u. a. die Fixkos-

tenblöcke entsprechend den an die MEG gegan ge nen Umsätze in gleichem Maße abzubau-

en. Diese Fixkostenblöcke verbleiben beim DBM.

· Um die wirtschaftliche Situation des Produktionsbereiches einigermaßen stabil zu erhal-

ten, ist es un abdingbar, neben der Realisierung von Kosteneinsparungspotentialen die Auf-

tragsvolumina für die städtischen Aufträge konsequent der Kostenentwicklung anzu pas-

sen. Dies ist notwendig und korre liert unmittelbar damit, wenn gleichzeitig ein mindes tens

gleichbleibendes Leistungsniveau er wartet wird.
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· Das Eigenkapital hat sich aufgrund des positiven Jahresergebnis von TEUR 731 erhöht.

Die bi lanziel le Eigenkapitalquote beträgt damit zum Bilanzstichtag 48,8 % (i.Vj. 45,6 %).

· Zum 1.1.2018 hat die Stadtverordnetenversammlung die Übertragung der Betriebsführer-

schaft für die hoheitliche Entsorgung in der Stadt Marburg an die MKG GmbH beschlos-

sen.

· Im Zuge des durch die Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Übergangs der Be-

triebsfüh rung für Einsammlung im hoheitlichen Entsorgungsbereich auf die MKG GmbH

und der gewerblichen Einsammlung in den Umlandgemeinden und des gelben Sackes auf

die MEG GmbH ist seit dem 1.1.2018 nur noch die MEG Vertragspartner des DSD-Gene-

ralunterneh mers im Landkreis Marburg-Biedenkopf und für die Einsammlung der „Gelben

Säcke“ in Marburg zu ständig. Der DBM trägt trotzdem nicht unwesentlich mit Personal-,

Umschlags-, Lager- und Logistikkapazitäten zur hoheitlichen und gewerblichen Entsor-

gung bei. Durch den Wegfall von Einsammlungs- und Transportdienstleistungsentgelten

und damit eben nicht proportional verbundenen adäquaten Kostenredu zierungen haben

diese tief in die DBM-Organisationsstruktur eingreifenden strukturellen Maßnah men Aus-

wirkungen auf die Ergebnisgestaltung im operativen DBM-Bereich.

· In den Sparten wurden folgende Geschäftsergebnisse erzielt:

- Straßenreinigung / Winterdienst EUR 46.837,02

- Grünflächenunterhaltung EUR   -105.011,04

- Friedhofunterhaltung EUR -53.121,83

- Kanal- und Gewässerunterhaltung EUR 13.268,73

- Straßenunterhaltung / Beschilderung EUR -32.125,27

- Entsorgung EUR -222.066,32

· Der Anteil des langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermögen liegt unverändert

bei rd. 84,5 % und ist durch Eigenkapital und Investitionsdarlehen finanziert. Im Ge-

schäftsjahr 2018 er folgten insgesamt Investitionen in Höhe von 410 T€. Die wesentlichen

In vestitionen waren ein 18t LKW für den Be reich Kanal/Gewässer/Tiefbau/Winterdienst
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(93 T€), diverse Pritschenfahr zeuge (99 T€), ein Auf sitzmäher (17 T€), ein Graffiti-Reini-

gungsgerät (17 T€) und diverse Kleinge rä te/Werkzeuge und sonstige Betriebsausstattun-

gen (91 T€). 

Voraussichtliche Entwicklung des Eigenbetriebs

Die Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung der Dienstleistungsbetrieb der Stadt Mar-

burg (DBM) im Lagebericht basiert auf An nah men, bei denen Beurteilungsspielräume vorhan-

den sind. Wir halten diese Darstellung für plau sibel. In diesem Zusammenhang ist insbeson-

dere auf folgende Kernaussagen hinzu weisen:

· Für das Geschäftsjahr 2019 kann die Entwicklung des Ergebnisses aufgrund der struk tu-

rellen Verän derungen im Entsorgungsbereich und der erforderlichen räumlichen Verände-

rungen bei den DBM Standorten Am Krekel 55 und den daraus resultierenden Einschnit-

ten für den DBM nur schwer ein geschätzt werden. Wichtig wird es sein, dass alle zur Ver-

fügung stehenden städ tischen und externen Aufträge konsequent abgearbeitet und die Um-

satzerlöse erwirtschaftet werden.

· Im Rahmen von Zukunftsplanungen gilt es, nicht nur wegen der notwendigen anstehenden

räumli chen Veränderungen, ausgelöst durch die ebenfalls notwendigen Bauplanungen der

SWM GmbH, notwendige Investitionen in neue DBM-Infrastrukturen, konkret einen kom-

pletten neuen DBM-Servicehof inclusive Verwaltungsgebäude, mitzudenken. Der jetzige

Servicehof befindet sich auf Grund nicht erfolgter, aber dringendst notwendiger Ersatzin-

vestitionen, in einem stark erneu erungsbedürftigen Zustand. Es ist ausschließlich den in-

novativen DBM Mitarbeitern zu verdanken, dass gegenwärtig trotz aller strukturellen und

baulichen Mängel der Betrieb und somit die Produk tion weitestgehend problemlos erfolgt.

· Die im Jahr 2018 wie bekannt ungeplant an den DBM herangetragenen Entwicklungen der

Baupla nungen auf dem Stadtwerkegelände stellten den DBM vor die Herausforderung,

sich mit neu en Raumkonzepten für die Unterbringung der Verwaltung und der Abteilun-

gen Straßenunterhal tung/Beschilderung, Kanal- / Gewässerunterhaltung / Tiefbau und der
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Grünflächenunterhaltung (Pflegekolonne Cappel) sowie der Kfz- und der Lager- / Maga-

zinbereiche am Servicehof zu beschäf tigen. Diese Planungen werden das Jahr 2019 mitbe-

stimmen.

· Gegen Ende des Jahres 2018 intensiviert der DBM seine Bemühungen, trotz erheblicher

Probleme und Mängel auf dem Servicehof, das Magazin in die ehemaligen Oberbürger-

meistergaragen umzuziehen. Es bleibt das erste und zweite Quartal 2019 abzuwarten, wel-

che weitere gewünschten Veränderungen anstehen.

· Generell ist zu bemerken, dass das Messen des DBM einerseits an betriebswirtschaftlichen

Zahlen, andererseits aber dem Entzug ertragbringender Geschäftsfelder, wohl diametral

entgegen den politischen Erwartungen läuft.

· Aufgrund der positiven Kundenbewertung bei der Ausführung der externen Aufträge steigt

die entsprechende Nachfrage nach Dienstleistungen des DBM. Diese Entwicklung bietet

eine Chan ce zum Ausbau der Aktivitäten. Gleichzeitig muss dabei aber im mer sicherge-

stellt sein, dass primär die städtischen Aufträge zuverlässig, hochwertig und voll ständig

ausgeführt werden.

· Gegen Ende des Jahres 2018 intensiviert der DBM seine Bemühungen, trotz erheblicher

Probleme und Mängel auf dem Servicehof, das Magazin in die ehemaligen Oberbürger-

meistergaragen umzuziehen. Es bleibt das erste und zweite Quartal 2019 abzuwarten, wel-

che weitere gewünschten Veränderungen anstehen.

Die Darstellung und Beurteilung der Lage des Unternehmens und seiner voraussichtlichen

Entwick lung durch die gesetzliche Vertretung im Jahres abschluss und im Lagebericht halten

wir für zutreffend.

Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Fortbestand des Eigen-

betriebs ge fähr det wä re.
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3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

3.1 Gegenstand der Prüfung

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 317 HGB die Buch füh rung und den

nach deut schen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahres ab schluss und den La gebe-

richt auf die Einhal tung der ein schlägi gen gesetzlichen Vorschriften geprüft.

Die Betriebsleitung trägt die Verantwortung für die Rechnungslegung und die gegenüber uns

als Abschlussprü fer gemachten Anga ben. Unsere Aufgabe als Abschlussprüfer ist es, diese

Unterlagen un ter Einbeziehung der Buchfüh rung und die gemachten Angaben im Rahmen un-

serer pflichtgemäßen Prü fung zu beurteilen.

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den Auf-

gaben unserer Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise

Rückwirkungen auf den nach deutschen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahres-

abschluss oder den Lagebericht ergeben.

Der Gegenstand der durchgeführten Abschlussprüfung ist auf Grund des § 123 Abs. 1 Ziffer 1

Hessische Gemeindeordnung (HGO) auf die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-

führung in entsprechender Anwendung des § 53 HgrG gegenüber der Regelung in § 317 HGB

erweitert worden.

Eine besondere Prüfung zur Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten im Geld- und Leistungsver-

kehr (Unterschlagungsprüfung) war nicht Gegenstand der Abschlussprüfung. Im Verlaufe un-

serer Tätigkeit ergaben sich auch keine Anhaltspunkte, die besondere Untersu chungen in die-

ser Hinsicht erforderlich gemacht hätten.

3.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung

Art und Umfang der beim vorliegenden Auftrag erforderlichen Prüfungshandlungen haben wir

im Rah men unserer Eigenverantwortlichkeit nach pflichtgemäßem Er messen be stimmt, das

durch ge setzliche Regelun gen und Verordnungen, IDW Prüfungsstan dards sowie ggf. er wei-

tern de Be dingungen für den Auftrag und die jeweiligen Berichtspflich ten begrenzt wird.
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §§ 316 ff. HGB unter Beach tung der vom In-

stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Durch füh rung von Ab schluss prü fungen vor ge nom men. Da nach ist die Prü fung so zu pla nen

und durch zu füh ren, dass mit hin rei chen der Si cher heit beur teilt wer den kann, ob die Buch füh-

rung, der Jahres ab schluss und der Lage bericht frei von we sentlichen Män geln sind. Im Rah-

men der Prü fung wer den Nach weise für die Anga ben in Buch füh rung, Jahresabschluss und La-

gebericht auf der Ba sis von Stich proben be ur teilt. Die Prü fung um fasst die Be ur tei lung der an-

ge wandten Bi lan zierungs-, Be wer tungs- und Glie de rungs grund sät ze und der we sentli chen Ein-

schät zun gen der gesetzli chen Vertretung so wie die Wür digung der Ge samt dar stel lung des Jah-

res ab schlus ses und des Lage berichts. Wir sind der Auf fas sung, dass unsere Prüfung eine hin-

rei chend si chere Grund lage für unsere Prü fungsurteile bil det.

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehörte nur insoweit zu den

Aufgaben unserer Abschlussprüfung, als sich aus diesen Vorschriften üblicherweise Rück-

wirkungen auf den Jah resab schluss ergeben. Die Aufdeckung und Aufklärung strafrecht licher

Tatbestän de, wie z.B. Un ter schla gungen, sowie die Feststellung außerhalb der Rech nungsle-

gung began gener Ord nungswidrig kei ten waren nicht Gegenstand unserer Ab schluss prüfung.

Die nachfolgende Darstellung und Beschreibung von Prüfungsumfang und Prüfungsvorgehen

ist so an ge legt, dass es dem Aufsichtsgremium möglich ist, daraus Konsequenzen für die eige-

ne Überwa chungsauf gabe zu ziehen.

Unsere Prüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf zu erstrecken, ob der Fort be-

stand des ge prüf ten Unterneh mens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Ge-

schäfts füh rung zugesichert wer den kann.

Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsvorgehens erarbeiteten wir zu nächst ei ne Prü-

fungs stra tegie. Diese beruhte auf einer Einschätzung des Unternehmens um feldes und auf Aus-

künf ten der gesetzlichen Vertretung über die wesent li chen Unterneh mens ziele und Ge schäfts-

ri si ken.
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Unsere Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten Sys tem- und

Funk tionstests, analytische Prüfungshandlungen sowie Einzelfallprüfungen.

Wir haben unsere aussagebezogenen Prüfungshandlungen an den Ergebnis sen unserer Beur-

teilung des rech nungsle gungsbezogenen internen Kontrollsystems ausge rich tet.

Bei der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sind wir wie folgt

vorgegangen: Ausgehend von den externen Faktoren, den Unternehmenszielen, der Geschäfts-

strategie und den Steuerungs- und Überwachungsprozessen auf der Unternehmensebene ha ben

wir anschließend die Geschäftsprozesse analysiert. In diesem zweiten Schritt der Prozessana-

lyse haben wir be urteilt, inwieweit die wesentlichen Geschäftsrisiken, die ei nen Einfluss auf

unser Prü fungsrisiko haben, durch die Gestaltung der Betriebsabläu fe und der Kontroll- und

Überwachungsmaßnahmen redu ziert worden sind.

Die Erkenntnisse der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems ha-

ben wir bei der Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen und der Einzelfallprüfungen

berücksichtigt.

Soweit nach unserer Einschätzung wirksame funktionsfähige Kontrollen implementiert waren

und damit ausreichende personelle, computergestützte oder mechanische Kontrollen die Rich-

tigkeit der Jahresabschlussaussage sicherstellten, konnten wir unsere aussagebezogenen Prü-

fungshandlun gen im Hinblick auf Einzelfälle insbesondere im Bereich der Routinetransak-

tionen weitgehend ein schränken. Soweit uns eine Ausdehnung der Prü fungshand lungen erfor-

derlich erschien, haben wir neben analyti schen Prüfungshand lungen in Form von Plausibili-

tätsbeurteilungen einzelne Geschäftsvorfälle anhand von Belegen nachvollzogen und auf deren

sachge rechte Verbuchung hin überprüft.

Im unternehmensindividuellen Prüfungsprogramm haben wir die Schwerpunkte unserer Prü-

fung, Art und Umfang der Prüfungshandlungen sowie den zeitlichen Prü fungs ablauf und den

Einsatz von Mit ar beitern festge legt. Hierbei haben wir die Grundsätze der We sent lichkeit und

der Ri si koo rien tierung be achtet.
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Die in unserer Prüfungsstrategie identifizierten kritischen Prüfungsziele führten zu fol genden

Schwer punkten unserer Prüfung:

· Ansatz und Bewertung des Anlagevermögens

· Vollständigkeit und Dotierung der Rückstellungen

· Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

· Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

· Umsatzrealisierung

Gegenstand unserer Prüfung waren auch die zukunftsbezogenen Angaben im Lagebericht.

Bestätigungen Dritter wurden wie folgt und nach folgenden Kriterien eingeholt:

Von der zutreffenden Bilanzierung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus Lieferungen

und Leistungen haben wir uns durch Einholung von Saldenbestätigungen nach bewusster Aus-

wahl in Stichproben überzeugt. Hierbei wurden folgende Kriterien zu Grunde gelegt:

· Saldo zum Bilanzstichtag

· Unterjährige Bewegungen

Bankbestätigungen wurden von Kreditinstituten eingeholt. Rechtsanwaltsbestätigungen über

schwebende Rechtsstreitigkeiten wurden erbeten.

Wir haben uns hinsichtlich der Verwertung und der Einschätzung auf die für die Be ur tei lung

we sentli chen Un tersu chungen Dritter gestützt:

· Altersteilzeitgutachten der Willis Towers Watson GmbH, Wiesbaden, vom 1. März 2019

Wir haben dieses Gut achten nach kri tischer Prü fung für die Bewertung der Pen sions rück stel-

lung und der Aktiv werte der Rück deckungs ver sicherungen zu grunde gelegt.

An der körperlichen Bestandsaufnahme der Vorräte haben wir am 27.12.2018 teilgenom men.
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Die Eröffnungsbilanzwerte wurden ordnungsgemäß aus dem von uns geprüften Vorjah res ab-

schluss über nommen.

Alle von uns erbetenen, nach pflichtgemäßen Ermessen zur ordnungsmäßigen Durchfüh rung

der Prü fung von der gesetzlichen Vertretung benötigten Auf klärungen und Nachweise sind er-

teilt worden. Die Betriebsleitung hat uns schriftlich im Rah men der Vollstän digkeits erklä rung

am 2. September 2019 be stätigt, dass al le bi lan zierungs pflichti gen Vermö gens wer te, Ver-

pflich tun gen, Wag nisse und Abgren zungen im Jah res ab schluss zum 31. Dezember 2018 be-

rück sichtigt wur den, sämt liche Auf wen dungen und Er träge ent hal ten so wie al le er for derli chen

An gaben ge macht wor den sind.

Die Betriebsleitung hat ferner erklärt, dass der Lagebericht auch hinsichtlich erwarteter Ent-

wicklungen alle für die Beurteilung der Lage der Gesellschaft wesentlichen Gesichtspunkte so-

wie die nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält. Vor gänge von besonderer Bedeu tung

nach dem Schluss des Ge schäftsjahres ha ben sich nach die ser Er klärung nicht erge ben.

Die Betriebsleitung hat ferner erklärt, dass der Lagebericht auch hinsichtlich erwarteter Ent-

wick lungen alle für die Beurteilung der Lage des Eigenbetriebs wesentlichen Gesichtspunkte

sowie die nach § 289 HBG und § 26 des hessischen Eigenbetriebsgesetztes erforderlichen An-

gaben enthält. 
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4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Aufzeichnungen der Geschäftsvorfälle des Unternehmens sind nach unseren Fest stel lun-

gen voll stän dig, fort laufend und zeitgerecht. Der Kontenplan er mög licht eine kla re und über-

sichtliche Ord nung des Bu chungsstoffes mit einer für die Belan ge der Gesell schaft ausrei chen-

den Glie derungs tiefe. Soweit im Rahmen unserer Prüfung Bu chungs belege einge sehen wur-

den, ent hal ten die se alle zur ord nungs ge mä ßen Do kumen ta tion erfor derlichen An ga ben. Die

Buch führung ent spricht somit für das ge samte Ge schäfts jahr in allen we sentli chen Be langen

den ge setzli chen An for de rungen.

Die Organisation der Buchführung, das interne Kontrollsystem, der Datenfluss und das Beleg-

wesen er mögli chen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Bu-

chung der Ge schäfts vorfälle.

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen wurden nach dem Er-

gebnis unserer Prüfung in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß in der Buch füh rung,

im nach deut schen Rech nungsle gungs vor schrif ten auf gestellten Jahresab schluss und im Lage-

bericht abgebildet.

Die Buchführung wird IT-gestützt unter Verwendung von EDV-Systems KIRP der Firma

Unit4 Business Software GmbH durchgeführt. Die Lohn- und Ge haltsbuchhaltung erfolgt über

den Personalservice der Universitätsstadt Marburg. 

Die Verfahrensabläufe in der Buchführung haben im Berichtsjahr keine nennenswerten or-

ganisa to ri schen Änderungen erfahren.

4.1.2 Jahresabschluss

In dem uns zur Prüfung vorgelegten, nach deut schen Rechnungslegungsvorschriften auf ge-

stell ten Jah resabschluss zum 31. Dezember 2018 wurden in allen wesentlichen Be lan gen al le

für die Rechnungs le gung gel ten den ge setzli chen Vor schrif ten ein schließlich der Grundsätze
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ord nungs mäßiger Buchführung und aller größen ab hän gi gen, rechts form gebun de nen oder wirt-

schaftszweig spe zifischen Regelungen sowie der Bestimmungen der Satzung be achtet.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung des Dienstleistungsbetriebs der Stadt Mar-

burg (DBM) für das Ge schäfts jahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 sind nach

un se ren Fest stel lun gen ord nungs mä ßig aus der Buch führung und aus den weite ren ge prüften

Un ter la gen abge leitet. Die ein schlä gigen An satz-, Aus weis- und Be wer tungs vor schriften wur-

den da bei ebenso in al len we sentlichen Be langen beachtet wie der Stetig keits grund satz des

§ 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB.

4.1.3 Lagebericht

Im Rahmen unserer Prüfung zur Gesetzeskonformität des Lageberichts haben wir ge mäß § 321

Abs. 2 Satz 1 HGB festgestellt, dass der Lagebericht in allen we sentli chen Be lan gen den ge-

setz li chen Vorschriften entspricht.

Die Angaben nach § 289 Abs. 2 HGB und § 26 EigBGes sind vollständig und zutreffend.

4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Über das Ergebnis unserer Beurteilung, ob und inwieweit die durch den Jahresab schluss ver-

mittelte Gesamt aussage den Anforderungen des § 264 Abs. 2 Satz 1 HGB ent spricht, berich ten

wir nach stehend.

Der Jahresabschluss vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buch füh rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,

Finanz- und Ertrags lage des Eigenbetriebs.
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4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die Bewertungsgrundlagen i.S.d. § 321 Abs. 2 Satz 4 erster Satzteil HGB umfassen die Bilan-

zie rungs- und Be wer tungsmethoden sowie die für die Bewertung von Vermögensgegenstän den

und Schulden maß geb li chen Faktoren (Parameter, Annahmen und die Ausübung von

Ermessensspielräumen).

Die wesentlichen Bewertungsgrundlagen sind zutreffend im Anhang angegeben.

4.2.3 Änderungen in den Bewertungsgrundlagen

Grundsätzlich sind nach § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB die gewählten Bewertungsmethoden beizu-

behalten. Für die gesamte Rechnungslegung einschließlich der Ausübung von Ansatzwahl-

rechten und der Ausnutzung von Ermessensspielräumen gilt das Willkürverbot.

Änderungen der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und Änderungen der wertbestim-

menden Faktoren haben wir im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung nicht festgestellt.

4.2.4 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Berichtspflichtige Tatsachen aus sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen Aus-

wirkungen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses lagen nach dem Ergebnis unserer

Prüfungshand lungen im Prüfungszeitraum nicht vor.
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4.3 Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

§ 321 Abs. 2 Satz 5 HGB schreibt eine Aufgliederung von Abschlussposten vor, so weit dies

zum Ver ständnis der Ge samtaussage des Jah res ab schlus ses, insbe sondere zur Erläuterung der

Bewertungs grundlagen und deren Ände rungen so wie der sach verhaltsgestaltenden Maßnah-

men nach § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB, erforder lich ist und die An gaben nicht im Anhang enthal-

ten sind.

Zu den wesentlichen Posten des Jahresabschlusses werden nachfolgend zur Verbesserung der

Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage Aufgliederungen und Erläuterungen ge-

geben, soweit entsprechende Angaben im Anhang nicht enthalten sind.

Aufgrund der technischen Aufbereitung kann es zu systembedingten Rundungsdifferenzen

kommen, die aber insgesamt unwesentlich sind.

2015 2016 2017 2018

Umsatzerlöse (TEUR) 32.616 33.929 34.918 35.311
Jahresüberschuss (TEUR) 345 75 1.656 731
Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit (TEUR) 5.384 4.747 2.938 5.695
Bilanzsumme (TEUR) 45.822 43.940 43.394 42.041
Durchschnittliche Arbeitnehmerzahl 242 243 234 245
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4.3.1 Vermögenslage und Kapitalstruktur

Vermögenslage und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr erge-

ben sich aus den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen in TEUR für die beiden

Ab schluss stichta ge 31. Dezember 2018 und 31. Dezember 2017.

Entwicklung der Vermögenslage
31.12.2018 31.12.2017 Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR %

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

gewerbliche Schutzrechte 79,2 0,2 114,4 0,3 -35,2 -30,8

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit
Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten 5.493,5 13,1 5.689,3 13,1 -195,8 -3,4

2. Verteilungsanlagen 27.663,3 65,8 28.597,9 65,9 -934,6 -3,3
3. Maschinen und maschinelle Anlagen 608,9 1,4 800,6 1,8 -191,7 -23,9
4. Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.628,0 3,9 2.201,3 5,1 -573,3 -26,0
5. Geleistete Anzahlungen 62,8 0,1 4,2 0,0 58,6 1.395,2

35.535,8 84,5 37.407,7 86,2 -1.871,9 -5,0

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 343,1 0,8 349,1 0,8 -6,0 -1,7

II. Forderungen

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 490,0 1,2 2.894,1 6,7 -2.404,1 -83,1
2. Forderungen gegen die Universitätsstadt Marburg 5.451,9 13,0 2.444,4 5,6 3.007,5 123,0

III. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 206,1 0,5 216,0 0,5 -9,9 -4,6

6.491,1 15,4 5.903,7 13,6 587,4 9,9

C. Rechnungsabgrenzungsposten 14,3 0,0 83,0 0,2 -68,7 -82,8

42.041,2 100,0 43.394,4 100,0 -1.353,2 -3,1
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Entwicklung der Kapitalstruktur
31.12.2018 31.12.2017 Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR %

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 5.110,0 12,2 5.110,0 11,8 0,0 0,0
II. Rücklagen

1. Allgemeine Rücklagen 12.408,2 29,5 11.670,9 26,9 737,3 6,3
2. Zweckgebundene Rücklagen 2.254,1 5,4 1.335,4 3,1 918,7 68,8

III. Gewinn (+) / Verlust (-)
1. Gewinn des Vorjahres 1.656,0 3,9 75,2 0,2 1.580,8 2.102,1
2. Einstellung in die Rücklagen -1.656,0 3,9 -292,3 0,7 -1.363,7 466,5
3. Entnahmen aus den Rücklagen 0,0 0,0 217,1 0,5 -217,1 -100,0
4. Jahresgewinn (+) / Jahresverlust (-) 730,9 1,7 1.656,0 3,8 -925,1 -55,9

20.503,2 48,8 19.772,3 45,6 730,9 3,7

B. Sonderposten für Zuschüsse und Zulagen 40,6 0,1 53,8 0,1 -13,2 -24,5
C. Empfangene Ertragszuschüsse 548,4 1,3 603,2 1,4 -54,8 -9,1

D. Rückstellungen

sonstige Rückstellungen 2.258,8 5,4 1.791,5 4,1 467,3 26,1
2.258,8 5,4 1.791,5 4,1 467,3 26,1

E. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 17.007,9 40,5 19.109,0 44,0 -2.101,1 -11,0
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.478,1 3,5 1.850,1 4,3 -372,0 -20,1

18.486,0 44,0 20.959,1 48,3 -2.473,1 -11,8
F. Rechnungsabgrenzungsposten 204,4 0,5 214,6 0,5 -10,2 -4,8

42.041,2 100,0 43.394,4 100,0 -1.353,2 -3,1

Die Vermögenslage ist wesentlich durch das Gesamtvermögen (Bilanzsumme) und das Rein-

vermögen (Eigenkapital) sowie deren Bestandteile bestimmt.

Das Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR -1.353 bzw. -3,1 % auf

TEUR 42.041 verringert. 
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Dieser Rückgang resultiert im Wesentlichen aus der Abnahme des Sachanlagevermögens

(TEUR 1.872) sowie der Reduzierung der Forderungen aus Lie fe run gen und Leistungen

(TEUR 2.404). Gegenläufig wirkte sich im Wesentlichen der Anstieg der Forderungen ge gen

die Uni versitäts stadt Marburg (TEUR 3.008) aus.

Der Anteil des langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermögen hat sich von 86,2 %

in 2017 auf 84,5 % in 2018 reduziert.

Der Rückgang bei den Sachanlagen um TEUR 1.837 beruht zum einen auf planmäßigen Ab-

schreibungen in Höhe von TEUR 2.218 und Abgängen zum Restbuchwerten in Höhe von

TEUR 28, denen Zugänge in Höhe von TEUR 410 entgegenstehen.

Dementsprechend hat sich das mittel- und kurzfristige Vermögen um TEUR 519 bzw. 8,7 %

auf nun mehr TEUR 6.505 erhöht.

Der Anstieg der Forderungen um TEUR 603 resultiert insbeson dere aus dem Anstieg der For-

derungen gegen die Universitätsstadt Marburg in Höhe von TEUR 3.008. Gegenläufig wirkte

sich die Abnahme der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von TEUR 2.404

aus.

Das Eigenkapital des Eigenbetriebs ist um TEUR 731 bzw. 3,7 % auf TEUR 20.503 angestie-

gen.

Die bilanzielle Eigenkapitalquote des Eigenbetriebs beträgt damit zum Abschlussstichtag

48,8 % des Gesamtkapitals gegenüber 45,6 % im Vorjahr.

Die sonstigen Rückstellungen beinhalten im Wesentlichen Rückstellungen für Gebühren über-

de ckung im Bereich Niederschlagswasser (TEUR 819), Gebührenüberdeckung im Bereich

Schmutzwasser (TEUR 374), Urlaubs- und Überstunden der Mitar beiter (TEUR 654), Alters-

teilzeitverpflichtungen (TEUR 113), Gewährleistungsverpflichtungen (TEUR 50) und Gebüh-

renforderungen (TEUR 50). 
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Der Rückgang der Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten resultiert aus schließlich aus

der planmäßigen Tilgung der Darlehen. 

Die Finanzierungsstruktur wird regelmäßig durch Verhältniszahlen zwischen fristenkongruen-

ten Vermögens- und Kapitalteilen gekennzeichnet. Bei dem Eigenbetrieb ist zum Bilanzstich-

tag die gol de ne Bilanzregel in der strengeren Form gewahrt, da das langfristige Vermögen

voll ständig durch Eigenkapital abgedeckt ist.

Die Liquiditätslage des Eigenbetriebs lässt sich dadurch kennzeichnen, dass die Zahlungsfä-

hig keit der Gesellschaft während des Berichtsjahres stets gewährleistet war.
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4.3.2 Finanzlage

Einen Überblick über die Herkunft und über die Verwendung der finanziellen Mittel des ge-

prüften Unter neh mens gibt die nachstehende Kapitalflussrechnung, welche die Zahlungsmit-

telflüsse nach der indirekten Me thode darstellt und den Grundsätzen des vom Deut schen Stan-

dardisie rungsrat DSR erar bei te ten Deut schen Rechnungslegungsstandards Nr. 21 (DRS 21)

entspricht.

2018 2017
TEUR TEUR

Periodenergebnis 731 1.656
+/- Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 2.254 2.667
+/- Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 476 -83
+/- Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Erträge -68 -94
-/+ Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen und 2.021 -1.533

Leistungen sowie anderer Aktiva, die nicht der Investitions- oder
Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind

+/- Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen -382 16
sowie anderer Passiva, die nicht der Investitions- oder
Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind

-/+ Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens 14 -422
+/- Zinsaufwendungen/Zinserträge 649 731
= Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 5.695 2.938
- Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen -1 -55
+ Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Sachanlagevermögens 13 1.213
- Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -410 -948
= Cashflow aus der Investitionstätigkeit -398 210
- Auszahlungen aus der Tilgung von Anleihen und (Finanz-) Krediten -2.101 -2.028
+ Einzahlungen aus erhaltenen Zuschüssen/Zuwendungen 0 4
- Gezahlte Zinsen -658 -721
= Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -2.759 -2.745

Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 2.538 403
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 1.617 1.214
= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 4.155 1.617

Der Finanzmittelbestand setzt sich wie folgt zusammen:

TEUR

Guthaben bei der Stadtkasse 3.949
Sparbücher Legate 204
Kassenbestand 2
Finanzmittelfonds am Ende der Periode 4.155
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Der Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit betrug im Geschäftsjahr 2018 TEUR

5.695. So mit standen dem Unternehmen ausreichend finanzielle Mittel für Investitionen zur

Verfü gung, die es selbst erwirtschaftet hat.

Aus der laufenden Geschäftstätigkeit ergab sich im Berichtsjahr ein Mittelzufluss von insge-

samt TEUR 5.695. Dieser setzt sich im Wesentlichen aus dem Jahresergebnis (TEUR 731),

aus den Abschreibungen (TEUR 2.254), der Abnahme der Forderungen aus Lieferungen und

Leistungen (TEUR 2.404) sowie den Zinsaufwendungen (TEUR 649) zusammen. Gegenläu fig

wirkte sich die Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (TEUR 372)

aus.

Aus der Investitionstätigkeit resultierte ein Mittelabfluss von TEUR 398. Dies ist im We sentli-

chen die Folge aus den Neuinvestitionen in das Sachanlage vermögen (TEUR 410). Gegenläu-

fig wirken sich die Einzahlungen aus den Abgängen von Gegenständen des Sachanlage vermö-

gens (TEUR 13) aus.

Der Mittelabfluss aus der Finanzierungstätigkeit betrug im Geschäftsjahr auf TEUR -2.759.

Dieser setzt sich im Wesentlichen aus der planmäßigen Tilgung der Darlehen (TEUR 2.101)

sowie den gezahlten Zinsen (TEUR 658) zusammen.

Insgesamt ergab sich im Geschäftsjahr ein Mittelzufluss von TEUR 2.538, so dass sich der

Finanzmittelbestand zum 31. Dezember 2018 auf TEUR 4.155 erhöht hat.
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4.3.3 Ertragslage

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abgeleitete Gegenüberstellung der Erfolgsrechnun-

gen der beiden Geschäftsjahre 2018 und 2017 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und ih rer

Ver än derun gen:

2018 2017 Veränderung
TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 35.310,5 99,9 34.931,7 99,9 378,8 1,1
+ Andere aktivierte Eigenleistungen 35,7 0,1 40,2 0,1 -4,5 -11,2

= Gesamtleistung 35.346,2 100,0 34.971,9 100,0 374,3 1,1
+ Sonstige betriebliche Erträge 344,1 1,0 850,2 2,4 -506,1 -59,5
- Materialaufwand 16.550,3 46,8 15.559,0 44,5 991,3 6,4

= Rohergebnis 19.140,0 54,2 20.263,1 57,9 -1.123,1 -5,5
- Personalaufwand 11.825,2 33,5 11.761,2 33,6 64,0 0,5
- Abschreibungen 2.254,3 6,4 2.666,9 7,6 -412,6 -15,5
- Sonstige betriebliche Aufwendungen 3.645,6 10,3 3.399,8 9,7 245,8 7,2

= Betriebsergebnis 1.414,9 4,0 2.435,2 7,0 -1.020,3 -41,9
- Finanzaufwand 648,8 1,8 730,9 2,1 -82,1 -11,2

= Finanzergebnis -648,8 -1,8 -730,9 -2,1 82,1 -11,2

= Ergebnis nach Steuern 766,1 2,2 1.704,3 4,9 -938,2 -55,0
- Sonstige Steuern 35,2 0,1 48,3 0,1 -13,1 -27,1
= Jahresergebnis 730,9 2,1 1.656,0 4,7 -925,1 -55,9

Im Berichtsjahr sind die Umsatzerlöse des Eigenbetriebs um TEUR 379 bzw. 1,1 % auf TEUR

35.311 gestiegen.

Unter Berücksichtigung der aktivierten Eigenleistungen in Höhe von TEUR 36 ergibt sich eine

um TEUR 374 gestiegene Gesamtleistung in Höhe von TEUR 35.346. 

Der Personalaufwand stieg gegenüber dem Vorjahr um TEUR 64. Die Perso nalaufwands quote

hat sich durch diese Entwicklung im Berichtsjahr von 33,6 % auf 33,5 % reduziert.
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Unter Einbeziehung des Personalaufwands, der Abschreibungen und der sonsti gen betriebli-

chen Auf wen dun gen ver bleibt ein positives Betriebsergebnis von TEUR 1.415, das um TEUR

1.020 unter dem Vor jah reswert liegt. Die Erhöhung der sonstigen betrieblichen Auf wen dun-

gen re sultiert im Wesentlichen aus der Neuzuführung der Rückstellung für die Ge büh ren über-

de ckung aus dem Bereich Schmutz- und Niederschlagswasser.

Bedingt durch einen Finanzaufwand von TEUR 649 ergibt sich ein negatives Finanzergebnis

in Hö he von TEUR 649, welches um TEUR 82 unter dem Vorjahreswert liegt.

Bei den Steuern handelt es sich im Wesentlichen um Kraftfahrzeugsteuer.

Im Berichtsjahr wurde somit ein positives Jahresergebnis von TEUR 731 erwirtschaftet, wel-

ches um TEUR 925 unter dem Vorjahreswert liegt.

Das Jahresergebnis 2018 ist wesentlich geprägt durch die erstmalig im Jahr 2018 in Er-

scheinung tretende Entsorgungsumstrukturierung und daher fehlende gewerbliche Erlöse, wei-

terhin fehlende Erlöse durch im Vergleich zu Vorjahren nicht erteilte Auftragsvolumina städti-

scher Unternehmen an den DBM und gestiegene Kosten u.a. auf Grund des sehr trockenen

Jahres 2018.
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5. Feststellungen aus der Erweiterung des Prüfungsauftrages zur Prüfung
der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung

a) Allgemeines

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2

HGrG be achtet. De mentsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß,

d.h. mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handels-

rechtlichen Vorschriften, den Bestimmungen der Betriebssatzung und der Geschäftsord nung

für die Geschäftsfüh rung geführt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage 11 dargestellt.

Zur Prü fung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung sowie der wirtschaftlichen Verhält-

nisse nach § 53 HGrG haben wir den Fragenkatalog des IDW Prüfungsstandards zur Prüfung

nach § 53 HGrG (IDW PS 720) genutzt. Über diese Feststellungen hin aus hat un sere Prü fung

keine Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ord nungs-

mäßig keit der Geschäftsführung von Bedeu tung sind.

b) Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung hat weder hinsichtlich der

Leitungsorganisation noch hinsichtlich des Instrumentariums und der Leitungstätig keit zu 

Beanstandungen geführt.

Die Organisation sowie das Rechnungswesen sind dem Gegenstand und Umfang eines kleinen

kommunalen Eigenbetriebes entsprechend ausgestaltet.

c) Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie der Liquidität

Die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie der Liquidität des Eigenbetriebs ist

un ter dem Ab schnitt 4.3 dargestellt.

d) Verlustbringende Geschäfte

Im Geschäftsjahr wurde insgesamt ein Jahresüberschuss erzielt.
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6. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir am 2. September 2019 dem als Anlagen 1 bis 3

beigefüg ten Jah resabschluss der Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM), Marburg,

zum 31. Dezember 2018 und dem als Anlage 4 beigefüg ten Lagebericht für das Geschäftsjahr

2018 den folgenden Bestäti gungsvermerk erteilt, der von uns an dieser Stelle wiedergegeben

wird:

"BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An den Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM)

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM) – be-

stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, ein schließ-

lich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus

haben wir den Lagebericht des Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM) für das Ge-

schäftsjahr vom 1. Janu ar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen,

für Ka pitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter

Be ach tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-

chen Ver hält nissen ent sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft

zum 31. De zem ber 2018 so wie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar

2018 bis zum 31. De zem ber 2018 und

· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der

Ge sell schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit

dem Jah resab schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die
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Chan cen und Risi ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen

ge gen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung

mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-

tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-

schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestäti-

gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in

Übereinstimmung mit den deut schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften

und haben unsere sonsti gen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anfor-

derungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-

reichend und geeig net sind, um als Grundlage für un sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss

und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der für die Überwachung Verantwortlichen für

den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen

we sentli chen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der

deut schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

spre chendes Bild der Vermö gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner

sind die ge setz li chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-

stim mung mit den deutschen Grundsät zen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-

stimmt haben, um die Aufstellung ei nes Jahres abschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
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sentlichen – beabsichtig ten oder unbeabsich tigten – fal schen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,

die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des

Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh rung

der Un terneh menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-

antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

neh menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten

entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts,

der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen

wesentli chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen

Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend

darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maß-

nah men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lagebe-

richts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-

möglichen, und um ausreichen de geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er-

bringen zu kön nen.

Die für die Überwachung Verantwortlichen sind verantwortlich für die Überwachung des

Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstel lung des Jahresabschlusses und des

Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss

als Gan zes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-

lungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
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schaft ver mit telt so wie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den

bei der Prüfung ge won nenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-

schriften entspricht und die Chan cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-

stellt, so wie einen Be stäti gungs vermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahres-

abschluss und zum Lagebe richt beinhal tet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine

in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte

Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus

Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn ver-

nünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grund lage

dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von

Adressaten beeinflussen.

Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält unter https://www.idw.de/idw

/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/hgb-ja-non-pie eine weitergehende Beschreibung der

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres Bestätigungsvermerks."

Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetz-

lichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten

(IDW PS 450 n.F.).

Die Verwendung des vorstehend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks au ßerhalb dieses

Prüfungs be richts setzt unsere vorherige Zu stim mung voraus.

Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder Lageberichts in einer

von der be stätigten Fas sung abwei chenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere

Sprachen) er for dert unse re er neute Stellung nahme, soweit dabei unser Bestäti gungs vermerk

zi tiert oder auf unsere Prü fung hingewiesen wird. Wir weisen dies be züg lich auf § 328 HGB

hin.
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Gießen, den 2. September 2019

THEOBALD JUNG SCHERER AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT

Prof. Dr. Hubert Jung
Wirtschaftsprüfer

Sebastian Jung
Wirtschaftsprüfer
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 Anlage 1
BILANZ

Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM)

Marburg

zum 31. Dezember 2018

Aktivseite Passivseite

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR EUR

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

gewerbliche Schutzrechte 79.164,00 114.448,00

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts-, Betriebs-
und anderen Bauten 5.493.544,00 5.689.312,00

2. Verteilungsanlagen 27.663.323,00 28.597.908,00
3. Maschinen und maschinelle Anlagen 608.928,00 800.559,00
4. Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.628.027,00 2.201.324,00
5. Geleistete Anzahlungen 62.843,00 4.185,00

35.456.665,00 37.293.288,00

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 343.100,00 349.128,00

II. Forderungen

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 489.989,04 2.894.094,42
2. Forderungen gegen die Universitätsstadt Marburg 5.451.883,99 2.444.398,80

5.941.873,03 5.338.493,22

III. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 206.108,08 216.044,74

C. Rechnungsabgrenzungsposten 14.313,90 82.958,67

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 5.110.000,00 5.110.000,00

II. Rücklagen

1. Allgemeine Rücklagen 12.408.175,11 11.670.864,82
2. Zweckgebundene Rücklagen 2.254.075,93 1.335.395,03

14.662.251,04 13.006.259,85
III. Gewinn (+) / Verlust (-)

1. Gewinn des Vorjahres 1.655.991,19 75.194,02
2. Einstellung in die Rücklagen 1.656.016,19- 292.314,92-
3. Entnahmen aus den Rücklagen 25,00 217.120,90
4. Jahresgewinn (+) / Jahresverlust (-) 730.870,40 1.655.991,19

730.870,40 1.655.991,19

B. Sonderposten für Zuschüsse und Zulagen 40.550,00 53.839,39

C. Empfangene Ertragszuschüsse 548.408,20 603.151,12

D. Rückstellungen

sonstige Rückstellungen 2.258.774,00 1.791.452,00

E. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 17.007.872,35 19.108.968,88
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.478.110,56 1.850.105,95

18.485.982,91 20.959.074,83

F. Rechnungsabgrenzungsposten 204.387,46 214.592,25

42.041.224,01 43.394.360,63 42.041.224,01 43.394.360,63
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 Anlage 2
GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG
Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM)

Marburg

für das Geschäftsjahr vom  1. Januar bis 31. Dezember 2018

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 35.310.521,95 34.931.666,69

2. andere aktivierte Eigenleistungen 35.689,47 40.249,63

3. sonstige betriebliche Erträge 344.088,62 850.195,31

4. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 1.801.034,93 1.608.833,53
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 14.749.285,02 13.950.158,01

16.550.319,95 15.558.991,54

5. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 9.148.397,34 9.110.703,81
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung 2.676.790,68 2.650.524,93

11.825.188,02 11.761.228,74
- davon für Altersversorgung EUR 741.118,25 (EUR 703.394,96)

6. Abschreibungen
auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und
Sachanlagen 2.254.289,00 2.666.885,00

7. sonstige betriebliche Aufwendungen 3.645.646,97 3.399.815,08

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 648.781,93 730.926,46
- davon Zinsaufwendungen aus der Abzinsung von Rückstellungen

4.460,00 (9.406,00)

9. Ergebnis nach Steuern 766.074,17 1.704.264,81

10. sonstige Steuern 35.203,77 48.273,62

11. Jahresüberschuss 730.870,40 1.655.991,19

897



El
ek
tr
on
is
ch
e
Ko
pi
e

 Anlage 3
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ANHANG
des

Dienstleistungsbetriebs der Stadt Marburg (DBM)

Marburg

zum 31. Dezember 2018

I. Allgemeine Angaben

Der Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM) produziert Dienstleistungen in den Be-

reichen Entsorgung, Straßenreinigung/Winterdienst, Straßenunterhal tung/Beschilderung, Ka-

nal- und Gewässer-unterhaltung sowie Friedhof- und Grünflä chenunterhaltung.

Zur Unterstützung der Hauptproduktionszweige gibt es Hilfsbetriebe, die durch ihre Quer-

schnittfunktion die Hauptproduktion unterstützen. Dies sind die Kfz- und Klein gerätewerk-

statt, welche zum 01.01.2004 an die SWM GmbH outgesourced wurde, div. Material- und

Vorratslagerstätten sowie die Verwaltung. Demgemäß ist die Ge winn- und Verlustrechnung

nach § 24 Abs. 3 EigBGes um eine Erfolgsübersicht mit einer betriebszweigbezogenen Auftei-

lung der Erträge und Aufwendungen ergänzt.

Zur Verrechnung der Leistungen zwischen den Betriebszweigen wird über eine diffe renzierte

Auftragsabwicklung und Umlageberechnung in dem Geschäftsjahr 2018 ei ne weitgehend ver-

ursachungsgerechte Aufteilung der Aufwendungen und Erträge auf die Hauptproduktionsbe-

reiche erreicht.

Eine spartenbezogene Aufteilung von Bilanzposten ist nach dem Eigenbetriebsrecht nicht not-

wendig.

Zum 01.01.2007 wurde dem DBM der Kanalgebührenhaushalt der Stadt Marburg übertragen.

Die entsprechenden Vermögens- und Kapitalpositionen sind in der Bi lanz und der Gewinn-

und Verlustrechnung ausgewiesen. Die Betriebsführung des Kanalgebührenhaushaltes ist auf

die SWM GmbH übertragen worden.

898



El
ek
tr
on
is
ch
e
Ko
pi
e

 Anlage 3
Seite 2

Basierend auf der am 24. November 2006 durch die Stadtverordnetenversammlung der Stadt

Marburg beschlossenen Neuorganisation der Stadtentwässerung wurde die operative Umset-

zung dieser Umstrukturierung im 1. Quartal 2009 abgeschlossen.

Die Fortschreibung des Alt-Kanalnetzwertes erfolgt auf der Basis des zum 01.01.2007 ermit-

telten Wertansatzes. Neu investitionen ins Kanalnetz werden von der Betriebsführerin, der

SWM GmbH, getätigt und aktiviert.

Zum 01.01.2013 wurde die gesplittete Abwassergebühr für Schmutz- und Nieder schlags was-

ser eingeführt.

Zum 01.01.2018 erfolgte eine Umstrukturierung der gewerblichen und hoheitlichen Entsor-

gung der Stadt Marburg bzw. des DBM.

Die gewerbliche Entsorgung, d.h. die Entsorgung in Umlandgemeinden und die Ein sammlung

des Gelben Sackes, wurde ausschließlich auf die Marburger Entsor gungs-GmbH (MEG) über-

tragen. Die Einsammlung der hoheitlichen Entsorgungs fraktionen wurde auf die neu ge grün-

dete Marburger Kommunal-GmbH (MKG) über tragen. Der DBM unterstützt die beiden Un-

ternehmen weiterhin durch Bereitstellung von Verwaltungs-, Logistik-, Umschlags- und La-

gerkapazitäten.

II. Angaben zur Bilanzierung und Bewertung

Der Jahresabschluss des DBM zum 31. Dezember 2018 wurde auf der Grundlage des § 22

EigB Ges und der Vorschriften des Handelsgesetzbuches zur Rechnungslegung für große Kapi-

talge sell schaf ten erstellt.

Die immateriellen Vermögensgegenstände und das Sachanlagevermögen wurden zu Anschaf-

fungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt und, soweit abnutzbar, um planmä ßige Abschrei-

bun gen vermin dert.

Die Abschreibungen sind nach der voraussichtlichen Nutzungsdauer vorgenommen. Die Zu-

gän ge im Geschäftsjahr 2018 wurden nach der linearen Methode abgeschrie ben. Für gering-
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wer tige Wirt schaftsgüter (GwG) wurden die ab 2018 geltenden Rege lungen des EStG ange-

setzt. Alle GwG mit Anschaffungskosten von 250 bis 1.000 Euro werden als Sammelposten

zu sam menge fasst und über 5 Jahre abgeschrieben.

 

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sind per Festwertansatz in der Bilanz dargestellt. Die Wertfest-

stel lung ist auf der Basis einer körperlichen Bestandsaufnahme (Inventur) im Rahmen des Jah-

res ab schlusses zum 31.12.2018 erfolgt.

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind zum Nennwert ange setzt. Bei den

For derungen aus Lieferungen und Leistungen wurde neben differen zierten Einzelwertbe richti-

gun gen zur Deckung des allgemeinen Kreditrisikos eine an gemessene Pauschalwertbe richti-

gung von 1 % der Netto-Forderungen gebildet. Für strittige Forderungen gegen die Uni versi-

tätsstadt Mar burg sind die Ausfallrisiken durch entsprechende Einzelwertberichtigungen be-

rücksichtigt bzw. in An spruch ge nommen worden. Das Ausfallrisiko für Forderungen des Ka-

nalgebührenh aushaltes wur de durch eine empirisch belegte Rückstellung gemäß dem von der

SWM GmbH zur Verfü gung ges tellten Datenmaterial berücksichtigt. 

Die liquiden Mittel sind zum Nennbetrag bilanziert.

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten betreffen Ausgaben vor dem Abschlussstich tag, die

Auf wen dun gen für ei ne be stimm te Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen; die Auflösung des

Postens erfolgt linear entsprechend dem Zeitablauf.

Die im Zuge der Übernahme des Kanalgebührenhaushaltes von der Stadt Marburg weitergege-

be nen Investitionszuschüsse wurden als Sonderposten für Zuschüsse und Zulagen bilanziert.

Die Auflö sung erfolgt über die Nutzungsdauer von 20 Jahren. Die von Anschlussnehmern er-

hobenen Anschlussbeiträge sind als empfangene Er tragszu schüs se passiviert. Die Auflösung

erfolgt über die Nutzungsdauer von 20 Jah ren.

Die sonstigen Rückstellungen wurden für alle weiteren ungewissen Verbindlichkeiten in Höhe

des Erfüllungsbetrages gebildet, der nach vernünftiger kaufmännischer Beur tei lung notwendig
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ist. Dabei wurden alle erkennbaren Risiken berücksichtigt. Rück stel lungen mit einer Rest-

laufzeit von mehr als einem Jahr wurden abgezinst.

Die Verbindlichkeiten wurden zum Erfüllungsbetrag passiviert.

Der passive Rechnungsabgrenzungsposten erfasst Einnahmen vor dem Abschluss stich tag, die

Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Tage darstellen; die Auflösung des Pos tens erfolgt

linear ent sprechend dem Zeitablauf.
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III. Angaben und Erläuterungen zu einzelnen Posten der Bilanz und Gewinn- und Verlust-

rechnung

Bilanz

Die Entwicklung des Anlagevermögens zeigt der beigefügte Anlagennachweis.

Sämtliche Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind innerhalb ei nes Jah res fäl-

lig.

Die Rückstellungen wurden in Höhe der zu erwartenden Verpflichtungen gebildet. Von den

Rück stellungen entfallen T€ 767 auf Personalverpflichtungen aus Resturlaub, Überstunden

und Alters teilzeit.

Die Fristigkeit der Verbindlichkeiten und die sonstigen Angaben hierzu gemäß § 22 EigBGes

i.V.m. §§ 268 Abs. 5 S. 1 und 285 Nr. 1 HGB sind aus nachstehender Übersicht zu entneh-

men:

davon
31.12.2018 bis 1 Jahr über 1 Jahr

Jahre
mehr als 5 31.12.2017

Euro Euro Euro Euro Euro

Kanalgebührenhaushalt
Kreditinstituten für
gegenüber
Verbindlichkeiten

14.363.203,37 1.646.861,40 12.716.341,97 7.271.473,57 15.944.462,21

DBM allgemein
Kreditinstituten für
gegenüber
Verbindlichkeiten

2.644.668,98 526.454,47 2.118.214,51 344.006,04 3.164.506,67

Leistungen
Lieferungen und
Verbindlichkeiten aus

1.478.110,56 1.478.110,56 0,00 0,00 1.850.105,95

18.485.982,91 3.651.426,43 14.834.556,48 7.615.479,61 20.959.074,83
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Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten setzen sich zusammen aus den im Rah men

der Übertragung des Kanalnetzes auf den DBM übertragenen Fremdkapital ver pflich tungen

und weiterhin aus den im Rahmen vom Regierungspräsidium Gießen er teilten Kre diter mäch-

tigungen aufgenommenen Krediten für Investitionen im DBM bei der Spar kasse Mar-

burg-Biedenkopf und bei der KfW.

Bei den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen bestehen die üblichen Ei gen-

tumsvorbehalte.

Gewinn- und Verlustrechnung

Die Gewinn- und Verlustrechnung wird nach dem Gesamtkostenverfahren erstellt.

Die Betriebserträge verteilen sich in folgender Weise auf die Betriebszweige:

2018
TEUR

Entsorgung 8.542
Straßenreinigung/Winterdienst 4.667
Straßenunterhaltung/Beschilderung 1.218
Kanal- und Gewässerunterhaltung 2.073
Kanal Gebührenhaushalt 12.166
Friedhof 1.399
Grünflächenbewirtschaftung 3.082

und Grünflächenunterhaltung
Betriebe gewerblicher Art Tiefbau

817

Gewerbemüll
Betriebe gewerblicher Art DSD und

869

Spielplatzunterhaltung
Sportstätten- und

682
Übrige 176

35.691
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Sonstige Angaben

Der DBM beschäftigte im Jahresdurchschnitt neben den Betriebsleitern 245 Arbeit nehmerin-

nen und Arbeitnehmer sowie 14 Auszubildende. 

Aus Mietverhältnissen bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen in Höhe von T€ 299 im

Folgejahr. 

Das nach § 285 Nr. 17 HGB anzugebende Honorar des Abschlussprüfers beträgt T€ 14,5

(netto) und entfällt vollständig auf Abschlussprüfungsleistungen.

Nachtragsbericht 

Gegen Ende des I. Quartals 2019 und Beginn des II. Quartals 2019 und somit nach dem

Bilanzstichtag zum 31.12.2018 haben sich weitere wesentliche Umstände ergeben, die es er-

for der lich machen, über die Lage des Eigenbetriebes nach § 289 HGB in Verbin dung mit § 21

EigB Ges zu berich ten. 

Weiterhin ist der DBM Mieter im Verwaltungsgebäude der SWM GmbH, Am Krekel 55. Dort

ste hen der gesamten kaufmännischen Verwaltung sechs Büros zur Verfü gung. 

Im 2. OG des Betriebsgebäudes der SWM GmbH Am Krekel sind die Abteilungen Tief-

bau/Kanal/Gewässerunterhaltung und Straßenunterhaltung/Beschilderung unter gebracht. 

Die SWM GmbH (Vermieterin) hatte dem DBM gegenüber angezeigt, dass sie die Verwal-

tungs flä chen, die Flächen der Abteilungen im Betriebsgebäude, die Flächen des Magazins wie

auch die Flä chen der verschiedenen KFZ-Standorte inklusive der PKW-Stellplätze für die Be-

schäftigten des DBM für sich selbst und für eigene Bau vorhaben benötigt. 

Der DBM wurde gebeten, kurzfristig nach Lösungen zu suchen und mitzuwirken, dass die von

den Stadtwerken geplanten Maßnahmen kurzfristig realisiert werden können.
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- Demnach wurden in einem ersten Schritt bis zum 01.07.2018 das bisherige Con tainer- und

das Mülleimerlager von MEG und MKG vom DBM-eigenen Service hof nach Gisselberg

auf die Fläche der ehemaligen EAM verlegt. 

- Bis zum 15.07.2018 richtete der DBM auf dieser DBM-eigenen Servicehoffläche die

Park plät ze für die Privat-Kfz der Beschäftigten ein, deren Fahrzeuge bis dato auf Stadt-

werkege lände ab ge stellt waren (ca. 70 KFZ).

- So konnte die SWM GmbH das erste Bauprojekt, den Bau des Parkdecks Am Krekel, um-

set zen.

- Bis März 2019 wurde das DBM-Magazin und das DBM-Freiflächenlager auf den Service-

hof verbracht, zum Juli 2019 wurde dann auch die Parkgarage für ca. 25

Dienst-/Winterdienst-Kfz. sowie Stellflächen für ca. 20 weitere LKW und Prit schenfahr-

zeuge im SWM- Innenhofgebäu de auf Wunsch der SWM geräumt. Im Gegenzug mussten

die SWM die MEG/MKG zugehö ren den Kfz vom Servicehof auf das SWM Gelände ver-

tei len, um am Servicehof genügend Stellflä chen zu ha ben.

- Die Abteilungen Kanal- und Straßenunterhaltung verbleiben vorläufig im 2. OG des

SWM-Betriebsgebäudes. Für die Beschäftigten bedeutet dies, dass sie täglich weite Ste-

cken vom Pkw-Parkplatz (Servicehof) zu den Sozialräumen (Innenhof Stadtwerke), von

den So zial räumen zu den Dienst-Kfz. (Servicehof), zum Feiera bend von den Dienst-Kfz.

wieder zu den So zialräumen und anschließend wieder zu den Privat-Pkw zu Fuß zurückle-

gen müssen. Hier für müssen schnellstens an dere Lösungen gefunden werden. Der DBM

steht diesbezüg lich mit dem FD 65 der Stadt Marburg in Kontakt, um die erforderlichen

Bauplanungen auf dem DBM-Ser vi cehofgelände weiter zu entwickeln. Hierfür ist in Kür-

ze geplant, einen Be darfsa nerkennungs an trag an den Magistrat zu richten.

- Die DBM-Verwaltung verbleibt zunächst am jetzigen Standort im 1. OG des SWM-Ver-

wal tungsgebäudes bis für den DBM eine endgültige bauliche Gesamt lösung realisiert ist.

Somit sind alle vom DBM genutzten Flächen im SWM-Innenhof (Am Krekel 55) geräumt,

und die SWM kann ihre Abriss- und Bauplanungen umsetzen.
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Betriebsleitung

Die Leitung des DBM oblag im Berichtsjahr 

Herrn Dipl.-Kaufmann Joachim Brunnet, Marburg (seit 01.03.2018) und 

Herrn Dipl.-Kaufmann Norbert Feyh, Kirchhain.

Die Arbeitnehmer-Brutto-Bezüge der Betriebsleitung betrugen zusammen im Be richtsjahr 152

T€.

Der ehemalige Betriebsleiter, Herr Dipl.-Kaufmann Jürgen Wiegand, ist zum 31.12.2017 aus-

geschieden. Der bisherige stellvertretende Betriebsleiter Herr Dipl.-Kaufmann Norbert Feyh,

Kirchhain, hat die kommissarische Leitung des DBM vom 01.01.2018 bis 28.02.2018 über-

nommen.

Seit dem 01.03.2018 ist eine neue Betriebsleitung für den DBM bestellt.

Die neue Betriebsleitung besteht aus Herrn Dipl.-Kaufmann Joachim Brunnet, Marburg und

Herrn Dipl.-Kaufmann Norbert Feyh, Kirchhain.

Die beiden Betriebsleiter führen den DBM gleichberechtigt und vertreten sich gegen seitig.

Betriebskommission

Zu Mitgliedern der Betriebskommission waren im Jahr 2018 bestellt:

Magistratsmitglieder:

Herr Wieland Stötzel, Bürgermeister 

Herr Dr. Thomas Spies, Oberbürgermeister (stellv. Vorsitzender)

Frau Anne Oppermann, Krankenschwester, MdL a.D.

Stellvertreter/innen:

Frau Alev Laßmann, Lehrerin

Frau Ursula Schulze-Stampe, Kunsthistorikerin
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Stadtverordnete:

Frau Sonja Sell, Angestellte

Herr Hermann Heck, kfm. Angestellter

Herr Hans-Werner Seitz, Geschäftsführer

Herr Köster-Sollwedel, Pensionär

Stellvertreter/innen:

Herr Uwe Meyer, Angestellter

Herr Joachim Brunnet, Dipl.-Kfm. (bis 28.02.2018 – keine Nachfolge)

Herr Dr. Karsten McGovern, Dipl.-Politologe

Frau Renate Bastian, Journalistin

Technisch/wirtschaftlich erfahrene Personen:

Herr Dr. Ralf Musket, Lehrer

Herr Dr. Fabio Longo, Rechtsanwalt

Herr Roger Pfalz, Finanzbeamter

Herr Christoph Ditschler, Immobilien-Verwalter

Stellvertreter/innen:

Frau Monika Biebusch, Angestellte

Frau Erika Lotz-Halilovic, Angestellte

Herr Oliver Hahn, Vermögensberater

Herr Michael Selinka, Lehrer

Mitglieder der Personalvertretung:

Herr Günter Pfeiffer, Beschäftigter im öffentl. Dienst

Herr Michael Klee, Beschäftigter im öffentl. Dienst

Stellvertreter/innen:

Herr Martin Hedderich, Beschäftigter im öffentl. Dienst

Herr Kurt Platt, Beschäftigter im öffentl. Dienst

An die Mitglieder der Betriebskommission wurden im Jahr 2018 Aufwandentschädigun gen in

Hö he von € 435,00 ausgezahlt.
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Ergebnisverwendung

Es wird vorgeschlagen, 

· den aus dem Bereich Entsorgung entstehenden Verlust (€ - 222.066,32) bis zur Entschei-

dung, ob er aus Haushaltsmitteln ausgeglichen wird, ins folgende Ge schäftsjahr vorzutra-

gen, den aus den Bereichen Straßenreinigung/ Winterdienst (€ 46.837,02), Straßenunter-

haltung (€ - 32.125,27), Kanal- und Gewässerun terhaltung (€ 13.268,73), Friedhof- (€ -

53.121,83) und Grünflächenunterhaltung (€ - 105.011,04) resultierenden Verlust

(insgesamt € - 130.152,39) aus der Ergeb nisrücklage des DBM auszugleichen.

· den ermittelten Verlust i.H.v. € - 12.826 aus dem Abgang von Anlagevermögen aus dem

im DBM aktivierten Alt-Kanalnetz aus der Rücklage der Kanalvermö gensbewertung (€

10.718.298,48) auszugleichen und den dann verbleibenden Überschuss i.H.v. €

1.095.915,12 der Kanalgebührenausgleichsrücklage (€ 2.254.075,93) zuzuführen. Der

unter Berücksichtigung kommunalabgabenrechtli cher Verpflichtungen gegenüber den

Kanalgebührenpflichtigen nach handels rechtlichen Grundsätzen ermittelte Überschuss

des Kanalgebührenhaushaltes be trägt somit insgesamt € 1.083.089,12.

Marburg, den 2. September 2019

 ________________________________   _______________________________

Dipl.-Kaufmann Joachim Brunnet Dipl.-Kaufmann Norbert Feyh

Betriebsleiter Betriebsleiter
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ANLAGENSPIEGEL zum 31. Dezember 2018

Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM), Marburg

Anschaffungs- und Herstellungskosten Abschreibungen Buchwerte Kennzahlen

Durch- Durch-
Stand Stand Stand Stand Stand Stand schnittlicher schnittlicher

01.01.2018 Zugänge Abgänge Umbuchungen 31.12.2018 01.01.2018 Zugänge Abgänge 31.12.2018 31.12.2018 31.12.2017 Abschreibungssatz Restbuchwert
Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro v.H. v.H.

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Gewerbliche Schutzrechte 228.020,00 1.053,00 0,00 0,00 229.073,00 113.572,00 36.337,00 0,00 149.909,00 79.164,00 114.448,00 15,9 34,6

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche 8.003.895,00 33.118,00 0,00 1.559,00 8.038.572,00 2.314.583,00 230.445,00 0,00 2.545.028,00 5.493.544,00 5.689.312,00 2,9 68,3
Rechten mit Betriebs- und anderen Bauten

2. Verteilungsanlagen 37.322.131,00 0,00 19.984,00 0,00 37.302.147,00 8.724.223,00 921.759,00 7.158,00 9.638.824,00 27.663.323,00 28.597.908,00 2,5 74,2

3. Maschinen und maschinelle Anlagen 2.491.320,00 0,00 15.308,00 0,00 2.476.012,00 1.690.761,00 183.366,00 7.043,00 1.867.084,00 608.928,00 800.559,00 7,4 24,6

4. Betriebs- und Geschäftsausstattung 16.314.889,00 313.698,00 125.864,00 2.622,00 16.505.345,00 14.113.565,00 882.382,00 118.629,00 14.877.318,00 1.628.027,00 2.201.324,00 5,3 9,9

5. Anlagen im Bau 4.185,00 62.839,00 0,00 -4.181,00 62.843,00 0,00 0,00 0,00 0,00 62.843,00 4.185,00 0,0 100,0

Sachanlagen 64.136.420,00 409.655,00 161.156,00 0,00 64.384.919,00 26.843.132,00 2.217.952,00 132.830,00 28.928.254,00 35.456.665,00 37.293.288,00 3,4 55,1

Anlagevermögen 64.364.440,00 410.708,00 161.156,00 0,00 64.613.992,00 26.956.704,00 2.254.289,00 132.830,00 29.078.163,00 35.535.829,00 37.407.736,00 3,5 55,0
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LAGEBERICHT
des

Dienstleistungsbetriebs der Stadt Marburg (DBM)

Marburg

für das Geschäftsjahr 2018

1. Grundlagen des Eigenbetriebes

Der Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM) wurde zum 1. Januar 2001 aus dem da-

maligen Betriebsamt der Stadt Marburg in einen Eigenbetrieb umgewandelt.

Der DBM erbringt satzungsgemäß Dienstleistungen in den Bereichen Entsorgung, Straßenrei-

nigung, Winterdienst, Straßenunterhaltung/Beschilderung, Kanal- und Gewässerunterhaltung

sowie Fried hofs- und Grünflächenpflege. Diese Tätigkeiten führt der DBM primär auf der Ba-

sis von Aufträgen für die Fachdienste der Stadt Marburg gegen eine entsprechende Vergütung

aus.

Zum 1. Januar 2007 wurde dem DBM der Kanalgebührenhaushalt der Stadt Marburg ein-

schließlich der entsprechenden Vermögens- und Kapitalpositionen übertragen. Die Betriebs-

führung des Kanal gebührenhaushaltes erfolgt auf der Basis eines Betriebsführungsvertrages

durch die SWM GmbH. Zum 1. Januar 2013 wurde durch Beschluss der Stadtverordnetenver-

sammlung das nach Nieder schlags- und Schmutzwasser getrennte Gebührensystem eingeführt. 

Zum 1.1.2018 hat die Stadtverordnetenversammlung die Übertragung der Betriebsführerschaft

für die hoheitliche Entsorgung in der Stadt Marburg an die MKG GmbH beschlossen. 

Neben den oben beschriebenen originären Tätigkeiten für die Stadt Marburg kann der DBM

seine Dienstleistungen, insbesondere auch im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit,

Dritten ge gen angemessene Vergütung anbieten.
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Im Bereich der Entsorgung erbringt der DBM auch gewerbliche Dienstleistungen, wie Um-

schlags dienstleistungen auf dem DBM-Servicehof sowie die Bereitstellung von Lager- und Lo-

gistikkapazi täten für die Marburger Entsorgungs-GmbH (MEG) und die zum 1.1.2018 gegrün-

dete Marburger Kommunalentsorgungs-GmbH (MKG).

Weiterhin werden Leistungen in der Grab- und Grünflächenpflege für Dritte sowie Tiefbauleis-

tun gen zum überwiegenden Teil für die SWM GmbH erbracht. Diese Tätigkeiten werden in so-

genann ten „Betrieben gewerblicher Art“ abgebildet.

Durch die primäre Ausrichtung des DBM auf die Durchführung der Tätigkeiten für die Stadt

Marburg ist der wesentliche Einflussfaktor für das wirtschaftliche Ergebnis grundsätzlich das

Volumen der durch den Haushalt der Stadt Marburg zur Verfügung gestellten Mittel für den

DBM.

2. Wirtschaftsbericht

2.1 Geschäftsverlauf

Die ersten Monate des Jahres 2018 waren bis in den März hinein von sehr wechselhaftem Win-

ter wetter geprägt. Während deutschlandweit am 03.01.2018 in Rheinfelden 16,2 °Celsius ge-

messen wurden, zeigte das Thermometer am 28.02.2018 in Funtensee  - 40,3 °Celsius. In Mar-

burg schwank ten im Januar die Temperaturen zwischen 0 und 8 °C und im Februar zwischen -

8 und 7 °Celsius. Vor dem Hintergrund der speziellen Marburger Topographie ergaben sich da-

her Situatio nen, dass es bei Plusgraden im Lahntal gleichzeitig erhebliche Minusgrade mit ge-

fährlicher Glatteis bildung in den höher gelegenen östlichen und wesentlichen Stadtteilen bis in

den März hinein zu be herrschen galt. Gerade im Februar waren auch einige kleinere Schnee-

pflugeinsätze zu verzeichnen. Diese un konstanten Winter- bzw. Winterdienstbedingungen wer-

den voraussichtlich künftig die Re gel sein. Es kann nur immer wieder die Notwendigkeit und

Angemessenheit einer Winterdienstpau schale be tont werden, die die anfallenden Kosten des

DBM für die Ressourcenvorhaltung im ge samten Win terdienst mit abdeckt, um dieses Risiko

für die witterungsbedingten Schwankungen nicht aus schließlich auf den DBM zu übertragen. 
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Es wird im Fortgang immer schwieriger, Deckungsbeiträge zu den hohen Vorhalte- und War-

tungs kosten für das Personal und die Technik für den Winterdienst durch Drittaufträge zu ge-

nerieren.

Eine besondere Herausforderung in der Wintersaison 2018 lag erneut wieder einmal darin be-

grün det, dass der DBM die Ausfälle von Landwirten als Winterdienstleister aus den Vorjahren,

zuletzt für die Stadtteile Schröck und Moischt aus eigenen Ressourcen kompensieren musste.

Hierfür mus sten zusätzliche Schlepper angeschafft und die Rufbereitschaftspläne angepasst

werden. Bis heute müssen die ehemals von Landwirten erbrachten Stadtteilwinterdienste für

Marbach, Bauerbach, Ginseldorf und Wehrshausen vom DBM miterledigt werden. Es konnten

keine neuen Landwirte für die Winterdienstaufgabe gewonnen werden.

Im Zuge des durch die Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Übergangs der Betriebs-

führung für Einsammlung im hoheitlichen Entsorgungsbereich auf die MKG GmbH und der

gewerblichen Einsammlung in den Umlandgemeinden und des gelben Sackes auf die MEG

GmbH ist seit dem 1.1.2018 nur noch die MEG Vertragspartner des DSD-Generalunterneh-

mers im Landkreis Mar burg-Biedenkopf und für die Einsammlung der „Gelben Säcke“ in Mar-

burg zuständig. Der DBM trägt trotzdem nicht unwesentlich mit Personal-, Umschlags-, Lager-

und Logistikkapazitäten zur hoheitlichen und gewerblichen Entsorgung bei. Durch den Weg fall

von Einsammlungs- und Trans portdienstleistungsentgelten und damit eben nicht proportio nal

verbundenen adäquaten Kostenredu zierungen haben diese tief in die DBM-Organisations-

struktur eingreifenden strukturellen Maßnah men Auswirkungen auf die Ergebnisgestaltung im

operativen DBM-Bereich.

Im Zuge der Entsorgungsumstrukturierung wurde die Betriebsführung für die hoheitliche Ent-

sor gung in der Stadt Marburg, wie oben erwähnt, auf die neu gegründete Marburger Kommu-

nalentsor gungs-GmbH übertragen und die Aufgaben des DBM-Servicebüros wurden in das

Kundenzentrum der SWM GmbH transferiert. Die im DBM-Servicebüro für Kundenbetreuung

frei gewordene Ar beitszeit wird in der kaufmännischen DBM-Verwaltung auf einer freien Stel-

le eingesetzt. Die übri gen im Servicebüro angesiedelten Aufgaben wie Kassenführung, Versi-

cherungsschadenabwicklung und Öffentlichkeitsarbeit sind und bleiben, genau wie das ge-

samte Entsorgungs-Know-how, auch über 2018 hinaus weiter im DBM vorhanden.
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Die Stadtverordnetenversammlung hat beschlossen, dass die Altkleidersammlung und

-verwertung nach transparenten Standards erfolgen soll. Der DBM wurde daher beauftragt, die

Altkleidersamm lung in Marburg durchzuführen und dabei auch auf die Zusammenarbeit mit

den gemeinnützigen Organisationen in Marburg Wert zu legen. Mit den gemeinnützigen Or-

ganisationen haben mehrere Abstimmungen stattgefunden, die auch in 2018 galten.

Die Leerung der Altkleidercontainer hat sich etabliert und die gesammelten Mengen werden

der Verwertung zugeführt. Der Servicehof bietet hierfür aus logistischer Sicht eine hervorra-

gende und ausbaubare Basis.

Bereits im Jahr 2017 wurde die neue Altkleiderausschreibung vorbereitet und veröffentlicht.

Dabei sind auch Gesichtspunkte der fairen Verwertung, wie Transparenz der Verwertungswege

durch Vor lage entsprechender Nachweise sowie die Möglichkeit von Vor-Ort-Besuchen der

Verwertungsanla gen, in noch deutlicherem Umfang in die Auswertung der Angebote mit ein-

geflossen. Außerdem hatte die Möglichkeit der Überprüfung und der Nachweis der Zuverläs-

sigkeit des Auftragnehmers einen besonderen Stellenwert. Seit dem 1.4.2018 verwertet die Fir-

ma TopTex aus Salzgitter die vom DBM eingesammelten Altkleider. Die Zusammenarbeit mit

der Fa. TopTex zeigt sich problemlos.

Der Auftrag der Grünflächenunterhaltung für die GeWoBau wurde vom DBM auch im Jahr

2018 erfolgreich weitergeführt. Die Dauergrabpflegeaufträge wurden erfolgreich fortgeführt.

Bereits seit mehreren Jahren hat der DBM interkommunale Kooperationen mit mehreren Städ-

ten und Gemeinden im Landkreis. Der Schwerpunkt liegt dabei auf Kanal- und Gewässerunter-

haltungs tätigkeiten. Auch im Jahr 2018 unterstützte der DBM mit verschiedensten Tätigkeiten

die benach barten Kommunen. 

Im Bereich der Abwasserunterhaltung ist von der Betriebsführerin, der SWM GmbH, geplant,

ein Betriebsführungssystem einzuführen, um die organisatorischen Abläufe sowie die not wen-

dige Dokumentation weiter zu entwickeln. Beginnend mit der Intensivierung der Pla nun gen im

Jahr 2018 wird im Laufe des Jahres 2019 wohl mit der Umsetzung begonnen.

Seitens des DBM ist es von entscheidender Bedeutung, dass das System neben der Steuerung
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der Ressourcen und der Dokumentation der Tätigkeiten gleichzeitig eine Anbindung an die

kaufmännische Software des DBM bietet, um ansonsten aufwändige Datenübertragungen zu

reduzieren. Nur wenn dies realisiert werden kann und DBM über entsprechende Zugriffsmög-

lichkeiten auf das System verfügt, wird die Investition für den DBM sinnvoll und erfolgreich

sein.

Zwischen der SWM GmbH und dem DBM besteht Einigkeit darüber, dass ein derartig kom-

plexes System sukzessive nur über mehrere Jahre eingeführt werden kann. Aufgrund der finan-

ziellen Rah menbedingungen ist für den DBM hinsichtlich des Investitionsvolumens für 2019

beschlossen wor den, Investitionsmittel in Höhe von 160 T€ anzusetzen.

In der Grünflächenpflege ist die durch den zuständigen Fachdienst organisierte Umstellung des

Grünflächeninformationssystems (GRIS) auf ein neues System im Jahr 2018 noch nicht voll-

ständig abgeschlossen. Es ist geboten, dieses Projekt abzuschließen, damit ein qualifiziertes

Leistungsver zeichnis seitens des Auftrag gebenden Fachdienstes 67 zur Verfügung gestellt

werden kann. Dies wird im Laufe des Jahres 2019 erfolgen. Nur auf dieser Basis ist es auch

möglich, eine Verbindung zwischen dem erwarteten bzw. vorgegebenen Pflegestandard und

den erforderlichen Ressourcen und damit notwendigen Kosten zu bilden. 

In einem Grünflächenmanagementbericht für die Stadt Marburg des für die Untersuchung und

die Projektbegleitung beauftragten Beratungsunternehmens wurden die durch den DBM vorge-

nomme nen preislichen Hinterlegungen in einem vorläufigen durch FD 67 erstellten sehr tief-

gliedrigen Leis tungsverzeichnis (LV) als „marktakzeptabel“, auch im Rahmen der durch die

Gartenamtsleiterkon ferenz (GALK) festgelegten Preisspielräume, deklariert. 

Demnach liegen die realen DBM-Ist-Kosten weit unter denen der über dieses LV ermittelten

Plan kosten, woraus sich eine unterdimensionierte DBM-Ressourcenausstattung im Verhältnis

zum quan titativen und qualitativen Objekt- und Aufgabenbestand ableiten lässt.

Die Überarbeitung der Standards und darauf aufbauend der notwendigen Ressourcen und Kos-

ten der Grünflächenpflege in Marburg ist weiter zu entwickeln, damit für die zukünftigen Pla-

nungen kon krete, entscheidungsrelevante Daten, wie Festlegung der Pflege-Standards und Er-

mittlung der dazu benötigten Ressourcen, vorliegen. Die Präsentation der Ergebnisse dieses

Gesamtprozesses für die Öffentlichkeit ist für das letzte Quartal 2019 bis erstes Quartal 2020
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geplant. Bis dahin wird je nach Fortschritt des Gesamtprojektes immer mehr nach dem neu ent-

stehenden Pflegemanagementplan Schritt für Schritt gearbeitet.

Das Projekt „Soziale Stadt“ wurde in der jetzigen Form ohne Förderung fortgeführt. Das Per-

sonal wurde durch Beschäftigte aus anderen Bereichen des DBM gestellt bzw. aufwendige Pro-

jektarbeiten wurden durch DBM-Abteilungen abgearbeitet. Ein ehemaliger Projektmitarbeiter

musste auf Grund von arbeitsrechtlichen Tatbeständen wieder im DBM eingestellt werden und

wird weiter im Projekt beschäftigt. Ein von der GeWoBau nach Auslaufen des Projektes

Richtsberg gekündigter Mitarbei ter wurde vom DBM auf eine im DBM noch zu besetzende

Stelle im Jahr 2018 in der Straßenreini gung übernommen.

Nach wie vor sind in der Reinigung mit Reinigungsobjekten (bspw. Erwin-Piscator-Haus) äu-

ßerst reinigungsintensive Bereiche übernommen, die aufgrund der Vorgaben grundsätzlich täg-

lich zu rei nigen sind. Dafür werden erhebliche Kapazitäten eingesetzt.

Auch im Jahr 2018 wurde die Reinigung der Oberstadt und des Innenstadtbereichs durch einen

mo bilen Reinigungstrupp verstärkt, der mit einem elektrobetriebenen Handreinigungsgerät aus-

gestattet ist und flexibel auf auftretende Verschmutzungen reagieren kann. Außerdem kön nen

mit dem Rein igungsgerät die Problembereiche, wie z.B. Fahrradabstellplätze, deutlich bes ser

gereinigt werden.

Damit die Situation weiter verbessert werden kann, sollte nunmehr abschließend diskutiert und

ent schieden werden, eine einheitliche Verantwortlichkeit für die Reinigung in der Oberstadt zu

schaf fen. Die Neugestaltung der Straßenreinigungssatzung wird wohl im Jahr 2019 erfolgen.

Dabei wird auch die Frage der erforderlichen Reinigungshäufigkeiten zu beantworten sein. Für

die meisten Bür gerinnen und Bürger, aber auch die vielen Besucher Marburgs, ist es nicht

möglich und auch nicht relevant, die unterschiedlichen Zuständigkeiten für die Reinigung zwi-

schen der Stadt und den An wohnern zu erkennen. Für die Wahrnehmung ist das Gesamter-

scheinungsbild entscheidend.

Im Kontext der Oberstadtsituation wurde auch häufig die erhebliche Anzahl der, mangels Stell-

platz möglichkeiten auf den Grundstücken, im öffentlichen Raum stehenden Abfallgefäße der
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Privathaus halte als für das Stadtbild störend angesprochen.

Als erste bis heute laufende Maßnahme wurde dazu das Projekt der genauen Erfassung der den

Haushalten zugehörigen Abfallgefäße durch elektronische Identifikation (Chip-Identi-

fikations-System) vom DBM umgesetzt. Darüber hinaus wird bis heute die Hal bie rung der da-

maligen Leerungsintervalle, also bei Restmüll von i.d.R. 2-wöchentlich auf wö chentlich und

bei Altpapier von 4-wöchentlich auf 2-wöchentlich, sowie als verstärkende Maß nahme die Eta-

blie rung von Gemeinschaftstonnen. Damit ist zunächst die vom DBM umzuset zende der Test-

phase ab geschlossen. Die weitere Verfolgung und Umsetzung des Projektes obliegt zu nächst

wieder den zu ständigen städtischen Fachdiensten, bis es zu weiteren operativ umzuset zenden

Maßnahmen kom men soll.

 

Es ist immer noch dringend erforderlich, durch die zuständigen Fachdienste vor Ort zu prüfen,

bei welchen Gebäuden die Abfallgefäße auf den Grundstücken abgestellt werden können. Nur

wenn dies konsequent weiterbetrieben wird, kann es gelingen, am Ende die Anzahl der Gefäße

im öffentlichen Bereich dauerhaft und spürbar zu reduzieren. Dies würde erheblich zur Verbes-

serung des Stadtbildes beitragen.

Zusätzlich zum Ausbau der Dienstleistungen in der Stadtreinigung und den zusätzlichen Ange-

boten wurde durch den DBM das Thema „Sauberkeit“ auch im Jahr 2018 in verschiedenen öf-

fentlichkeits wirksamen Aktionen transportiert, wie den Frühjahrsputzaktionen in den Stadttei-

len, einer Rein igungsaktion an der Lahn gemeinsam mit der DLRG sowie den Aktionen mit

den Schulen und Kin dergärten im Rahmen des Projektes „Sauberhaftes Hessen“. 2002 wurde

vom Hessischen Ministe rium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz die

Initiative „Sauberhaftes Hes sen“ ins Leben gerufen, die die Aufräumaktionen hessenweit un-

terstützt und koordiniert. Die Stadt Marburg beteiligt sich, vertreten durch den Dienstleistungs-

betrieb der Stadt Marburg, seit Beginn an der Kampagne und ist Gründungsmitglied des För-

dervereins "Sauberhaftes Hessen" e. V.

Mittlerweile hat sich diese Initiative zu Deutschlands größter Umweltkampagne entwickelt.

Seit 2002 sind über 1.000.000 Hessinnen und Hessen aller Altersstufen auf die Straße, in den
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Park oder die freie Landschaft gegangen und haben mit Papierzangen und Abfallsäcken ein

Zeichen für eine saubere Umwelt gesetzt.

Sauberhaftes Marburg

In Marburg beteiligen sich jährlich etwa 500 Kindergartenkinder, Schülerinnen und Schüler

und Er wachsene an den „Sauberhaften“ Aktionen.

Die Aktionstage 2019:

· Sauberhafter Frühjahrsputz: Februar und März 2019

· Sauberhafter Kindertag: 7. Mai 2019

· Sauberhafter Schulweg: 25. Juni 2019

· Sauberhafte Lahn: 17. August 2019

Zukünftig soll verstärkt gegen ungewollte Graffiti-Schmierereien vorgegangen werden. Mitte

des Jahres 2018 erfolgte der Ausbau von Kompetenz zur Graffiti-Entfernung. Gleichzeitig hat

der DBM hier in entsprechende Technik investiert, mit deren Hilfe Graffiti umweltschonend

beseitigt werden können. Hier wurde zum einen in den „Weedmaster L“ investiert. Damit kön-

nen sowohl Graffiti als auch Unkraut mit Hilfe von Heißwasser ohne jegliche chemische Zu-

sätze entfernt werden. Die Be auftragung von Unkrautbekämpfung mittels Heißwasser wird

vom DBM seit 2017 fremdvergeben. Diese Fremdvergabe (z. B. Verkehrsinseln, Friedhof)

kann künftig zu großen Teilen unterbleiben und trägt daher alleine schon nicht unwesentlich

zur Re finanzierung der gesamten Technik bei. Weiterhin wurde im Jahr 2018 in diesem Seg-

ment der „Tornado ACS“ zur Graffitibeseitigung angeschafft. Graffiti-Entfernung mittels Va-

kuum-Strahlver fahren, auch als Unterdruck Strahlverfahren bezeichnet, unterscheidet sich er-

heblich vom herkömm lichen Sandstrahlen.  Es wird ohne hohen Druck gearbeitet, so dass das

Granulat (z. B. Nussschalen) beim Vakuumstrahlen durch den erzeugten Unterdruck in der

Strahlhaube aus dem Vorratsbehälter gezogen und in der Strahllanze auf 400 km/h beschleu-

nigt wird. Die hohe Auftreffgeschwindigkeit des Strahlmittels löst Verschmutzungen und Far-

be schnell von der Oberfläche. Dieses minimal - ab rasive Vakuumstrahlen wird deshalb auch

als Unterdruck- oder Softstrahlverfahren bezeichnet und ist nicht mit Trockeneisstrahlen oder
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dem klassischen Sandstrahlen vergleichbar. 

Weiterhin stark nachgefragt ist das Angebot an Ferienjobs für Schülerinnen und Schüler in der

Stra ßenreinigung. In den Oster-, Sommer- und Herbstferien haben jeweils bis zu 18 Schülerin-

nen und Schüler dieses Angebot angenommen. Zielsetzung ist es, das Bewusstsein der Schüle-

rinnen und Schüler für das Thema „Sauberkeit“ zu sensibilisieren und sie als Multiplikatoren

in ihrem persönli chen Umfeld zu gewinnen. Aktuell ist geplant, dies auch weiterhin anzubie-

ten.

Der Ausbau von elektrisch betriebenen Fahrzeugen und Geräten ist ein Ziel des DBM. Immer

wenn möglich, werden elektrisch betriebene Maschinen und Geräte angeschafft. Die Akzep-

tanz bei den damit tätigen Beschäftigten ist insgesamt sehr gut. Erfreulich ist dabei auch, dass

sich die bisher an geschafften Elektrokleinnutzfahrzeuge sowohl in der Straßenreinigung als

auch in der Grünflächen unterhaltung als gut geeignet erwiesen haben.

Auch zukünftig sollen, wo immer möglich, wieder Elektrofahrzeuge und -geräte angeschafft

werden. Generell werden vom DBM zukünftig in Abhängigkeit des jeweiligen Einsatzzweckes

ver stärkt Fahrzeuge mit elektrischem Antrieb beschafft und eingesetzt. Darüber hinaus wird

permanent intensiv geprüft, ob am Markt weitere alternative Antriebstechniken auch für Nutz-

fahrzeuge verfüg bar sind.

Im März 2018, wie auch im März 2019, wurde der DBM wieder erfolgreich zum Entsorgungs-

fach betrieb durch ein unabhängiges Qualitätszertifizierungsunternehmen rezertifiziert. Das

nächste, jähr lich durchzuführende Audit erfolgt im März 2020.

Die Planungen für das Wirtschaftsjahr 2019 gestalteten sich wie im Vorjahr äußerst schwierig,

da bis zum Jahresende 2018 der städtische Haushalt 2019 nicht durch die politischen Gremien

beschlossen wurde. Da der DBM entscheidend von den Haushaltsansätzen für seine Dienst-

leistun gen gegenüber den städtischen Fachdiensten abhängt, fehlte es somit an der erforderli-

chen verlässli chen Planungsgrundlage für den Wirtschaftsplan 2019 des DBM. Dieser wurde

nach Verabschie dung des städtischen Haushalts im März 2019 eingebracht und durch die

Stadtverordnetenversamm lung im April 2019 beschlossen.
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2.2 Ertragslage

Das beginnende Geschäftsjahr 2018 war durch den bereits oben beschriebenen warm beginnen-

den, aber bis in den März reichenden Winter geprägt. Auffallend dabei waren die geringen

Schneemas sen, vielmehr aber die sich auf Grund der unterschiedlichen Höhenlagen ergeben den

Glatteisbildun gen, denen durch die entsprechenden Winterdiensteinsätze zu begegnen war. Die

im Zuge der Haus haltssparmaßnahmen ebenfalls im Vergleich zu 2016 immer noch enorm ge-

kürzte Winterdienstpau schale in Höhe von 1.269 T€ (2016: 1.389 T€) reicht nicht aus, um die

erforderlichen Winterdienst aufwendungen vollständig zu decken.

Generell versucht der DBM z. B. durch Umsatzsteigerungen durch die Annahme von Zusatz-

aufträ gen und sparsamen Mittelverwendungen, Kostensteigerungen zu kompensieren, was u. a.

wegen steigender tariflicher, struktureller, gesetzlicher, klimatischer und oder arbeitsschutz-

technischer An forderungen jedoch immer schwieriger wird.

Das in den gewerblichen Bereichen getätigte Umsatzvolumen ist gegenüber 2017 sowohl im

Entsor gungs- als auch im Tiefbaubereich signifikant gesunken.

  

Im Zeitraum Januar bis März 2018 ist in geringem Umfang die Produktion in den Auftrag ab-

rech nenden Bereichen höher als üblich im Winter, die hohen Winterdienst-Vorhaltekosten für

das Perso nal und die Technik können dadurch jedoch nicht fortwährend kompensiert werden.

Insofern unter streicht der Verlauf dieses Winters wieder die Notwendigkeit einer angemesse-

nen Winterdienstpau schale, die die anfallenden Ist-Kosten des DBM für die Ressourcenvorhal-

tung im Winterdienst mit abdeckt.

Das durch die Winterdienstverpflichtung bestehende Risiko für den DBM sollte so gedeckt

werden. Die Sparte Straßenreinigung / Winterdienst schließt 2018 mit einem Überschuss i.H.v.

nur noch 47 T€ (in 2017: 76 T€) ab. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund zu be trach ten,

dass alle Winterdienstfahrzeuge ein hohes Durchschnittsalter aufweisen, dement sprechend kos-

tenin tensiv sind und in absehbarer Zukunft nicht unerhebliche Ersatzinvestitio nen anstehen.

Im Bereich Grünflächenunterhaltung sind die Erlöse insgesamt gegenüber dem Vorjahr von

4.053 T€ auf 4.162 T€ gestiegen. Dadurch konnten aber die gewerblichen Umsatzrückgänge,

die tarifli chen und allgemeinen Kostensteigerungen sowie Kostensteigerungen durch die
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Zunahme von Auf gaben im Laufe des Jahres nicht abgefangen werden. Hier ist insbesondere

auch jetzt schon u. a. die Ausweitung der Verwaltungsaufgaben auf Grund wesentlich dezidier-

teren Aufgabenzuweisungen durch die beginnende Umsetzung des Grünflächenmanagement-

planes sowie u. a. von Kontrollauf gaben im Spielplatzbereich zu nennen. Bedeutsam sind in

diesem Zusammenhang auch die Auswir kungen des sehr trockenen Sommers, wodurch die

Kosten für Bewässerung erheblich gestiegen sind. Das Ergebnis der Sparte im Jahr 2017 i. H.

v. 45 T€ hat sich auf  - 105 T€ im Ge schäftsjahr 2018 verschlechtert.

Die Friedhofunterhaltung verzeichnet mit 1.399 T€ einen leicht gestiegenen Umsatz gegenüber

dem Vorjahr (1.338 T€) und schließt 2018 dennoch mit einem negativen Ergebnis in Höhe von

 - 53 T€ (im Vorjahr 52 T€) ab. Auch hier zeichnen sich, wie in der Grünflächen un ter hal tung,

die Auswirkungen langer Trockenperioden und u. a. damit verbundener Aufga ben verla gerung

und den Steigerungen der Aufgabenintensitäten ab, mit denen in der Zukunft ver mehrt zu rech-

nen ist.

Im Bereich der Kanal- und Gewässerunterhaltung hat sich das Ergebnis im Geschäftsjahr ge-

genüber dem Vorjahr von 40 T€ im Jahr 2017 auf ein Ergebnis in Höhe von 13 T€ im Jahr

2018 mehr als halbiert.

In wie weit sich hier Ineffizienzen und die Veränderung der EKV (TV-Unter-

suchungsrhythmen) verantwortlich zeigen, wurde bereits Ende des Geschäfts jahres untersucht.

Diesem Trend entgegen zusteuern wird bereits im ersten Quartal 2019 umge setzt werden. 

Die Sparte Straßenunterhaltung / Beschilderung schließt im Jahr 2018 mit einem gegenüber

dem Vorjahr auffälligen negativen Ergebnis in Höhe von - 32 T€ ab. Hier machen sich Kran-

kenstände von Mitarbeitern in Umsatzrückgängen bemerkbar.

Der Bereich der Entsorgung schließt im Jahr 2018 insgesamt mit einem negativen Ergebnis in

Höhe von -222 T€ nach einem positiven Ergebnis von 451 T€ in 2017 ab. Ursächlich für die ses

hohe Vor jahresergebnis war der Erlös aus dem Verkauf von Müllsammelfahrzeugen im Rah-

men der Entsor gungsumstrukturierung an die MEG und MKG. Ohne diesen Einmaleffekt hätte

das Spartenergebnis in 2017 bei T€ 82 gelegen. Das Spartenergebnis im Plan 2018 wurde mit
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T€ -165 prognostiziert. Tatsächlich haben sich diese Befürchtungen jedoch negativer als erwar-

tet herausgestellt. Dies ist vor allem vor dem Hintergrund spannend, da die Ergebnisse aus den

Jahren 2014 (39 T€), 2015 (72 T €), 2016 (63 T€) und 2017 (bereinigt 82 T€) stets ei nen posi-

tiven Ergebnisbeitrag geleistet haben.

Die Einbußen bei der Vorsteuerabzugsfähigkeit und die Umsatzreduzierungen bei den gewerb-

lichen Umsätzen wurden nicht durch die strukturierungsbedingten Kosteneinspareffekte z.B.

bei den Kfz-Kosten und Abschreibungen ausgeglichen. Darüber hinaus musste eine Forderung

gegenüber der MEG wegen Nichtanerkennung wertberichtigt werden. Der DBM hat zum Jah-

resabschluss 2018 die Spitzabrechnung zu berechnenden Kosten für gewerbliche Entsorgungs-

dienstleistungen an die MEG erstellt. Diese Rechnung wurde von der MEG zurückgewiesen

und ist somit zweifelhaft, so dass sich für den DBM die Notwendigkeit einer vollständigen

Wert berichtigung ergab.

Der Kanalgebührenhaushalt für Schmutz- und Niederschlagswasser schließt mit einem han-

dels recht lichen Überschuss in Höhe von 1.083 T€ gegenüber 919 T€ im Vorjahr ab.

Im Rahmen der Nachkalkulation gemäß dem Gesetz über Kommunale Abgaben (KAG) erga-

ben sich für den Schmutzwasserbereich eine Überdeckung i.H.v. 374 T€, für den Nieder-

schlagswasser bereich eine Überdeckung i.H.v. 110 T€, für die eine entsprechende handels-

rechtliche Rückstellung gebildet wurde. Für den Straßenentwässerungskostenanteil errechnete

sich eine Überdeckung i.H.v. 70 T€, die als Verbindlichkeit gegenüber der Stadt Marburg ein-

gebucht wurde und rückerstattet wird.

Insgesamt schließt der handelsrechtliche Jahresabschluss des DBM 2018 mit einem Über-

schuss i.H.v. 731 T€ ab. Der operative Produktionsbereich des DBM (ohne Kanalgebührenh-

aus halt) ver zeichnet einen Verlust in Höhe von insgesamt - 352 T€ (in 2017  +737 T€).

Das Jahresabschlussergebnis 2018 ist u. a. wesentlich geprägt durch die sich erstmalig im Jahr

2018 ansatzweise in Erscheinung tretende Entsorgungsumstrukturierung und daher fehlende

gewerbliche Erlöse, weiterhin fehlende Erlöse durch im Vergleich zu Vorjahren nicht erteilte

Auftragsvolumina städtischer Unternehmen an den DBM und gestiegener Kosten u.a. auf

Grund des sehr trockenen Jahres 2018.
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Sollte sich zukünftig der Verlust in den operativen Bereichen fortsetzen, so ist davon auszuge-

hen, dass vorgesehene und notwendige Investitionen, die dringend notwendige Aufstockung

und damit parallel einhergehende Verjüngung des Personalstammes u. ä. nicht erfolgen kön-

nen. Dies ist der Tatsache geschuldet, dass z.B. durch das Wegfallen von Umsätzen es nicht

möglich ist und auch zu künftig nicht möglich sein wird, u. a. die Fixkostenblöcke entspre chend

den an die MEG gegange nen Umsätze in gleichem Maße abzubauen. Diese Fixkosten blöcke

verbleiben beim DBM.       

 

Um die wirtschaftliche Situation des Produktionsbereiches einigermaßen stabil zu erhalten, ist

es un abdingbar, neben der Realisierung von Kosteneinsparungspotentialen die Auftragsvolu-

mina für die städtischen Aufträge konsequent der Kostenentwicklung anzupassen. Dies ist not-

wendig und korre liert unmittelbar damit, wenn gleichzeitig ein mindestens gleichbleibendes

Leistungsniveau erwartet wird.

Die Beschäftigtenzahl im DBM entwickelte sich im Geschäftsjahr 2018 wie folgt:

31.03.2018 30.06.2018 30.09.2018 31.12.2018
Beschäftigte 229 237 238 234
Auszubildende 14 11 14 15
Insgesamt 243 248 252 249

2018 waren beim DBM 2 Beschäftigte für das Projekt „Soziale Stadt“ und bis zu 10 ehemalige

Aus zubildende nach abgeschlossener Ausbildung für 18 Monate sowie 9 Saisonkräfte bzw.

Krankheits vertreter beschäftigt. Im Geschäftsjahr 2018 wurden 6 Auszubildende und 2 Ein-

stiegsqualifizie rungspraktikanten neu eingestellt.
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2.3 Finanzlage / Investitionen / Liquidität

Im Geschäftsjahr 2018 erfolgten insgesamt Investitionen in Höhe von 409 T€. Die wesentli-

chen In vestitionen waren ein 18t LKW für den Bereich Kanal/Gewässer/Tiefbau/Winterdienst

(93 T€), di verse Pritschenfahrzeuge (99 T€), ein Aufsitzmäher (17 T€), ein Graffiti-Reini-

gungsgerät (17 T€) und diverse Kleingeräte/Werkzeuge und sonstige Betriebsausstattungen (91

T€). 

Die Abschreibungen 2018 für den operativen Bereich des DBM (ohne Kanalgebührenhaushalt)

ha ben sich gegenüber dem Vorjahr von 1.687 T€ auf 1.317 T€ vermindert.

Auf der Aktivseite der Bilanz hat sich das Anlagevermögen im Geschäftsjahr von 37.409 T€

auf 35.536 T€ um 1.872 T€ reduziert. Dabei schlagen vor allem die Abschreibungen auf das

Kanalanla gevermögen in Höhe von 938 T€ zu Buche, da in diesem Bereich auch keine Neu-

investitionen durch den DBM erfolgen. Aber auch die Abschreibungen auf das Anlagevermö-

gen des Produktionsbereichs waren mit 1.317 T€ höher als das Investitionsvolumen.

Insgesamt ist die Aktivseite aber weiterhin durch das Anlagevermögen geprägt, das 84,5 % der

Bi lanzsumme darstellt. Demgegenüber hat das Umlaufvermögen einschließlich der Rech-

nungsabgren zungsposten (14 T€) mit einem Bestand von 6.505 T€ einen Anteil von 15,5 % an

der Bilanzsumme (42.041 T€).

Die Eigenkapitalquote hat sich im Geschäftsjahr auf 48,8 % gegenüber 45,6 % im Vorjahr er-

höht.

Die Summe der Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten ist aufgrund der planmäßigen

Tilgung von 19.109 T€ zum 31.12.2018 um 2.101 T€ auf 17.008 T€ zum 31.12.2018 gesun-

ken.

Auf das gesamte Geschäftsjahr 2018 gesehen verfügte der DBM über ausreichend liquide Mit-

tel, wodurch keine weiteren externen Fremdmittel in Anspruch genommen mussten.
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3. Prognosebericht

Gegenüber dem Berichtsjahr können die Geschäftsjahre 2019 ff. und die weitere Entwicklung

des Er gebnisses aufgrund der strukturellen Veränderungen im Entsorgungsbereich und der er-

for derlichen räumlichen Veränderungen bei den DBM Standorten Am Krekel 55 und den dar-

aus resultierenden Einschnitten für den DBM noch immer nur schwer eingeschätzt werden.

Trends sind aber in jedem Fall schon im Jahr 2018 erkennbar. Wichtig wird es sein, dass mehr

als bis her alle zur Verfügung stehenden städtischen, tochtergesellschaftlichen und externen

Aufträge erteilt und konsequent abge arbeitet werden, um die notwendigen Umsatzerlöse als

Teilsubsti tut , z. B. zu den verlorenen Ent sorgungsaufträgen, zu generieren.

Im Rahmen von Zukunftsplanungen gilt es, nicht nur wegen der notwendigen anstehenden

räumli chen Veränderungen, ausgelöst durch die ebenfalls notwendigen Bauplanungen der

SWM GmbH, notwendige Investitionen in neue DBM-Infrastrukturen, konkret einen komplet-

ten neuen DBM-Ser vicehof inklusive Verwaltungsgebäude, mitzudenken. Der jetzige Service-

hof befin det sich auf Grund nicht erfolgter, aber dringendst notwendiger Ersatzinvestitionen, in

einem stark erneuerungs bedürftigen Zustand. Es ist ausschließlich den innovativen DBM Mit-

arbeitern zu verdanken, dass gegenwärtig trotz aller strukturellen und baulichen Mängel der

Betrieb und somit die Produktion weitestgehend problemlos erfolgt.

Aus produktionstechnischer Sicht war wie in den Vorjahren das erste Quartal 2019 durch einen

lan gen Winter geprägt, der in entsprechendem Umfang Kapazitäten für den Winterdienst ge-

bunden hat. Herausgehoben werden muss jedoch, dass sich hierfür hauptsächlich Glatteisbil-

dungen verantwort lich zeigten. Dagegen waren einige Schneetage in den Vorweihnachtswo-

chen 2018 zu verzeichnen. Der Saisonbeginn in den Auftrag abrechnenden Bereichen war

durch die Glatteisperiode, wie im Vorjahr, entsprechend zeitversetzt.

Die innerstädtische Verkehrsführung ist durch den Umbau der Weidenhäuser Brücke bis heute

um organisiert worden. Die dadurch erforderlichen verkehrswegtechnischen Erfordernisse stel-

len auch für den DBM immer noch eine Herausforderung dar, die zu längeren Fahr- und Wege-

zeiten bei den Auftragserledigungen im Innenstadtbereich, somit auch höheren als den ange-

setzten Kosten, führen.
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Im Zusammenhang mit dem Brückenumbau der Weidenhäuser Brücke hat der DBM die erfor-

derli che Wasserhaltung für den Einbau der Traggerüste in die Brückenbögen übernommen.

Nicht zuletzt wegen außerordentlicher und jahreszeitlich in der Hochwasserperiode liegender

Wasserbaumaßnah men sowie dem hohen zeitlichen Druck stellte dieses Projekt eine besonders

schwierige Aufgabe dar, die der DBM allen widrigen Umständen zum Trotz professionell erle-

digte. In wie weit dies die produktionstechnischen innovativen Fähigkeiten des DBM wieder in

den Focus aller Auftraggeber rückt, bleibt wünschenswert und für 2019 abzuwarten.

Der DBM ist wieder im März 2019 erneut erfolgreich zum Entsorgungsfachbetrieb rezertifi-

ziert worden. Auch nach der Umstrukturierung des Entsorgungsbereiches zum 1.1.2018 ist und

bleibt der DBM ein Kompetenzzentrum für logistische Dienstleistungen, kommunale Infra-

strukturen und Ent sorgung.

Die im Jahr 2018 wie bekannt ungeplant an den DBM herangetragenen Entwicklungen der

Baupla nungen auf dem Stadtwerkegelände stellten den DBM vor die Herausforderung, sich mit

neuen Raumkonzepten für die Unterbringung der Verwaltung und der Abteilungen Stra ßenun-

terhal tung/Beschilderung, Kanal- / Gewässerunterhaltung /Tiefbau und der Grünflächen un-

terhaltung (Pflegekolonne Cappel) sowie der Kfz- und der Lager-/Magazinbereiche am Ser-

vicehof zu beschäf tigen. Diese Planungen werden das Jahr 2019 mitbestimmen.

Nach wie vor ist die Betriebsleitung mit hohem Arbeitsaufwand mit diesem Thema beschäf tigt,

wel ches nicht unerheblich die Weichen der betrieblichen Entwicklung des DBM mitbe stimmt.

Es soll daher dieses Thema betreffend noch einmal aus dem Lagebericht des Jahresab schlusses

2017 zitiert werden:  

„Der DBM wurde gebeten, kurzfristig nach Lösungen zu suchen und mitzuwirken, dass die

von den Stadtwerken geplanten Maßnahmen kurzfristig realisiert werden können.
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Für einen Umzug wurde eine weitere Liegenschaft der Vermieterin südlich von Marburg, die

wohl seit dem Kauf weitgehend leer steht, dem DBM als Ausweichfläche angeboten. Da so-

wohl die infrastrukturelle Ausstattung, der vorhandene Platz, die verkehrliche Anbindung usw.

als ungenü gend bewertet werden müssen (Bewertungen der Abteilungsleiter können bei Bedarf

vorgelegt wer den) sowie die Bewertung eines Architekten als „nicht ausreichend geeignet“ er-

folgte, musste diese Lösung auch auf Grund des zusätzlich sicherlich im 7-stelligen Bereich

liegenden zusätzlichen In vestitionsvolumens abgelehnt werden. Weiterhin würde ein solcher

Schritt bedeuten, dass der DBM Kosten in Höhe von ca. acht Vollzeitstellen p. a. ff. aus-

schließlich im Pendelverkehr auf der Straße zusätzlich verbrauchen würde. Es muss daher die

Frage beantwortet werden, an welchem Standort die sehr zersiedelte Standortstruktur zentral-

isiert werden kann und die Fortführung des Betriebes nach gegenwärtigem Stand möglichst

zum Dezember diesen Jahres (also noch im Jahr 2018 !) erfol gen soll. 

Eruierte Lösung:

Die 2003 aufgegebene eigene Liegenschaft des DBM in der Gisselberger Straße ist längst einer

an deren Nutzung zugeführt worden und steht als Domizil für den DBM nicht mehr zur Verfü-

gung.

Naturgemäß bietet sich der DBM-eigene Servicehof mit seiner gesamten Fläche als neues Do-

mizil an. Auf dem Servicehof des DBM in der Straße Am Krekel können Marburger Bürgerin-

nen und Bürger zahlreiche Wertstoff- und Abfallarten entsorgen. Weiterhin dient der Service-

hof der Ab wicklung des Umschlags der Altkleidersammlung sowie der Abwicklung des ge-

samten Umschlags der MEG und der MKG sowie weiterhin beispielsweise der Entsorgung von

Straßenkehricht, Stra ßenreinigung, Papierkorbleerung usw. Sowohl MEG als auch MKG be-

nutzen den Servicehof des DBM als Container- und Müllgefäßabstellfläche.

In zielführenden Gesprächen mit der derzeitigen Vermieterin wurden die Rahmenbedingungen

für eine für den DBM betriebsverträgliche Lösung des Problems erörtert.

- Demnach werden in einem ersten Schritt bis zum 1.7.2018 das bisherige Container- und

das Mülleimerlager von MEG und MKG vom DBM-eigenen Servicehof nach Gis sel berg

auf die Fläche der ehemaligen EAM verlegt.
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- Bis zum ca. 15.7.2018 richtet sodann der DBM auf dieser DBM-eigenen Servicehoff lä-

che die Parkplätze für die Privat-Kfz der Beschäftigten ein, deren Fahrzeuge bis dato auf

Stadtwerkege lände abgestellt waren (ca. 70 KFZ).

- So kann die SWM GmbH mit der Umsetzung des ersten Bauprojektes beginnen.

- Ab Herbst 2018 bis März 2019 werden das DBM-Magazin und das DBM-Freiflächen-

lager auf den Servicehof verbracht.

- Ab Herbst 2018 erfolgt ggf. ein provisorischer Container-Bau für den Verwaltungs trakt

DBM auf dem Servicehof. Die Durchführung einer entsprechenden Kosten-Nut zen ana-

lyse ist hier vor ab unbedingt erforderlich. Die Abteilungen Kanal und Straßen un terhal-

tung verbleiben vorläufig im vorderen Teil des Betriebsgebäudes. Für die DBM-Verwal-

tung sollte noch mit der SWM GmbH überlegt/geprüft werden, ob ein Verbleib im jetzi-

gen Verwaltungsflügel nicht doch mög lich ist, bis für den DBM eine endgültige bauliche

Lösung realisiert ist.

- Komplette geplante Projektumsetzung Stadtwerke ab 2020.

Somit wären alle vom DBM genutzten Flächen, die die Bauumsetzungen der SWM GmbH

blockieren, geräumt und sie kann ihre Planungen umsetzen.

Ungelöst wäre dann noch der endgültige bauliche Verbleib des DBM auf dem Servicehof,

denn eine eventuelle Container-Lösung kann nur eine vorläufige Lösung für ein so wichtiges

Unternehmen der Stadt Marburg sein. Bereits im Jahr 2016 wurde die Grobplanung eines Neu-

baus für den DBM auf dem DBM-eigenen Servicehofgelände diskutiert und mit Planungen be-

gonnen. Diese Planungen liegen zwar der Betriebsleitung vor, spiegeln jedoch nicht die zwi-

schenzeitlich ge änderte Bedarfslage wider.

927



El
ek
tr
on
is
ch
e
Ko
pi
e

 Anlage 4
Seite 19

Es scheint daher notwendig, ja vielmehr sinnvoll, die Grobplanungen für einen neuen Service-

hof inclusive Verwaltungsgebäude ab sofort im Rahmen dieses Umgestaltungsprojektes wieder

anlaufen zu lassen und den Prozess wie oben skizziert zu begleiten sowie die notwendigen In-

vestitionen (auch für die Übergangszeit) zu konkretisieren. Dies auch vor dem Hintergrund be-

reits jetzt notwen diger Ersatzinvestitionen (z. B. Containerumschlaganlage) und des Gedan-

kens, dass eine Zusam menführung der zur Zeit noch an unterschiedlichen Standorten unterge-

brachten Abteilungen eine nicht unerhebliche Effizienzsteigerung mit sich bringen würde, die

der Infrastruktur der Stadt zu Gute kommen würde!

Insgesamt ist in der geschilderten Lage/Situation die Chance zu sehen, dem DBM nach dessen

Auszug aus dem ehemaligen Betriebsgebäude in der Gisselberger Straße und der seitdem unge-

klär ten Standortfrage, ein adäquates Domizil auf dem schon jetzt eigenen Servicehof zu bieten.

Damit die SWM GmbH mit dem erforderlichen Parkdeckneubau in Kooperation mit dem Ge-

sund heitszentrum Marburg (RehaFit) beginnen kann, hat der DBM nach Umlagerung der Leer-

container der MEG nach Gisselberg auf dem Servicehof ca. 70 Parkflächen für Privat-Pkw der

DBM-Beschäf tigten geschaffen. Weitere infrastrukturelle Maßnahmen werden Zug um Zug mit

der Umsetzung der geplanten Baumaßnahmen unumgänglich.“

Gegen Ende des Jahres 2018 intensiviert der DBM seine Bemühungen, trotz erheblicher Pro-

bleme und Mängel auf dem Servicehof, das Magazin in die ehemaligen Oberbürgermeister-

garagen umzu ziehen. Es bleibt das erste und zweite Quartal 2019 abzuwarten, welche weitere

ge wünschten Ver änderungen anstehen.  

Generell ist zu bemerken, dass das Messen des DBM einerseits an betriebswirtschaftlichen

Zahlen, andererseits aber dem Entzug ertragbringender Geschäftsfelder, wohl diametral entge-

gen den politi schen Erwartungen läuft.
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4. Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung

Das primäre wirtschaftliche Risiko des DBM liegt in der Zukunft, bedingt durch die Ausrich-

tung als städtischer Dienstleister und vermehrt durch die Umstrukturierung der hoheitlichen

Entsorgung, zu nächst in der Entwicklung des städtischen Haushaltes und der damit verbunde-

nen Aufträge an den DBM, um die sich voraussichtlich ergebenden steigenden Defizite ggf.

kompensieren zu können. Diese Gesichtspunkte müssen bei der Zurverfügungstellung von

haushalterischen Finanzmitteln mehr gewürdigt werden. Dies bedeutet, dass neben der Neukal-

kulation und Entwicklung der Haus haltsansätze für die auftragsabrechnenden Bereiche sowie,

wie beschrieben, bei der Einsammlungs pauschale für die hoheitlichen Entsorgungsleistungen

auch weiterhin externe Drittaufträge, wie z.B. von der SWM GmbH oder der GeWoBau, ge-

wonnen werden müssen, die zur Verbesserung des Be triebsergebnisses beitragen und damit zu

einer Minimierung des enorm gestiegenen wirtschaftlichen Risikos beim DBM führen.

Aufgrund der positiven Kundenbewertung bei der Ausführung der externen Aufträge steigt die

ent sprechende Nachfrage nach Dienstleistungen des DBM, was eine Chance zum Ausbau der

Aktivitä ten bietet. Gleichzeitig muss dabei aber immer sichergestellt sein, dass primär die städ-

tischen Auf träge zuverlässig, hochwertig und vollständig ausgeführt werden. 

Wie auch wieder das Jahr 2018 gezeigt hat, ergibt sich durch die hohe Kapazitätsvorhaltung für

den Winterdienst eine Kostenbelastung, die in Abhängigkeit von der jeweiligen Witterung ein

enormes Risiko für die Umsatzentwicklung und damit das betriebswirtschaftliche Ergebnis des

DBM bein haltet.

Wie auch bereits in bisherigen Risikoberichten jedes Jahr beschrieben, kommt es bedingt durch

die demographische Entwicklung im DBM (zu geringe Altersdurchmischung des Perso nals) in

den ma nuellen Bereichen zu hohen Ausfallzeiten. Dies erfordert neben den steigenden Auf-

wendungen, um die Ausfälle aufzufangen, auch, dass alternative Beschäftigungsmöglich keiten

entwickelt und ange boten werden müssen. Vermehrt müssen auch Beschäftigte umge setzt wer-

den, um ihren persönli chen Einschränkungen Rechnung tragen zu können. Innerbe trieblich

konnte durch das Projekt der Altkleidersammlung eine zahlenmäßig begrenzte Alter native rea-

lisiert werden. Insgesamt gesehen stellt dies aber für den DBM eine große Herausfor derung
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dar, da es innerbetrieblich nur eine geringe Anzahl von Arbeitsplätzen gibt, die den in divi-

duellen Anforderungen leistungsgeminderter Beschäf tigter gerecht werden können. Wie das

Beispiel der Alttextilsammlung zeigt, bemüht sich DBM in tensiv darum, Alternativange bote zu

entwickeln. Um hier aber entsprechend sozialverantwortlich handeln zu können, ist der DBM,

wie bereits dargelegt, auch auf intensive und kooperative Unter stützung der Stadt Mar burg an-

gewiesen, um verantwortungsvolle Alternativen und Lösungen für die Beschäftigten zu finden.

Bereits das erste Quartal 2019 wird enorme Kräfte für die Neuplanung des zukünftigen Ser-

vicehofes binden. Entsprechende Gespräche sind mit städt. Fachdiensten, Hessen Mobil usw.

terminiert. 

Insgesamt darf nicht die Querschnittsfunktion des DBM in der Stadt Marburg mit „Mädchen

für al les“ verwechselt werden. Gerne stellt sich der DBM aber als innovativer städtischer

Dienstleister den ihm zugeteilten Aufgabe mit ganzer Kraft und im Rahmen der gegebenen

Möglichkeiten. 

Es wird auch künftig darauf ankommen, auftretende oder identifizierte Problemlagen auf Ursa-

che und Wirkung hin zu analysieren, um zielgerichtet gegenzusteuern.

Marburg, den 2. September 2019

____________________________                           __________________________
    Dipl.-Kfm. Joachim Brunnet                                        Dipl.-Kfm. Norbert Feyh
               Betriebsleiter                                                      Betriebsleiter
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THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM)

Marburg

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An den Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM)

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM) – be-

stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, ein-

schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber

hinaus haben wir den Lagebericht des Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM) für

das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen,

für Ka pitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter

Be ach tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-

chen Ver hält nissen ent sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft

zum 31. De zem ber 2018 so wie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar

2018 bis zum 31. De zem ber 2018 und

· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der

Ge sell schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit

dem Jah resab schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die

Chan cen und Risi ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen

ge gen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.
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THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung

mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten

deut schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-

tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-

schlussprü fers für die Prü fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestäti-

gungsvermerks weiter ge hend be schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in

Übereinstimmung mit den deut schen han delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften

und haben unsere sonsti gen deutschen Be rufs pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anfor-

derungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-

reichend und geeig net sind, um als Grundlage für un sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss

und zum Lagebe richt zu die nen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der für die Überwachung Verantwortlichen für

den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen

we sentli chen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der

deut schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

spre chendes Bild der Vermö gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner

sind die ge setz li chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-

stim mung mit den deutschen Grundsät zen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-

stimmt haben, um die Aufstellung ei nes Jahres abschlusses zu ermöglichen, der frei von we-

sentlichen – beabsichtig ten oder unbeabsich tigten – fal schen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort lich,

die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
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THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
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STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

Wei teren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh rung

der Un terneh menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-

ant wort lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Un ter-

neh menstä tigkeit zu bilan zieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei ten

entge gen stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts,

der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen

we sentli chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen

Vor schrif ten ent spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend

dar stellt. Fer ner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maß-

nah men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lagebe-

richts in Über einstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-

mögli chen, und um ausreichen de geeig nete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er-

brin gen zu kön nen.

Die für die Überwachung Verantwortlichen sind verantwortlich für die Überwachung des

Rech nungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstel lung des Jahresabschlusses und des

Lagebe richts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss

als Gan zes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-

lungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-

schaft ver mit telt so wie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den

bei der Prüfung ge won nenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-

schriften entspricht und die Chan cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-

stellt, so wie einen Be stäti gungs vermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
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STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

abschluss und zum Lagebe richt beinhal tet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine

in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte

Prüfung ei ne wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus

Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn ver-

nünftigerweise er wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grund lage

dieses Jahresab schlus ses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von

Adressaten beein flus sen.

Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält unter https://www.idw.de/idw

/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/hgb-ja-non-pie eine weitergehende Be schrei bung der

Ver antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage be-

richts. Die se Beschreibung ist Bestandteil unseres Bestätigungsvermerks.

Gießen, den 2. September 2019

THEOBALD JUNG SCHERER AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT

Prof. Dr. Hubert Jung
Wirtschaftsprüfer

Sebastian Jung
Wirtschaftsprüfer
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THEOBALD    JUNG    SCHERER    AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

SPARTENERFOLGSÜBERSICHT 2018

Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM)

Gesamtsumme
Buchhaltung
Zahlen der Entsorgung

Winterdienst
ung /

Straßenreinig-

Beschilderung
haltung /

Straßenunter-

r-haltung
Gewässerunte

Kanal- und
haushalt

Kanalgebühren- Friedhof
Sport

Grün / Spiel /

leistungen
Eigen-

Aktivierte
DBM

Verwaltung

Kostenstellen
Allgem.
Sonstige

Material 1.444.875,17 25.754,80 232.775,60 189.164,92 392.109,80 0,00 8.636,93 299.470,34 0,00 2.427,11 294.418,85
Fremdleistungen 10.019.363,83 2.042.091,59 121.361,87 214,09 5.884,85 7.675.312,83 8.449,00 80.770,15 0,00 13.626,83 18.019,64
Betriebsstoffe 613.406,43 191.781,28 51.567,06 30.366,42 89.844,29 2.569,68 12.608,01 94.548,21 0,00 295,45 139.826,03
Entsorgungskosten ALF 2.514.413,07 2.708.726,10 0,00 0,00 0,00 0,00 41,60 0,00 0,00 0,00 176,96
Entsorgungskosten MEG 1.729.056,39 1.368.064,37 0,00 3.000,99 4.086,67 0,00 84.117,55 65.650,46 0,00 0,00 9.604,76
sonst. Entsorgungskosten 282.838,04 156.497,43 3.098,81 0,00 2.369,92 2.152,50 0,00 0,00 0,00 71,32 118.648,06

Fremdleistungen
1. SUMME Roh- Hilfs- Betriebsstoffe und

16.603.952,93 6.492.915,57 408.803,34 222.746,42 494.295,53 7.680.035,01 113.853,09 540.439,16 0,00 16.420,71 580.694,30

Löhne und Vergütungen 9.148.201,99 1.144.170,04 1.321.663,04 617.518,30 1.743.449,61 0,00 806.510,12 2.524.071,49 0,00 659.076,27 331.743,12
Soziale Abgaben 1.910.522,61 244.679,14 263.306,36 127.981,58 366.473,72 0,00 158.788,97 560.753,47 0,00 112.388,44 76.150,93
Altersversorgung 766.463,42 99.995,19 103.607,93 50.482,80 149.364,59 0,00 77.828,03 208.010,92 0,00 47.157,00 30.016,96
2. SUMME  Personalaufwand 11.825.188,02 1.488.844,37 1.688.577,33 795.982,68 2.259.287,92 0,00 1.043.127,12 3.292.835,88 0,00 818.621,71 437.911,01

Ordentliche AfA AV 2.254.289,00 128.438,00 220.712,00 75.457,00 298.709,00 937.633,00 39.689,00 268.091,00 0,00 7.549,00 278.011,00

3. SUMME   ordentliche Abschreibungen 2.254.289,00 128.438,00 220.712,00 75.457,00 298.709,00 937.633,00 39.689,00 268.091,00 0,00 7.549,00 278.011,00

4. SUMME   Zinsen und ähnliche Aufwendungen 648.781,93 1.292,94 82,96 112,84 84,74 603.275,70 83,85 1.296,52 0,00 41.149,26 1.403,12

Steueraufwand)
5. SUMME   Steuern (Kfz- u. Sonstiger

46.756,02 7.953,00 4.051,00 6.320,08 3.083,51 11.552,25 3.392,82 9.725,82 0,00 250,00 427,54

Mieten und Pachten 461.481,10 82.623,64 96.528,67 31.080,63 34.964,01 0,00 10.486,97 122.272,48 0,00 39.964,85 43.559,85
Gebühren, Abgaben, Beiträge 25.276,79 2.055,00 0,00 130,40 195,34 2.192,00 0,00 1.295,77 0,00 13.321,46 6.086,82
Versicherungen 166.800,28 12.741,88 29.479,49 15.549,51 41.061,67 0,00 7.997,73 39.649,69 0,00 504,84 19.815,47
Kfz-Unterhaltung 1.461.561,86 215.707,37 121.388,51 80.064,53 174.712,37 0,00 45.505,62 136.959,03 0,00 1.423,07 52.642,22
sonst. Dienst- und Fremdleistungen 236.045,11 9.371,92 24.479,75 2.324,51 22.269,90 5.116,41 10.286,08 54.679,37 0,00 26.194,82 81.322,35
Verwaltungskostenerstattungen 190.700,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 190.700,00 0,00
Sonst. Sozialleistungen 28.017,76 39,74 278,18 19,87 152,32 0,00 19,87 352,70 0,00 27.095,47 59,61
Sonst. betriebliche Aufwendungen 1.064.186,43 203.020,36 22.723,37 4.419,63 86.706,96 499.408,53 1.730,11 33.440,44 0,00 199.874,93 12.357,30

6. SUMME sonstige ordentliche Aufwendungen 3.634.069,33 525.559,91 294.877,97 133.589,08 360.062,57 506.716,94 76.026,38 388.649,48 0,00 499.079,44 215.843,62

7.  SUMME 1. bis 6.  Aufwand 35.013.037,23 8.645.003,79 2.617.104,60 1.234.208,10 3.415.523,27 9.739.212,90 1.276.172,26 4.501.037,86 0,00 1.383.070,12 1.514.290,59

8. SUMME  Umlagen allg. Kosten 0,00 889.120,84 608.400,27 295.122,02 521.795,76 19.599,08 149.230,37 490.256,56 0,00 -1.381.034,48 -1.584.849,79

9. SUMME   Ausgl. Aufwandsber. Zurechnung + 11.379.057,95 974.424,69 1.845.919,71 1.091.683,15 3.427.678,81 1.324.171,27 541.481,59 1.861.093,70 35.689,47 154.781,68 107.416,38
Abgabe - 11.379.057,95 832.305,70 350.908,97 1.345.858,50 4.946.628,46 0,00 507.067,00 2.561.806,03 0,00 156.817,32 36.808,34

10. SUMME Aufwendungen 1. - 9. 35.013.037,23 9.676.243,62 4.720.515,61 1.275.154,77 2.418.369,38 11.082.983,25 1.459.817,22 4.290.582,09 35.689,47 0,00 48,84

11. SUMME    Betriebserträge 35.690.300,04 9.411.087,61 4.740.087,52 1.230.657,98 2.405.006,28 12.166.072,36 1.399.119,62 4.162.398,05 35.689,47 98.065,03 42.116,12

Hilfsmittelumlage 0,00 43.089,69 27.265,11 12.371,52 26.631,83 0,00 7.575,77 23.173,00 0,00 -98.039,64 -42.067,28

12. BETRIEBSERGEBNIS 677.262,81 -222.066,32 46.837,02 -32.125,27 13.268,73 1.083.089,11 -53.121,83 -105.011,04 0,00 25,39 -0,00

13. Finanzerträge -25,39 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -25,39 0,00

VERLUST (-)
14. UNTERNEHMENSERGEBNIS GEWINN (+) /

730.870,40 -222.066,32 46.837,02 -32.125,27 13.268,73 1.083.089,11 -53.121,83 -105.011,04 0,00 -0,00 -0,00

operatives Ergebnis DBM -352.218,71 
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 Anlage 7

THEOBALD    JUNG    SCHERER    AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

SPARTENERFOLGSÜBERSICHT 2017

Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM)

Gesamtsumme
Buchhaltung
Zahlen der Entsorgung

Winterdienst
ung /

Straßenreinig-

Beschilderung
haltung /

Straßenunter-

-haltung
Gewässerunter

Kanal- und
-haushalt

Kanalgebühren Friedhof
Sport

Grün / Spiel /

Werkstatt
Kleingeräte

Kfz- und

leistungen
Eigen-

Aktivierte
DBM

Verwaltung

Kostenstellen
Allgem.
Sonstige

Material 1.184.887,63 47.097,90 163.264,97 188.594,64 275.940,94 0,00 13.517,02 349.052,39 1.241,84 0,00 233,70 145.944,23
Fremdleistungen 9.282.184,72 1.449.485,91 98.851,02 1.581,60 6.699,21 7.617.716,54 0,00 78.121,04 0,00 0,00 11.543,00 18.186,40
Betriebsstoffe 621.271,89 230.619,37 47.641,09 28.939,21 98.385,20 1.920,35 11.176,66 96.252,67 45,71 0,00 442,66 105.848,97
Entsorgungskosten ALF 2.678.566,15 2.677.864,01 433,52 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 268,62
Entsorgungskosten MEG 1.506.973,08 1.352.540,64 0,00 2.904,73 4.968,59 0,00 50.830,64 87.450,41 0,00 0,00 0,00 8.278,07
sonst. Entsorgungskosten 285.108,07 184.706,24 3.830,14 0,00 2.869,14 3.266,25 0,00 309,41 0,00 0,00 0,00 90.126,89

Fremdleistungen
1. SUMME Roh- Hilfs- Betriebsstoffe und

15.558.991,54 5.942.314,07 314.020,74 222.020,18 388.863,08 7.622.903,14 75.524,32 611.185,92 1.287,55 0,00 12.219,36 368.653,18

Löhne und Vergütungen 9.110.548,28 1.275.676,12 1.256.507,87 593.150,52 1.909.444,12 0,00 759.148,59 2.478.943,83 0,00 0,00 506.924,05 330.753,18
Soziale Abgaben 1.913.624,74 276.503,88 251.578,48 124.898,60 385.931,99 0,00 162.626,80 537.359,50 0,00 0,00 98.434,24 76.291,25
Altersversorgung 737.055,72 107.552,49 97.548,04 49.240,71 155.386,46 0,00 61.484,81 198.971,49 0,00 0,00 38.618,76 28.252,96
2. SUMME  Personalaufwand 11.761.228,74 1.659.732,49 1.605.634,39 767.289,83 2.450.762,57 0,00 983.260,20 3.215.274,82 0,00 0,00 643.977,05 435.297,39

Ordentliche AfA AV 2.666.885,00 480.308,00 181.516,00 92.477,00 331.801,00 980.138,00 49.889,00 261.194,00 0,00 0,00 7.291,00 282.271,00
3. SUMME   ordentliche Abschreibungen 2.666.885,00 480.308,00 181.516,00 92.477,00 331.801,00 980.138,00 49.889,00 261.194,00 0,00 0,00 7.291,00 282.271,00

4. SUMME   Zinsen und ähnliche Aufwendungen 730.926,46 2.922,44 127,92 90,30 23,52 674.285,79 50,80 3.098,33 0,00 0,00 47.281,70 3.045,66

Steueraufwand)
5. SUMME   Steuern (Kfz- u. Sonstiger

48.273,62 16.852,00 3.494,09 4.700,00 11.367,52 0,00 1.474,52 9.917,95 0,00 0,00 40,00 427,54

Mieten und Pachten 552.386,26 234.533,23 54.768,04 29.729,74 36.057,19 0,00 24.724,51 101.031,31 0,00 0,00 39.848,80 31.693,44
Gebühren, Abgaben, Beiträge 28.494,56 2.973,20 0,00 105,40 1.890,20 2.192,00 0,00 869,56 0,00 0,00 14.478,70 5.985,50
Versicherungen 219.645,79 71.322,47 26.911,34 15.494,90 44.611,27 0,00 8.130,57 40.692,93 0,00 0,00 5.897,00 6.585,31
Kfz-Unterhaltung 1.454.995,83 254.783,02 138.390,18 45.889,91 185.733,06 0,00 29.923,60 139.385,74 612.149,32 0,00 215,50 48.525,50
sonst. Dienst- und Fremdleistungen 268.732,68 18.820,33 17.716,46 1.308,95 15.012,15 10.248,27 6.526,46 68.613,90 7.347,87 0,00 31.279,26 91.859,03
Verwaltungskostenerstattungen 173.200,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 173.200,00 0,00
Sonst. Sozialleistungen 28.000,78 194,80 310,05 38,96 175,32 0,00 116,88 516,17 0,00 0,00 26.590,16 58,44
Sonst. betriebliche Aufwendungen 674.359,18 121.549,00 68.979,04 4.130,14 84.107,85 187.412,56 6.790,72 46.752,36 240,24 0,00 134.112,18 20.285,09

6. SUMME sonstige ordentliche Aufwendungen 3.399.815,08 704.176,05 307.075,11 96.698,00 367.587,04 199.852,83 76.212,74 397.861,97 619.737,43 0,00 425.621,60 204.992,31

7.  SUMME 1. bis 6.  Aufwand 34.166.120,44 8.806.305,05 2.411.868,25 1.183.275,31 3.550.404,73 9.477.179,76 1.186.411,58 4.498.532,99 621.024,98 0,00 1.136.430,71 1.294.687,08

8. SUMME  Umlagen allg. Kosten 0,00 822.747,14 550.796,47 268.390,87 467.642,19 19.494,94 155.665,79 512.053,40 20.246,51 0,00 -1.338.272,59 -1.478.764,72

9. SUMME   Ausgl. Aufwandsber. Zurechnung + 18.406.123,33 7.273.214,81 2.096.526,70 1.074.078,98 3.454.882,06 1.364.561,89 521.596,74 1.996.403,12 35.239,76 40.249,63 319.991,52 229.378,12
Abgabe - 18.406.123,33 7.106.522,05 389.285,60 1.332.383,79 5.198.256,85 0,00 567.961,08 2.971.778,79 676.511,25 0,00 118.149,64 45.274,28

10. SUMME Aufwendungen 1. - 9. 34.166.120,44 9.795.744,95 4.669.905,82 1.193.361,37 2.274.672,13 10.861.236,59 1.295.713,03 4.035.210,72 0,00 40.249,63 0,00 26,20

11. SUMME    Betriebserträge 35.822.111,63 10.195.685,33 4.714.695,46 1.253.820,42 2.283.670,63 11.779.892,49 1.338.277,32 4.052.586,64 0,00 40.249,63 116.723,00 46.510,71

Hilfsmittelumlage 0,00 50.883,41 31.265,04 13.736,31 30.714,21 0,00 9.019,48 27.589,06 0,00 0,00 -116.723,00 -46.484,51

12. BETRIEBSERGEBNIS 1.655.991,19 450.823,79 76.054,68 74.195,36 39.712,71 918.655,90 51.583,77 44.964,98 0,00 0,00 -0,00 -0,00

13. Finanzerträge 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

VERLUST (-)
14. UNTERNEHMENSERGEBNIS GEWINN (+) /

1.655.991,19 450.823,79 76.054,68 74.195,36 39.712,71 918.655,90 51.583,77 44.964,98 0,00 0,00 -0,00 -0,00

Operatives Ergebnis DBM 737.335,29
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 Anlage 8
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THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

RECHTLICHE VERHÄLTNISSE

des

Dienstleistungsbetriebs der Stadt Marburg (DBM)

Marburg

Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse

Firma: Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM)

Sitz: Marburg

Rechtsform: Eigenbetrieb

Anschrift: Am Krekel 55
 35039 Marburg

Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember

Betriebsleitung: Diplom-Kaufmann Norbert Feyh

 und

 Diplom-Kaufmann Joachim Brunnet (ab 1. März 2018)

 

 Die Betriebsleiter Norbert Feyh und Joachim Brunnet 

 sind gleichberechtigt und vertreten sich gegenseitig.

In der Stadtverordnetenversammlung vom 26. September 2018 wurde der von der Theobald

Jung Scherer AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Gießen, ge-

prüf te und un ter dem Da tum vom 25. Juli 2017 mit dem uneingeschränkten Bestäti gungsver-

merk verse he ne Jah res ab schluss zum 31. Dezember 2017 zu sam men mit dem Lage bericht

fest ge stellt.

Der Betriebsleitung wurde für das vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017 lau fen de Ge schäfts-

jahr Ent lastung er teilt.
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THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

Zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 wurde die Theobald Jung Scherer AG Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Gießen, in der Stadtverordneten ver-

samm lung am 16. August 2018 gewählt.

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2017 wurde ordnungsgemäß offen ge legt.

938



El
ek
tr
on
is
ch
e
Ko
pi
e

 Anlage 9

THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

STEUERLICHE VERHÄLTNISSE

des

Dienstleistungsbetriebs der Stadt Marburg (DBM)

Marburg

Der DBM unterliegt mit seinen Betrieben gewerblicher Art der Körperschaftsteuer, der

Gewerbesteuer und der Umsatzsteuer.

Der DBM unterhält Betriebe gewerblicher Art im Bereich der Abfallentsorgung, der Grün-

pflege sowie des Tiefbaus.
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THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

AUFGLIEDERUNG UND ERLÄUTERUNG

WESENTLICHER POSTEN DES JAHRESABSCHLUSSES
zum 31. Dezember 2018

des

Dienstleistungsbetriebs der Stadt Marburg (DBM)

Marburg

A. Anlagevermögen

Die immateriellen Vermögensgegenstände und das Sachanlagevermögen werden in einer

EDV-gestützten Anlagenbuchhaltung mit dem Programm KIRP von der Unit4 Business Soft-

ware GmbH, München, ord nungs gemäß nach ge wie sen.

Eine von den Anschaffungs- und Herstellungskosten ausgehende Darstellung der Entwicklung

der ein zel nen Bi lanzposten des Anlagevermögens enthält der Anlagenspiegel im Anhang zum

Jahresab schluss (Anlage 3).

Da im Anlagenspiegel die Entwicklung der Posten des Anlagevermögens ausgehend von den 

ursprünglichen Anschaffungskosten sowie die Entwicklung der kumulierten Abschreibungen

dargestellt sind, wird bei der Erläuterung der Abschlusspositionen die Darstellung auf die Ent-

wicklung der Buch werte be schränkt.

Die Bewertung des Anlagevermögens ist im Anhang dargestellt.

Abschreibungen werden grundsätzlich nach den steuerlich zulässigen höchsten Abschrei-

bungssätzen vorge nom men. Gering wer tige Wirtschaftsgüter mit Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten bis zu Euro 250 netto wurden im Jahr des Zugangs in voller Höhe gemäß § 6 Abs.

2 EStG abge schrieben. Alle eigenständig nutzbaren Wirtschaftsgüter, deren Anschaf fungs-

und Herstel lungskosten Euro 250 übersteigen und Euro 1.000 nicht übersteigen, wurden ge-

mäß § 6 Abs. 2a EStG in einem Sammelposten erfasst und zusammen über einen Zeitraum

von fünf Jahren abgeschrieben.
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Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM), Marburg

THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts-, Be-
triebs- und anderen Bauten EUR 5.493.544,00

(2017: EUR 5.689.312,00)

Der Buchwert hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:

EUR
                 

Stand am 01.01.2018 5.689.312,00
+ Zugänge 33.118,00

5.722.430,00
+ Umbuchungen 1.559,00

5.723.989,00
- Abschreibungen 230.445,00

Stand am 31.12.2018 5.493.544,00

Der Bilanzposten beinhaltet im Wesentlichen das Grundstück Ockershäuser Allee und den

Lagerplatz Am Krekel sowie die sich auf diesen Grundstücken befindlichen Gebäude.

Die Zugänge betreffen im Wesentlichen die nachträgliche Aktivierung der durch die Betriebs-

prüfung nicht ab zugs fä hi gen Vorsteuern der im Jahr 2013 fertiggestellten Salzlagerhalle am

Kre kel. 

Der Berechnung der Abschreibungen liegt eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von fünf

bis 25 Jahren zugrunde.
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Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM), Marburg

THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

2. Verteilungsanlagen EUR 27.663.323,00
(2017: EUR 28.597.908,00)

Der Posten setzt sich wie folgt zusammen:

31.12.2018 31.12.2017
EUR EUR

Kanalnetz 27.495.325,00 28.408.083,00
Sonderbauwerke 167.987,00 189.814,00
Pumpwerke 11,00 11,00

27.663.323,00 28.597.908,00

Die Abschreibungszeiträume wurden in Anlehnung an die tatsächlichen Nutzungs dauern bei

Kanalbauwerken, die vor 1950 gebaut wurden, auf 70 Jahre festgesetzt. Bei Kanalbauten ab

1950 bis 1969 ist wegen der empirisch belegten niedrigeren Qua lität eine Nutzungsdauer von

50 Jahren unterstellt worden. Ab dem Herstellungs zeit raum 1970 wird wieder mit einer 70

jährigen Nutzungsdauer gerechnet.

3. Maschinen und maschinelle Anlagen EUR 608.928,00
(2017: EUR 800.559,00)

Der Buchwert hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:

EUR
                 

Stand am 01.01.2018 800.559,00
- Abgänge 8.265,00

792.294,00
- Abschreibungen 183.366,00

Stand am 31.12.2018 608.928,00

Der Posten erfasst im Wesentlichen technische Anlagen, Radlager, Bagger sowie diverse 

Betriebsvorrichtungen.

Der Abgang zum Restbuchwert betrifft den Verkauf eines Minibaggers zum Buchverlust in

Höhe von 6 TEUR. 
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Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM), Marburg

THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

4. Betriebs- und Geschäftsausstattung EUR 1.628.027,00
(2017: EUR 2.201.324,00)

Der Buchwert hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:

EUR
                 

Stand am 01.01.2018 2.201.324,00
+ Zugänge 313.698,00

2.515.022,00
- Abgänge 7.235,00

2.507.787,00
+ Umbuchungen 2.622,00

2.510.409,00
- Abschreibungen 882.382,00

Stand am 31.12.2018 1.628.027,00

Der Bilanzposten erfasst im Wesentlichen den Fuhrpark, mehrere Kehrmaschinen und 

diverse Entsorgungsgefäße sowie einzelne Grünbearbeitungsgeräte und sonstige Kleingeräte.

Weiterhin sind die EDV-Anlagen und sonstige Büroeinrichtungen in diesem Bilanzposten ent-

halten.

Wesentliche Zugänge im Berichtsjahr sind ein Dreiseitenkipper (93 TEUR), Transporterfahr-

zeuge (34 TEUR bzw. 33 TEUR), ein PKW (31 TEUR), ein Aufsitz rasenmäher (17 TEUR)

sowie Reinigungsgeräte (11 TEUR). 
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Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM), Marburg

THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

5. Geleistete Anzahlungen EUR 62.843,00
(2017: EUR 4.185,00)

Der Buchwert hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:

EUR
                 

Stand am 01.01.2018 4.185,00
+ Zugänge 62.839,00

67.024,00
- Umbuchungen 4.181,00

Stand am 31.12.2018 62.843,00

Die Zugänge im Berichtsjahr betreffen im Wesentlichen die geleisteten Anzahlungen für die

Freifläche "Ockershäuser Allee" (48 TEUR). 

Die wesentliche Umbuchung im Berichtsjahr betrifft den Büro- und Sozialraumcon tainer im

Ser vice hof (2 TEUR). 

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

Die Bewertung der Vorräte erfolgte zu einem Festwert, welcher aus der im Geschäftsjahr 2018

vorgenommen Aufnahme resultiert.

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe EUR 343.100,00
(2017: EUR 349.128,00)

Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden Am Krekel sowie in der Ockershäuser Allee gela-

gert.
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Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM), Marburg

THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

II. Forderungen

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen EUR 489.989,04
(2017: EUR 2.894.094,42)

Der Bestand setzt sich zum Bilanzstichtag wie folgt zusammen:

31.12.2018 31.12.2017
EUR EUR

Kundenforderungen 678.735,04 2.940.740,42
Pauschalwertberichtigung -11.600,00 -11.600,00
Einzelwertberichtigungen -177.146,00 -35.046,00

489.989,04 2.894.094,42

Die Forderungen sind durch Saldenlisten der computergestützten Debitorenbuchhaltung nach-

gewiesen. Für ausgewählte Kunden wurden Saldenbestätigungen eingeholt. Nennenswerte

Beanstandungen haben sich nicht ergeben.

Von der Ordnungsmäßigkeit der Abwicklung im Kalenderjahr 2019 haben wir uns stich-

probenartig überzeugt.

Zur Berücksichtigung des allgemeinen Kreditrisikos, von Zinsverlusten, Skontiabzügen sowie

Mahn- und Beitreibungskosten wurde eine Pauschalwertberichtigung von insgesamt 1 % der

Netto-Forderungen (ohne Umsatzsteuer) gebildet. Die Forderungen an die städtischen GmbH´s

wurden hierbei nicht in die Bemessungsgrundlage einbezogen.

Einzelwertberichtigungen betreffen im Wesentlichen sich in Klärung befindliche Rechnungen

an die Marburger Entsorgungs GmbH sowie In sol venz fäl le, bei de nen der Ein gang ausstehen-

der Be trä ge unwahr schein lich ge wor den ist.
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Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg (DBM), Marburg

THEOBALD   JUNG   SCHERER   AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT
Lahnstraße 1   35398 Gießen

2. Forderungen gegen die Universitätsstadt Marburg EUR 5.451.883,99
(2017: EUR 2.444.398,80)

Der Bestand setzt sich zum Bilanzstichtag wie folgt zusammen:

31.12.2018 31.12.2017
EUR EUR

Guthaben bei der Stadtkasse 3.949.209,85 1.400.580,54
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 1.800.882,72 1.613.697,07
Verbindlichkeiten aus Umsatzsteuer 46.228,66 -48.898,01
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen -344.437,24 -520.980,80

5.451.883,99 2.444.398,80

Das Guthaben bei der Stadtkasse stimmt mit dem bestätigten Saldo der Stadt kasse überein.

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen bestehen gegenüber den beauftra genden

Fachbereichen der Stadt Marburg. Einzelwertberichtigungen wurden i. H. v. TEUR 104 ge bil-

det und betreffen Salden, die sich in Klä rung bei den je weili gen Fach dien sten befin den.

III.Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten EUR 206.108,08
(2017: EUR 216.044,74)

Der Bestand setzt sich zum Bilanzstichtag wie folgt zusammen:

31.12.2018 31.12.2017
EUR EUR

Sparguthaben Legate 204.387,46 214.592,25
Kassenbestand Gärtnerei 1.099,68 778,07
Kassenbestand Lagerkasse 415,76 279,20
Kassenbestand Hauptkasse 205,18 395,22

206.108,08 216.044,74

Bei den Sparguthaben Legate handelt es sich um ein Festgeldkonto sowie zwei Sparbücher,

die im Zu ge der Über tra gung der Durchführung der Grabpflege (Legate) von der Stadt Mar-

burg auf den DBM als originäre Aufgabe in die Bilanz des DBM aufgenommen wurden. Auf

den Spar bü chern werden im Voraus gezahlte Gelder für Grabpflegeverträge zinsbrin gend an-

gelegt. Das Leistungsent gelt für die Grabpflege wird vom DBM ermittelt und aus dem Spar-

buchbe stand an den DBM ausgezahlt.
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Der Kassenbestand ist zum Bilanzstichtag durch einen entsprechenden Eintrag im Kassenbuch

nachgewiesen.

C. Rechnungsabgrenzungsposten EUR 14.313,90
(2017: EUR 82.958,67)

Die sonstigen Rechnungsabgrenzungsposten betreffen im Wesentlichen Vorauszahlungen für

War tungs- und Supportverträge (12 TEUR).
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A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital EUR 5.110.000,00
(2017: EUR 5.110.000,00)

Ausgewiesen ist das Stammkapital der DBM Marburg nach Betriebssatzung.

II. Rücklagen

1. Allgemeine Rücklagen EUR 12.408.175,11
(2017: EUR 11.670.864,82)

31.12.2018 31.12.2017
EUR EUR

Rücklage aus Kanalvermögensbewertung 10.718.298,48 10.718.323,48
Gewinnrücklage 1.423.693,19 686.357,90
Rücklagen für Substanzerhaltung 266.183,44 266.183,44

12.408.175,11 11.670.864,82

Die Rücklage aus der Kanalanlagevermögensbewertung darf gemäß den Beschlüssen der 

Betriebskommission vom 25. November 2009 und des Magistrats der Universitätsstadt 

Marburg vom 7. Dezember 2009 ausschließlich für den Bereich des Kanalgebührenhaushalts

ver wendet werden.

Die Gewinnrücklage beinhaltet die Ergebnise aller Sparten (außer Sparte öffentliche Abwas-

serbeseitigung) der vorangegangenen Geschäftsjahre.

Die in der Allgemeine Rücklage ausgewiesene Rücklage für Substanzerhaltung wurde in der

Er öff nungs bi lanz zum Zwe cke der Subs tan zer hal tung, Rationalisierung und Anlagenerneu-

erung ge bildet.
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2. Zweckgebundene Rücklagen EUR 2.254.075,93
(2017: EUR 1.335.395,03)

Die zweckgebundene Rücklage besteht ausschließlich aus der Kanalgebührenausgleichsrück-

lage und hat sich wie folgt entwickelt:

TEUR

Stand 01.01.2018 1.335.395,03
Überschuss aus dem Kanalgebührenhaushalt 2017 918.680,90
Stand 31.12.2018 2.254.075,93

III.Gewinn (+) / Verlust (-)

1. Gewinn des Vorjahres EUR 1.655.991,19
(2017: EUR 75.194,02)

Dieser Posten setzt sich aus dem Jahresgewinn 2018 zusammen.

2. Einstellung in die Rücklagen EUR -1.656.016,19
(2017: EUR -292.314,92)

Gemäß Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 14. Dezember 2018 wurde das auf-

ge rech nete Er geb nis aller Sparten (außer Sparte öffentliche Abwasserbeseitigung) des Ge-

schäfts jahres 2017 in die Gewinnrücklagen eingestellt.

3. Entnahmen aus den Rücklagen EUR 25,00
(2017: EUR 217.120,90)

Die Entnahme aus den Rücklagen beinhaltet den Ausgleich der Verluste aus dem Abgang von

Anlagever mögen des Kanalnetzes.

4. Jahresgewinn (+) / Jahresverlust (-) EUR 730.870,40
(2017: EUR 1.655.991,19)

Zur Entstehung des Jahresgewinns verweisen wir auf unsere Erläuterungen zur Gewinn- und

Ver lust rechnung.
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C. Empfangene Ertragszuschüsse EUR 548.408,20
(2017: EUR 603.151,12)

Hierbei handelt es sich um die von den Gebührenpflichtigen entrichteten satzungsgemäßen

Kanalanschlussbeiträge. Diese haben sich wie folgt entwickelt:

EUR

Stand 01.01.2018 603.151,12
Auflösung -66.339,72
Zuführung 11.596,80
Stand zum 31.12.2018 548.408,20

D. Rückstellungen

sonstige Rückstellungen EUR 2.258.774,00
(2017: EUR 1.791.452,00)

Stand am Verbrauch Auflösung Zuführung Aufzinsung Stand am
1.1.2018 §253 (2) HGB 31.12.2018

Euro Euro Euro Euro Euro Euro

Niederschlagswasser 2012-2016
Gebührenüberdeckung

466.650,00 0,00 0,00 0,00 0,00 466.650,00

Schmutzwasser 2018
Gebührenüberdeckung

0,00 0,00 0,00 374.475,00 0,00 374.475,00
Rückständiger Urlaub 299.290,00 299.290,00 0,00 330.499,00 0,00 330.499,00
Überstunden 301.256,00 301.256,00 0,00 323.379,00 0,00 323.379,00

Niederschlagswasser 2017
Gebührenüberdeckung

242.740,00 0,00 0,00 0,00 0,00 242.740,00
Verpfl. nach dem AltersteilzeitG 219.010,00 110.711,00 0,00 0,00 4.460,00 112.759,00

Niederschlagswasser 2018
Gebührenüberdeckung

0,00 0,00 0,00 109.950,00 0,00 109.950,00
Gewährleistungsrückstellung 53.952,00 0,00 0,00 0,00 0,00 53.952,00
Gebührenrückforderung 50.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 50.000,00
Ausstehende Eingangsrechnungen 17.500,00 17.500,00 0,00 48.500,00 0,00 48.500,00
Archivierungskosten 45.500,00 0,00 0,00 0,00 0,00 45.500,00
Berufsgenossenschaftsbeitrag 32.505,00 32.505,00 0,00 38.200,00 0,00 38.200,00
Jubiläumsrückstellung 27.379,00 27.379,00 0,00 30.500,00 0,00 30.500,00
Jahresabschlusskosten 29.070,00 29.070,00 0,00 29.070,00 0,00 29.070,00

ATZ-Gutachten
Ausstehende Eingangsrechnungen

2.600,00 2.600,00 0,00 2.600,00 0,00 2.600,00
Rückstellung DSD 4.000,00 0,00 4.000,00 0,00 0,00 0,00

1.791.452,00 820.311,00 4.000,00 1.287.173,00 4.460,00 2.258.774,00
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Gemäß der Nachkalkulation ergibt sich für die Kostenüberdeckung des Jahres 2018 im Be-

reich des Schmutzwassers eine gebührenrechtliche Ausgleichsverpflichtung in Hö he von

TEUR 374, die entspre chend zurückgestellt wurde.

Die Rückstellungen für den Resturlaub erfassen die Verpflichtungen gegenüber den Arbeit-

nehmern aus rückständigem Urlaub zum Bilanzstichtag. Die Urlaubsverpflichtungen sind mit-

arbeiterbezogen aufgrund der Resturlaubstage und der personenbezogenen Vergütungen unter

Einbeziehung des tariflichen Urlaubsgeldes bestimmt.

Der Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung wird für jeden Mitarbeiter ge sondert ermittelt

und be rücksichtigt. Bei den Urlaubsverpflichtungen gegenüber der Ge schäftsführung ent stehen

keine Ver pflichtungen für Urlaubsgeld und Sozialabgaben.

Die Rückstellung für Überstunden erfasst die Ansprüche der Arbeitnehmer aufgrund von 

geleisteter Mehrarbeit. Die Überstundenzuschläge sind im Folgejahr ausgezahlt, die Überstun-

den in Form eines Freizeitausgleichs abgegolten worden. Die Bewertung er folgt unter Berück-

sich tigung von Personalkosten unter Einbeziehung des Arbeitge beranteils zur Sozialversiche-

rung und der Auf wendungen zur Zusatzversorgung.

Für Verpflichtungen nach dem Altersteilzeitgesetz wurden für die Leistungen für be reits ver-

einbarte Altersteilzeitvereinbarungen die Aufstockungsbeträge sowie die zu sätzlichen Beiträge

des Arbeitgebers zur Rentenversicherung zurückgestellt. Sofern das sog. „Blockmodell“ ver-

einbart ist, wird darüber hinaus die vorgearbeitete Ar beitszeit als Erfüllungsrückstand berück-

sichtigt. Aufgrund des Tarifvertrages zur Re gelung der Altersteilzeitarbeit vom 5.5.1998 

haben insgesamt 23 Arbeitnehmer des DBM einen einseitigen, nicht entziehbaren Anspruch

auf Abschluss eines Altersteil zeitvertrages. Für Aufstockungsbeträge sowie zusätzliche Beiträ-

ge des Arbeitsgebers zur Rentenversicherung wurden unter Be rücksichtigung einer Wahr-

schein lichkeit der Inanspruchnahme von 2 % TEUR 16 zurückgestellt. Der Wertermittlung

liegt ein Gutachten der Willis Tower Watson GmbH, Wies ba den, vom 1. März 2019 zu Grun-

de. Als Rech nungsgrundlagen dienen die „Richttafeln 2018 G“ von Prof. Dr. Klaus Heu beck

un ter Be rück sichtigung eines Rechnungszinses von 2,32 % (i.Vj 2,80 %) und ei nes Ge halts-

trends von 2,5 %.
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Gemäß der Nachkalkulation ergibt sich für die Kostenüberdeckung des Jahres 2018 im Be-

reich des Nieder schlags was sers wur de im Berichts jahr ein Be trag von 110 TEUR zurückge-

stellt.

Für die zu erwartenden Gewährleistungsverpflichtungen aus dem BgA Tiefbau wurden auf-

grund von Er fah run gen der Vergangenheit 1,5 % des garantiebehafteten Umsatzes der letzten

fünf Jahre zu rück ge stellt.

Die Rückstellungen für die Jahresabschlusskosten erfassen neben den Kosten für die Prüfung

des Jahresabschlusses auch die internen Kosten des Eigenbetriebes für die Aufstellung.

Bei den Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen handelt es sich im We sentlichen

um verschiedene ausstehende Abrechnungen der Stadt Marburg für Hard- und Soft wa re ko sten.

E. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten EUR 17.007.872,35
(2017: EUR 19.108.968,88)

Der Bestand setzt sich zum Bilanzstichtag wie folgt zusammen:

31.12.2018 31.12.2017
EUR EUR

Verbindlichkeiten Nord LB 5.114.478,20 5.498.080,97
Verbindlichkeiten Sparkasse Marburg- Biedenkopf 4.483.505,27 4.784.773,61
Verbindlichkeiten Hypo-Vereinbank 4.087.590,36 4.498.873,53
Verbindlichkeiten KFW 1.996.275,80 2.449.919,80
Verbindlichkeiten Helaba 1.326.022,72 1.877.320,97

17.007.872,35 19.108.968,88

Die Rückzahlung der Darlehen erfolgte planmäßig im Geschäftsjahr.
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2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen EUR 1.478.110,56
(2017: EUR 1.850.105,95)

Die Lieferantenverbindlichkeiten sind zum Bilanzstichtag durch eine Saldenliste der Kredi-

torenbuchhaltung nachgewiesen. Die Kreditorenbuchhaltung wird in Form einer computer-

gestützten Offenen-Posten-Buchhaltung geführt. Für ausgewählte Kreditoren wur den Salden-

bestätigungen angefordert. Nennenswerte Beanstandungen haben sich nicht ergeben.

Die passivierten Kreditorenverbindlichkeiten waren zum Prüfungszeitpunkt weitestgehend

ausgeglichen. Sämtliche Verbindlichkeiten haben eine erwartete Restlaufzeit von bis zu einem

Jahr.

F. Rechnungsabgrenzungsposten EUR 204.387,46
(2017: EUR 214.592,25)

Zum 1. Januar 2005 wurde dem DBM die Durchführung der Grabpflege (Legate) von der

Stadt Marburg übertragen. Dieser Posten enthält ausschließlich Vorauszahlungen für diese

Grab pfle ge. Es erfolgt eine jährliche Auflösung nach dem Grad der Inanspruchnahme.

Der Bestand hat sich im Geschäftsjahr wie folgt entwickelt:

EUR

Stand 01.01.2018 214.592,25
Verbrauch -10.204,79
Zuführung 0,00
Stand zum 31.12.2018 204.387,46
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Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01.2018 bis 31.12.2018

Die Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01. - 31.12.2018 weist einen Jah res-

über schuss von EUR 730.870,40 (2017: EUR 1.655.991,19) aus.

Gemäß § 265 Abs. 2 HGB wird in der Gewinn- und Verlustrechnung zu jedem Posten der ent-

spre chen de Vor jahreswert gegenübergestellt.

1. Umsatzerlöse EUR 35.310.521,95
(2017: EUR 34.931.666,69)

Die Umsatzerlöse werden netto ausgewiesen und setzen sich wie folgt zusammen:

2018 2017
EUR EUR

Kanal Gebührenhaushalt 14.205.547,71 13.029.920,77
Entsorgung 9.399.631,11 9.713.825,89
Straßenreinigung und Winterdienst 4.522.900,21 4.519.376,09
Grünflächenbewirtschaftung 2.956.562,75 2.698.532,21
Friedhof 1.437.084,09 1.398.446,94
Straßenunterhaltung 1.213.336,68 1.216.031,24
Betriebe gewerblicher Art Tiefbau und Grünflächen-
unterhaltung 821.588,39 1.549.509,55
Sportstätten und Spielplatzunterhaltung 681.673,62 722.816,91
Übrige 72.197,39 83.207,09

35.310.521,95 34.931.666,69
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3. sonstige betriebliche Erträge EUR 344.088,62
(2017: EUR 850.195,31)

2018 2017
EUR EUR

Erträge aus Lohnkostenzuschüssen 207.749,49 156.530,21
Erträge aus der Herabsetzung von Wertberichtigungen 52.081,31 62.203,49
Erträge aus Lohnkostenerstattung 40.666,69 38.407,38
Erträge aus der Auflösung Sonderposten 13.289,39 13.289,39
Erträge aus dem Abgang von Anlagevermögen 12.850,00 519.940,59
Versicherungsentschädigungen 5.571,64 47.421,82
Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 4.000,00 6.311,33
Übrige 7.880,10 6.091,10

344.088,62 850.195,31

Bei den Lohnkostenzuschüssen handelt es sich um Leistungen aus Zuschüssen des Landes-

wohlfahrtsverbandes für die Beschäftigung von Schwerbehinderten sowie für Beschäftigungs-

maßnahmen.

4. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe EUR 1.801.034,93
(2017: EUR 1.608.833,53)

2018 2017
EUR EUR

Betriebsstoffe 1.637.527,33 1.439.662,10
Hilfstoffe 162.789,71 168.760,96
Rohstoffe 717,89 410,47

1.801.034,93 1.608.833,53
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b) Aufwendungen für bezogene Leistungen EUR 14.749.285,02
(2017: EUR 13.950.158,01)

Der Posten Aufwendungen für bezogene Leistungen setzt sich wie folgt zusammen:

2018 2017
EUR EUR

Kanalgebührenhaushalt 7.675.312,83 7.617.716,54
Entsorgungskosten an ALF 2.708.944,66 2.678.566,15
Fremdleistungen von Externen 2.290.418,02 1.664.468,18
Entsorgungskosten an MEG 1.534.524,80 1.506.973,08
Sonstige Entsorger 282.838,04 285.108,07
Sonstige Fremdleistungen 257.246,67 197.325,99

14.749.285,02 13.950.158,01

5. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter EUR 9.148.397,34
(2017: EUR 9.110.703,81)

Die Lohn- und Gehaltsabrechnung erfolgt durch die Universitätsstadt Marburg.

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversor-
gung EUR 2.676.790,68

(2017: EUR 2.650.524,93)

Der Posten soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung setzt sich wie folgt zu-

sammen:

2018 2017
EUR EUR

Sozialversicherung 1.832.554,33 1.849.470,42
Aufwendungen für Altervorsorge 741.118,25 703.394,96
Berufsgenossenschaftsbeiträge 74.595,14 64.154,32
Pauschalsteuer 28.372,96 33.365,23
Übrige 150,00 140,00

2.676.790,68 2.650.524,93
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6. Abschreibungen

auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlage-
vermögens und Sachanlagen EUR 2.254.289,00

(2017: EUR 2.666.885,00)

Auf die Erläuterungen zum Anlagevermögen wird verwie sen.

7. sonstige betriebliche Aufwendungen EUR 3.645.646,97
(2017: EUR 3.399.815,08)

2018 2017
EUR EUR

Instandhaltung Kraftfahrzeuge 1.484.333,25 1.489.722,37
Mieten und Pachten 461.481,10 552.386,26
Zuführung Rückstellung Gebührenüberdeckung aus dem
Bereich Schmutzwasser 374.475,00 0,00
Forderungsverluste, Zuführung zu Wertberichtigungen 220.204,41 35.318,67
Verwaltungskostenerstattungen 190.700,00 173.200,00
Versicherungen 169.052,50 240.830,42
Instandhaltungen Betriebs- und Geschäftausstattung 151.340,57 162.824,90
Zuführung Rückstellung Gebührenüberdeckung aus dem
Bereich Niederschlagswasser 109.950,00 242.740,00
Aus- und Weiterbildungskosten 77.604,27 55.054,96
Wartung und Unterhaltung 59.760,69 43.067,25
Sonstige Sozialleistungen 28.017,76 28.000,78
Verluste aus dem Abgang von Gegenständen des Anlage-
vermögens 26.369,00 98.199,00
Gebühren und Beiträge 25.276,79 28.494,56
Werbekosten 24.937,27 13.797,95
Bürobedarf 22.352,60 23.578,97
Abschluss- und Prüfungskosten 17.995,34 26.968,81
Rechts- und Beratungskosten 17.148,86 15.694,22
Porto und Telekommunikationskosten 13.053,86 30.780,77
Steuernachzahlung aus BP 11.552,25 54.778,47
Material für KFZ-Inventurdiff. 10.932,69 0,00
Reise- und Bewirtungskosten 10.049,38 10.140,77
Betriebshaftpflichtversicherung 3.834,81 0,00
Verzugszinsen 25,39 0,00
Übrige 135.199,18 74.235,95

3.645.646,97 3.399.815,08
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Die Mietaufwendungen umfassen die Miete für die Gebäude auf dem Ge lände der Stadt werke

Mar burg so wie Mietaufwendungen für zu sätzli cher Ar beitsgeräte in den Be reichen Grün-

pflege, Entsor gung so wie Ka nal- und Ge wäs serun ter haltung.

Für Leistungen der verschiedenen Ämter erhebt die Universitätsstadt Marburg eine Verwal-

tungskostenumlage.

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen EUR 648.781,93
(2017: EUR 730.926,46)

Der Posten Zinsen und ähnliche Aufwendungen setzt sich wie folgt zusammen:

2018 2017
EUR EUR

Darlehenszinsen 644.321,93 721.520,46
Zinsaufwendungen Altersteilzeit 4.460,00 9.406,00

648.781,93 730.926,46

10. sonstige Steuern EUR 35.203,77
(2017: EUR 48.273,62)

Der Posten sonstige Steuern setzt sich wie folgt zusammen:

2018 2017
EUR EUR

Kraftfahrzeugsteuer 34.776,23 47.846,08
Grundsteuer 427,54 427,54

35.203,77 48.273,62
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ANGABEN ZUR ORDNUNGSMÄSSIGKEIT DER GESCHÄFTSFÜHRUNG
UND

DER WIRTSCHAFTLICHEN VERHÄLTNISSE NACH § 53 HGrG

des

Dienstleistungsbetriebs der Stadt Marburg (DBM)

Marburg

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2018

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie indivi duali-
sierte Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die Ge-

schäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Wei sun-

gen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzern-

leitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Rege lungen den Bedürfnissen des Unterneh-

mens bzw. des Konzerns?

Die Einbindung des Überwachungsorgans in die Entscheidungsprozesse erfolgt entsprechend

der Gesetzgebung, der Geschäftsordnung des Magistrats der Stadt Marburg sowie der Be-

triebssatzung des DBM und ist sachgerecht. Weitere schriftliche Geschäftsanweisungen exi-

stieren nicht. Für die Größe und den Bedürfnissen des Eigenbetriebs erscheint dies als ausrei-

chend. Eine den neuen Leitungsverhältnissen (2 Betriebsleiter) angepasste Betriebssatzung so-

wie eine entsprechende Geschäftsordnung befinden sich zu Zeit in der Prüfung durch die Ver-

waltung und werden in der nächsten Betriebskommissionsitzung als Tagesordnungspunkt be-

handelt.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur den Nie-

der schriften hierüber erstellt?

Im Berichtsjahr fanden drei Sitzungen (26.2., 13.06., 26.09.) der Betriebskommission statt. Es

wurden jeweils Niederschriften erstellt. Die für den 20.12.2018 anberaumte Sitzung musste

kurzfristig verschoben werden und wurde am 26.02.2019 nachgeholt.
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c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG sind

die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Ein Mitglied er Betriebsleitung, Herr Brunnet, ist im Aufsichtsrat der GeWo Bau GmbH Mar-

burg/Lahn, Am Pilgrimmstein 17, 35037 Marburg, tätig.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) in divi dua li-

siert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, er folgsbe-

zogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreiz wirkung ausge wiesen? Falls

nein, wie wird dies begründet?

Die Bezüge der Betriebsleitung sowie die Aufwandsentschädigungen an die Betriebs-

kommission sind im Anhang angegeben. Die Ver gü tungen haben keine erfolgsbezo genen

Komponen ten bzw. Komponenten mit langfristi ger Anreiz wirkung.

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations plan, aus dem

Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich

sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Ein entsprechendes Organigramm wurde erstellt. Dieses wird regelmäßig überprüft und an die

Veränderungen angepasst. Dies entspricht unter Berücksichtigung der Größe den Bedürfnissen

des Eigenbetriebs.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organi sations plan verfah ren wird?

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren

wird.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und do kumen-

tiert?

Die Geschäftsführung erfolgt auf Basis des jeweiligen Wirtschaftsplanes. Eingeführte Ab läufe,

ins besondere ein weitgehendes Vier-Augen-Prinzip bei Preisvergleichen, Auftrags erteilungen
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und Bu chungsvorgängen erfolgen. Darüber hinaus werden alle größeren Ge schäftsvorfälle in

den Gremien besprochen. Regelmäßige Informationen an die Beschäftigten, z.B. über das Ver-

bot der Annahme von Belohnungen und Geschenken, werden er teilt.

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei dungs-

prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personal wesen, Kreditauf-

nahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten

werden?

Die Betriebssatzung sieht in § 3 i.V.m. § 6 abgestufte Handlungskompetenzen nach der Trag-

weite der Entscheidungen für die Betriebsleitung und die Betriebskommission vor. Die Ent-

scheidungen der Betriebskommission unterliegen nach § 8 EigBGes der Kontrolle des

Magistrats bei offensichtlichen Gesetzesverstößen. Wir haben im Rahmen unserer Prüfung

keine Anhaltspunkte festgestellt, dass diese Richtlinien und Arbeitsanweisungen nicht einge-

halten werden. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grund stücksverwaltung,

EDV)?

Die bestehenden Verträge werden ordnungsgemäß dokumentiert.

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort schreibung

der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projek ten – den Bedürfnis-

sen des Unternehmens?

Es wird entsprechend dem EigBGes jährlich ein Wirtschaftsplan erstellt. Aus diesem Plan sind

die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung, das mittelfristige Investitionspro gramm und die

hierzu not wendigen Finanzierungsmittel ersichtlich.

Eine darüber hinausgehende mittel- und längerfristige Planung gibt es nicht.

Das Planungswesen entspricht - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschrei bung

der Daten - den Bedürfnissen des Eigenbetriebs.
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b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Die Planabweichungen werden im Rahmen der Quartalsberichterstattung systematisch un ter-

sucht. Vorhersehbare Veränderungen werden bereits bei der Planung für das kommende Ge-

schäftsjahr berücksichtigt.

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den beson-

deren Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung entspricht den Anforderungen für ei-

nen Eigenbetrieb dieser Größenordnung.

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquidi tätskon-

trolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Aufgaben des Finanzmanagements werden durch die Betriebsleitung sowie durch Mitarbeiter

der Verwaltung vorgenommen. Dieses Finanzmanagement besteht im Wesentlichen aus Li-

quiditätskontrollen sowie Soll-Ist-Vergleichen des Wirtschaftsplanes im laufenden Geschäfts-

jahr.

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Manage ment und ha ben sich An-

haltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Rege lungen nicht einge halten worden sind?

Zu dem Finanzmanagement gehört auch ein Cash-Management, welches sich auf die Kontrolle

der Liquidität bezieht. Explizite Regelungen hierzu gibt es nicht.

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist durch

das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv

eingezogen werden?

Die Entgeltabrechnungen erfolgen durch Vereinbarungen mit der Stadt und auch mit Dritten.

Die zeitnahe und vollständige Rechnungsstellung ist gewährleistet.

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um fasst es al-

le wesentlichen Unternehmens-/ Konzernbereiche?
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Infolge der Betriebsgröße besteht kein institutionalisiertes Controlling. Die Koordination der

Pla nungs-, Steuerungs- und Kontrollaufgaben werden durch die Betriebsleitung vorgenom-

men.

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa chung der

Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht?

Die Beantwortung der Frage entfällt, da weder Tochter- noch Beteiligungsunternehmen be-

stehen.

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und Maß-

nahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden

kön nen?

Bestandsgefährdende Risiken sind aufgrund der organisatorischen Zuord nung des Ei gen-

betriebs in den hoheitlichen Leistungssektor der Stadt Marburg grundsätzlich nicht ersicht lich.

Lediglich in den etablierten Betrieben gewerblicher Art geht der DBM in überschaubarem

Umfang Marktrisiken ein. Die Betriebsleitung hat un ter Berück sichti gung der Be son der hei ten

des Ei genbetriebs als Dienst leister der Stadt Mar burg im Rah men der Quar tals be rich ters tat-

tung Frühwarn signale nach Art und Umfang defi niert, um mit deren Hilfe Risi ken zu er ken nen

und ge eignete Maß nahmen zu ergreifen. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha ben sich

An haltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Die Maßnahmen sind geeignet, bestandsgefährdende Risiken frühzeitig zu erkennen. Es haben

sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Für die bestehenden Maßnahmen zur Risikofrüherkennung ist die Beachtung und Durchfüh-

rung sichergestellt. Eine schriftliche Dokumentation gibt es nicht.
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem ak-

tuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und

an gepasst?

Die Frühwarnsignale und Maßnahmen werden kontinuierlich und systematisch mit den ak-

tuellen Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und bei Bedarf entsprechende Maß-

nahmen im Investitions- und Finanzierungsbereich eingeleitet.

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

Die Beantwortung des Fragenkreises entfällt, da keine entsprechenden Geschäfte getätigt wer-

den.

Fragenkreis 6: Interne Revision

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revi-

sion/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch

ei ne andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Eine separate Revision besteht aufgrund der Betriebsgröße nicht. Eine Kon trolle erfolgt durch

die Buchhaltung/Betriebsleitung. Zudem wird der Eigenbetrieb durch das Prüfungsamt der

Universitätsstadt Marburg geprüft. Deshalb entfällt die Beantwortung der weiteren Fragen des

Fra gen krei ses.

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Sat-

zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen

des Überwa chungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa chungsorgans

zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist?

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung haben sich keine Anhaltspunkte er geben, dass die vor-

he rige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechts-

geschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist.
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b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über wa chungs-

organs die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Eine Kreditgewährung an Mitglieder der Betriebsleitung oder des Überwa chungsorgans er-

folgte nicht.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah men ähnli-

che, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorge nommen worden sind

(z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Für eine Aufteilung zustimmungsbedürftiger Maßnahmen haben sich im Rah men unse rer Prü-

fung keine Erkenntnisse ergeben.

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Sat-

zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüs sen des Überwachungs-

organs übereinstimmen?

Geschäfte und Maßnahmen, die nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsord nung, Ge schäftsan-

wei sun gen und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans über ein stimmen, haben wir

im Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt. Die per Stadtverordnetenversammlungsbe-

schluss übertragene Aufgabe der öffentlichen Ab wasse rentsorgung ist in die Betriebssatzung

aufgenommen worden.

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, im materielle

An lagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-

tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Die Planung erfolgt über den Wirtschaftsplan, der von den zuständigen Gre mien be schlossen

wur de. Dabei werden in den Vorlagen die wirtschaftlichen Konsequenzen, Folgekosten und

mögliche Risi ken aufgezeigt. Eine Prüfung der Rentabilität, Finanzierbarkeit und Risiken wird

grundsätzlich vorgenommen.
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b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt lung nicht

ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen

(z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligun gen)?

Die Unterlagen sind grundsätzlich dazu geeignet, die Angemessenheit der Preise zu beur teilen.

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend über wacht

und Abweichungen untersucht?

Die Durchführung, Budgetierung und Veränderung von Investitionen wird laufend überwacht

und es findet eine laufende Analyse der Abweichungen statt.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge ben? Wenn

ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Im Berichtsjahr haben sich, soweit wir bei der Prüfung feststellen konnten, bei abge schlosse-

nen Investitionen keine Überschreitungen ergeben. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Ausschöp-

fung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben.

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. VOB,

VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Im Rahmen der durch den Fachdienst 14 (Prüfungsamt, FD 14) durchgeführten Prüfung von

Vergabeprozessen sind Prüfungsbemerkungen zu Beschaffungen erstellt worden.

Die Bemerkungen beziehen sich auf ans Prüfungsamt nachzureichende Unterlagen und Nen-

nung von Leitfabrikaten bei Ausschreibungen. Die Nennung von Leitfabrikaten ist nur erlaubt,

wenn eine hinreichend genaue Beschreibung durch verkehrsübliche Bezeichnungen nicht mög-

lich ist, dies ist allerdings auslegungsbedürftig.
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Bei den hier bemängelten Beschaffungen handelt es sich um Spezialfahrzeuge und

-maschinen, auf deren Beschaffung sich allgemeine Vergabereglungen nicht immer konflikt-

frei anwenden lassen. Letztendlich sind die im Geschäftsbetrieb am wirtschaftlichsten einsetz-

baren Produkte zur Aufrechterhaltung des Produktionsbetriebes angeschafft worden.  

Die Aufarbeitung und Dokumentation dieser Beschaffungen befindet sich aktuell im Ge-

schäftsgang.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan gebote

(z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Die Auftragsvergabe wird durch gesetzliche Vorschriften, den Regelungen in der Be triebs-

satzung und in der Dienstanweisung der Stadt Marburg geregelt. Für sämtliche we sentliche

Beschaffungs maßnahmen werden Angebote von mehreren Lieferanten einge holt und der An-

gebotsvergleich do kumentiert. Abweichungen in Einzelfällen werden den zuständigen Ent-

scheidungsbefug ten (Dezernentin / Betriebskommission) begründet und erläutert.

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Der Betriebskommission, als zuständiges Überwachungsorgan, wird turnusgemäß in Form von

Quartalsberichten Bericht er stattet.

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unterneh-

mens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Die Berichte vermitteln einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Eigen-

betriebs.

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeit nah unter-

richtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord nungsgemäß abgewi-

ckelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen

vor und wurde hierüber berichtet?
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Es erfolgt regelmäßig eine zeitnahe und ausführliche Information über we sentliche Vor gänge.

Im Berichtsjahr wurden nach unserer Prüfung keine ungewöhnlichen, risikoreichen oder nicht

ordnungsgemäß abgewickelten Geschäfte vorgenommen.

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen

be sonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Besondere Berichtspflichten analog § 90 Abs. 3 AktG oder der Betriebssatz ung haben sich

nicht ergeben.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG oder un-

ternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine derartigen Feststellungen getroffen.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden

In halt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert?

Eine D&O-Versicherung existiert nicht.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa chungsorgans

gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan of fengelegt worden?

Interessenkonflikte der Mitglieder des Überwachungsorgans wurden nicht ge meldet.

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Das bilanzierte Vermögen des Eigenbetriebs ist insgesamt zur Erfüllung des Betriebs zwecks

not wendig.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Das Vorratsvermögen ist für die Funktion und Aufgabe des Eigenbetriebs angemessen.
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bi-

lanz iellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö gensgegenstände

we sentlich beeinflusst wird?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben.

Fragenkreis 12: Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusam-

men? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investi tionsverpflich-

tungen fi nanziert werden?

Die Finanzierung erfolgt im Wesentlichen über die Universitätsstadt Marburg; der Zah lungs-

ver kehr wur de über die Stadtkasse der Universitätsstadt Marburg abgewickelt.

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kre ditauf-

nahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Die Antwort entfällt, da kein Konzern gegeben ist.

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garan tien der

öf fentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die da mit verbundenen

Ver pflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wur den?

Der Eigenbetrieb hat im Berichtsjahr keine Zuschüsse der öffentlichen Hand erhalten.

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalauss tattung?

Der Eigenbetrieb verfügt über eine angemessene Eigenkapitalausstattung. Finanzierungs-

probleme aufgrund der Eigenkapitalausstattung bestehen derzeit nicht.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirt-

schaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?
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Der Ergebnisverwendungsvorschlag ist mit der wirtschaftlichen Lage des Eigenbetriebs ver-

einbar. Für das abgelaufene Geschäftsjahr wird analog zu den Vorjahren den zuständigen Gre-

mien ein Verwendungsvorschlag unterbreitet.

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-

ten/Konzernunternehmen zusammen?

Das Betriebsergebnis des Eigenbetriebes setzt sich für das Berichtsjahr wie folgt zusammen:

Betriebszweig €
Entsorgung -222.066,32
Straßenreinigung 46.837,02
Straßenunterhaltung -32.125,27
Kanal- und Gewässerunterhaltung 13.268,73
Öffentliche Abwasserentsorgung 1.083.089,11
Friedhof -53.121,83
Grün/ Spiel/ Sport -105.011,04
Betriebsergebnis 730.870,40

 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Das insgesamt positive Jahresergebnis wird wesentlich durch die Bereichsergebnisse der Be-

triebszweige geprägt. Im Bereich Entsorgung schlägt sich die Neustrukturierung des Entsor-

gungsbereiches für den DBM negativ nieder. Die weiteren Ergebnisse der operativen Produk-

tionsbereiche sind bis auf Straßenunterhaltung, Friedhof und Grünflächenunterhaltung leicht

positiv. Insgesamt ist das Gesamtergebnis der operativen Produktionsbereiche mit ca. T€ - 352

negativ. Hier schlagen die markanten Ergebnisse des Entsorgungsbereiches und der Grünflä-

chenunterhaltung zu Buche.

Im Bereich der Kanalgebührenhaushalte, im Schmutz- und Niederschlagswasserbereich, ist

das handelsrechtliche Gesamtergebnis mit insgesamt T€ 1.083 positiv.
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs bezie hun-

gen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeu tig zu unange mes-

senen Konditionen vorgenommen werden?

Die Leistungen zwischen Eigenbetrieb und Stadt werden bis auf den Grünflächenbereich

grundsätzlich angemessen vergütet.

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Die Beantwortung der Fragen entfällt, da keine Konzessionsabgabe erhoben wird.

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be deutung

wa ren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Einerseits scheint die Umstrukturierung des Entsorgungsbereiches mit den damit einhergehen-

den Umsatzreduzierungen und Vorsteuerabzugsverlusten für das negative Ergebnis verant-

wortlich zu sein, andererseits scheint die Mittelausstattung für die Grünflächen- und Friedhof-

unterhaltung durch den Haushalt unterdimensioniert zu sein. Dies in Kombination mit im Be-

richtsjahr durch nicht eingegangene Auftragsvolumina durch externe Auftraggeber, führen im

Wesentlichen zu den negativen Ergebnissen in den operativen Bereichen.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um wel che Maß-

nahmen handelt es sich?

Als Maßnahmen wurden Akquisitionstätigkeiten unternommen, außerdem wurden im Jahr

2018 die Verrechnungssätze an das gestiegene Kostenniveau angepasst.

Ein hoher Anteil der DBM Leistungen, hauptsächlich im Bereich Grünflächenunterhaltung,

werden durch Leistungspauschalen ausgeglichen, die dem gestiegenen Kostenniveau in 2018

hinterherhinken. Nach aktueller Erkenntnis der Kostenentwicklungen (Tarifliche Lohnsteige-

rungen, allg. Preissteigerungen, etc.) wäre für 2019 daher wieder eine angemessene Haushalts-

mittelanpassung empfehlenswert.
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Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der

Er tragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Die Beantwortung der Fragen des Fragenkreises entfällt, siehe Fragenkreis 15.
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A. Prüfungsauftrag

1 Der Vorsitzende des Aufsichtsrates der

Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH Marburg-Lahn

Marburg

- im Folgenden kurz "Gesellschaft" genannt -

hat uns mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 unter Einbeziehung

der zu Grunde liegenden Buchführung und des Lageberichts 2018 beauftragt. Auf-

tragsgemäß erstreckt sich die Prüfung auch auf die Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-

führung und die wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG.

2 Wir bestätigen gemäß § 321 Absatz 4 a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung

die anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

3 Der über diese Prüfung verfasste Bericht wurde nach dem IDW Prüfungsstandard

PS 450 n. F. erstellt. Dieser richtet sich an die Gesellschaft.

4 Für diesen Auftrag gelten, auch im Verhältnis zu Dritten, die als Anlage 5 beigefügten 

Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaften nach dem Stand vom 01.01.2017.

5 Wir wurden auch zur Prüfung der Tätigkeit der Gesellschaft als Sanierungsträger der

Universitätsstadt Marburg beauftragt. Unser Bericht über diese Prüfung datiert vom

03.05.2019.
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B. Stellungnahme zur Lagebeurteilung der Geschäfts-
führung 

6 Die Darstellung von Geschäftsverlauf, Lage und voraussichtlicher Entwicklung (ein-

schließlich Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung) der Gesellschaft im Jah-

resabschluss zum 31.12.2018 und im Lagebericht 2018 liegt in der Verantwortung der

Geschäftsführung der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, zur Beurteilung der Lage

der Gesellschaft durch die Geschäftsführung Stellung zu nehmen. 

7 Die Geschäftsführung ist bei der Erstellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018

und des Lageberichtes 2018 von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit ausgegan-

gen. Entgegenstehende Tatsachen haben wir bei der Durchführung unserer Prüfung

nicht festgestellt.

8 Im Folgenden geben wir die für die Beurteilung von Geschäftsverlauf, Lage und vor-

aussichtlicher Entwicklung wesentlichen Inhalte des Lageberichts in zusammengefass-

ter Form wieder. 

9 Zum Geschäftsverlauf des Jahres 2018 und zur wirtschaftlichen Lage macht die Ge-

schäftsführung im Lagebericht 2018 folgende wesentlichen Aussagen 

- die Geschäftsführung stellt fest, dass die Situation auf dem auf die Universitätsstadt

Marburg begrenzten Markt für Wohnimmobilien im Geschäftsjahr 2018 gegenüber

dem Vorjahr unverändert war; es besteht weiterhin ein Nachfrageüberhang

- zum 31.12.2018 befanden sich im Bestand der Gesellschaft 2.605 (i. V. 2.606)

Wohneinheiten, 34 (i. V. 34) sonstige Mieteinheiten sowie 180 Garagen (i. V. 186)

und 206 (i. V. 210) Stellplätze 

- die Anzahl der Mieterwechsel ist im Geschäftsjahr 2018 von 229 im Vorjahr auf 

198 gesunken; dies entspricht einer Fluktuationsrate von 7,6 % (i. V. 8,8 %)

- Investitionen in das Anlagevermögen wurden in Höhe von TEUR 6.926,3 getätigt;

der Schwerpunkt der Bautätigkeit betraf insbesondere die Modernisierung von

Wohnbauten mit TEUR 3.626,6 sowie den Beginn des Neubaus einer Ergotherapie-

Schule in Cölbe mit TEUR 2.327,7

- die Fremdkosten für die durchgeführten Instandhaltungsmaßnahmen beliefen sich

im Geschäftsjahr 2018 auf TEUR 2.508,5.

10 Zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage enthält der Lagebericht folgende wesentliche

Aussagen 

- das Gesamtvermögen nahm im Geschäftsjahr 2018 um TEUR 2.068,4 auf

TEUR 113.332,2 zu; der Anstieg ist im Wesentlichen auf um TEUR 3.134,0 höhere

Investitionen in das Anlagevermögen gegenüber dem Vorjahr zurückzuführen; das

Umlaufvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 1.064,2 verringert
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- das Eigenkapital zum 31.12.2018 beträgt TEUR 23.627,6 (i. V. TEUR 22.797,8) und

somit 20,8 % des gestiegenen Gesamtvermögens

- die Verbindlichkeiten erhöhten sich von TEUR 87.471,6 um TEUR 484,3 auf

TEUR 87.955,9; dies entspricht einem Anteil von 77,6 % am Gesamtkapital; der

langfristige Fremdkapitalanteil ist von 70,5 % auf 68,8 % gesunken

- die Berechnungen zur Finanzlage unter Beachtung der Einflüsse aus der Neubau-

und Modernisierungstätigkeit ergeben, dass die Gesellschaft jederzeit in der Lage

ist, ihre Zahlungsverpflichtungen zu erfüllen

- das Geschäftsjahr schließt mit einem Jahresüberschuss von TEUR 829,8 (i. V.

TEUR 717,7) ab; im Geschäftsjahr 2018 hat die Gesellschaft Umsatzerlöse von

TEUR 16.754,9 (i. V. TEUR 16.625,4) erzielt, die mit TEUR 15.861,7 (i. V.

TEUR 15.746,1) hauptsächlich aus dem Bereich Hausbewirtschaftung resultieren;

der Jahresüberschuss resultiert mit TEUR 506,5 insbesondere aus dem Bereich

Hausbewirtschaftung.

11 Zu den Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung nimmt die Geschäftsführung

wie folgt Stellung 

- Ziele der Gesellschaft sind die Mitgestaltung von Wohnungs- und Lebensbedingun-

gen; die Strategie ist, durch Investitions- und Modernisierungstätigkeiten attraktive

Wohnstandorte innerhalb der Universitätsstadt Marburg entstehen zu lassen

- dem Cluster-Risiko wird durch Zinsmanagement in der Weise entgegengesteuert,

dass Zinsfestschreibungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten abgeschlossen werden

und zu unterschiedlichen Zeitpunkten auslaufen; weiter wird durch Diversifikation

der Darlehensgeber diesem Risiko entgegen gewirkt

- für das Geschäftsjahr 2019 plant die Gesellschaft einen Jahresfehlbetrag von

TEUR 664,0

- wirtschaftliche und rechtliche Bestandsgefährdungspotentiale als auch nicht be-

standsgefährdende Risiken, die im Falle ihres Eintritts wesentliche nachteilige Aus-

wirkungen auf den Geschäftsverlauf bzw. die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

haben könnten, sind für die Geschäftsführung für das Jahr 2019 nicht zu erkennen.

12 Nach dem Ergebnis der von uns durchgeführten Prüfung ist die Vermögens- und Fi-

nanzlage der Gesellschaft geordnet. Die Zahlungsfähigkeit war im Geschäftsjahr 2018

und ist im Prüfungszeitpunkt gegeben. Die durch einen Jahresüberschuss gekenn-

zeichnete Ertragslage 2018 wird im Wesentlichen geprägt durch die Überschüsse aus

der Hausbewirtschaftung und dem sonstigen Ergebnis.

Der Lagebericht 2018 entspricht den gesetzlichen Vorschriften und geht in erforder-

lichem Umfang auf die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung ein.
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13 Nach unserem im Rahmen der Prüfung gewonnen Erkenntnissen sind die wirtschaftli-

che Lage und die zukünftige Entwicklung der Gesellschaft von der Geschäftsführung

im Lagebericht 2018 zutreffend dargestellt. Die zugrunde gelegten Prognosen sind

plausibel.
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

Gegenstand der Prüfung

14 Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebe-

richt der Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH Marburg-Lahn, Marburg, für das zum

31.12.2018 endende Geschäftsjahr geprüft. Der Jahresabschluss und der Lagebericht

wurden nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften aufgestellt. Wir weisen

darauf hin, dass die gesetzlichen Vertreter für die Rechnungslegung, die dazu einge-

richteten internen Kontrollen (IKS) und die uns gegenüber gemachten Angaben die

Verantwortung tragen. Unsere Aufgabe ist es, diese Unterlagen unter Einbeziehung

der Buchführung und die gemachten Angaben im Rahmen einer pflichtgemäßen Prü-

fung zu beurteilen.

15 Die Prüfung hat sich gemäß § 317 Absatz 4 a HGB nicht darauf zu erstrecken, ob der

Fortbestand der Gesellschaft oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Ge-

schäftsführung zugesichert werden kann.

16 Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu

den Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften übli-

cherweise Rückwirkungen auf den Jahresabschluss oder auf den Lagebericht ergeben.

17 Die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände wie z. B. Untreuehandlun-

gen oder Unterschlagungen sowie die Feststellung außerhalb der Rechnungslegung

begangener Ordnungswidrigkeiten sind grundsätzlich nicht Gegenstand einer Ab-

schlussprüfung. Der gesetzliche Vertreter der Gesellschaft ist für die Einrichtung und

Durchsetzung geeigneter Maßnahmen zur Verhinderung bzw. Aufdeckung von Unre-

gelmäßigkeiten verantwortlich. Die Überwachung obliegt dem Aufsichtsrat, der dabei

auch das Risiko der Umgehung von Kontrollmaßnahmen zu berücksichtigen hat. Im

Verlauf der Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, die besondere Untersu-

chungen in dieser Hinsicht erforderlich gemacht hätten. 

18 Die Prüfung erstreckte sich ferner gemäß § 53 Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 HGrG auf die

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftlichen Verhältnisse. 
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Art und Umfang der Prüfung

19 Art und Umfang der Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbeziehung der Buch-

fürung und des Lageberichtes richten sich nach den Vorschriften des §§ 317 HGB und

den vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzu-

führen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den

Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und

durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Im Rahmen der

Abschlussprüfung werden Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-

schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-

fung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Glie-

derungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Geschäftsführers sowie

die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichende sichere Grundlage für

unser Prüfungsurteil bildet. 

20 Auf der Grundlage eines risiko- und systemorientierten Prüfungsansatzes haben wir im

Rahmen der Prüfungsplanung zunächst eine Prüfungsstrategie erarbeitet. Die hierzu

erforderliche Risikoanalyse basiert auf

- unserem Verständnis der Gesellschaft, ihres Umfeldes, ihrer wesentlichen Ziele und

Strategien

- unserem Verständnis der damit verbundenen Geschäftsrisiken, die wesentliche fal-

sche Angaben im Jahresabschluss zur Folge haben können

- analytischen Prüfungshandlungen zur vorläufigen Einschätzung der Lage der Ge-

sellschaft

- einer Beurteilung der Auswahl und Anwendung von Rechnungslegungsmethoden

- unserem Verständnis der Messung und Überwachung des wirtschaftlichen Erfolgs

der Gesellschaft

- einer Beurteilung des internen Kontrollsystems und des Risikomanagements der

Gesellschaft, soweit dies für die Abschlussprüfung relevant ist.

21 Bei der Beurteilung des Risikos einer wesentlichen Fehlaussage im Jahresabschluss

oder Lagebericht haben wir sowohl Risiken auf Ebene des Jahresabschlusses insge-

samt als auch Risiken auf Aussageebene, d. h. für die Abbildung einzelner Arten von

Geschäftsvorfällen und für einzelne Kontensalden und Abschlussangaben, einge-

schätzt. Dieses Vorgehen diente zugleich der Identifizierung bedeutsamer Risiken, die

einer besonderen Berücksichtigung bei der Jahresabschlussprüfung bedürfen. Dabei

wurden auch unsere Feststellungen aus der vorangegangenen Jahresabschlussprü-

fung berücksichtigt. Auf der Grundlage der Risikobeurteilung wurden daraufhin einzel-
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ne Prüfungsziele identifiziert und ein entsprechendes Prüfungsprogramm entwickelt. In

diesem Prüfungsprogramm wurden neben den Schwerpunkten der Prüfung für jedes

Prüfungsziel der anzuwendende Prüfungsansatz sowie die Art und der Umfang der

Prüfungshandlungen festgelegt. Dabei wurden auch die zeitliche Abfolge der Prüfung

und der Mitarbeitereinsatz geplant. 

22 Als Ergebnis des Risikobeurteilungsprozesses sowie der Festlegung von Prüfungsstra-

tegie und Prüfungszielen haben wir folgende Schwerpunkte unserer Prüfung festgelegt

- Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten und Bautätigkeit

- Darlehen.

23 Die Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten System-

und Funktionstests, analytische Prüfungshandlungen sowie Einzelfallprüfungen. Bei

der Beurteilung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems haben wir

entsprechend der im Rahmen der Prüfungsplanung vorgenommenen Schwerpunktset-

zung Aufbau und Implementierung der für die einzelnen Prüfungsziele relevanten inter-

nen Kontrollen geprüft.

Im Anschluss daran haben wir Funktionstests ausgewählter interner Kontrollen durch-

geführt. Die Erkenntnisse der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-

trollsystems wurden für die Beurteilung der Risiken wesentlicher Fehlaussagen im Jah-

resabschluss oder Lagebericht sowie für die Auswahl von Art und Umfang der für die

einzelnen Prüfungsziele durchzuführenden analytischen Prüfungshandlungen und Ein-

zelfallprüfungen herangezogen. Hinsichtlich der Einzelfallprüfungen haben wir eine be-

wusste Stichprobenauswahl durchgeführt. Im Rahmen unserer Einzelfallprüfungen ha-

ben wir uns Bestätigungen der für die Gesellschaft tätigen Rechtsanwälte, Kreditinstitu-

te und der anderen Kreditgeber sowie in Stichproben von Kreditoren zukommen las-

sen. 

24 Gegenstand unserer Prüfungshandlungen im Rahmen der Prüfung des Lageberichts

war, ob der Lagebericht 2018 mit dem Jahresabschluss zum 31.12.2018 sowie mit 

den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den gesetzlichen

Vorschriften entspricht und insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-

schaft vermittelt. Darüber hinaus haben wir geprüft, ob die Chancen und Risiken der

zukünftigen Entwicklung im Lagebericht zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung der zu-

kunftsbezogenen Angaben im Lagebericht 2018 haben wir auf der Grundlage des uns

vorgelegten Wirtschaftsplans als Plausibilitätsprüfung vorgenommen. 
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25 Der Prüfung gemäß § 53 HGrG liegt der IDW Prüfungsstandard "Berichterstattung über

die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" (IDW PS 720) zugrunde.

26 Die örtlichen Prüfungshandlungen haben wir in der Zeit vom 08.04.2019 bis 03.05.2019

in den Geschäftsräumen der Gesellschaft in Marburg, Pilgrimstein 17, durchgeführt;

abschließende Berichtsarbeiten erfolgten im Anschluss hieran in unserem Büro.

27 Die für die Durchführung der Prüfung erforderlichen Aufklärungen und Nachweise wur-

den erbracht. Die von der Geschäftsführung unterzeichnete Vollständigkeitserklärung

vom 03.05.2019 haben wir zu unseren Arbeitspapieren genommen.

28 Hinsichtlich der rechtlichen und steuerlichen Verhältnisse verweisen wir auf die Anla-

gen 3.1 bis 3.4 unseres Berichtes.
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D. Feststellungen zur Rechnungslegung und zur Gesamt-
aussage des Jahresabschlusses 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

29 Das Rechnungswesen umfasst die Finanzbuchführung mit den Bestandteilen Grund-

buch, Hauptbuch, Debitoren und Kreditoren, Anlagenverwaltung sowie die Betriebs-

buchführung mit den Nebenbüchern Planung, Kosten- und Leistungsrechnung und

Controlling. Außerdem werden noch folgende Nebenbücher geführt: Mietenbuchfüh-

rung, Darlehensverwaltung, Rechnungseingangsbuch und Baubuch.

30 Die gesamte Buchführung, mit Ausnahme der Lohn- und Gehaltsbuchführung, wird von

der Gesellschaft durchgeführt. 

31 Die Gesellschaft setzt die ERP-Software Wodis Sigma in Lizenz der Aareon Wodis

GmbH, Dortmund, ein.

32 Die Buchführung basiert auf einem Sachkontenplan, der dem Kontenrahmen für die

Wohnungswirtschaft entspricht und entsprechend den betrieblichen Bedürfnissen aus-

reichend tief gegliedert ist.

33 Die Lohn- und Gehaltsabrechnung ist der VRG HR Provia GmbH, Mainz, übertragen.

34 Die Bücher der Gesellschaft sind ordnungsgemäß geführt. Das Belegwesen ist geord-

net.

35 Unsere Prüfung hat ergeben, dass die Buchführung formell und materiell den gesetzli-

chen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung sowie den er-

gänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags entspricht.

36 Die Informationen aus den weiteren geprüften Unterlagen (Wirtschafts- und Investi-

tionspläne, Protokolle, Verträge sowie Schriftverkehr) stehen in Einklang mit der Buch-

führung, dem Jahresabschluss zum 31.12.2018 und dem Lagebericht 2018. 
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2. Jahresabschluss

37 Der geprüfte Jahresabschluss zum 31.12.2018 ist diesem Bericht als Anlage 1.1 beige-

fügt.

38 Die Bücher wurden mit den Zahlen der von uns geprüften Bilanz zum 31.12.2017 eröff-

net.

39 Die Gesellschaft hat den Jahresabschluss zum 31.12.2018 gemäß § 122 HGO nach

den Vorschriften für große Kapitalgesellschaften aufgestellt. Der Jahresabschluss wur-

de ordnungsgemäß aus der Buchführung und aus den weiteren geprüften Unterlagen

der Gesellschaft abgeleitet. 

40 Bei der Aufstellung wurden alle für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vor-

schriften einschließlich der ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und der Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie alle größenabhängigen, rechtsformgebun-

denen und wirtschaftszweigspezifischen Regelungen und die Bestimmungen des Ge-

sellschaftsvertrages beachtet.

41 Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung wurden dabei unter entsprechender

Anwendung des auf der Verordnung vom 17.07.2015 beruhenden Formblattes des

GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e. V. aufge-

stellt. Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde unverändert zum Vorjahr nach dem Ge-

samtkostenverfahren aufgestellt.

42 Die Jahresabschlussposten sind ordnungsgemäß belegt. Die Ansatz-, Ausweis- und

Bewertungsvorschriften sowie die Stetigkeitsgrundsätze wurden beachtet.

43 Die für den Anhang des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 gesetzlich geforderten An-

gaben sowie die wahlweise in den Anhang übernommenen Angaben zur Bilanz und zur

Gewinn- und Verlustrechnung sind zutreffend dargestellt. Die Inanspruchnahme der

Schutzklausel des § 286 Absatz 4 HGB ist zu Recht erfolgt. 

44 Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 entspricht den Grundsätzen ordnungsmäßiger

Buchführung und den gesetzlichen Anforderungen.

3. Lagebericht 

45 Der geprüfte Lagebericht 2018 ist diesem Bericht als Anlage 1.2 beigefügt.

46 Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss und den bei der Prüfung

gewonnen Erkenntnissen und vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage

der Gesellschaft und stellt die wesentlichen Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
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wicklung zutreffend dar. Die Angaben nach § 289 Absatz 2 HGB sind vollständig und

zutreffend enthalten. Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den

gesetzlichen Vorschriften. 

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

47 Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss zum 31.12.2018, bestehend

aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang, unter Beachtung der Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-

des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

48 Das Sachanlagevermögen hat einen Anteil von 92,7 % am Gesamtvermögen und um-

fasst insbesondere Mietwohngrundstücke. Die Bewertung erfolgte zu fortgeführten

Anschaffungs- und Herstellungskosten. Die Herstellungskosten werden auf der Grund-

lage der Vollkostenrechnung ermittelt. Als Herstellungskosten wurden Fremdkosten

und Eigenleistungen aktiviert. Die Eigenleistungen umfassen im Wesentlichen anteilige

Personalkosten und Sachaufwendungen. Darüber hinaus wurden zurechenbare Zinsen

für Fremdkapital aktiviert. Zuschüsse der öffentlichen Hand wurden zum Teil von den

Herstellungskosten in Abzug gebracht. Die Abschreibungen auf die Wohnbauten erfol-

gen nach der Restnutzungsdauermethode unter Zugrundelegung einer Gesamtnut-

zungsdauer von 80 Jahren bei neu erstellten Wohnbauten bzw. 50 Jahren bei sonsti-

gen Neubauten. Außenanlagen werden über 10 Jahre und Garagen über 20 Jahre ab-

geschrieben. Erschließungsbeiträge für Erbbaurechtsgrundstücke werden auf die Rest-

laufzeit der Erbbaurechtsverträge verteilt.

49 Abweichend davon wurden für die von der Universitätsstadt Marburg erworbenen Ge-

bäude die im Gutachten festgesetzten Restnutzungsdauern zwischen 12 und 50 Jah-

ren zugrunde gelegt.

50 Die Gesellschaft hat im Geschäftsjahr 2018 eine Rückstellung von TEUR 450,0 auf-

grund mietvertraglicher Verpflichtung gebildet. Hierbei handelt es sich um die Anpas-

sung bzw. den Austausch von 267 Gasgeräten im Rahmen der Erdgasumstellung. 

51 Im Übrigen verweisen wir auf die Angaben im Anhang des Jahresabschlusses zum

31.12.2018 (Anlage 1.1).
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E. Grundlagen der wohnungswirtschaftlichen Tätigkeit 

I. Bewirtschaftung des Hausbesitzes

52 Die Gesellschaft bewirtschaftete folgenden Bestand:

WE Garagen sME
Stand 01.01.2018 2.606 186 34
Abgänge 1 -6 0
Stand 31.12.2018 2.605 180 34

53 Die Wohn- und Nutzfläche zum 31.12.2018 beläuft sich auf 179.715 m² 

(i. V. 179.798 m²), die Wohnfläche auf 169.483 m² (i. V. 169.566 m²).

54 Der Abgang einer Wohneinheit ergibt sich im Geschäftsjahr 2018 durch den Verkauf ei-

nes Einfamilienhauses. Durch den Verkauf eines Grundstückes sind sechs Garagen

weggefallen.

55 Von dem Wohnungsbestand

31.12.2018 31.12.2017

WE WE
unterliegen nicht der Preisbindung 1.874 1.875
sind öffentlich gefördert 731 731

2.605 2.606

56 Die Gesellschaft erwirtschaftete im Jahr 2018 Mieterlöse von TEUR 11.516,0

(i. V. TEUR 11.421,8). Insgesamt betrugen die Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaf-

tung einschließlich Umlagen TEUR 15.861,7 (i. V. TEUR 15.746,1).

57 Zu verschiedenen Zeitpunkten wurden Mietanpassungen im Rahmen von Mieterwech-

sel und nach Modernisierungen durchgeführt.

58 Die Erlösschmälerungen (TEUR 302,9), die Forderungsausfälle (TEUR 97,8) sowie die

Kosten für Miet- und Räumungsklagen (TEUR 4,9) betragen 2,6 % (i. V. 2,7 %) der

Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung.

59 Die Leerstandsquote zum 31.12.2018 betrug 1,9 % (i. V. 3,0 %).

60 Im Jahr 2018 waren 198 (i. V. 229) Mieterwechsel zu verzeichnen.
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61 In den Bewirtschaftungskosten der Hausbewirtschaftung sind enthalten:

2018 2017 Veränderungen
TEUR TEUR TEUR %

Verwaltungskosten 2.090,7 2.351,8 -261,1 -11,1

Betriebskosten 5.131,0 4.857,2 273,8 5,6

Instandhaltungskosten 3.168,5 2.599,0 569,5 21,9

62 Die Betriebskosten beinhalten verrechnete persönliche und sächliche Aufwendungen

sowie Grundsteuer.

63 Die Instandhaltungskosten beinhalten verrechnete persönliche und sächliche Aufwen-

dungen.

64 Die Verwaltungskosten betragen 13,2 % (i. V. 14,9 %) der Umsatzerlöse aus der Haus-

bewirtschaftung.

65 Nach den von uns durchgeführten Prüfungshandlungen zu den Betriebs- und Heizkos-

tenabrechnungen des Jahres 2018 wurden die umlagefähigen Betriebskosten des Jah-

res 2017 mit den Mietern kalenderjährlich abgerechnet.

66 Die Instandhaltungskosten betreffen mieterhöhungswirksame Instandhaltungen und die

laufende Instandhaltung. Im Durchschnitt wurden für die Instandhaltung im Geschäfts-

jahr 2018 EUR 18,72 je m² Wohnfläche (i. V. EUR 15,36 je m² Wohnfläche) aufgewen-

det.

67 Es liegt ein fortgeschriebenes Instandhaltungs- und Modernisierungsprogramm für die

Geschäftsjahre 2019 bis 2023 vor. Hierfür werden Instandhaltungskosten (nur Fremd-

kosten) von TEUR 11.650,0 erwartet. Davon entfallen auf das Geschäftsjahr 2019

TEUR 2.400,0.

68 Die wohnungswirtschaftlichen Kennzahlen sind in Anlage 2.6 dargestellt.

II. Modernisierungs- und Bautätigkeit im Anlagevermögen

1. Allgemeines

69 Wie sich aus den Niederschriften ergibt, hat der Aufsichtsrat gemeinsam mit der Ge-

schäftsführung die mit der Durchführung der Bauvorhaben zusammenhängenden Fra-

gen beraten und die erforderlichen Beschlüsse gefasst. 

990



17 Verband der Südwestdeutschen Wohnungswirtschaft e.V.
sw-14221-1101-2018

2. Neubau von Objekten

70 In Cölbe wird in der Luwecostraße eine Ergotherapie-Schule mit ca. 1.520 m² errichtet.

Bis Ende 2018 sind Baukosten von TEUR 2.811,9, davon TEUR 2.327,7 im Geschäfts-

jahr 2018 angefallen. Zur Finanzierung der Gesamtkosten von TEUR 5.420,0 ist neben

dem Einsatz von Eigenmitteln, ein Darlehen von TEUR 4.730,0 aufgenommen worden,

das zum 31.12.2018 mit TEUR 1.714,0 valutiert. Die Fertigstellung soll im Jahr 2020 er-

folgen. 

Darüber hinaus wurde der Neubau in der Graf-von-Stauffenberg-Straße mit 12 WE bei

einer Wohnfläche von 815 m² fortgeführt. Für die Fertigstellung des Gebäudes rechnet

die Gesellschaft mit Gesamtkosten von TEUR 2.977,2. Es wird mit einer Bauzeit bis

März 2020 gerechnet. Darlehensaufnahmen sind mit TEUR 2.400,0 geplant. Bis zum

31.12.2018 sind Kosten von TEUR 241,8 angefallen, davon TEUR 176,3 im Geschäfts-

jahr 2018.  

71 Für das Geschäftsjahr 2019 ist der Beginn mehrerer Neubauten geplant. Einschließlich

der laufenden Neubauten im Geschäftsjahr 2018 rechnet die Gesellschaft mit Investi-

tionen im Jahr 2019 von insgesamt TEUR 15.477,0. Neubauten sind in Planung für ein

Altenheim in der Sudetenstraße 24, für Wohneinheiten in der Poitiersstraße 16/18, im

Försterweg 12/14, in der Magdeburger Straße und in der Friedrich-Ebert-Str./Cappeler

Straße. Darlehensvereinbarungen (geplant sind Fremdmittel von TEUR 14.729,0 im

Jahr 2019) sind teilweise noch nicht abgeschlossen. 

3. Modernisierungstätigkeit

72 Im Rahmen des mehrjährigen Modernisierungsplans und bei Bedarf nach Mieterwech-

sel wurden im Jahr 2018 mehrere Wohnungen in verschiedenen Liegenschaften mit

nachträglichen Herstellungskosten von TEUR 935,1 modernisiert. Darüber hinaus wur-

den Großmodernisierungen "In der Gemoll 15/17/19 und In der Gemoll 21" mit Kosten

von TEUR 1.402,4, am "Friedensplatz 1 - 6" mit Kosten von TEUR 1.101,8, in der "Wei-

denhäuser Straße 13/13 a" mit Kosten von TEUR 159,1 durchgeführt. 

Für das Jahr 2019 sind Modernisierungsmaßnahmen mit nachträglichen Herstellungs-

kosten für Einzelmodernisierungen von TEUR 1.160,0 aus Eigenmitteln sowie die Er-

richtung weiterer Müllstellplätze mit Kosten von TEUR 15,0 geplant. Darüber hinaus

sind Großmodernisierungsmaßnahmen der Objekte "In der Gemoll 21/23 und 25/27", in

der "Sudetenstraße 40/42", in der "Weidenhäuser Str. 13", in der "Dietrich-Bonhoeffer-

Str. 16/18" und der "Deutschhausstraße 18" mit Kosten von TEUR 4.988,0 geplant.

Hierfür werden Darlehensaufnahmen für das Jahr 2019 von insgesamt TEUR 3.443,0

geschätzt.
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III. Verkauf von Grundstücken und Objekten des Anlage- und des

Umlaufvermögens

73 Im Geschäftsjahr 2018 wurden ein leerstehendes Endgrundstück und ein Einfamilien-

haus von insgesamt TEUR 226,5 mit einem Buchgewinn von TEUR 182,0 veräußert.

IV. Betreuungstätigkeit

1. Verwaltungsbetreuung

74 Die Gesellschaft ist als Verwalter nach WEG tätig. Sie verwaltete zum 31.12.2018 fol-

gende Objekte

- Marburg, Sauersgäßchen 12 a mit drei Wohneinheiten (Miethausverwaltung)

- Marburg, Stresemannstraße 42, 44 mit zwölf Wohneinheiten

- Marburg, Heinrich-Schütz-Straße 16 mit vier Wohneinheiten

- Marburg, Karl-Dörbecker-Straße 2 - 6 mit 18 Wohneinheiten.

75 Die Verwaltergebühren betragen nach den Vereinbarungen zwischen 245,42 und

300,00 je Wohnung und Jahr zuzüglich Umsatzsteuer.

76 Die Eigentümerversammlungen für das Geschäftsjahr 2017 wurden im Geschäfts-

jahr 2018 für alle Eigentümergemeinschaften durchgeführt; die Wirtschaftspläne und

die Hausgeldabrechnungen sind von den Verwaltungsbeiräten geprüft worden und der

Verwalterin wurde jeweils Entlastung erteilt.

2. Sanierungstätigkeit

77 Die Gesellschaft ist mit Bescheid vom 16.11.1993 des Hessischen Ministeriums für

Landesentwicklung, Wohnen, Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz gemäß

§ 158 Baugesetzbuch als Sanierungsträger für den Bereich der Universitätsstadt Mar-

burg bestätigt worden. Mit Bescheid des Regierungspräsidiums Gießen vom

09.11.1999 wurde die Bestätigung unbefristet erteilt.

78 Rückwirkend zum 01.05.2016 wurde zwischen der Universitätsstadt Marburg und der

Gesellschaft ein neuer Sanierungsträgervertrag abgeschlossen. 

Die Unterzeichnung erfolgte am 23.01.2017 durch die Gesellschaft als Sanierungsträ-

ger und am 16.01.2017 durch die Vertreter der Universitätsstadt Marburg. Somit läuft

dieser Sanierungsträgervertrag bis zum 31.12.2021. Gemäß § 8 des neuen Sanie-

rungsträgervertrages besteht eine Verlängerungsoption um weitere fünf Jahre.
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79 Aufgrund des aktuellen Vertrages hat die Gesellschaft städtebauliche Maßnahmen in

folgenden Sanierungs- und Ergänzungsgebieten der Universitätsstadt Marburg über-

nommen

- Nördliche Altstadt (einschl. Ersatz- und Ergänzungsgebiet Schlachthof/Stockgelände)

- Nordstadt/Bahnhofsquartier.

80 Für das Sanierungsgebiet Nordstadt/ Bahnhofsquartier stehen noch nicht abgerufene

Fördermittel aus dem Programm "Förderung von städtebaulichen Sanierungsmaßnah-

men" zur Verfügung. Aufgrund der Einstellung dieses Programms wurde im Geschäfts-

jahr 2013 ein Wechsel in das geförderte Programm „Städtebaulicher Denkmalschutz“

vorgenommen, aus dem ebenfalls noch nicht abgerufene Fördermittel zur Verfügung

stehen. Für das Sanierungsgebiet Nördliche Altstadt erfolgte die letzte Förderung aus

dem Programm städtebauliche Sanierung am 15.11.2007. Für die Sanierungsgebiete

Weidenhausen und Nordwestliche Oberstadt erfolgte die letzte Förderung aus dem

Programm städtebauliche Sanierung am 11.06.1992 bzw. 22.02.1993. Die Sanierungs-

satzungen für die Gebiete Weidenhausen und Nordwestliche Oberstadt wurden am

31.01.2008 aufgehoben. Für das Sanierungsgebiet Nordwestliche Oberstadt ist die

Endabrechnung zum 31.12.2011 erfolgt, für Weidenhausen zum 31.12.2012. 

81 In § 5 des derzeit gültigen Sanierungsträgervertrages vom 16.01./ 23.01.2017 ist die

Vergütung geregelt. Danach erhält die Gesellschaft ab dem 01.05.2017 eine voraus-

sichtliche jährliche Gesamtvergütung von TEUR 20,0 und Personalkosten inkl. Arbeit-

geberanteilen für zwei Vollzeitstellen jährlich (jeweils zuzüglich der gesetzlichen Um-

satzsteuer).

82 Nach § 4 Absatz 13 bis 15 des aktuellen Sanierungsträgervertrages vom 16.01./

23.01.2017 ist die Gesellschaft verpflichtet, Verwendungsnachweise in der vorgeschrie-

benen Form den jeweils zuständigen Ämtern, Fachbereichen und/oder Ministerien frist-

gerecht zuzustellen. Die Verwendungsnachweise für die Geschäftsjahre 1986 bis 2018

wurden geprüft und genehmigt. Der Verwendungsnachweis für das Sanierungsgebiet

Nordstadt/ Bahnhofsquartier für das Geschäftsjahr 2016 ist von der Gesellschaft ge-

führt und der Bewilligungsbehörde zusammen mit der Antragstellung für die Förderung

2017 vorgelegt worden. Die Universitätsstadt Marburg übergibt den Verwendungsnach-

weis für das Sanierungsgebiet Nördliche Altstadt nach Prüfung durch das Prüfungsamt

der Gesellschaft.

83 Die nachrichtlich im Anhang des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 angegebenen, im

Treuhandvermögen gehaltenen liquiden Mittel der Sanierungsmaßnahmen von

TEUR 2.387,2 werden getrennt vom übrigen Vermögen der Gesellschaft gehalten. Es

bestehen gesonderte Bankkonten sowie gesonderte Beleg- und Buchungskreise.
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3. Geschäftsbesorgung

84 Zwischen der Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH, Marburg (SEG), und der

Gesellschaft wurde am 06.10.1993 ein Geschäftsbesorgungsvertrag abgeschlossen.

85 Mit Ergänzung des Vertrages vom 22.10.1996 beschränkt sich die Geschäftsbesor-

gung auf das Rechnungswesen der SEG.

86 Die Laufzeit des Geschäftsbesorgungsvertrages ist auf unbestimmte Zeit abgeschlos-

sen und trat mit Unterzeichnung in Kraft.

87 Die Vergütung ist in § 3 des Vertrages geregelt. Hiernach und nach den ergänzenden

Vereinbarungen zwischen der Gesellschaft und der SEG (zuletzt vom 12.08.2009) rich-

tet sich die Vergütung nach pauschalierten Personalkosten. Soweit zusätzlich wirt-

schaftliche und technische Betreuungsleistungen durch die Gesellschaft erbracht wer-

den, erfolgt die Honorierung nach § 8 II. BV bzw. nach HOAI.

4. Baubetreuung

88 Die Gesellschaft übt die technische und kaufmännische Betreuung aus. In der Regel

werden mit den Bauherren schriftliche Architekten- bzw. Projektsteuerungsverträge ab-

geschlossen. Die Betreuungsgebühren werden für Architektenleistungen entsprechend

den Sätzen der HOAI bzw. Projektsteuerungsleistungen prozentual von den Nettobau-

kosten erhoben.  
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V. Darstellung und Beurteilung der wirtschaftlichen Verhältnisse 

89 Im Folgenden werden die wesentlichen Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlust-

rechnung erläutert und analysiert, soweit dadurch der Einblick in die Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage verbessert wird.

1. Vermögenslage

90 Eine Übersicht über die Bilanzstruktur enthält Anlage 2.1. Zusammengefasst ergibt sich

im Vergleich zum Vorjahr:

31.12.2018 31.12.2017 Veränderungen
TEUR % TEUR % TEUR %

Anlagevermögen 105.261,5 92,8 102.127,4 91,8 3.134,1 3,1
Umlaufvermögen 8.070,7 7,2 9.136,4 8,2 -1.065,7 -11,7

Gesamtvermögen 113.332,2 100,0 111.263,8 100,0 2.068,4 1,9

abzüglich
Rückstellungen 891,9 0,8 567,1 0,5 324,8 57,2
Verbindlichkeiten und
RAP 88.812,8 78,4 87.899,0 79,0 913,8 1,0
Eigenkapital 23.627,5 20,8 22.797,7 20,5 829,8 3,6

91 Die wesentlichen Posten des Anlagevermögens sind die Sachanlagen mit

TEUR 105.112,6 bzw. 92,7 % des gegenüber dem Vorjahr gestiegenen Gesamtvermö-

gens.

92 Zur Entwicklung des Anlagevermögens verweisen wir auf den Anlagenspiegel im An-

hang des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 (Anlage 1.1). Wir verweisen für die Zu-

gänge auf die Kapitel "Neu- und Umbau von Objekten" und "Modernisierungstätigkeit"

dieses Berichts. 

93 Die wesentlichen Posten des Umlaufvermögens sind die unfertigen Leistungen mit

TEUR 4.571,7 sowie die flüssigen Mittel mit TEUR 3.117,8.

94 Der Rückgang des Umlaufvermögens einschließlich Rechnungsabgrenzungsposten re-

sultiert im Wesentlichen aus der Verminderung der flüssigen Mittel um TEUR 1.438,0,

denen ein Anstieg der Forderungen und sonstigen Vermögensgegenständen um

TEUR 91,9 gegenübersteht. Zur Entwicklung der flüssigen Mittel verweisen wir auf die

Kapitalflussrechnung (Anlage 2.2).

95 Unter den Rückstellungen werden die sonstigen Rückstellungen ausgewiesen; die Zu-

sammensetzung ist im Anhang des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 (Anlage 1.1)

dargestellt.

96 Die Verbindlichkeiten einschließlich Rechnungsabgrenzungsposten setzen sich im We-

sentlichen zusammen aus Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten mit
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TEUR 64.276,4, aus Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern mit

TEUR 15.627,4, aus erhaltenen Anzahlungen mit TEUR 4.405,6, Verbindlichkeiten aus

Lieferungen und Leistungen mit TEUR 2.200,1 sowie sonstigen Verbindlichkeiten mit

TEUR 1.227,3.

97 Die erhaltenen Anzahlungen beinhalten die zum 31.12.2018 geleisteten Abschlagszah-

lungen der Mieter auf die abzurechnenden Mietnebenkosten.

98 Die sonstigen Verbindlichkeiten enthalten mit TEUR 383,8 einen Zuschuss der Univer-

sitätsstadt Marburg, gewährt unter der Bedingung, dass bis zum Jahr 2028 27 Apart-

ments im Hauptbahnhof Marburg an Studenten vermietet werden, sowie mit

TEUR 790,0 einen weiteren Zuschuss der Universitätsstadt Marburg, gewährt unter der

Bedingung, dass bis zum Jahr 2019 energieeffiziente Modernisierungen am Richtberg

vorgenommen werden.

99 Das Eigenkapital setzt sich zusammen aus:

31.12.2018 31.12.2017 Veränderungen
TEUR % TEUR % TEUR %

Gezeichnetes Kapital 3.339,4 14,1 3.339,4 14,7 0,0 0,0
Rücklagen 19.541,3 82,7 18.818,6 82,5 722,7 3,8
Bilanzgewinn 746,8 3,2 639,7 2,8 107,1 16,7
Eigenkapital 23.627,5 100,0 22.797,7 100,0 829,8 3,6

100 Die Erhöhung des Eigenkapitals zum 31.12.2018 um TEUR 829,8 ergibt sich aus dem

Jahresüberschuss 2018. Der Anteil des Eigenkapitals am gestiegenen Gesamtvermö-

gen zum 31.12.2018 beträgt 20,8 % (i. V. 20,5 %).

101 Bei der Gegenüberstellung der langfristig gebundenen Vermögenswerte mit den lang-

fristig zur Verfügung stehenden Finanzmitteln ergibt sich zum 31.12.2018 ein Anlagen-

deckungsgrad von 95,35 % (i. V. 97,91 %).

102 Weitere Kennzahlen zur Vermögenslage ergeben sich aus Anlage 2.6 des Berichtes.

103 Die Vermögenslage ist geordnet.

2. Finanzlage

104 Die Darstellung der Veränderungen des Finanzmittelbestandes vom 01.01.2018 bis

zum 31.12.2018, analysiert nach den Quellen des Mittelzuflusses und der Mittelverwen-

dung, erfolgt mit Hilfe der nach dem Standard DRS 21 aufgestellten Kapitalflussrech-

nung (vgl. Anlage 2.2). Dabei wurden die berufsüblichen Grundsätze für Kapitalfluss-

rechnungen beachtet.
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105 Die Kapitalflussrechnung zeigt:

2018 2017
TEUR TEUR

Jahres-Cashflow 4.392,0 4.227,8

Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 7.081,1 6.621,3

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -6.268,5 -4.152,6

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -2.250,7 -409,2

Veränderung des Finanzmittelfonds -1.438,1 2.059,5

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 4.555,9 2.496,4

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 3.117,8 4.555,9

106 Aus der laufenden Geschäftstätigkeit ergibt sich für das Geschäftsjahr 2018 ein positi-

ver Cashflow von TEUR 7.081,1.

107 Durch die Investitionstätigkeit sind im Geschäftsjahr 2018 Mittel von TEUR 6.268,5 ab-

geflossen (negativer Cashflow).

108 Der negative Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit von TEUR 2.250,7 ist auf eine

Nettoabnahme von Darlehen von TEUR 152,7 und gezahlten Zinsen von TEUR 2.098,0

zurückzuführen.

109 Der positive Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit von TEUR 7.081,1 reichte

nicht aus, um die Mittelabflüsse aus der Investitionstätigkeit von TEUR 6.268,5 und aus

der Finanzierungstätigkeit von TEUR 2.250,7 zu decken. Dadurch verringerte sich der

zum 31.12.2017 vorhandene Finanzmittelbestand um TEUR 1.438,1 auf TEUR 3.117,8

zum 31.12.2018.

110 Der Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit von TEUR 7.081,1 reichte aus, um

den planmäßigen Kapitaldienst von TEUR 4.870,2 zu leisten.

111 Der Finanzmittelbestand wird sich auf der Grundlage der Unternehmensplanungen und

nach den während der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen nach dem 01.01.2019 vor-

aussichtlich wie folgt entwickeln (siehe Anlage 2.3):

TEUR
Finanzmittelbestand zum 01.01.2019 3.117,8
Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 4.623,0
Cashflow aus der Investitionstätigkeit -20.587,0
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 12.954,0
Finanzmittelfonds nach Fortrechnung zum 31.12.2019 107,8
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112 Bei der Vorschaurechnung wurden aus Vereinfachungsgründen die Veränderungen der

kurzfristigen Aktiva und Passiva nicht berücksichtigt. 

113 Die Vorschaurechnung steht unter der Prämisse, dass die Ergebnisse des Wirtschafts-

planes 2019 - einschließlich der Kosten für die geplanten Investitionen für die Bau- und

Modernisierungstätigkeit sowie für die sonstigen Investitionen - eingehalten werden

können und die geplanten Fremdmittel fristgerecht fließen.

114 Die Finanzlage der Gesellschaft ist geordnet. Die Zahlungsfähigkeit war im Geschäfts-

jahr 2018 und ist im Prüfungszeitpunkt gegeben.

3. Ertragslage

115 Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 schließt mit einem Jahresüberschuss von 

EUR 829.837,62 ab. Unter Berücksichtigung der Einstellungen in die gesellschaftsver-

tragliche Rücklage von EUR 83.000,00 ergibt sich ein Bilanzgewinn von EUR

746.837,62.

116 Der Jahresüberschuss von EUR 829.837,62 ergibt sich im Vergleich zum Vorjahr wie

folgt:

2018 2017 Veränderungen
TEUR TEUR TEUR %

Hausbewirtschaftung + 506,5 + 516,0 - 9,5 - 1,8
Sanierungstätigkeit + 5,6 + 1,1 + 4,5 > 100,0
Wohnungsverwaltung für Dritte + 2,1 + 0,3 + 1,8 > 100,0
Geschäftsbesorgung SEG + 4,2 + 3,2 + 1,0 + 31,3
Photovoltaik-Anlagen + 96,5 + 20,5 + 76,0 > 100,0
Finanzergebnis + 0,9 - 0,2 + 1,1 > 100,0
Ordentliches Ergebnis + 615,8 + 540,9 + 74,9 + 13,8
Sonstiges Ergebnis + 214,0 + 170,8 + 43,2 + 25,3
Ergebnis vor Steuern + 829,8 + 711,7 + 118,1 + 16,6
Jahresüberschuss + 829,8 + 711,7 + 118,1 + 16,6

117 Der Gesamtbetrachtung liegt die detaillierte Berechnung in Anlage 2.4 zugrunde.

118 Der Jahresüberschuss 2018 ergibt sich im Wesentlichen aus dem Überschuss aus der

Hausbewirtschaftung und aus dem sonstigen Ergebnis. Der Anstieg des Jahresüber-

schusses gegenüber dem Vorjahr um TEUR 118,1 ist vor allem auf den Anstieg der

Überschüsse aus den Photovoltaik-Anlagen mit TEUR 76,0 sowie dem sonstigen Er-

gebnis mit TEUR 43,2 zurückzuführen, während das Ergebnis aus der Hausbewirt-

schaftung um TEUR 9,5 zurückgegangen ist.

119 Der Überschuss aus der Hausbewirtschaftung hat sich im Jahr 2018 um TEUR 9,5 auf

TEUR 506,5 vermindert. Ursächlich hierfür sind im Wesentlichen ein Anstieg der Auf-

wendungen für Instandhaltungsfremdkosten um TEUR 564,5 sowie erhöhte Abschrei-
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bungen um TEUR 230,5 im Vergleich zum Vorjahr. Gleichzeitig sind die Zinsaufwen-

dungen um TEUR 334,3 auf TEUR 1.970,7 gegenüber dem Vorjahr gesunken.

120 Im Bereich Photovoltaik-Anlagen ergab sich im Geschäftsjahr 2018 ein Überschuss von

TEUR 96,5 (i. V. TEUR 20,5). Den Erlösen von TEUR 701,6 (i. V. TEUR 609,6) stehen

Aufwendungen von TEUR 605,1 (i. V. TEUR 589,1) gegenüber. Der Anstieg des Er-

gebnisses resultiert vor allem aus den gestiegenen Erträgen.

121 Das jeweilige Ergebnis aus der Sanierungstätigkeit, aus der Wohnungsverwaltung für

Dritte, aus der Geschäftsbesorgung SEG und aus anderen Lieferungen und Leistungen

und das Finanzergebnis ist nahezu konstant zum Vorjahr und insgesamt von unterge-

ordneter Bedeutung.

122 Der Überschuss des sonstigen Ergebnisses von TEUR 214,0 (i. V. TEUR 170,8) resul-

tiert im Wesentlichen aus den Erträgen aus Anlageverkäufen von TEUR 182,0

(i. V. TEUR 149,9).

123 Nach dem vorgelegten Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr 2019 wird ein Jahresfehl-

betrag von TEUR 664,0 erwartet. Maßgebend für das Jahresergebnis sind vor allem

die erwarteten Überschüsse aus der Hausbewirtschaftung sowie Abrisskosten für

Wohnbauten. 

124 Die zur Beurteilung der Ertragslage wesentlichen Kennziffern sind in Anlage 2.6 des

Berichtes dargestellt.
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F. Feststellungen aus der Erweiterung des Prüfungsauf-
trages nach § 53 HGrG

125 Die im Gesetz und in dem IDW Prüfungsstandard IDW PS 720 geforderten Angaben

zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-

hältnisse haben wir in Anlage 4 zusammengestellt. 

126 Nach dem Ergebnis unserer Prüfung wurden die Geschäfte mit der erforderlichen Sorg-

falt und in Übereinstimmung mit den handelsrechtlichen Vorschriften, den Bestimmun-

gen des Gesellschaftsvertrags und der Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung

bis auf folgende Ausnahmen geführt

- wir weisen darauf hin, dass nach § 42 a Absatz 2 GmbHG die Gesellschafterver-

sammlung innerhalb der ersten acht Monate des Folgejahres stattzufinden hat; die

Gesellschafterversammlung für das Jahr 2017 hat erst verspätet am 14.09.2018

stattgefunden.

127 Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte ergeben, die nach unserer Auffassung Zweifel

an der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung begründen könnten. 

128 Ferner hat die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse nach dem Ergebnis unserer

Prüfung keinen Anlass zu Beanstandungen ergeben. 
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G. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks des
unabhängigen Abschlussprüfers

129 Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-

schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprü-

fungen (Prüfungsstandard 450 n. F. des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland

e. V.). 

130 Eine Verwendung des unten wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses

Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder

Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in einer von der bestä-

tigten Fassung abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Spra-

chen) bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestäti-

gungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird

verwiesen.

131 Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit unten genanntem

Datum den folgenden nicht modifizierten Bestätigungsvermerk erteilt:

“BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH Marburg-Lahn, Marburg

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH Marburg-

Lahn, Marburg, – bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2018 und der Gewinn- und Ver-

lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 sowie dem An-

hang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – ge-

prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Gemeinnützige Wohnungsbau

GmbH Marburg-Lahn, Marburg, für das Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum

31.12.2018 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen 

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen

Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 

zum 31.12.2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr 

vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 und
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• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von

der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser

Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 

deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken

der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-

dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts

geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Überein-

stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt.

Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des

Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von

dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrecht-

lichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Be-

rufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-

sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind,

um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-

richt zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresab-

schluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-

schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresab-

schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-

lich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grund-

sätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-

lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtig-

ten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu

beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang

mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber

hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-

satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-

sächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-

richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt so-

wie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den

deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zu-

künftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-

wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erach-

tet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-

denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende ge-

eignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozes-

ses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des

Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-

schen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von

der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-

resabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken

der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu

erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhal-

tet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür,

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-

deckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren
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und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte,

dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und

Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflus-

sen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-

sche Grundhaltung. Darüber hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder un-

beabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 

planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch so-

wie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche fal-

sche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-

richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-

sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-

setzen interner Kontrollen beinhalten können.

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 

relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts rele-

vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 

unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 

ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-

wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den ge-

setzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-

genden Angaben.

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetz-

lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnach-

weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 

Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-

schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 

dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-

1004



31 Verband der Südwestdeutschen Wohnungswirtschaft e.V.
sw-14221-1101-2018

pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-

schluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 

unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 

unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä-

tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-

gebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-

menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab-

schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde

liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresab-

schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-

führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-

Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Ge-

sellschaft.

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern darge-

stellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-

chender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die 

den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde ge-

legten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung 

der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-

fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden

Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko,

dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben ab-

weichen.
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Verband der Südwestdeutschen Wohnungswirtschaft e.V.
sw-14221-1101-2018

32

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplan-

ten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellun-

gen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unse-

rer Prüfung feststellen.“

Frankfurt am Main, den 03.05.2019

Verband der Südwestdeutschen

Wohnungswirtschaft e. V.

Brünnler-Grötsch Yigit

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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Anlagen

1 Pflichtanlagen zum Prüfungsbericht

1.1 Jahresabschluss zum 31.12.2018

1.2 Lagebericht 2018

1.3 Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

2 Analyse der wirtschaftlichen Verhältnisse

2.1 Bilanzstruktur

2.2 Kapitalflussrechnung für 2018

2.3 Kapitalflussrechnung als Vorschaurechnung

2.4 Erfolgsanalyse für 2018

2.5 Erfolgsplanung für 2019

2.6 Betriebliche Kennzahlen

3 Rechtsverhältnisse, Organe, Erlaubnis, steuerliche Verhältnisse

3.1 Gesellschaftsvertrag

3.2 Organe

3.3 Erlaubnis, Bestätigung

3.4 Steuerliche Verhältnisse

4 Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und

der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG

5 Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaften nach dem Stand vom 01.01.2017

Aus rechentechnischen Gründen können in den Tabellen Rundungsdifferenzen in Höhe
von ± einer Einheit (EUR, % usw.) auftreten.
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Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2018
1. Bilanz zum 31. Dezember 2018
Aktiva Vorjahr

€ € €
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegen-
stände 4.623,00 11.364,00

II. Sachanlagen
1. Grundstücke und grundstücks-
    gleiche Rechte mit Wohnbauten 85.644.728,79 85.036.268,36
2. Grundstücke und grundstücksgleiche
    Rechte mit anderen Bauten 12.045.053,99 12.278.439,99
3. Grundstücke und grundstücksgleiche
    Rechte ohne Bauten 125.169,54 1.551,00
4. Technische Anlagen 2.901.868,00 3.229.171,00
5. Betriebs- und
    Geschäftsausstattung 680.344,00 786.999,00
6. Anlagen im Bau 3.053.724,72 549.760,98
7. Bauvorbereitungskosten 661.662,91 105.112.551,95 78.055,76

I I I . Finanzanlagen
1. Beteiligungen 20.692,23 20.692,23
2. Sonstige Ausleihungen 105.289,60 116.838,33
3. Andere Finanzanlagen 18.290,00 144.271,83 18.290,00

Anlagevermögen insgesamt: 105.261.446,78 102.127.430,65

B. Umlaufvermögen

I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke
und andere Vorräte
1. Unfertige Leistungen 4.571.721,52 4.289.126,51
2. Geleistete Anzahlungen 46.446,48 4.618.168,00 47.102,38

II. Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände
1. Forderungen aus Vermietung 64.201,43 60.885,05
2. Forderungen aus Betreuungstätigkeit 139.372,39 53.844,49
3. Forderungen aus anderen Lieferungen  
    und Leistungen 93.035,82 94.468,78
4. Sonstige Vermögensgegenstände 37.199,88 333.809,52 32.697,89

III. Flüssige Mittel
1. Kassenbestand 1.818,36 1.215,56
2. Guthaben bei Kreditinstituten 3.115.997,35 3.117.815,71 4.554.638,18

Umlaufvermögen gesamt 8.069.793,23 9.133.978,84

C. Rechnungsabgrenzungsposten
1. Andere Rechnungsabgrenzungsposten 978,69 2.353,01

Bilanzsumme: 113.332.218,70 111.263.762,50

Nachrichtlich: Treuhandvermögen Kautionen: 1.352.588,31 1.304.667,91 

Geschäftsjahr
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Passiva Vorjahr
€ € €

A.    Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 3.339.440,00 3.339.440,00
Gezeichnetes Kapital              € 3.342.300,00
./. Nennbetrag Eigene Anteile  €        2.860,00

II. Gewinnrücklagen
1. Gesellschaftsvertragliche Rücklage 1.627.300,00 1.544.300,00
2. Bauerneuerungsrücklage 11.276.954,02 10.637.220,84
3. Andere Rücklagen (Freie Rücklagen) 6.637.058,89 19.541.312,91 6.637.058,89

III. Bilanzgewinn 746.837,62 746.837,62 639.733,18

Eigenkapital insgesamt: 23.627.590,53 22.797.752,91

B. Rückstellungen

1. Sonstige Rückstellungen 891.914,00 891.914,00 567.114,00

C.  Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber 
 Kreditinstituten 64.276.386,51 64.008.506,36

2. Verbindlichkeiten gegenüber anderen  
    Kreditgebern 15.627.439,37 16.193.708,00
3. Erhaltene Anzahlungen 4.405.648,25 4.351.370,73
4. Verbindlichkeiten aus Vermietung 218.955,75 155.666,25
5. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
    Leistungen 2.200.149,14 1.493.404,16
6. Sonstige Verbindlichkeiten 1.227.301,63 87.955.880,65 1.268.985,30
davon aus Steuern: € 44.991,24; i.V. € 55.799,15

davon im Rahmen der sozialen Sicherheit:
€ 0,00; i.V. € 0,00

D. Rechnungsabgrenzungsposten 856.833,52 856.833,52 427.254,79

Bilanzsumme: 113.332.218,70 111.263.762,50

Nachrichtlich: Treuhandverbindlichkeiten Kautionen: 1.352.588,31 1.304.667,91 

Geschäftsjahr
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2. Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01.2018 bis 31.12.2018

Vorjahr
€ € €

 1. Umsatzerlöse
a. aus der Hausbewirtschaftung 15.861.646,18 15.746.078,95
b. aus Betreuungstätigkeit 163.160,43 188.028,88
c. aus anderen Lieferungen und Leistungen 730.124,22 16.754.930,83 691.337,13

 2. Veränderung des Bestandes an unfertigen Leistungen 286.445,60 286.445,60 -100.496,78

 3. Andere aktivierte Eigenleistungen 577.285,10 577.285,10 690.234,92

 4. Sonstige betriebliche Erträge 360.510,51 360.510,51 272.342,64

 5. Aufwendungen für bezogene
Lieferungen und Leistungen
a. Aufwendungen für die Hausbewirtschaftung 7.091.951,45 6.271.964,47
b. Aufwendungen für Verkaufsgrundstücke 0,00 0,00
c. Aufwendungen für andere Lieferungen und
    Leistungen 105.761,51 7.197.712,96 79.618,02

Rohergebnis 10.781.459,08 11.135.943,25

 6. Personalaufwand 
a. Löhne und Gehälter 2.320.852,60 2.417.564,39
b. Soziale Abgaben und Aufwendungen
    für die Altersversorgung, davon für 630.042,90 2.950.895,50 648.310,71
   Altersversorgung: € 166.927,75    
   Vorjahr:             € 182.236,20   

 7. Abschreibungen auf immaterielle Vermögens-
gegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen 3.562.178,52 3.562.178,52 3.516.102,06

 8. Sonstige betriebliche Aufwendungen 903.869,74 903.869,74 974.826,93

 9. Erträge aus Ausleihungen des Finanzanlagevermögens 2.499,46 2.365,34

10.Erträge aus anderen Finanzanlagen 13,75 13,75

11.Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 466,20 2.979,41 538,11

12.Zinsen und ähnliche Aufwendungen 2.098.023,96 2.098.023,96 2.434.684,08
davon Abzinsung    € 2.072,58
Vorjahr:                   € 2.514,00

13.Ergebnis nach Steuern
vom Einkommen und Ertrag 1.269.470,77 1.147.372,28

14.Sonstige Steuern 439.633,15 439.633,15 435.639,10

15. Jahresüberschuss 829.837,62 711.733,18

16. Einstellung in Gewinnrücklagen

Gesellschaftsvertragliche Rücklage -83.000,00 -72.000,00

Bilanzgewinn 746.837,62 639.733,18

Geschäftsjahr
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3. Anhang 
 
 
A. Allgemeine Angaben 
 
Die Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH Marburg-Lahn ist eine Kapitalgesellschaft, 
eingetragen in das Handelsregister beim Amtsgericht „Marburg“ unter der Registernummer 
HRB 1040. Sitz der Kapitalgesellschaft ist in 35037 Marburg, Pilgrimstein 17. 

Der Jahresabschluss für das Jahr 2018 wurde nach den Rechnungslegungsvorschriften für 
Kapitalgesellschaften entsprechend den Bestimmungen des HGB aufgestellt. Die Gesellschaft 
wird entsprechend § 122 HGO als große Kapitalgesellschaft gem. § 267 HGB behandelt, da 
eine Gebietskörperschaft (Universitätsstadt Marburg) Gesellschafter ist.  

Der Gliederung von Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung wurden die geltenden 
Formblattvorschriften für Wohnungsunternehmen zu Grunde gelegt. Für die Gewinn- und 
Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gewählt.  
 
Zwischen den handelsrechtlichen Wertansätzen und den Steuerbilanzansätzen bestehen 
Unterschiede, aus denen aktive latente Steuern resultieren. Sie betreffen die Bilanzpositionen 
Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten und Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte mit anderen Bauten. Weiterhin bestehen steuerliche 
Verlustvorträge, die bei der Berechnung aktiver latenter Steuern berücksichtigt werden 
können. Auf die Ausübung des Wahlrechts zur Aktivierung latenter Steuern gem. § 274 HGB 
wurde verzichtet. 
 
 
B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 
Das gesamte Anlagevermögen wurde zu fortgeführten Anschaffungs- und Herstellungskosten 
bzw. zum niedrigeren beizulegenden Wert bewertet. 
 
Die Bewertung der immateriellen Vermögensgegenstände erfolgte zu den Anschaffungs-
kosten unter Berücksichtigung zeitanteiliger linearer Abschreibungen. Es wurde eine 
Nutzungsdauer von drei bzw. fünf Jahren unterstellt. 
 
Die Sachanlagen wurden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten vermindert um 
planmäßige nutzungsbedingte Abschreibungen bzw. zum niedrigeren beizulegenden Wert 
angesetzt. Die planmäßigen Abschreibungen wurden nach der Restnutzungsdauer bei einer 
angenommenen Gesamtnutzungsdauer von grundsätzlich 80 Jahren bei neu erstellten 
Wohnbauten und 50 Jahren bei sonstigen Neubauten, 10 Jahren bei Außenanlagen und 20 
Jahren für Garagenobjekte berechnet. Erschließungsbeiträge für Erbbaugrundstücke wurden 
auf die Restlaufzeit der Erbbaurechtsverträge verteilt. Bei den von der Universitätsstadt 
Marburg erworbenen Gebäuden wurde die im Gutachten festgesetzte Restnutzungsdauer 
zwischen 12 und 50 Jahren zu Grunde gelegt.  
 
Die Herstellungskosten der Bauten des Anlagevermögens wurden auf der Grundlage der 
Vollkosten ermittelt. Diese setzen sich aus Fremdkosten und Eigenleistungen zusammen. Die 
Eigenleistungen umfassen im Wesentlichen anteilige Personalkosten und Sachauf-
wendungen. Darüber hinaus wurden zurechenbare Zinsen für Fremdkapital aktiviert. 
Erhaltene Zuschüsse wurden teilweise von den Herstellungskosten in Abzug gebracht.  
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Die Bewertung der Technischen Anlagen erfolgte zu den Anschaffungskosten auf der 
Grundlage der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer von in der Regel 20 Jahren. Die 
Abschreibung erfolgte linear. 
 
Die Bewertung der Betriebs- und Geschäftsausstattung erfolgte zu den Anschaffungskosten 
unter Berücksichtigung der linearen Abschreibungen auf der Grundlage der 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer (3 bis 13 Jahre).  
 
Die geringwertigen Wirtschaftsgüter wurden als Sammelposten erfasst und werden in einem 
Zeitraum von fünf Jahren gleichmäßig abgeschrieben.   
 
Die unfertigen Leistungen betreffen im Wesentlichen die nicht abgerechneten Betriebskosten.  
 
Bei den zum Nominalwert bewerteten Forderungen und sonstigen Vermögensgegenständen 
wurde allen erkennbaren Risiken durch Einzelwertberichtigungen Rechnung getragen. 
 
Bankguthaben sind zu Anschaffungskosten bewertet, soweit nicht in Einzelfällen ein 
niedrigerer Wertansatz geboten ist. 
 
Die eigenen Anteile sind entsprechend § 272 Abs. 1a HGB offen von dem Posten 
„Gezeichnetes Kapital“ abgesetzt. 
 
Die sonstigen Rückstellungen wurden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrags angesetzt.  
 
Die Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt. 
 
Vor dem Bilanzstichtag getätigte Ausgaben bzw. Einnahmen, die Aufwand bzw. Ertrag für eine 
bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen, werden als aktive bzw. passive 
Rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesen. 
 
 
C. Erläuterungen zur Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung 
 
Bilanz 
 
Die Entwicklungen der einzelnen Positionen des Anlagevermögens sind im Anlagespiegel 
ersichtlich. 
 
In der Position Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten wird der 
fortgeführte Bestand an Grundstücken und Gebäuden dargestellt. 
 
Die Technischen Anlagen betreffen im Wesentlichen die Photovoltaik-Anlagen. 
 
Die unfertigen Leistungen betreffen im Wesentlichen die noch nicht abgerechneten 
Betriebskosten.  
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Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände haben eine Restlaufzeit von: 
 
 
     mehr als insgesamt davon gegenüber 
      ein Jahr        Gesellschafter 
            €                   €                              € 
 
Forderungen aus Vermietung       0,00         64.201,43                      0,00 
          (0,00)      (60.885,05)                    (0,00) 
 
Forderungen aus Betreuungs-        0,00       139.372,39            137.339,38     
tätigkeit         (0,00)      (53.844,49)            (53.404,39) 
 
Forderungen aus anderen        0,00         93.035,82           0,00 
Lieferungen und Leistungen       (0,00)      (94.468,78)           (21.947,17)  
 
Sonstige Vermögensgegenstände        0,00         37.199,88                      0,00 
          (0,00)       (32.697,89)                    (0,00) 
 
            0,00        333.809,52                  137.339,38 
           (0,00)    (241.896,21)             (75.351,56) 
 
In Klammern wurden die Beträge des Vorjahres angegeben. 
 
Das Gezeichnete Kapital von 3.339.440,00 € hat sich im Vergleich zum Vorjahr nicht 
verändert. 
 
Die Gewinnrücklagen haben sich wie folgt entwickelt: 
 
 Stand Veränderung Stand 
 31.12.2017  31.12.2018 
 € € € 
Gesellschaftsvertragliche 
Rücklagen 1.544.300,00 83.000,00 1.627.300,00 

Bauerneuerungsrücklage 10.637.220,84 639.733,18 11.276.954,02 
Andere Rücklagen 6.637.058,89 0,00 6.637.058,89 

 
 
Aus dem Jahresüberschuss 2018 wurden rund 10 % gemäß Gesellschaftsvertrag in die 
gesellschaftsvertragliche Rücklage eingestellt. In der Gesellschafterversammlung vom 14. 
September 2018 wurde beschlossen, dass keine Dividende ausgeschüttet wird und der 
Bilanzgewinn 2017 in die Bauerneuerungsrücklage eingestellt wird. 
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Anschaffungs-/ Zugänge Abgänge Umbuchungen * Anschaffungs-/ Kumulierte Zugänge Abgänge Umbuchungen Kumulierte Buchwert Buchwert
Herstellungskosten 2018 2018 Herstellungskosten Abschreibungen 2018 2018 Abschreibungen Vorjahr

01.01.2018 31.12.2018 01.01.2018 31.12.2018 31.12.2018
€ € € € € € € € € € € €

Immaterielle Vermögensgegenstände 302.080,80 0,00 0,00 0,00 302.080,80 290.716,80 6.741,00 0,00 0,00 297.457,80 4.623,00 11.364,00 

Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücks-
    gleiche Rechte mit Wohnbauten 148.802.337,21 3.626.562,64 211.710,73 0,00 152.217.189,12 63.766.068,85 2.816.188,15 9.796,67 0,00 66.572.460,33 85.644.728,79 85.036.268,36 

2. Grundstücke und grundstücks-
    gleiche Rechte mit anderen Bauten 15.553.099,57 11.149,74 0,00 0,00 15.564.249,31 3.274.659,58 244.535,74 0,00 0,00 3.519.195,32 12.045.053,99 12.278.439,99 

3. Grundstücke und grundstücks-
    gleiche Rechte ohne Bauten 2.207,55 123.654,54 0,00 0,00 125.862,09 656,55 36,00 0,00 0,00 692,55 125.169,54 1.551,00 

4. Technische Anlagen 6.432.396,42 0,00 0,00 0,00 6.432.396,42 3.203.225,42 327.303,00 0,00 0,00 3.530.528,42 2.901.868,00 3.229.171,00 

5. Betriebs- und
    Geschäftsausstattung 2.108.899,34 60.719,63 42.474,64 0,00 2.127.144,33 1.321.900,34 167.374,63 42.474,64 0,00 1.446.800,33 680.344,00 786.999,00 

6. Anlagen im Bau 549.760,98 2.503.963,74 0,00 0,00 3.053.724,72 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3.053.724,72 549.760,98 

7. Bauvorbereitungskosten 78.055,76 600.293,67 4.657,66 -12.028,86 661.662,91 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 661.662,91 78.055,76 

Sachanlagen insgesamt: 173.526.756,83 6.926.343,96 258.843,03 -12.028,86 180.182.228,90 71.566.510,74 3.555.437,52 52.271,31 0,00 75.069.676,95 105.112.551,95 101.960.246,09 

Finanzanlagen

Beteiligungen 20.692,23 0,00 0,00 0,00 20.692,23 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 20.692,23 20.692,23 

Sonstige Ausleihungen ** 176.105,47 0,00 70.815,87 0,00 105.289,60 59.267,14 0,00 59.267,14 0,00 0,00 105.289,60 116.838,33 

Andere Finanzanlagen 18.290,00 0,00 0,00 0,00 18.290,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 18.290,00 18.290,00 

Finanzanlagen insgesamt 215.087,70 0,00 70.815,87 0,00 144.271,83 59.267,14 0,00 59.267,14 0,00 0,00 144.271,83 155.820,56 

Anlagevermögen insgesamt 174.043.925,33 6.926.343,96 329.658,90 -12.028,86 180.628.581,53 71.916.494,68 3.562.178,52 111.538,45 0,00 75.367.134,75 105.261.446,78 102.127.430,65 

*   EUR 12.028,86 wurden in das Umlaufvermögen umgebucht.
** Unter Abgänge werden die Tilgungen im Geschäftsjahr ausgewiesen; die kumulierte Tilgung (AfA-Beträge) wurde im Geschäftsjahr 2018 ausgebucht.

Entwicklung des Anlagevermögens zum 31.12.2018
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Die Rückstellungen haben sich im Jahr 2018 wie folgt entwickelt bzw. setzen sich wie folgt 
zusammen: 
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D
ie Zusam

m
ensetzung der Verbindlichkeiten nach R

estlaufzeit und Zugehörigkeit sow
ie der 

G
esam

tbetrag der Verbindlichkeiten, die durch G
rundpfandrechte gesichert sind, stellen sich 

w
ie folgt dar:  

 
Bilanzausweis Restlaufzeit

31.12.2018 unter 1 Jahr 1 - 5 Jahre über 5 Jahre

€ € € € € €

64.276.386,51                   7.460.780,46          64.097.475,52          2.526.139,74         9.870.404,21           51.879.842,56             
Vorjahr 64.008.506,36                   6.137.768,35           63.826.922,36          2.393.759,26         9.401.794,60           52.212.952,50              

15.627.439,37                   7.475.379,30          15.585.479,19          642.809,95            2.895.344,45           12.089.284,97             
Vorjahr 16.193.708,00                   7.808.267,58           16.166.090,02          614.621,54            2.389.895,87           13.189.190,59              

4.405.648,25                     134.061,25             4.405.648,25         -                           -                                
Vorjahr 4.351.370,73                    7.104,00                 -                            4.351.370,73        -                           -                               

218.955,75                        37.060,35               215.705,75            3.250,00                  -                                
Vorjahr 155.666,25                       23.483,64               -                            155.666,25           -                           -                               

2.200.149,14                     60.248,92               2.146.089,62         54.059,52                -                                
Vorjahr 1.493.404,16                    464,94                    -                            1.426.141,04        54.059,52               13.203,60                    

1.227.301,63                     1.173.775,00          -                            89.226,63             932.800,00              205.275,00                  
Vorjahr 1.268.985,30                    1.209.475,00          -                            95.210,30             932.800,00             240.975,00                  

Gesamt 87.955.880,65            16.341.305,28   79.682.954,71    10.025.619,94  13.755.858,18   64.174.402,53       
Vorjahr 87.471.640,80           15.186.563,51  79.993.012,38   9.036.769,12   12.778.549,99   65.656.321,69      

Verbindlichkeitenspiegel zum 31.12.2018

gegenüber 
Gesellschaftern durch Grundpfandrechte/ 

Kommunalbürgschaft 
gesichert

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten

Verbindlichkeiten gegenüber 
anderen Kreditgebern

Erhaltene Anzahlungen

Verbindlichkeiten aus 
Vermietung

Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und Leistungen

Sonstige Verbindlichkeiten
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Gewinn- und Verlustrechnung 
 
Die Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung enthalten Sollmieten (abzüglich 
Erlösschmälerungen) (11.627,0 T€), (Umlagen 4.221,2 T€) sowie Zuschüsse und Gebühren 
(13,4 T€). 
 
Die Umsatzerlöse aus der Betreuungstätigkeit in Höhe von 163,1 T€ resultieren aus der 
Geschäftsbesorgung, Sanierung und kaufmännischen Betreuung (155,2 T€) sowie aus der 
Verwaltung von fremdem Grundbesitz (7,9 T€). 
 
Die Erlöse aus anderen Lieferungen und Leistungen (730,1 T€) resultieren aus Erträgen 
aus Solarstromverkäufen (701,6 T€), Gestattungen (22,6 T€), Werbeeinnahmen (5,0 T€) und 
sonstige Einnahmen (0,9 T€). 

 
Die aktivierten Eigenleistungen beinhalten anteilige persönliche und sächliche 
Aufwendungen zur Erstellung von Sachanlagevermögen. 

 
Von den sonstigen betrieblichen Erträgen entfallen im Wesentlichen 182,0 T€ auf den 
Buchgewinn vom Verkauf eines Einfamilienhauses, 66,5 T€ auf Instandhaltungskosten-
erstattungen, 11,6 T€ auf Erträge auf abgeschriebene Forderungen, 34,9 T€ aus der 
Auflösung von Rückstellungen sowie 51,5 T€ auf der Auflösung von Wertberichtigungen.   

 
Die Aufwendungen für Hausbewirtschaftung betreffen: 
 
                       T€ 
  Betriebskosten               4.512,6 
  Instandhaltung/Modernisierung                      2.508,5 
  Andere Aufwendungen                            70,8 
                                    7.091,9 
 
Von dem Aufwand für andere Lieferungen und Leistungen in Höhe von 105,8 T€ betreffen 
im Wesentlichen mit 73,9 T€ Aufwendungen für Photovoltaikanlagen.   
 
In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind im Wesentlichen sächliche 
Verwaltungsaufwendungen des Betriebes und des Unternehmens in Höhe von 804,1 T€ 
enthalten. Weiterhin werden in dieser Position die Abschreibungen auf Mietforderungen und 
sonstige Forderungen aus dem Umlaufvermögen mit 99,8 T€ ausgewiesen. 
 
 
D. Verwendung des Bilanzgewinnes 
 
Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2018 weist einen Bilanzgewinn von 746.837,62 € 
aus. 
 
 
Von der Geschäftsführung wird folgende Gewinnverwendung vorgeschlagen: 
 
Einstellung in die  
Bauerneuerungsrücklage:    746.837,62 € 
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E. Sonstige Angaben 
 
Aus der Bilanz nicht ersichtliche Haftungsverhältnisse bestehen zum 31. Dezember 2018 
nicht. 
 
Es bestehen folgende, nicht in der Bilanz ausgewiesene oder vermerkte finanzielle 
Verpflichtungen, die für die Beurteilung der finanziellen Lage von Bedeutung sind: 
 
Aus der Bautätigkeit noch anfallende Kosten                   11.800 T€ 
 
Im Geschäftsjahr 2018 beträgt der Aufwand für Erbbauzinsen 65.716,13 €. Für die folgenden 
fünf Jahre werden 328.600,00 € erwartet. 
 
Das vom Abschlussprüfer im Geschäftsjahr 2018 berechnete Gesamthonorar stellt sich wie 
folgt dar: 
 
Abschlussprüfungsleistungen                                             35,7 T€ 
Steuerberatungsleistungen                                                 12,2 T€ 
Gesamthonorar                                                                 47,9 T€ 
 
 
Die im Treuhandvermögen gehaltenen liquiden Mittel betragen zum 31. Dezember 2018: 
 
                    
GeWoBau GmbH als Sanierungsträger       2.387.222,50 € 

       
WEG und Mietverwaltung            136.232,21 € 

 
Kautionen Mieter          1.352.588,31 € 

       
 
Die Zahl der im Geschäftsjahr 2018 durchschnittlich beschäftigten Mitarbeiter betrug: 
 

Vollzeit        Teilzeit   
Prokuristen          2    - 
Kaufmännische Angestellte           13    8    
Technische Angestellte      10    -    
Regiebetrieb        11    -    
Auszubildende         1                 - 
Hauswarte                                               -                 9 
                                         37   17  
   
Geschäftsführer: Bernd Schulte, Kaufmann   (bis 31.01.2018) 
   Jürgen Rausch, Dipl. Ing.   (ab 01.01.2018) 
 
Prokuristen:  Matthias Knoche    
                                   Hans-Georg Meyer  
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Mitglieder des Aufsichtsrates: 
 

Dr. Thomas Spies, Oberbürgermeister            Vorsitzender            
Andreas Bartsch, Sparkassendirektor        
Dr. Constantin Westphal, Geschäftsführer       stellv. Vorsitzender 
Hans-Werner Seitz, Geschäftsführer                     
Matthias Simon, Dipl.-Biologe                             
Roland Frese,  Dipl.-Ingenieur                            
Joachim Brunnet, Dipl. Kaufmann 
Rüdiger Bergmann, technischer Angestellter, Betriebsrat  (ab 15.08.2018)                   
 
     
Bezüglich der Gesamtbezüge der Geschäftsführung wird vom Wahlrecht des § 286 Abs. 4 
HGB Gebrauch gemacht. In 2018 betrugen die Gesamtbezüge des Aufsichtsrates 1.000 €. 
 
Ereignisse von besonderer Bedeutung haben sich nach dem Abschlussstichtag nicht ergeben. 
 
 
 
                                                
 

Dipl. Ing. Jürgen Rausch 
Marburg, 3. Mai 2019     Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH 
                                 Marburg-Lahn 
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

 

An die Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH Marburg-Lahn, Marburg 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH Marburg-Lahn, 
Marburg, – bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht der Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH Marburg-Lahn, Marburg, für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der 
Gesellschaft zum 31.12.2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2018 bis zum 31.12.2018 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
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Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als 
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus 
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
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Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen 
und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 
können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
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Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 
sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 
einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 

 

Frankfurt am Main, den 03.05.2019 

 

         Verband der Südwestdeutschen 
         Wohnungswirtschaft e. V. 

 
 
 
 

Brünnler-Grötsch 

 
 
 
 

Yigit 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

 
 
Eine Verwendung des Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prüfungsberichts bedarf 
unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des 
Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in einer von der bestätigten Fassung 
abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor 
unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf 
unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen. 
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Verband der Südwestdeutschen Wohnungswirtschaft e.V.
sw-14221-1101-2018

Anlage 2.1

Bilanzstruktur

31.12.2018 31.12.2017
TEUR % TEUR %

A k t i v a

Immaterielle Anlagewerte 4,6 0,0 11,4 0,0

Sachanlagen 105.112,6 92,7 101.960,2 91,6

Finanzanlagen 144,3 0,1 155,8 0,1

Anlagevermögen 105.261,5 92,8 102.127,4 91,7

Unfertige Leistungen, geleistete Anzahlungen 4.618,2 4,1 4.336,2 3,9

Forderungen aus dem Geschäftsprozess 203,6 0,2 114,7 0,1

Forderungen aus anderen Lieferungen und Leistungen 93,0 0,1 94,5 0,1

Sonstige Vermögensgegenstände 37,2 0,0 32,7 0,0

Liquide Mittel 3.117,8 2,8 4.555,9 4,1

Rechnungsabgrenzungsposten 0,9 0,0 2,4 0,0

Umlaufvermögen und RAP 8.070,7 7,2 9.136,4 8,2

Bilanzsumme 113.332,2 100,0 111.263,8 100,0

P a s s i v a

Gezeichnetes Kapital 3.339,4 2,9 3.339,4 3,0

Rücklagen 19.541,3 17,2 18.818,6 16,9

Bilanzgewinn 746,8 0,7 639,7 0,6

Eigenkapital 23.627,5 20,8 22.797,7 20,5

Andere Rückstellungen 891,9 0,8 567,1 0,5

Rückstellungen 891,9 0,8 567,1 0,5

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten und anderen Kreditgebern 79.903,8 70,5 80.202,2 72,1

Verbindlichkeiten aus dem Geschäftsprozess 2.419,1 2,1 1.649,1 1,4

Sonstige Verbindlichkeiten, Erhaltene Anzahlungen 5.633,1 5,0 5.620,4 5,1

Rechnungsabgrenzungsposten 856,8 0,8 427,3 0,4

Verbindlichkeiten und RAP 88.812,8 78,4 87.899,0 79,0

Bilanzsumme 113.332,2 100,0 111.263,8 100,0
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      Verband der Südwestdeutschen Wohnungswirtschaft e.V.
      sw-14221-1101-2018

Anlage 2.2

2018 2017
TEUR TEUR

1. Jahresüberschuss 829,8 711,7

2. +/- Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 3.562,2 3.516,1

3. +/- Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 324,8 -886,5

4. +/- Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Erträge -94,6 -27,4

5. -/+ Zunahme/Abnahme der Vorräte, Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
sowie anderer Aktiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit 
zuzuordnen sind -376,3 933,3

6. +/- Zunahme/Abnahme  der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie 
anderer Passiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit 
zuzuordnen sind 922,1 92,3

7. -/+ Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens -182,0 -150,0

8. +/- Zinsaufwendungen/Zinserträge 2.095,1 2.431,8

9. = Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 7.081,1 6.621,3

10. - Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Sachanlagevermögen 0,0 -1,3

11. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Sachanlagevermögens 231,2 161,5

12. - Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -6.514,3 -4.307,1

13. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Finanzanlagevermögens 11,6 10,7

14. - Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen 0,0 -19,3

15. + Erhaltene Zinsen 3,0 2,9

16. = Cashflow aus der Investitionstätigkeit -6.268,5 -4.152,6

17. + Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 2.758,7 6.453,4

18. - Auszahlungen aus der planmäßigen Tilgung von Darlehen -2.772,2 -2.436,6

19. - Auszahlungen aus der außerplanmäßigen Tilgung von Darlehen -139,2 -1.991,3

20. - Gezahlte Zinsen -2.098,0 -2.434,7

21. = Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -2.250,7 -409,2

22. Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds (Zf. 9., 16., 21.) -1.438,1 2.059,5

23. + Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 4.555,9 2.496,4

24. = Finanzmittelfonds am Ende der Periode 3.117,8 4.555,9

Jahres-Cashflow (Ziffern 1-2) 4.392,0 4.227,8

Kapitalflussrechnung für 2018
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2019
TEUR

1. Jahresüberschuss -664,0

2. + Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 3.800,0

3. +/- Sonstige zahlungswirksame Aufwendungen/Erträge (saldiert) -663,0

4. +/- Zinsaufwendungen/Zinserträge 2.150,0

5. = Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 4.623,0

6. - Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen

- Neubautätigkeit -15.477,0

- Modernisierungstätigkeit -4.988,0

- Sonstige Investitionen (Betriebs- und Geschäftsausstattung) -125,0

7. + Erhaltene Zinsen 3,0

8. = Cashflow aus der Investitionstätigkeit -20.587,0

9. + Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten

- Neubautätigkeit 14.729,0

- Modernisierungstätigkeit 3.443,0

10. - Auszahlungen aus der planmäßigen Tilgung von Darlehen -3.068,0

11. - Gezahlte Zinsen -2.150,0

12. = Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 12.954,0

13. Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds (Zf. 5., 8., 12.) -3.010,0

14. + Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 3.117,8

15. = Finanzmittelfonds am Ende der Periode 107,8

Jahres-Cashflow (Ziffern 1-2) 3.136,0

Kapitalflussrechnung als Vorschaurechnung
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Erfolgsanalyse für 2018

Betriebsleistungsbereiche
2018 2017

TEUR TEUR
Hausbewirtschaftung
Erträge
Sollmieten (abzüglich Erlösschmälerungen) 11.516,0 11.421,8
Gebühren und Umlagen 4.286,9 4.314,8
Bestandsveränderungen 286,4 -100,5
Sonstiges 132,1 100,0
Zins- und Aufwendungszuschüsse 58,8 58,8

16.280,2 15.794,9
Aufwendungen
Betriebskosten
- Fremdkosten inkl. Grundsteuer 4.951,0 4.682,2
- Verrechnete persönliche und sächliche Aufwen-

dungen 180,0 175,0
Instandhaltungskosten
- Fremdkosten 2.508,5 1.944,0
- Verrechnete persönliche und sächliche Aufwen-
dungen 660,0 655,0

Kosten für Miet- und Räumungsklagen 4,9 3,9
Pachtaufwendungen 0,2 0,2
Abschreibungen auf
- Sachanlagen 3.244,2 3.013,7
- Forderungen 97,8 82,4
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 1.970,7 2.305,0
Erbbauzinsen 65,7 65,7
Verwaltungskosten 2.090,7 2.351,8

15.773,7 15.278,9
Überschuss 506,5 516,0

2018 2017
TEUR TEUR

Sanierungstätigkeit
Erträge
Umsatzerlöse aus Sanierungstätigkeit 110,0 135,0

110,0 135,0
Aufwendungen
Verrechnete persönliche und sächliche Aufwen-
dungen 103,7 133,3
Abschreibungen 0,4 0,2
Zinsaufwand 0,3 0,4

104,4 133,9
Überschuss 5,6 1,1

2018 2017
TEUR TEUR

Wohnungsverwaltung für Dritte
Erträge
Betreuungsgebühren 7,9 7,8

7,9 7,8
Aufwendungen
Verrechnete persönliche und sächliche Aufwen-
dungen 5,8 7,5

5,8 7,5

Überschuss 2,1 0,31029
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2018 2017
TEUR TEUR

Geschäftsbesorgung SEG
Erträge
Betreuungsgebühren 45,2 45,2

45,2 45,2
Aufwendungen
Verrechnete persönliche und sächliche Aufwen-
dungen 40,7 41,8
Abschreibungen 0,2 0,1
Zinsaufwand 0,1 0,1

41,0 42,0

Überschuss 4,2 3,2

2018 2017
TEUR TEUR

Photovoltaik-Anlagen
Erträge
Umsatzerlöse 701,6 609,6

701,6 609,6
Aufwendungen
Fremdkosten 73,9 67,5
Anteiliger Verwaltungsaufwand 89,3 64,9
Abschreibungen 317,2 315,6
Zinsaufwendungen 124,7 125,7
Versicherungskosten 0,0 15,4

605,1 589,1

Überschuss 96,5 20,5

2018 2017
TEUR TEUR

Finanzergebnis
Erträge
Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihun-
gen des Finanzanlagevermögens 2,5 2,4
Sonstige Zinserträge 0,5 0,5

3,0 2,9
Aufwendungen
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 2,1 3,1

2,1 3,1
Überschuss/Fehlbetrag 0,9 -0,2

2018 2017
TEUR TEUR

Sonstiges Ergebnis
Erträge
aus Anlageverkäufen 182,0 149,9
aus der Auflösung von sonstigen Rückstellungen 34,8 21,5
Sonstige Erträge 39,5 32,4

256,3 203,8
Aufwendungen
Übrige Aufwendungen 0,1 0,3
Verrechneter Verwaltungsaufwand 42,2 32,7

42,3 33,0
Überschuss 214,0 170,8
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2018 2017
TEUR TEUR

Zusammenstellung
Hausbewirtschaftung 506,5 516,0
Sanierungstätigkeit 5,6 1,1
Wohnungsverwaltung für Dritte 2,1 0,3
Geschäftsbesorgung SEG 4,2 3,2
Photovoltaik-Anlagen 96,5 20,5
Andere Lieferungen und Leistungen 0,0 0,0
Finanzergebnis 0,9 -0,2
Ordentliches Ergebnis 615,8 540,9
Sonstiges Ergebnis 214,0 170,8
Ergebnis vor Steuern 829,8 711,7
Jahresüberschuss 829,8 711,7
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Erfolgsplanung für 2019

Betriebsleistungsbereiche
2019

TEUR
Hausbewirtschaftung
Erträge
Sollmieten (abzüglich Erlösschmälerungen) 11.771,0
Gebühren und Umlagen 4.350,0
Bestandsveränderungen 90,0
Sonstiges 47,0

16.258,0
Aufwendungen
Betriebskosten
- Fremdkosten inkl. Grundsteuer 4.968,0
- Verrechnete persönliche und sächliche Aufwendungen 185,0
Instandhaltungskosten
- Fremdkosten 2.400,0
- Verrechnete persönliche und sächliche Aufwendungen 680,0
Abschreibungen auf
- Sachanlagen 3.486,0
- Forderungen 70,0
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 2.040,0
Erbbauzinsen 65,7
Verwaltungskosten 2.169,3

16.064,0
Überschuss 194,0

2019
TEUR

Sanierungstätigkeit
Erträge
Umsatzerlöse aus Baubetreuung 100,0

100,0
Aufwendungen
Verrechnete persönliche und sächliche Aufwendungen 99,7

99,7
Überschuss 0,3

2019
TEUR

Wohnungsverwaltung für Dritte
Erträge
Betreuungsgebühren 7,0

7,0
Aufwendungen
Verrechnete persönliche und sächliche Aufwendungen 6,7

6,7
Überschuss 0,3
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2019
TEUR

Geschäftsbesorgung SEG
Erträge
Betreuungsgebühren 45,0

45,0
Aufwendungen
Verrechnete persönliche und sächliche Aufwendungen 43,1

43,1
Überschuss 1,9

2019
TEUR

Photovoltaik-Anlagen
Erträge
Umsatzerlöse 600,0

600,0
Aufwendungen
Fremdkosten 70,0
Anteiliger Verwaltungsaufwand 80,0
Abschreibungen 314,0
Zinsaufwendungen 110,0

574,0
Überschuss 26,0

2019
TEUR

Finanzergebnis
Erträge
Sonstige Zinserträge 3,0
Überschuss 3,0

2019
TEUR

Sonstiges Ergebnis
Erträge
aus der Auflösung von sonstigen Rückstellungen 25,0
Sonstige Erträge 42,0

67,0
Aufwendungen
Verrechneter Verwaltungsaufwand 56,5
Abrisskosten 900,0

956,5
Fehlbetrag -889,5
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2019
TEUR

Zusammenstellung
Hausbewirtschaftung 194,0
Sanierungstätigkeit 0,3
Wohnungsverwaltung für Dritte 0,3
Geschäftsbesorgung SEG 1,9
Photovoltaik-Anlagen 26,0
Finanzergebnis 3,0
Ordentliches Ergebnis 225,5
Sonstiges Ergebnis -889,5
Ergebnis vor Steuern -664,0
Jahresfehlbetrag -664,0
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Betriebliche Kennzahlen

1. Kennzahlen zur Vermögensstruktur und zur Rentabilität

2018 2017 2016 2015 2014

Eigenkapitalquote
Eigenkapital 
Bilanzsumme

in % 20,85 20,49 20,20 19,34 18,82

   Eigenkapitalrentabilität
Jahresergebnis vor Ertragsteuern

Eigenkapital 

in % 3,51 3,12 2,87 2,09 1,53

Gesamtkapitalrentabilität
Jahresergebnis vor Ertragsteuern

+ Fremdkapitalzinsen
Bilanzsumme

in % 2,58 2,83 2,98 2,90 2,91

Return on Investment
Jahresergebnis 
Bilanzsumme

in % 0,73 0,64 0,58 0,40 0,29

Anlagenintensität
Anlagevermögen 

Bilanzsumme

in % 92,88 91,79 92,67 90,75 91,59

Anlagendeckungsgrad
Eigenkapital + Rückstellungen für Bauinstandhaltung

+ langfristige Verbindlichkeiten Kreditinstitute
Anlagevermögen 

in % 95,35 97,91 96,37 99,02 98,77

Langfristiger Verschuldungsgrad
Langfristige Verbindlichkeiten

Eigenkapital + Rückstellungen für Bauinstandhaltung 

in % 324,77 338,60 342,18 364,54 380,69

Langfristiger Fremdkapitalanteil
Langfristige Verbindlichkeiten 

Bilanzsumme

in % 67,71 69,38 69,11 70,51 71,64

Cash-Flow
Vergleiche Kapitalflussrechnung 

in
TEUR

4.392,0 4.227,8 3.969,1 3.803,6 4.261,2

Dynamischer Verschuldungsgrad
Dauerfremdfinanzierungsmittel

Cash-Flow

17,47 18,26 19,04 20,58 18,79

    Tilgungskraft
                               Cash-Flow                              
Planmäßige Tilgung der Objektfinanzierungsmittel

1,58 1,74 1,78 1,74 1,93
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2. Wohnungswirtschaftliche Kennzahlen

2018 2017 2016 2015 2014

Durchschnittliche Wohnungsmiete
Jahressollmiete WE : 12

 m² Wohnfläche

in 
EUR/m²

5,29 5,19 4,97 4,96 4,86

Durchschnittliche Miete (gesamt)
       Jahressollmiete : 12      
 m² Wohnfläche/Nutzfläche

in 
EUR/m²

5,48 5,45 5,37 5,31 5,25

% Anteil der Erlösschmälerungen
Erlösschmälerungen für Wohneinheiten

 Jahressollmiete für Wohneinheiten

in % 2,82 3,19 1,97 1,74 1,24

% Anteil der Mietforderungen
Forderungen aus Vermietung WE

 Jahressollmiete WE + abgerechnete Umlagen WE

in % 0,43 0,41 1,58 1,92 2,02

   Fluktuationsrate
Mieterwechsel (WE) im Geschäftsjahr (=Auszug)

 Anzahl der Wohneinheiten 

in % 7,60 8,79 9,46 8,36 7,29

    Leerstandsquote
Leerstand von Wohneinheiten am Stichtag

 Anzahl der Wohneinheiten

in % 1,92 2,99 1,63 1,18 0,46

Fremdkapitalzinsen je m²
Fremdkapitalzinsen der Hausbewirtschaftung : 12

 m² Wohnfläche

in
EUR/m²

0,97 1,13 1,21 1,27 1,26

% Anteil Verwaltungskosten zu Um-
satzerlösen der  Hausbewirtschaf-
tung

Verwaltungskosten der Hausbewirtschaftung
 Umsatzerlöse Hausbewirtschaftung

in % 13,21 14,94 13,37 15,27 14,98
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2018 2017 2016 2015 2014

Betriebskosten je m² *
Betriebskosten : 12

 m² Wohnfläche

in 
EUR/m²

2,52 2,39 2,38 2,29 2,25

davon: Heizkosten/Warmwasser*
Heizkosten/Kosten Warmwasser : 12

 m² Wohnfläche

in 
EUR/m²

0,38 0,35 0,35 0,35 0,33

Instandhaltungskosten je m² *
Instandhaltungskosten : 12

 m² Wohnfläche

in 
EUR/m²

1,56 1,28 1,43 1,25 1,19

Investitionen im Bestand je m² *
Instandhaltungskosten

+ nachträgliche Herstellungskosten
 m² Wohnfläche

in 
EUR/m²

39,23 37,78 28,86 21,24 23,90

Durchschnittliche Buchwerte der 
Gebäude

Buchwerte der Gebäude
 m² Wohnfläche

in 
EUR/m²

509,67 506,84 491,17 457,95 468,95

Durchschnittliche Buchwerte der
Grundstücke und Gebäude

Buchwerte der Gebäude und Grundstücke
 m² Wohnfläche

in 
EUR/m²

577,13 573,91 560,42 526,81 537,81

Durchschnittliche Verschuldung
Objektfinanzierungsmittel Anlagevermögen
 + Unternehmensfinanzierungsmittel soweit

 im Wohnungs- und Gewerbebestand eingesetzt
 m² Wohnfläche

in 
EUR/m²

471,46 472,99 457,34 450,28 458,49

Personalquote
Personalaufwand

Umsatzerlöse + Bestandsveränderung

in % 17,32 18,55 17,39 16,84 15,50

Fremdkapitalkosten
Zinsen und ähnliche Aufwendungen

Verbindlichkeiten

in % 2,63 3,04 3,36 3,42 3,54
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2018 2017 2016 2015 2014

    Zinsdeckung
Fremdkapitalzinsen der Hausbewirtschaftung
Jahressollmiete WE - Erlösschmälerung WE

in % 18,86 22,28 23,98 25,41 25,48

    Kapitaldienstdeckung
Kapitaldienst der Objektfinanzierungsmittel

Jahressollmiete WE - Erlösschmälerung WE

in % 45,40 45,84 45,44 46,86 47,19

Mietenmultiplikator
Grundstücke mit Wohnbauten +

 Grundstücke mit Geschäfts- und anderen Bauten
Jahressollmiete - Erlösschmälerung

8,49 8,52 8,36 7,93 8,13

  Ergebnis aus der Hausbewirtschaf-
tung vor Instandhaltung

Geldrechnungsmäßiges Ergebnis der Haus-
bewirtschaftung + Instandhaltungskosten

 m² Wohnfläche

in 
EUR/m²

41,40 36,63 38,32 34,10 36,90

* = einschließlich BAB-Kosten 
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Gesellschaftsvertrag

Firma Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH
Marburg-Lahn

Sitz Marburg

Amtsgericht, Registernummer Marburg, Nr. B 1040

Gründungsjahr 26.01.1950

Gesellschaftsvertrag

gültig in der Fassung vom 19.06.2018

letzte Änderung vom 19.06.2018

im Handelsregister eingetragen am 20.07.2018

Inhalt der Änderung Änderung des Gesellschaftsvertrages in den
§§ 2 (Gegenstand der Gesellschaft), 10 (Auf-
sichtsrat) und 26 (Prüfung der Gesellschaft)

Unternehmensgegenstand (1) Zweck der Gesellschaft ist vorrangig eine
sichere und sozial verantwortbare Wohnungs-
versorgung der breiten Schichten der Bevölke-
rung (gemeinnütziger Zweck). Ihre Wohnun-
gen unterliegen im Bereich des staatlich geför-
derten Wohnungsbaus einer Belegsbindung
zugunsten der Stadt Marburg, soweit nicht an-
derweitige rechtlich verbindliche Vermie-
tungsbindungen aus der Wohnungsfinanzie-
rung u. ä. vorliegen. Die Gesellschaft erfüllt ih-
ren Zweck sowohl durch freifinanzierten als
auch durch staatlich geförderten Wohnungs-
bau. Im staatlich geförderten Wohnungsbau
erfüllt die Gesellschaft ihren Zweck auch im
Wettbewerb mit anderen Unternehmen aus
dem Bereich der Privatwirtschaft.
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(2) Die Gesellschaft errichtet, betreut, bewirt-
schaftet und verwaltet Bauten in allen Rechts-
und Nutzungsformen, darunter Eigenheime
und Eigentumswohnungen. Sie kann außer-
dem alle im Bereich der Wohnungswirtschaft,
des Städtebaus und der Infrastruktur anfal-
lenden Aufgaben übernehmen, Grundstücke
erwerben, belasten und veräußern sowie Erb-
baurechte ausgeben. Sie kann Gemeinschafts-
anlagen und Folgeeinrichtungen, Läden und
Gewerbebauten, soziale, wirtschaftliche, kultu-
relle und Umweltschutzeinrichtungen und
Dienstleistungen bereitstellen. Die Gesellschaft
ist berechtigt, Zweigniederlassungen zu errich-
ten, andere Unternehmen zu erwerben oder
sich an solchen zu beteiligen. Städtebauliche
Aufgaben übernimmt die Gesellschaft nur aus-
nahmsweise und freiwillig und dann aus-
schließlich im Rahmen ihrer Treuhänderfunkti-
on als Sanierungsträger.

(3) Die Gesellschaft darf auch sonstige Ge-
schäfte betreiben, sofern diese dem Gesell-
schaftszweck (mittelbar oder unmittelbar) dien-
lich sind.

(4) Die Gesellschaft führt ihre Geschäfte nach
Grundsätzen der Wohnungsgemeinnützigkeit
im Sinne dieses Gesellschaftsvertrages.

(5) Die Gesellschaft baut und bewirtschaftet
nach ressourcensparenden, umweltschonen-
den, nutzergerechten und wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten.

(6) Die Preisbildung für die Überlassung des
Gebrauchs von Wohn- und anderen Räumen
ist angemessen, wenn der Preis den Betrag
nicht überschreitet, der zur Deckung der lau-
fenden Aufwendungen nach den Grundsätzen
ordnungsgemäßer Geschäftsführung sowie zur
Bildung von Rücklagen im Sinne des § 22 des
Gesellschaftsvertrages und zur Erzielung an-
gemessener Gewinne im Sinne von  § 23 des
Gesellschaftsvertrages notwendig ist.
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Gesellschafter und Stammkapital 
zum 31.12.2018

EUR %

Stadt Marburg 3.169.140,00 94,82

Sparkasse Marburg-Biedenkopf 156.000,00 4,67

WOHNSTADT Stadtentwicklungs- und
Wohnungsbaugesellschaft Hessen mbH,
Kassel 7.800,00 0,23

Private Gewerbetreibende 6.500,00 0,19

Eigene Anteile 2.860,00 0,09

3.342.300,00 100,00
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Organe

Gesellschafterversammlung

- ordentliche

Datum 14.09.2018

Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2017

Gewinnverwendung Beschluss, vom Bilanzgewinn 2017 sind 

EUR 72.000,00 in die gesellschaftliche Rückla-

ge und EUR 639.733,18 in die Bauerneue-

rungsrücklage einzustellen.

Der Beschluss steht in Einklang mit Gesetz

und Gesellschaftsvertrag.

Entlastung des Geschäftsführers erfolgte für das Geschäftsjahr 2017

Entlastung des Aufsichtsrates erfolgte für das Geschäftsjahr 2017

Weiterer wesentlicher Beschluss Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäfts-

jahr 2018

Aufsichtsrat
Dr. Thomas Spies
- Vorsitzender -
Dr. Constantin Westphal, Geschäftsführer
- stellv. Vorsitzender -
Andreas Bartsch, Sparkassendirektor
Matthias Simon, Dipl.-Biologe
Hans-Werner Seitz, Geschäftsführer
Roland Frese, Dipl.-Ingenieur
Rüdiger Bergmann, Technischer Ange-
stellter, Betriebsrat (ab 15.08.2018)
Joachim Brunnet, Dipl.-Kaufmann

Ausschüsse des Aufsichtsrates
Prüfungsausschuss Dr. Thomas Spies, Andreas Bartsch, Roland Frese

Geschäftsführer
Jürgen Rausch (ab 01.01.2018)
Bernd Schulte (bis 31.01.2018)

Prokuristen
Matthias Knoche
Hans-Georg Meyer 
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Befreiung vom Selbstkontrahierungsverbot
Es liegt keine Befreiung nach § 181 BGB vor.

Rechtsgeschäfte zwischen der Stadtentwicklungsgesellschaft mbH, Marburg, (SEG) und
der Gewobau Marburg sollen zukünftig von Geschäftsführer Rausch für die SEG und
von den Prokuristen Knoche und Meyer für die Gewobau Marburg unterschrieben wer-
den.
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Erlaubnis, Bestätigung

Erlaubnis

Der Landrat des Landkreises Marburg-Biedenkopf hat am 28.10.1994 der Gesellschaft eine Er-

laubnis nach § 34 c Gewerbeordnung erteilt, die wirtschaftliche Vorbereitung und die Durchfüh-

rung von Bauvorhaben in fremden Namen und für fremde Rechnung auszuüben.

Bestätigung

Mit Bescheid des Hessischen Ministeriums für Landesentwicklung, Wohnen, Landwirtschaft,

Forsten und Naturschutz vom 16.03.1993 - AZ: VIII 71-61a02/31-20/93 - wurde der Gesell-

schaft die allgemeine Bestätigung als Sanierungsträger für den Bereich der Universitätsstadt

Marburg befristet erteilt. Mit Schreiben des Regierungspräsidiums Gießen vom 09.11.1999 wur-

de die Bestätigung unbefristet erteilt und auf den Bereich des Regierungsbezirks Gießen erwei-

tert.
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Steuerliche Verhältnisse

Finanzamt Gießen

Steuernummer 020 227 7015 0

Besonderheiten zur Steuerpflicht voll steuerpflichtige Gesellschaft

Veranlagungen bis 2017

Steuererklärungen abgegeben bis 2017

Verlustvorträge zum 31.12.2017 KSt: TEUR 38.428,2

GewSt: TEUR 26.970,4

Letzte steuerliche Außenprüfung fand statt vom 07/2017 bis 11/2017
(Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Umsatz-
steuer)
Prüfungszeitraum 01.01.2013 bis 31.12.2015

Steuerbescheide geänderte Steuerbescheide wurden am
08.01.2018 erlassen

Feststellungen Aufgrund der Betriebsprüfung ergibt sich eine
Umsatzsteuernachzahlung von ca. TEUR 6,0

Sozialversicherungsprüfung Prüfungszeitraum 01.01.2015 bis 31.12.2018,
Bescheid vom 04.02.2019; es kam zu einer
Nachzahlung von TEUR 7,8.

Lohnsteueraußenprüfung fand statt vom 21.05.2014 bis 27.05.2014.
Prüfungszeitraum 01.01.2010 bis 31.12.2013,
es kam zu einer Nachzahlung von TEUR 9,1.
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Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung
sowie individualisierte Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schrift-
liche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie
ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen
den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?

Für die Geschäftsführung und den Aufsichtsrat der Gesellschaft liegen Geschäftsan-
weisungen vor. Wir haben im Rahmen unserer Prüfung keine Anhaltspunkte festge-
stellt, dass die Geschäftsanweisung nicht den Bedürfnissen der Gesellschaft ent-
spricht. Ein Geschäftsverteilungsplan entfällt, da zurzeit nur ein Geschäftsführer tätig
ist.

Im Geschäftsjahr 2019 ist die Überarbeitung des Gesellschaftsvertrages und der Ge-
schäftsordnung für die Geschäftsführung sowie für den Aufsichtsrat geplant.

b) Wieviele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur-
den Niederschriften hierüber erstellt?

Im Geschäftsjahr 2018 fanden zwei Gesellschafterversammlungen sowie vier gemein-
same Sitzungen von Aufsichtsrat und Geschäftsführung statt. Die Gesellschafterver-
sammlung gemäß § 42 a GmbHG (8-Monats-Frist) fand verspätet statt.
Prüfungsausschusssitzungen fanden im Jahr 2018 keine statt. 

In der notariellen Gesellschafterversammlung vom 19.06.2018 wurde der Gesell-
schaftsvertrag in der Fassung vom 27.06.2002 geändert. Der neue Gesellschaftsver-
trag vom 19.06.2018 erhielt mit der Anmeldung ins Handelsregister im Geschäftsjahr
seine Gültigkeit.

Gemäß § 10 des Gesellschaftsvertrages vom 19.06.2018 wurde der Aufsichtsrat um
eine Person (Mitglied des Betriebsrats) erweitert.

c) In welchen weiteren Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Ab-
satz 1 Satz 3 des AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Der Geschäftsführer ist in keinen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d.
§ 125 Absatz 1 Satz 3 AktG tätig. 
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d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) indi-
vidualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fi-
xum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwir-
kung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?

Die Vergütung der Organmitglieder wird nicht individualisiert im Anhang angegeben.
Diese Verpflichtung besteht nur bei börsennotierten Unternehmen. Im Hinblick darauf,
dass nur ein Geschäftsführer tätig ist, wird die Regelung des § 286 Absatz 4 HGB in
Anspruch genommen (Nichtangabe der Bezüge).

Fragenkreis  2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungs-
befugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Es existiert ein Organisationsplan, aus dem der Aufbau der Gesellschaft sowie die Ar-
beitsbereiche und Zuständigkeiten ersichtlich sind. Wir haben im Rahmen unserer
Prüfung keine Anhaltspunkte festgestellt, dass der Organisationsplan nicht den Be-
dürfnissen der Gesellschaft entspricht. Eine Überprüfung des Organisationsplans fin-
det regelmäßig statt. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren
wird?

Wir haben im Rahmen unserer Prüfung keine Anhaltspunkte festgestellt, dass nicht
nach dem Organisationsplan verfahren wird. 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und doku-
mentiert?

Der Geschäftsführer der Gesellschaft hat im Geschäftsjahr 2009 einen verbindlichen
Ehren- und Verhaltenskodex für die Mitarbeiter der Gesellschaft eingeführt. Dieser von
den Mitarbeitern unterzeichnete Ehren- und Verhaltenskodex ist Bestandteil des Ar-
beitsvertrages.

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungs-
prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen,
Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese
nicht eingehalten werden?

Es existieren geeignete Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungsprozesse.
Wir haben im Rahmen unserer Prüfung keine Anhaltspunkte festgestellt, dass die Ar-
beitsanweisungen nicht eingehalten werden. 

Im Geschäftsjahr 2019 wurde die Regelung für Auftragsvergaben überarbeitet und an
die aktuellen Erfordernisse angepasst.
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e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksver-
waltung, EDV)?

Die Dokumentation der Verträge erfolgt sachgebietsbezogen und ordnungsgemäß.
Der Aufbau eines Vertragscontrollings soll im Geschäftsjahr 2019 beginnen.

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und
Controlling

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projek-
ten - den Bedürfnissen des Unternehmens?

Das Planungswesen entspricht nach den im Rahmen unserer Prüfung gewonnenen
Erkenntnissen den Bedürfnissen der Gesellschaft. Den Wirtschaftsplänen werden
Fünf-Jahres-Finanzpläne beigefügt.

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Planabweichungen werden systematisch untersucht. Die Analysemethoden befinden
sich in kontinuierlicher Verbesserung. 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und
den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung entspricht der Größe und
den Anforderungen der Gesellschaft. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquidi-
tätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Die Gesellschaft verfügt über ein funktionierendes Finanzmanagement, das regelmä-
ßig die Liquiditätskontrolle und die Kreditüberwachung ausübt. 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten
worden sind?

Da die Gesellschaft sich nicht in einem Unternehmensverbund befindet, gehört zu
dem Finanzmanagement kein zentrales Cash-Management.
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f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden?
Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen
zeitnah und effektiv eingezogen werden?

Die monatlichen Soll-Stellungen von Mieten und Abschlagszahlungen auf noch abzu-
rechnende Betriebskosten gewährleisten, dass Entgelte vollständig und zeitnah in
Rechnung gestellt und eingezogen werden. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-
fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Wir haben im Rahmen unserer Prüfung keine Sachverhalte festgestellt, dass das Con-
trolling nicht den Anforderungen der Gesellschaft entspricht. Das Controlling umfasst
alle wesentlichen Unternehmensbereiche. 

h) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-
chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Be-
teiligung besteht?

Es bestehen keine wesentlichen Beteiligungen.

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und
Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig er-
kannt werden können?

Die Risikofrüherkennung wird bei der Gesellschaft mit Hilfe des Risikomanagement-
handbuches geregelt. Hierin enthalten ist die Liste der Controllinginstrumente sowie
die einzelnen Beobachtungsfelder mit den speziellen Risikoindikatoren und deren Risi-
koeinschätzung. Durch die regelmäßige Auswertung der Statistiken können negative
Entwicklungen frühzeitig festgestellt und Gegenmaßnahmen ergriffen werden. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Die Maßnahmen sind nach unserer Ansicht geeignet, ihren Zweck zu erfüllen. Im Rah-
men unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen
nicht durchgeführt werden.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Die Maßnahmen zur Risikofrüherkennung sind ausreichend dokumentiert.
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit
dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen
abgestimmt und angepasst?

Die Frühwarnsignale und Maßnahmen werden bei Bedarf an das aktuelle Geschäfts-
umfeld sowie an die Geschäftsprozesse angepasst.

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und
Derivate

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzin-
strumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich
festgelegt? Dazu gehört:

Die Geschäftsführung hat auskunftsgemäß im Geschäftsjahr keine derivativen Finanz-
instrumente sowie andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate im Einsatz.

 Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?

Entfällt.

 Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen ein-
gesetzt werden?

Entfällt.

 Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem
Umfang dürfen offene Posten entstehen?

Entfällt.

 Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließ-
lich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z. B.
antizipatives Hedging)?

Entfällt.

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kredit-
konditionen und zur Risikobegrenzung?

Entfällt, vgl. Frage 5 a). 
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c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instru-
mentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf: 

 Erfassung der Geschäfte

Entfällt, vgl. Frage 5 a).

 Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse

Entfällt, vgl. Frage 5 a).

 Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung

Entfällt, vgl. Frage 5 a).

 Kontrolle der Geschäfte

Entfällt, vgl. Frage 5 a).

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Deri-
vatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?

Entfällt, vgl. Frage 5 a).

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?

Entfällt, vgl. Frage 5 a).

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die of-
fenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

Entfällt, vgl. Frage 5 a).
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Fragenkreis 6: Interne Revision

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne
Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese
Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Eine interne Revision wurde im Jahr 2016 für drei wesentliche Prüffelder an eine exter-
ne Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, die nicht der Jahresabschlussprüfer ist, fremdver-
geben. Ein Bericht über die zweite Prüfung im Jahr 2017 liegt vor. Prüffeld war die
Technische Abteilung. Wesentliche Mängel wurden nicht festgestellt. 

Ein Bericht über die dritte Prüfung im Jahr 2018 liegt vor. Prüffeld war das Rechnungs-
und Mahnwesen. Die Erfordernis der Anpassung der Handbücher bei der Auftragsver-
gabe bzw. Rechnungsfreigabe wurde in den neuen Unterschrifts- und Kompetenzre-
gelungen der Gesellschaft zum 01.01.2019 entsprechend angepasst bzw. ergänzt.  

Eine Stabstelle "Interne Revision" und "Controlling" ist durch einen internen Mitarbeiter
besetzt. Interne Revisionsarbeiten werden von diesem nicht turnusmäßig, sondern an-
lassbezogen durchgeführt. 

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Kon-
zern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

Die Stabsstellen Interne Revision (prozessunabhängig) und Controlling (prozessab-
hängig) sind mit der gleichen Person besetzt, so dass die Gefahr von Interessenkon-
flikten nicht auszuschließen ist. Allerdings ist auch der Prokurist Herr Meyer in den
Controlling-Prozess involviert.

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Kon-
zernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unver-
einbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch ge-
trennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention
berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor?

Prüffeld der externen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft war das Rechnungs- und Mahn-
wesen. 

Auf der Grundlage des Korruptions- und Sicherheitsberichts vom 30.01.2009 eines ex-
ternen Dienstleisters wurde ein verbindlicher Ehren- und Verhaltenskodex im Ge-
schäftsjahr 2009 eingeführt (vgl. Frage 2 c).

Im Weiteren ist die Einführung einer Compliance-Richtlinie beabsichtigt. Erste Schritte
auf diesem Wege sind die Einführung einer Unterschriften- und Komptenzregelung so-
wie eine Neuregelung der Auftragsvergabe, die im Jahr 2019 in Kraft gesetzt wurden.
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d) Hat die Interne Revision ihre Schwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt?

Eine Abstimmung mit dem Abschlussprüfer fand nicht statt.

e) Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um
welche handelt es sich?

Wesentliche Mängel wurden nicht festgestellt.

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Inter-
nen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/Kon-
zernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

Die Empfehlungen der Internen Revision in Bezug auf die technische Abteilung wer-
den evaluiert und bei Bedarf umgesetzt.

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung
und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-
chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht
eingeholt worden ist?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vorhe-
rige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsge-
schäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Im Geschäftsjahr 2018 haben wir im Rahmen unserer Prüfungshandlungen keine Kre-
ditgewährung an den Geschäftsführer oder Mitglieder des Überwachungsorgans fest-
gestellt. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-
men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorge-
nommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle
zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig
behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind. 
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d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüs-
sen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vor-
genommenen Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Gesellschaftsvertrag, Ge-
schäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans überein-
stimmen. 

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, imma-
terielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Ren-
tabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Investitionen - insbesondere in Mietobjekte - werden angemessen geplant und vor
Realisierung auf Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt-
lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu
ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligun-
gen)?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Unter-
lagen zur Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemes-
senheit des Preises zu ermöglichen. 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend
überwacht und Abweichungen untersucht?

Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen werden laufend
durch die Geschäftsführung und das Controlling überwacht. Abweichungen werden
gegebenenfalls untersucht.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-
ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine wesentlichen Überschreitungen bei im
Prüfungszeitraum abgeschlossenen Investitionen festgestellt.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach
Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträ-
ge nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden. 
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Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B.
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Im Rahmen unserer Prüfung wurden keine Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße ge-
gen Vergaberegelungen festgestellt. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan-
gebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Es werden in der Regel Vergleichsangebote eingeholt bzw. erfolgt eine beschränkte
Ausschreibung. 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Die Berichterstattung durch die Geschäftsführung erfolgt regelmäßig in den Aufsichts-
ratssitzungen (siehe Frage 1 b).

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Un-
ternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Nach unserer Beurteilung vermitteln die Berichte der Geschäftsführung an den Auf-
sichtsrat einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft und in
die wichtigsten Unternehmensbereiche. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah
unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsge-
mäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesent-
liche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?

Das Überwachungsorgan wurde über alle Vorgänge angemessen und zeitnah unter-
richtet. Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Ge-
schäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen
haben wir im Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt. 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf
dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Absatz 3 AktG)?

Eine Berichterstattung an das Überwachungsorgan nach § 90 Absatz 3 AktG wurde im
Geschäftsjahr nicht gefordert. 
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG
oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Für eine nicht ausreichende Berichterstattung haben sich keine Anhaltspunkte erge-
ben. 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart?
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan
erörtert?

Es besteht eine D&O-Versicherung für den Geschäftsführer, den Aufsichtsrat und die
Prokuristen. Ein Selbstbehalt wurde nicht vereinbart. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offen-
gelegt worden?

Hinweise auf Interessenkonflikte des Geschäftsführers oder von Mitgliedern des Über-
wachungsorgans sind im Rahmen unserer Prüfung nicht bekannt geworden. 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

In wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen wurde im
Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Die Bestände sind dem Umfang des Geschäftes angemessen. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu
den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö-
gensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

Bei den bebauten Grundstücken des Anlagevermögens können stille Reserven vor-
handen sein, die jedoch im Rahmen unserer Prüfung nicht zu beziffern sind.
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Fragenkreis 12: Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zu-
sammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investi-
tionsverpflichtungen finanziert werden?

Zur Zusammensetzung der Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungs-
quellen verweisen wir auf unsere Ausführungen zur Vermögenslage im Hauptteil des
Berichts. 

Die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflichtungen wer-
den durch die vorhandenen flüssigen Mittel sowie die Aufnahme von Darlehen finan-
ziert.

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kre-
ditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Entfällt, weil die Gesellschaft nicht Bestandteil eines Konzernverbundes ist. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garanti-
en der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit
verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Kredite der öffentlichen Hand bestehen zum 31.12.2018 in Höhe von
TEUR 25.108,5. Für Darlehen von TEUR 21.457,3 zum 31.12.2018 bestehen Ausfall-
bürgschaften der Universitätsstadt Marburg.

Es haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die mit den Finanz-/Förder-
mitteln verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des jeweiligen Mittelgebers nicht
beachtet wurden.

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus-
stattung?

Finanzierungsprobleme aufgrund der Eigenkapitalquote von 20,8 % - die weiterhin un-
ter dem Branchendurchschnitt vergleichbarer Kapitalgesellschaften liegt - haben sich
im Geschäftsjahr 2018 nicht ergeben. Die Gesellschaft prüft zur Zeit, ob zur Finanzie-
rung der geplanten Investitionen der nächsten Jahre die Aufstockung des Eigenkapi-
tals durch die Gesellschafter möglich ist.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Der Gewinnverwendungsvorschlag der Geschäftsführung - Einstellung des Bilanzge-
winns 2018 in die Bauerneuerungsrücklage - ist mit der wirtschaftlichen Lage der Ge-
sellschaft vereinbar. 
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Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/
Konzernunternehmen zusammen?

Das Jahresergebnis der Gesellschaft resultiert im Wesentlichen aus dem Überschuss
des Bereichs Hausbewirtschaftung.

Zu Details verweisen wir auf die Ausführungen zur Ertragslage im Abschnitt E. V. 3.
des Berichts und die Erfolgsanalyse in Anlage 2.4. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Einmalige Vorgänge, die das Jahresergebnis entscheidend geprägt hätten, haben wir
im Geschäftsjahr 2018 nicht festgestellt. 

Das Jahresergebnis ist positiv durch den Gewinn aus dem Verkauf von einem Grund-
stück sowie einem Wohngebäude des Anlagevermögens von TEUR 182,0 beeinflusst.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs-
beziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig
zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass wesentli-
che Kredit- oder andere Leistungsbeziehungen mit den Gesellschaftern eindeutig zu
unangemessenen Konditionen vorgenommen wurden. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Die Frage ist für die Gesellschaft nicht anwendbar. 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be-
deutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Einzelne verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be-
deutung waren, haben sich im Geschäftsjahr 2018 nicht ergeben.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche
Maßnahmen handelt es sich?

Entfällt, siehe Antwort zu Frage 15 a).
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Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Ver-
besserung der Ertragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Im Geschäftsjahr 2018 wurde ein Jahresüberschuss erzielt. 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage
des Unternehmens zu verbessern?

Entfällt, siehe Antwort zu Frage 16 a).
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A. Prüfungsauftrag  

1. In der Gesellschafterversammlung vom 20. Juni 2018 der 

Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH, Marburg, 

(im Folgenden auch "Gesellschaft" oder “MSLT“ genannt) 

wurden wir zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis 31. Dezem-
ber 2018 gewählt. Daraufhin hat uns die Geschäftsführung der Gesellschaft den Auftrag er-
teilt, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 unter Einbeziehung der zugrundeliegen-
den Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2018 der Gesellschaft nach 
berufsüblichen Grundsätzen zu prüfen sowie über das Ergebnis der Prüfung Bericht zu er-
statten. Aufgrund der Regelungen im Gesellschaftsvertrag hat sich die Abschlussprüfung 
auch auf die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung im Sinne von § 53 Abs. 
1 HGrG zu erstrecken.   

2. Die Gesellschaft ist nach den in § 267 Abs. 1 HGB bezeichneten Größenmerkmalen als 
kleine Kapitalgesellschaft einzustufen. Aufgrund der Regelungen im Gesellschaftsvertrag 
sind der Jahresabschluss und der Lagebericht nach den Vorschriften für große Kapitalge-
sellschaften aufzustellen und durch einen Abschlussprüfer prüfen zu lassen.  

3. Dem uns erteilten Prüfungsauftrag standen keine Ausschlussgründe nach § 319 HGB, §§ 49 
und 53 WPO sowie §§ 20 ff. unserer Berufssatzung entgegen.  

4. Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die an-
zuwendenden Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.  

5. Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nachfol-
genden Bericht, der nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberich-
ten (IDW PS 450 n.F.) erstellt wurde. Der Prüfungsbericht ist an das geprüfte Unternehmen 
gerichtet.  

Der Bericht enthält in Abschnitt B. vorweg unsere Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch 
die Geschäftsführung. 

Die Prüfungsdurchführung und die Prüfungsergebnisse sind in den Abschnitten C. bis E. im 
Einzelnen dargestellt. Der aufgrund unserer Prüfung erteilte uneingeschränkte Bestätigungs-
vermerk des unabhängigen Wirtschaftsprüfers wird in Abschnitt F. wiedergegeben.  
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6. Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss als Anlage I (Bilanz), Anlage II 
(Gewinn- und Verlustrechnung) und Anlage III (Anhang) sowie den Lagebericht als Anlage IV 
beigefügt. 

Die rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen Verhältnisse haben wir in Anlage VII dar-
gestellt. 

7. Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu 
Dritten, liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten Allgemeinen Auf-
tragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fas-
sung vom 1. Januar 2017 zugrunde. 
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B. Grundsätzliche Feststellungen 

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die Geschäftsfüh-
rung 

8. Die Geschäftsführung hat im Lagebericht (Anlage IV) und im Jahresabschluss (Anlage I bis 
III), insbesondere im Anhang die wirtschaftliche Lage des Unternehmens beurteilt. 

1. Geschäftsverlauf und Lage des Unternehmens 

9. Folgende Aspekte der Lagebeurteilung sind aus unserer Sicht hervorzuheben: 

· Die Ertragslage hat sich gegenüber dem Vorjahr verschlechtert. Im Berichtsjahr wird 

ein Jahresfehlbetrag von T€ 25 ausgewiesen. Der Rückgang der Umsatzerlöse konnte 

durch gestiegene Erträge einschließlich der Zuschüsse der Universitätsstadt Marburg 

und des Landkreis Marburg-Biedenkopf nicht kompensiert werden. Die Aufwandsmin-

derung im Materialaufwand (- T€ 23) wurde durch die Erhöhung der übrigen Aufwen-
dungen, insbesondere im Personalbereich (+ T€ 59) überkompensiert. 

· Die Zuschüsse der Universitätsstadt Marburg und des Landkreis Marburg-Biedenkopf 
haben sich im Vergleich zum Vorjahr um T€ 54 auf T€ 975 erhöht. 

· Das Eigenkapital hat sich gegenüber dem Vorjahr absolut um T€ 25 auf T€ 290 verrin-

gert. Die Eigenkapitalquote erhöhte sich bei gesunkener Bilanzsumme von 57,0 % im 

Vorjahr auf 58,1 % im Berichtsjahr.    

2. Zukünftige Entwicklung und Risiken der künftigen Entwicklung 

10. Der Lagebericht enthält nach unseren Feststellungen folgende Kernaussagen zur zukünfti-
gen Entwicklung und zu den Risiken der künftigen Entwicklung: 

· Die Gesellschaft wird auch zukünftig von den Zuschüssen der beiden Gesellschafter 
abhängig sein. 

· Für 2019 wird gemäß Wirtschaftsplan ein Betriebsergebnis in Höhe von T€ 3 erwartet. 

· Chancen der Gesellschaft werden in einer erhöhten touristischen Wahrnehmung u. a.  
durch die verbesserte Außendarstellung und Präsentationsmöglichkeiten gesehen. 

· Generelle Risiken liegen im Wesentlichen im Vermarktungsbereich. 
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11. Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die 
Beurteilung der Lage der Gesellschaft einschließlich der dargestellten Risiken der künftigen 
Entwicklung plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lagebeurteilung durch die Geschäfts-
führung ist dem Umfang nach angemessen und inhaltlich zutreffend. Unsere Prüfung hat 
keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Fortbestand des Unternehmens zurzeit gefähr-
det wäre.  
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

I. Gegenstand der Prüfung 

12. Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 
sowie Anhang - und den Lagebericht unter Einbeziehung der Buchführung der Marburg Stadt 
und Land Tourismus GmbH für das zum 31. Dezember 2018 endende Geschäftsjahr geprüft. 
Die Buchführung und die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrages sowie die uns erteilten Aufklärungen und Nachweise liegen in der 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung unter Einbeziehung der Buchführung und der 
uns erteilten Aufklärungen und Nachweise ein Urteil über den Jahresabschluss und den  
Lagebericht abzugeben.  

13. Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
HGrG beachtet. Dabei haben wir die Gliederung des vom IDW veröffentlichten IDW Prü-
fungsstandard „Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG“ (IDW PS 720) sowie zusätzliche 
Fragen daraus berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung war auch festzustellen, ob die Geschäftsführung ein Risikofrüherkennungs-
system eingerichtet hat und dieses geeignet ist, seine Aufgaben zu erfüllen. 

14. Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den 
Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise 
Rückwirkungen auf den Jahresabschluss ergeben. Gegenstand unseres Auftrages waren 
weder die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, wie z. B. Unterschlagun-
gen oder sonstige Untreuehandlungen und außerhalb der Rechnungslegung begangener 
Ordnungswidrigkeiten, noch die Beurteilung der Effektivität und Wirtschaftlichkeit der Ge-
schäftsführung. 

II. Art und Umfang der Prüfungsdurchführung 

15. Bei der Durchführung unserer Jahresabschlussprüfung haben wir die Vorschriften der §§ 316 
ff. HGB und die vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung beachtet. Ziel unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes ist es sicherzustellen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des Jahresabschlusses unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht ver-
mittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Im Rahmen der Prüfung werden Nachweise für die An-
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gaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt.  

16. Ausgangspunkt für unsere Prüfungsplanung war das Verständnis für das Geschäft unserer 
Mandantin und die Einschätzung der unternehmensspezifischen Risiken sowie der rech-
nungslegungsrelevanten Prozesse und Kontrollen der Gesellschaft. Wir haben unter Berück-
sichtigung des Wesentlichkeitsgrundsatzes die Auswirkungen auf den Jahresabschluss beur-
teilt und als Ergebnis folgende Schwerpunkte unserer Prüfung festgelegt: 

· Ansatz und Bewertung des Anlagevermögens 

· Ausweis und Werthaltigkeit der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

· Vollständigkeit und Bewertung von Rückstellungen 

· Nachweis der Umsatzerlöse und sonstigen betrieblichen Erträge  

· Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

17. Das interne Kontrollsystem der Gesellschaft ist in seinem Umfang an die Anzahl und Kom-
plexität der Geschäftsvorfälle angepasst. Wir haben uns ausreichende Kenntnisse über die 
Abwicklung der Geschäftsvorfälle und über den Umgang der Unternehmensleitung mit den 
Geschäftsrisiken verschafft. 

18. Unsere Prüfungshandlungen umfassten im Wesentlichen stichprobenweise Einzelfallprüfun-
gen und analytische Prüfungen von Abschlussposten.  

19. Unsere Prüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf zu erstrecken, ob der Fort-
bestand des geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Ge-
schäftsführung zugesichert werden kann. 

20. Im Rahmen unserer Einzelfallprüfungen haben wir Bestätigungen der für die Gesellschaft 
tätigen Kreditinstitute eingeholt.  

21. Abschließend haben wir eine Gesamtbeurteilung der Prüfungsergebnisse sowie des Jahres-
abschlusses und des Lageberichtes vorgenommen. Aufgrund dieser Gesamtbeurteilung bil-
deten wir unser Prüfungsurteil, den Bestätigungsvermerk. Dieser ist neben dem Prüfungsbe-
richt Bestandteil unserer Berichterstattung über die Prüfung. 

22. Wir haben unsere Prüfung im Mai 2019 in den Geschäftsräumen der Gesellschaft durchge-
führt. Anschließend erfolgte die Fertigstellung des Prüfungsberichtes.  

23. Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise sind erteilt worden. Die gesetzlichen 
Vertreter haben uns die Vollständigkeit der Buchführung, des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes schriftlich bestätigt.  
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D. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungsle-
gung 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 
24. Die Bücher der Gesellschaft sind ordnungsgemäß geführt. Die Belegfunktion ist erfüllt. Die 

Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach unseren Feststellun-
gen den gesetzlichen Vorschriften und den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages. 

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir festgestellt, dass die von der Gesellschaft getroffe-
nen organisatorischen und technischen Maßnahmen geeignet sind, die Sicherheit der verar-
beiteten rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme zu gewährleisten.  

2. Jahresabschluss 

25. Der uns zur Prüfung vorgelegte Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 ist ordnungsge-
mäß aus den Büchern und den weiteren geprüften Unterlagen der Gesellschaft entwickelt 
worden. Die Eröffnungsbilanzwerte wurden ordnungsgemäß aus dem Vorjahresabschluss 
übernommen. Die gesetzlichen Vorschriften zu Ansatz, Ausweis und Bewertung sind beach-
tet worden.  

26. Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung sind nach den deutschen handelsrechtli-
chen Vorschriften über die Rechnungslegung einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung aufgestellt. Der Anhang enthält alle vorgeschriebenen Angaben.  

3. Lagebericht 

27. Im Rahmen unserer Prüfung zur Gesetzeskonformität des Lageberichtes haben wir gemäß  
§ 321 Abs. 2 Satz 1 HGB festgestellt, dass der Lagebericht den gesetzlichen Vorschriften 
entspricht. 
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II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

1. Wesentliche Bewertungsgrundlagen 

28. Die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen sind im Anhang angegeben. Insoweit 
verweisen wir auf den Anhang (Anlage III). 

29. Die wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden haben sich gegenüber dem 
Vorjahr nicht geändert. Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen sind uns im Rahmen unserer 
Prüfung nicht bekannt geworden. Geschäftsvorfälle, bei denen bei der Bilanzierung Ermes-
sensspielräume immanent sind (z. B. Rückstellungsbewertungen), wurden im Berichtsjahr, 
bei ansonsten gleichen Bedingungen, unverändert zum Vorjahr behandelt.  

2. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

30. In Gesamtwürdigung der zuvor beschriebenen Bewertungsgrundlagen sind wir der Überzeu-
gung, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
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3. Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

a. Vermögenslage (Bilanz) 

31. Die Vermögenslage der Gesellschaft haben wir aus der als Anlage I beigefügten Bilanz 
unter Beachtung betriebswirtschaftlicher Grundsätze wie folgt abgeleitet: 

Verände-
rung

T€ % T€ % T€

Vermögensstruktur
Langfristig gebundene Vermögenswerte
Immaterielle Vermögensgegenstände 33 6,6 36 6,5 -3
Sachanlagen 36 7,2 39 7,1 -3

69 13,8 75 13,6 -6
Mittel- und kurzfristig gebundenes Vermögen
Vorräte 40 8,0 36 6,5 4
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 17 3,4 16 2,9 1
Sonstige Vermögensgegenstände 67 13,4 3 0,5 64
Liquide Mittel 304 60,9 421 76,1 -117
Rechnungsabgrenzungsposten 2 0,4 2 0,4 0

430 86,2 478 86,4 -48
499 100,0 553 100,0 -54

Kapitalstruktur
Eigenkapital
Gezeichnetes Kapital 50 10,0 50 9,0 0
Rücklagen 1 0,2 1 0,2 0
Gewinnvortrag 264 52,9 268 48,5 -4
Jahresfehlbetrag -25 -5,0 -4 -0,7 -21

290 58,1 315 57,0 -25
Mittel- und kurzfristiges Fremdkapital
Rückstellungen 102 20,4 52 9,4 50
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 22 4,4 51 9,2 -29
Sonstige Verbindlichkeiten 84 16,8 135 24,4 -51
Rechnungsabgrenzungsposten 1 0,2 0 0,0 1

209 41,9 238 43,0 -29
499 100,0 553 100,0 -54

31.12.2018 31.12.2017
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32. Das Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 54 (d.s. 9,8 %) auf T€ 499 
vermindert. Dies resultiert insbesondere aus dem Rückgang der liquiden Mittel (- T€ 117). 
Auf der Finanzierungsseite reduzierten sich insbesondere die Verbindlichkeiten (- T€ 80). 

33. Der Anteil des langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermögen hat sich von     
13,6 % im Vorjahr auf 13,8 % im Berichtsjahr erhöht.  

34. Zur Entwicklung der immateriellen Vermögensgegenstände und Sachanlagen verweisen 
wir auf den in der Anlage III beigefügten Anlagennachweis. 

35. Die Vorräte, die sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 4 erhöht haben, betreffen insbesondere 
Prospekte, Kartenmaterial und Souvenirs.   

36. Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen haben sich gegenüber dem Vorjahr 
um T€ 1 auf T€ 17 erhöht. Zum Prüfungszeitpunkt waren die Forderungen fast vollständig 
ausgeglichen.  

37. Die sonstigen Vermögensgegenstände (T€ 67) betreffen im Wesentlichen Steuererstat-
tungsansprüche für Gewerbesteuer 2018 (T€ 14), für Körperschaftsteuer und Solidaritätszu-
schlag 2017 und 2018 (T€ 17) und für Umsatzsteuer 2018 (T€ 31). 

38. Die liquiden Mittel haben sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 117 auf T€ 304 vermindert. 
Sie setzen sich wie folgt zusammen: 

2018 2017
T€ T€

Kasse 27 10
Volksbank Mittelhessen 37 33
Sparkasse Marburg-Biedenkopf 189 327
Sparkasse Marburg-Biedenkopf Festgeld 51 51

304 421  

39. Das Eigenkapital der Gesellschaft hat sich gegenüber dem Vorjahr in Höhe des Jahresfehl-
betrages um T€ 25 auf T€ 290 vermindert. Die bilanzielle Eigenkapitalquote der Gesell-
schaft beträgt damit zum Abschlussstichtag 58,1 % (Vorjahr: 57,0 %) des insgesamt gesun-
kenen Gesamtkapitals. Das Eigenkapital finanziert vollständig das längerfristig gebundene 
Vermögen. 

40. Das mittel- und kurzfristig verfügbare Kapital hat sich um T€ 29 auf T€ 209 vermindert. 
Dem mittel- und kurzfristig verfügbaren Kapital stehen mittel- und kurzfristig verfügbare Ver-
mögenswerte von T€ 430 gegenüber.  
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41. Die Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen: 

Stand
1.1.2018

Verbrauch/
Auflösung Zuführung

Stand 
31.12.2018

T€ T€ T€ T€
Körperschaftsteuer 2017 8 8 0 0
Gewerbesteuer 2017 7 7 0 0
Ausstehende Rechnungen 0 0 42 42
In- und externe Jahresabschluss- und 
Prüfungskosten 7 7 7 7
Archivierungskosten 2 0 0 2
Abfindung 0 0 18 18
Urlaub und Überstunden 28 28 33 33

52 50 100 102  

42. Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen haben sich im Berichtsjahr um  
T€ 29 auf T€ 22 vermindert und betragen 4,4 % (Vorjahr: 9,2 %) des Gesamtkapitals. Zum 
Prüfungszeitpunkt waren die Verbindlichkeiten beglichen.  

43. Die sonstigen Verbindlichkeiten (T€ 84) entfallen im Wesentlichen mit T€ 11 auf Karten-
vorverkauf und mit T€ 72 auf noch nicht eingelöste Gutscheine. 
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b. Ertragslage (Gewinn- und Verlustrechnung) 

44. Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage II) abgeleitete Gegenüberstellung der 
beiden Geschäftsjahre 2018 und 2017 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und ihrer Verän-
derung: 

T€ % T€ % T€ %

Umsatzerlöse 274 21,5 337 26,1 -63 -18,7
Sonstige betriebliche Erträge 1.002 78,5 956 73,9 46 4,8
Gesamtleistung 1.276 100,0 1.293 100,0 -17 -1,3
Materialaufwand 110 8,6 133 10,3 -23 -17,3
Rohergebnis 1.166 91,4 1.160 89,7 6 0,5
Übrige Aufwendungen
Personalaufwand 749 58,7 690 53,4 59 8,6
Abschreibungen 22 1,7 22 1,7 0 0,0
Sonstige betriebliche Aufwendungen 424 33,2 396 30,6 28 7,1
Betriebsergebnis -29 -2,3 52 4,0 -81 -155,8
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0,0 1 0,1 -1 -100,0
Finanzergebnis 0 0,0 1 0,1 -1 -100,0
Steuern -4 -0,3 55 4,3 -59 -107,3

Jahresfehlbetrag -25 -2,0 -4 -0,3 -21 -525,0

2018 2017 Veränderung
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45. Die Umsatzerlöse haben sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 63 (d. s. 18,7 %) vermindert.  

46. Die sonstigen betrieblichen Erträge haben sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 46 erhöht. 
Sie setzen sich wie folgt zusammen: 

2018 2017 Veränderung
T€ T€ T€

Zuschüsse Universitätsstadt Marburg 555 525 30
Zuschüsse Landkreis Marburg-Biedenkopf 420 396 24
Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 2 5 -3
Kostenweiterbelastungen 7 6 1
Personalkostenerstattungen 17 23 -6
Übrige 1 1 0

1.002 956 46  

47. Der Materialaufwand hat sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 23 auf T€ 110 vermindert. Der 
Anteil des Materialaufwandes an der Gesamtleistung ist von 10,3 % im Vorjahr auf 8,6 % im 
Berichtsjahr gesunken.  

48. Der Personalaufwand, der sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 59 auf T€ 749 erhöht hat, 
hat einen Anteil an der Gesamtleistung von 58,7 % (Vorjahr: 53,4 %). Die Erhöhung resultiert 
im Wesentlichen aus der gestiegenen Anzahl der durchschnittlich beschäftigten Mitarbeiter, 
Tarifsteigerungen und Neueingruppierung von Gehaltsstufen.   

49. Die Abschreibungen, bei denen es sich ausschließlich um planmäßige Abschreibungen 
handelt, betragen wie im Vorjahr T€ 22. 
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50. Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen haben sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 28 
erhöht. In der Zusammensetzung und Entwicklung stellen sich die sonstigen betrieblichen 
Aufwendungen wie folgt dar: 

2018 2017 Veränderung
T€ T€ T€

Raumkosten 82 69 13
Reparaturen, Instandhaltung 4 6 -2
Versicherungen, Beiträge, Abgaben 91 92 -1
Werbe- und Druckkosten 126 134 -8
Reisekosten 4 5 -1
Bewirtungskosten 5 4 1
Fortbildungskosten 13 10 3
Porto, Telefon 11 15 -4
Bürobedarf 7 9 -2
EDV-Kosten 22 22 0
Rechts- und Beratungskosten 10 3 7
Abschluss- und Prüfungskosten 9 9 0
Kosten des Geldverkehrs 5 7 -2
Übrige 35 11 24

424 396 28  

51. Das Betriebsergebnis hat sich gegenüber dem Vorjahr um - T€ 81 auf - T€ 29 vermindert. 

52. Insgesamt hat sich in 2018 ein Jahresfehlbetrag von T€ 25 (Vorjahr: T€ 4) ergeben.  
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E. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungs-
auftrages 

I. Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG 

53. Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
HGrG und die hierzu vom IDW veröffentlichten IDW Prüfungsstandard "Fragenkatalog zur 
Prüfung nach § 53 HGrG" (IDW PS 720) beachtet.  

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der 
erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen 
Vorschriften und den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages geführt worden sind.  

54. Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage VI (Feststel-
lungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG) dargestellt. Über diese Feststellungen hin-
aus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die 
Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind. 

II. Feststellungen zur Einführung eines Risikofrüherkennungs-
systems 

55. Die in der Gesellschaft eingerichteten Maßnahmen erscheinen geeignet, die den Fortbe-
stand der Gesellschaft gefährdenden Entwicklungen frühzeitig zu erkennen. Allerdings sind 
keine besonderen Frühwarnsignale definiert. Wir verweisen hierzu auf Anlage VI - Fragen-
kreis 4. 

56. Das Ergebnis der erweiterten Prüfung wird von uns nicht in den Bestätigungsvermerk aufge-
nommen, da sich hieraus keine wesentlichen Auswirkungen ergeben, die die Ordnungsmä-
ßigkeit der Buchführung, des Jahresabschlusses und des Lageberichtes in Frage stellen. 
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F. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks des unabhän-
gigen Abschlussprüfers und Schlussbemerkung 

57. Als Ergebnis unserer Prüfung haben wir den folgenden uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt: 

I. Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH, Marburg:  

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH, Marburg, – 
bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht der Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH, Marburg, für das Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Ge-
sellschaft zum 31.12.2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01.01.2018 
bis zum 31.12.2018 und 

 
· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 

Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun-
gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor-
schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiter-
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gehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen 
im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom IDW festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesent-
liche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-
resabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressa-
ten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

· identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufge-
deckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können, 

 
· gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 

internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben, 

 
· beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben, 

 
· ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-

tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
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menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentli-
che Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazuge-
hörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann, 

 
· beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt, 

 
· beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-

zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft, 
 
· führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten An-
gaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 
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II. Schlussbemerkung 
58. Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 

Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten       
(IDW PS 450 n.F.). 

59. Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses 
Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Wei-
tergabe des Jahresabschlusses und/oder Lageberichts in einer von der bestätigten Fassung 
abweichenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser 
Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird;  auf § 328 HGB wird 
verwiesen. 

 

Marburg, den 27. Mai 2019 

 

                                                                              GBZ Revisions und Treuhand AG 
                                                                                 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

                                                         Boller                           Möller 
                                                   (Wirtschaftsprüfer)              (Wirtschaftsprüferin) 
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Anlage I
Blatt 1

Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH, Marburg

Bilanz zum 31. Dezember 2018

Aktivseite
31.12.2018 31.12.2017

€ T€

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche

Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten und Werten 32.601,00 36

II. Sachanlagen
1. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 35.655,00 39

68.256,00 75

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte
1. Fertige Erzeugnisse und Waren 40.243,19 36

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 17.057,08 16
2. Sonstige Vermögensgegenstände 67.032,17 3

84.089,25 19
III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 303.958,26 421

428.290,70 476

C. Rechnungsabgrenzungsposten 1.926,16 2

498.472,86 553
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Passivseite
31.12.2018 31.12.2017

€ T€

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 50.000,00 50

II. Kapitalrücklage 564,59 1

III. Gewinnvortrag 264.087,67 268

IV. Jahresfehlbetrag -25.353,66 -4
289.298,60 315

B. Rückstellungen

1. Steuerrückstellungen 0,00 15
2. Sonstige Rückstellungen 101.885,36 37

101.885,36 52

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 21.531,97 51
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: € 21.531,97
(Vorjahr: T€ 51)

2. Sonstige Verbindlichkeiten 84.396,93 135
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: € 84.396,93
(Vorjahr: T€ 135)
davon aus Steuern: € 134,14 (Vorjahr: T€ 40)

105.928,90 186

D. Rechnungsabgrenzungsposten 1.360,00 0

498.472,86 553
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Anlage II

Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH, Marburg

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2018

2018 2017
€ T€

1. Umsatzerlöse 273.946,68 337

2. Sonstige betriebliche Erträge 1.001.775,98 956
1.275.722,66 1.293

3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebs-

stoffe und bezogene Waren 100.310,33 127
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 9.462,18 6

109.772,51 133
4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 620.031,58 568
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für 

Altersversorgung und für Unterstützung, 129.327,07 122
davon für Altersversorgung: € 0,00 (Vorjahr: T€ 0)

749.358,65 690
5. Abschreibungen

a) auf immaterielle Vermögensgegenstände
des Anlagevermögens und Sachanlagen 22.108,39 22

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 423.606,52 396

7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0,00 1

8. Steuern vom Einkommen und Ertrag -4.483,75 54

9. Ergebnis nach Steuern -24.639,66 -3

10. Sonstige Steuern 714,00 1

11. Jahresfehlbetrag -25.353,66 -4
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Anlage III 
Blatt 1 

 
 
 

Anhang  
der Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH (MSLT) 

 für das Geschäftsjahr 2018 
 

 
 
Allgemeine Angaben zu Inhalt und Gliederung des Jahresabschlusses 
 
Firma, Sitz, Registergericht 
 
Firma: Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH, Sitz: Marburg, Registergericht: Amtsgericht 
Marburg (Registerblatt HRB 6643) 
 
Die Gesellschaft ist gemäß § 267 HGB eine kleine Kapitalgesellschaft. 
 
Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 wurde gemäß § 122 Abs. 1 Nr. 4 HGO sowie § 14 Nr. 
1 des Gesellschaftsvertrages nach den Vorschriften des HGB für große Kapitalgesellschaften und 
den einschlägigen gesellschaftsrechtlichen Vorschriften aufgestellt. 
 
Für die Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gewählt.  
 
Ergänzend zu diesen Vorschriften waren die Regelungen des GmbH-Gesetzes zu beachten. 
 
 
Angaben zur Bilanz 
 
Die Gegenstände des Anlagevermögens wurden zu Anschaffungskosten angesetzt. Sofern die 
Nutzungsdauer der Gegenstände zeitlich begrenzt ist, wurden diese planmäßig abgeschrieben. 
Grundlage der planmäßigen Abschreibung ist die voraussichtliche Nutzungsdauer.  
 
Des Weiteren werden geringwertige Vermögensgegenstände mit Anschaffungskosten bis 800 € im 
Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben. 
 
Die Entwicklung des Anlagevermögens wird im Folgenden dargestellt.  
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Entwicklung des Anlagevermögens
(Anlagenspiegel)

Stand Stand
01.01.2018 Zugänge Abgänge 31.12.2018

€ € € €

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen,
gewerbliche Schutzrechte und ähnliche
Rechte und Werte sowie Lizenzen an
solchen Rechten und Werten 66.285,08 7.425,00 0,00 73.710,08

II. Sachanlagen

1. Andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 76.952,16 7.808,39 1.521,67 83.238,88

76.952,16 7.808,39 1.521,67 83.238,88

143.237,24 15.233,39 1.521,67 156.948,96

Entwicklung der Anschaffungswerte
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Stand Stand Stand Stand
01.01.2018 Zugänge Abgänge 31.12.2018 31.12.2018 31.12.2017

€ € € € € €

30.291,08 10.818,00 0,00 41.109,08 32.601,00 35.994,00

37.815,16 11.290,39 1.521,67 47.583,88 35.655,00 39.137,00
37.815,16 11.290,39 1.521,67 47.583,88 35.655,00 39.137,00

68.106,24 22.108,39 1.521,67 88.692,96 68.256,00 75.131,00

      RestbuchwerteEntwicklung der Abschreibungen
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Waren wurden zu Anschaffungskosten bei Anwendung zulässiger Bewertungsvereinfachungs-
verfahren oder zu niedrigeren Tageswerten angesetzt. 
 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände wurden zum Nennbetrag angesetzt.  
 
Flüssige Mittel wurden zu Nominalwerten angesetzt. 
 
Das Stammkapital (50.000 €) wird als gezeichnetes Kapital ausgewiesen und wurde von beiden 
Gesellschaftern zu je 25.000 € eingebracht. Das Stammkapital der ehemaligen Marburg Tourismus 
und Marketing GmbH (MTM) wurde zum 31. Dezember 2014 mit 25.564,59 € (50.000 DM 
umgerechnet zum amtlichen Kurs von 1,95583) ausgewiesen. Der Spitzenbetrag in Höhe von         
564,59 € ist im Zuge der Verschmelzung in die Kapitalrücklage der MSLT eingestellt worden. 
 
Die sonstigen Rückstellungen werden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendigen Erfüllungsbetrags angesetzt.  
 
Verbindlichkeiten werden zum Erfüllungsbetrag angesetzt. 
 
 
Erläuterungen zur Bilanz 
 
Alle Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände haben eine Restlaufzeit von bis zu einem 
Jahr. 
 
Die sonstigen Rückstellungen weisen eine Höhe von 102 T€ (Vorjahr: 37 T€) auf und wurden für 
ungewisse Verbindlichkeiten (Erstellung und Prüfung Jahresabschluss, Überstunden und noch nicht 
genommener Urlaub, ausstehende Rechnungen und eine Abfindung) gebildet. 
 
Alle Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr. 
 
 
Erläuterungen der Gewinn- und Verlustrechnung 
 
Betriebsfremde Erträge 
 
Die Erträge resultieren aus Zuschüssen der Gesellschafter in Höhe von insgesamt 975 T€ (Vorjahr: 
921 T€). 
 
Periodenfremde Aufwendungen 
 
Die Aufwendungen resultieren im Wesentlichen aus Mietnebenkostennachzahlungen für die Jahre 
2016 und 2017. 
 
 
Sonstige Angaben 
 
Neben den in der Bilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten bestehen in Höhe von 405 T€ (Vorjahr: 
472 T€) wesentliche sonstige finanzielle Verpflichtungen aus dem Pachtvertrag mit der Stadt Marburg 
und einem Zuschuss für den Lahnwanderweg. 
 
Als Geschäftsführer war im laufenden Jahr bestellt: 
 

· Herr Klaus Hövel, Marburg, Touristik-Betriebswirt (staatl. gepr.) 
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Im Jahresdurchschnitt wurden neben dem Geschäftsführer 15 weitere Mitarbeiter beschäftigt, 
darunter vier Teilzeitkräfte. 
 
Auf die Angabe der Gesamtbezüge des Geschäftsführers wurde aufgrund § 286 Abs. 4 HGB 
verzichtet. Aufsichtsratsvergütungen wurden nicht geleistet.  
 
Der Aufsichtsrat setzt sich wie folgt zusammen: 
 
Dr. Thomas Spies Oberbürgermeister SPD, Vorsitzender 
Kirsten Fründt Landrätin SPD, stellv. Vorsitzende 
Manfred Jannasch Rentner CDU 
Ursula Schulze-Stampe Angestellte SPD 
Tomas Schneider Coach und Unternehmensberater B‘90/Die Grünen 
Werner Waßmuth Rentner CDU 
Karl-Herrmann Werner Restaurantmeister DEHOGA, Kreisv. Biedenkopf e.V. 
Joachim Thiemig Bürgermeister SPD 
Markus Schäfer Bürgermeister a. D. CDU 
Inge Sturm Rentnerin Die Linke 
Klaus Hesse Geschäftsführer SPD 
Oliver Hahn Vermögens- und Unternehmensberater CDU 
Jochen Schönleber Vorstand Sparkasse Marburg-Biedenkopf 
 
 
Für das Geschäftsjahr 2018 wurde vom Abschlussprüfer ein Gesamthonorar i. H. v. 3 T€ berechnet. 
 
Die Geschäftsführung schlägt vor, den Jahresfehlbetrag auf neue Rechnung vorzutragen. 
 
 
Marburg, 21.05.2019 
 
 
 
 
Klaus Hövel 
Geschäftsführer 
Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH 
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Lagebericht 

der Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH (MSLT) 
für das Geschäftsjahr 2018 

 

 

I. Grundlagen des Unternehmens 
 

Nach der Eintragung ins Handelsregister im September 2015 war 2018 das dritte volle 

Wirtschaftsjahr der MSLT. Gegenstand der Gesellschaft ist im Wesentlichen die Sicherung 

und Stärkung des Wirtschaftsfaktors Tourismus in der Universitätsstadt Marburg, in den 

Städten und Gemeinden der Touristischen Arbeitsgemeinschaft (TAG) Marburger Land mit 

der Landschaftsregion Burgwald sowie weiterer TAGn. 

 
II. Wirtschaftsbericht 

 

1. Rahmenbedingungen 

Das Städtereiseziel Universitätsstadt Marburg war im Jahr 2018 so beliebt wie nie zuvor. Die 
Marburger Übernachtungsstatistik verzeichnete für das Jahr 2018 insgesamt 385.516 

(Vorjahr: 378.591; + 1,8%) Übernachtungen und 172.455 Gästeankünfte (Vorjahr: 168.249;  
+ 2,5%). Der Landkreis Marburg-Biedenkopf verzeichnete mit 692.920 (Vorjahr: 687.453; 

+ 0,8%) Übernachtungen und 284.845 Gästeankünften (Vorjahr: 281.871; + 1,1%) ebenfalls 

die seit jeher erfolgreichste Übernachtungsbilanz. Darin sind die Übernachtungswerte der 

Universitätsstadt Marburg enthalten, die zur Gesamtbilanz 56 % (Vorjahr: 55 %) der 

Übernachtungen beisteuert. 
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2. Geschäftsverlauf 

Die Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH erzielte einen Jahresfehlbetrag in Höhe von 

25 T€ (Vorjahr: - 4 T€). Das Ergebnis konnte nur durch Gesellschafterzuschüsse der Stadt 

Marburg und des Landkreises Marburg-Biedenkopf ermöglicht werden. 

 

3. Lage 

a) Ertragslage 

Die Umsatzerlöse beliefen sich auf 274 T€ (Vorjahr: 337 T€) und beinhalten im Wesentlichen 

Erlöse für Tageseinnahmen 122 T€ (136 T€) in der Tourist-Information, für Marketingerlöse 

32 T€ (37 T€), für Mitgliedsbeiträge TAG Marburger Land 17 T€ (17 T€) sowie 

Veranstaltungs- und Provisionserlöse in den Bereichen Gästeführungen 76 T€ (79 T€), 

Programme 13 T€ (29 €) und Tagungen 7 T€ (13 T€). 

 
Gästeführungen sind ein wichtiges touristisches Angebot in Marburg. Die MSLT koordiniert 

und vermittelt das von den Gästeführern in Eigenregie ausgearbeitete vielseitige, attraktive 

und immer wieder mit Neuerungen aufwartende Programm. Die Anzahl der gebuchten 

nichtöffentlichen Gästeführungen nahm in 2018 leicht um 109 Führungen (- 4 %) auf knapp 

2.476 Führungen ab, dabei verringerten sich die Teilnehmerzahlen um ca. 2.400 (- 5 %) auf 

45.400 Gäste. Nach dem Reformationsjahr 2017 war diese Entwicklung abzusehen. Die 

Erlöse aus Provisionen blieben in etwa stabil (- 1,3 %), die Erlöse aus weiteren 

Kundenleistungen (z.B. Gastronomie, Transfer) sanken um rund 7 %. Hinzu kamen ca. 150 

öffentliche Führungen. 

 

Die MSLT betreute im letzten Jahr 19 (Vorjahr: 18) Tagungen. Hier war die 

Kontingentverwaltung bei Zimmerbuchungen für Tagungsteilnehmer gefragt.  

 
Die Tageseinnahmen in den Bereichen Merchandising/Literatur/Kartenmaterial/Kartenvor-

verkauf/Zimmervermittlung (122 T€) konnten das Ergebnis aus dem Vorjahr (136 T€) nicht 

erreichen. Vor allem die Erlöse aus dem Uniwear-Verkauf gingen um 14 % zurück, ebenso 

wie die Erlöse aus touristischer Literatur (- 23 %) und dem Kartenvorverkauf (- 2 %), 

während die Erlöse aus der Zimmervermittlung (+ 4 %) leicht anstiegen. Gründe mögen 

einerseits die durch die Sperrung der Weidenhäuser Brücke zum Teil ausbleibende 

Kundschaft und die immer noch fehlende durchgängige Fußgänger-Beschilderung zur 

Tourist-Information sein. Zum anderen kann die touristische Relevanz eines Themenjahres 

2018 „50 Jahre 68er Bewegung“ nicht mit der des Reformationsjahres 2017 verglichen 

werden. 
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In 2018 sind 17 Tages- und Wochenendpauschalen (Vorjahr: 25) mit insgesamt 193 

Teilnehmern (Vorjahr: 375) gebucht worden. Mit der verringerten Anzahl der Reisen nahm 

auch der Bruttoumsatz ab, so dass eine Marge von 3 T€ verblieb (Vorjahr: 9 T€). Die 

Erlebnisbausteine – oft in Kombination mit Gästeführungen – wurden 35mal mit insgesamt 

632 Personen gebucht. 

 
Die sonstigen betrieblichen Erträge sind im Wesentlichen die Zuschüsse der beiden 

Gesellschafter. Die Universitätsstadt Marburg (555 T€; Vorjahr: 525 T€) und der Landkreis 

Marburg-Biedenkopf (420 T€; Vorjahr: 396 T€) unterstützten die Arbeit der MSLT mit 

Zuschüssen in Höhe von 975 T€ (Vorjahr: 921 T€). Darin enthalten sind Zuschüsse der Stadt 

und des Landkreises für das Marketing des Lahnwanderweges (16 T€) und die LEADER-

Förderung für das Projekt Wandererlebnisgestalter (1 T€).  

 
Der Personalaufwand stieg, bereinigt um U1-Erstattungen (für Krankheitsfälle) und 

Fremdarbeiten (Einsatz bei Messen), im Vergleich zum Vorjahr um 59 T€. So kam im 

Wirtschaftsjahr 2018 u. a. erstmals das volle Jahresgehalt einer neuen Stelle für touristische 

Veranstaltungen zum Tragen (+ 19 T€) und es wurde aufgrund einer Neustrukturierung der 

Gehaltsstufen nach TVöD eine entsprechende Anpassung bei dem betroffenen 

Mitarbeiter*innen vorgenommen (15 T€) ebenso wie die allgemeine Tariferhöhung mit        

3,19 % ab 1. März 2018 (21 T€). Des Weiteren war eine Abfindung an eine ausscheidende 

Mitarbeiterin zu zahlen (18 T€). Zum anderen konnten demgegenüber Personalkosten 

eingespart werden: Die Oberstadtwache wurde aufgegeben (- 6 T€) und die o.g. 

Mitarbeiterin fiel krankheitsbedingt aus der Lohnfortzahlung (- 17 T€).  

 
Der Materialaufwand beinhaltet u. a. die Veranstaltungskosten für Gästeführungen (25 T€) 

sowie Pauschalreisen (10 T€) und auch den Wareneinkauf (67 T€) u. a. für Uni-Wear, die die 

MSLT exklusiv in Marburg verkauft sowie Kosten für Infrastrukturmaßnahmen Wandern       

(1 T€). 

 
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen umfassen im Wesentlichen die Bereiche 

Marketing Druck- und Werbekosten (126 T€), Beiträge (87 T€), Mieten/Raumkosten (82 T€), 

EDV-Wartungskosten (22 T€), periodenfremde Aufwendungen (22 T€) Porto, Telefon und 

Bürobedarf (18 T€), Fortbildungskosten (13 T€) sowie Rechts- und Beratungskosten (10 T€). 
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b) Finanzlage 

Unsere Finanzlage ist als stabil zu bezeichnen. Unser Finanzmanagement ist darauf 

ausgerichtet, Verbindlichkeiten stets innerhalb der Zahlungsfrist zu begleichen und 

Forderungen innerhalb der Zahlungsziele zu vereinnahmen. 

 

Investitionen (15 T€) wurden im Jahr 2018 im Wesentlichen für das Corporate Design des 

Wandermärchens, eine neue Tageskasse und einen Beamer getätigt. 

 

Die Gesellschaft war im Geschäftsjahr 2018 jederzeit in der Lage ihren finanziellen 

Verpflichtungen nachzukommen. 

 

c) Vermögenslage 

Die Bilanzsumme 2018 betrug 499 T€ (Vorjahr: 553 T€), die Eigenkapitalquote lag bei         

58,1 % (Vorjahr: 57,0 %) der Bilanzsumme. Die kurzfristigen Forderungen und die 

Bankbestände übersteigen die kurzfristigen Verbindlichkeiten. 

 

Der Verringerung der Bilanzsumme ist auf der Aktivseite im Wesentlichen geprägt durch die 

Abnahme der liquiden Mittel. Auf der Passivseite ist der Rückgang überwiegend durch die 

Abnahme der Verbindlichkeiten und durch den Jahresfehlbetrag zu erklären. 

 

4. Finanzielle Leistungsindikatoren 

Wir ziehen für unsere interne Unternehmenssteuerung den cashflow heran. Die 

Kapitalflussrechnung zeigt einen Mittelabfluss aus der laufenden Geschäftstätigkeit von 

1.000 T€. Dieser Mittelabfluss sowie der Mittelabfluss aus der Investitionstätigkeit (15 T€) 

konnten mit dem Mittelzufluss aus der Finanzierungstätigkeit (975 T€) nicht gedeckt werden, 

so das eine Abnahme des Finanzmittelbestandes um 117 T€ auf nunmehr 304 T€ zu 

verzeichnen ist. 

 
III. Prognosebericht 

 
Nach dem dritten vollen Wirtschaftsjahr nach der Fusion wird die MSLT inzwischen als die 

Vermarktungsorganisation für Marburg und die Region wahrgenommen und immer weniger 

als eine aus früheren Einzelgesellschaften verschmolzene Gesellschaft. Es ist das erklärte 

Ziel, Marburg und die Region als ein Produkt aus einer Hand zu vermarkten. 
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Der in 2018 begonnene Prozess der strategischen Weiterentwicklung der MSLT wird die 

Gesellschaft vor allem vor dem Hintergrund der digitalen Transformation neu fordern und 

zukunftsfähig ausrichten. Die ersten Weichen wurden gestellt, erste Umsetzungen werden 

für 2019 erwartet. In 2020 sollen die Ablauf- und Aufbauorganisation neu ausgerichtet und 

den Markterfordernissen angepasst werden. 

 

Im Sinne einer ganzheitlichen Ausrichtung aller Marketingaktivitäten auf den Gast, die 

Nutzer*innen der touristischen Angebote muss bei den Touristischen Arbeitsgemeinschaften, 

Förderregionen und Landkreisen stärker als bisher über die territorialen Abgrenzungen 

touristischer Strukturen hinaus gedacht und gehandelt werden. Denn nur so lassen sich die 

beworbenen Zielgruppen mit einem breiten und attraktiven Angebot erreichen. 

 

Die Social Media-Präsenz wird in ihrer Bedeutung für das touristische Marketing wichtiger 

werden und für deutlich mehr Wahrnehmung bei den neu zu bewerbenden künftig 

wichtigsten Zielgruppen sorgen. Die Abonnentenzahlen bei den Kanälen Facebook und 

Instagram sind in diesem Sinn ebenso wie die Besuchszahlen auf der Homepage 

erfolgversprechend und sorgen hier bereits für eine gute Grundlage. 

 

Nach der Erarbeitung eines Gästeinformationskonzeptes werden touristische Informationen 

in der MSLT-Gebietskulisse dort ausgespielt, wo sich die umworbenen Zielgruppen befinden 

– z. B. in Gastronomie- und Freizeiteinrichtungen, an Ausflugszielen und bei weiteren 

touristischen Partnern der MSLT. 

 

Mit der Wiedereröffnung der Weidenhäuser Brücke im Sommer 2019 wird sich die Frequenz 

in der Tourist-Information wieder erhöhen. 

 

Für 2019 wird gemäß Wirtschaftsplan 2019 ein Betriebsergebnis in Höhe von 3 T€ erwartet. 

 
IV. Chancen- und Risikobericht 

 

1. Risikobericht 

Damit die neue Gesellschaft in ihrem Fortbestand dauerhaft gesichert ist, wird sie auch 

zukünftig von den Zuschüssen der Gesellschafter abhängig sein. 
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Die Erfordernisse aufgrund der Trennungsrechnung bergen das Risiko, dass die 

Gesellschaft Defizite aus dem wirtschaftlichen Bereich (nicht-DAWI-Leistungen) nur solange 

aus eigener Kraft tragen kann wie es ihre Rücklagen erlauben. 

 

Es bestehen grundsätzlich Vermarktungsrisiken, wenn Kundenversprechen und deren 

Einlösung vor Ort nicht übereinstimmen. Da die MSLT Marburg und die Region aus einer 

Hand vermarkten will, muss sie gegenüber dem Kunden – ob Tourist oder Einheimischer – 

auch für die Qualität aller Angebote in der gesamten Gebietskulisse gerade stehen. Dabei 

gilt es, kommunale Einzelinteressen ggfs. zurückstellen zu müssen, wenn die Qualität 

touristischer Angebote nicht sicher garantiert werden kann. So können z.B. Wanderwege nur 

dann als Wanderregion zertifiziert und damit wirksamer beworben werden, wenn die Qualität 

der Infrastruktur und die Einbindung der mit Angeboten und Empfehlungen mitwerbenden 

Gastronomie an den Wegen nachhaltig gesichert sind. 

 

Beim Verkauf der Uni-Wear muss beachtet werden, dass die Erlöse auf hohem Niveau 

schwanken. Die MSLT ist zwar bemüht, ihren Einkauf dem Markt anzupassen, als 

Branchenfremde jedoch stets dem Risiko ausgesetzt, auf unterjährige Mode- und 

Geschmacktrends nicht immer adäquat reagieren zu können. 

 

2. Chancenbericht 

Die touristische Entwicklung in der Universitätsstadt Marburg und im Landkreis Marburg-

Biedenkopf ist nach wie vor als sehr gut zu beurteilen: Sowohl in Marburg als auch im Kreis 

stiegen die Werte bei den Gästezahlen und Übernachtungen wiederum auf Rekordniveau 

an.  

 

Die vielen Aufgaben in allen Geschäftsbereichen fordern die Mitarbeiter*innen täglich auf 

einem qualitativ hohen Kompetenz- und Beratungsniveau. Dieses Niveau zu halten ist eine 

der wichtigsten Aufgaben. Bei einer solch großen zu bearbeitenden Gebietskulisse wachsen 

zwar die Anforderungen an jeden Mitarbeitenden, andererseits eröffnen sich täglich neue 

und interessante Aspekte, die – gute Rahmenbedingungen vorausgesetzt – motivieren und 

die MSLT als eine Gesellschaft mit begehrten Arbeitsplätzen positioniert. Ziel muss es sein, 

die hoch motivierte und kompetente Mitarbeiterschaft auf Dauer zu halten und so den Erfolg 

der Gesellschaft dauerhaft sichern zu können. Die Beteiligung aller Mitarbeiter*innen an der 

Strategischen Weiterentwicklung ist dazu ein geeignetes Instrument. 
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Gästeführungen spielen nach wie vor eine wichtige städtetouristische Rolle. Ihre jährlich 

große Akzeptanz bei den Gästen ist auch ein Indikator für die Attraktivität der 

Universitätsstadt, von der die gesamte Region profitiert. Darüber hinaus sollen 

Gästeführer*innen in Fortbildungen für Führungen in interessierten Kommunen der 

Touristischen Arbeitsgemeinschaft Marburger Land geschult werden. Wenn 

Führungsangebote außerhalb Marburgs zentral beworben werden können, ist dies ein 

weiterer Schritt, Stadt und Land mit ihren unterschiedlichen städtetouristischen und 

aktivtouristischen Facetten aus einer Hand vermarkten zu können. 

 
Im Bereich Tagungen und Kongresse wurde der Weg zum Green Meeting-Standort 

konsequent weiter beschritten. Auf einer Informationsveranstaltung für interessierte Partner 

wurde das Konzept Betrieben aus unterschiedlichen Branchen vorgestellt. Ein neuer Partner 

konnte hinzugewonnen werden. Ziel ist es nach wie vor Stadt und Land als nachhaltigen 

Tagungsstandort zu positionieren. 
 
Der Bereich Radfahren und Wandern ist eine wichtige Angebotssäule im Portfolio der 

MSLT. Hier kann die Universitätsstadt Marburg als ein Städtereiseziel „mitten im Grünen“ 

vermarktet und können aktivtouristische Angebote im Burgwald und Naturpark Lahn-Dill-

Bergland mit kulturtouristischen Angeboten verknüpft werden. Mit öffentlichen und 

buchbaren Führungen der Wandererlebnisgestalter wird deren Bewerbung den Blick noch 

mehr auf die aktivtouristischen Angebote lenken. Im Herbst 2019 sollen - analog zu den 

Wandererlebnisgestaltern - in Zusammenarbeit mit dem ADFC Radtourenleiter ausgebildet 

werden. 

 

Im Sinne einer effektiven aktivtouristischen Vermarktung müssen die Premiumwanderwege 

der MSLT-Gebietskulisse in den beiden Wanderregionen im Burgwald/Ederbergland 

(Wandermärchen) und im Naturpark Lahn-Dill-Bergland besonders beworben werden. Der 

bestehende Premiumwanderweg in Lohra sowie die in Stadtallendorf und Ebsdorfergrund 

neu entstehenden Premiumwanderwege müssen in eine der beiden Wanderregionen 

integriert werden, sinnhafterweise in das Wandermärchen. Gespräche mit der TAG 

Ederbergland und der Förderregion Burgwald/Ederbergland müssen hier jedoch noch geführt 

werden. 

 

Die MSLT hat einen Radpocketguide herausgegeben, der das vielfältige regionale 

Radwegenetz sichtbar und erlebbar machen soll. Um Marburg Stadt und Land radtouristisch 

zu profilieren, sind zukünftig Initiativen und Projekte wie z. B. die Entwicklung einer digitalen  
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Strategie zur Vermarktung der Radrouten, die Entwicklung digitaler Routen (in Zusammen-

arbeit mit dem Landkreis Marburg-Biedenkopf), die Vernetzung der bestehenden Angebote, 

die Kooperation mit Radreiseveranstaltern, Unterstützung beim Aufbau eines Radverleihs 

sowie die Nutzung von Synergien bei Freizeit- und Alltagsradlern von Bedeutung. 

 

Eine wichtige Aufgabe der MSLT bleibt die Qualitätssicherung. Diese geht über die reine 

Betreuung der Beherbergungsbetriebe bei Klassifizierungsfragen hinaus. So hat die MSLT 

die Möglichkeit, auch durch den Beratungsbedarf bei der Teilnahme am Informations- und 

Reservierungssystem im direkten Kontakt mit Ferienwohnungsanbietern z. B. Hinweise für 

eine verbesserte Darstellung bei der Internetpräsenz oder eine qualitativ angemessene 

Ausstattung zu geben. Nur so kann die Region in allen Bereichen nach gemeinsamen 

Qualitätsstandards als einen gesamten Erlebnisraum für den Gast gestalten werden. 

 
V. Risikoberichterstattung über die Verwendung von Finanzinstrumenten 

 

Zu den im Unternehmen bestehenden Finanzinstrumenten zählen im Wesentlichen 

Forderungen, Verbindlichkeiten und Guthaben bei Kreditinstituten. 
 
Forderungsausfälle sind die Ausnahme. 
 
Verbindlichkeiten werden innerhalb der vereinbarten Zahlungsfristen gezahlt. 

 
VI. Bericht über Zweigniederlassungen 

 

Zweigniederlassungen werden von der Gesellschaft nicht unterhalten. 

 

Marburg, 21.05.2019 

 

 

 
Klaus Hövel 

Geschäftsführer Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH 
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
 

An die Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH, Marburg: 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH, Marburg, – 
bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht der Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH, Marburg, für das Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der 
Gesellschaft zum 31.12.2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2018 bis zum 31.12.2018 und 

 
· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 

Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun-
gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt 
hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor-
schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks wei-
tergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 
der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, 
die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtli-
che Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vor-
kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen ge-
setzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
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gen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der un-
sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom IDW festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesent-
liche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-
resabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adres-
saten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

· identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufge-
deckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können, 

 
· gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-

ten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben, 

 
· beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben, 

 
· ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-

tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine we-
sentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die da-
zugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modi-
fizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
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unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann, 

 
· beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-

ses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft vermittelt, 

 
· beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-

zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft, 
 
· führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten An-
gaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zu-
kunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 

 

Marburg, den 27. Mai 2019 

 

                                                                                      GBZ Revisions und Treuhand AG 
                                                                                        Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

                                                      Boller                Möller 
                                                   (Wirtschaftsprüfer)              (Wirtschaftsprüferin) 
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Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG 
 

1. Grundlage unserer Arbeiten ist der Prüfungsstandard IDW PS 720 des Instituts der Wirt-
schaftsprüfer in Deutschland e. V. (Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG). Dieser Prüfungs-
standard ist in Zusammenarbeit mit dem Bundesfinanzministerium, dem Bundesrechnungs-
hof und den Landesrechnungshöfen erarbeitet worden.  

2. Die dort aufgeführten Fragen sind lückenlos zu beantworten. Soweit eine einzelne Frage für 
die geprüfte Einrichtung nicht einschlägig ist, ist dies zu begründen. Soweit sich die Beant-
wortung der Frage bereits aus der Berichterstattung über die Jahresabschlussprüfung ergibt, 
haben wir Verweisungen vorgenommen. 

3. Der oben bezeichnete Fragenkatalog gliedert sich wie folgt: 

I. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 

II. Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

III. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

IV. Vermögens- und Finanzlage 

V.  Ertragslage 
 

I. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung so-
wie individualisierte Offenlegung der Organbezüge 

 
a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan 

für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus 
schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Ge-
schäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen 
diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

· Die Aufgaben des Aufsichtsrates und der Gesellschafterversammlung ergeben sich 

aus dem Gesellschaftsvertrag; die Aufgaben der Geschäftsführung aus dem Ge-
schäftsverteilungsplan. Diese sind für die Größe der Gesellschaft ausreichend. 
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b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 
wurden Niederschriften hierüber erstellt? 

· In 2018 haben drei Sitzungen der Gesellschafterversammlung (20.6.2018, 

27.8.2018 und 18.12.2018) und drei Sitzungen des Aufsichtsrates (20.3.2018, 

7.8.2018 und 18.12.2018) stattgefunden. Niederschriften hierüber wurden erstellt 
und liegen uns vor. 

 
c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5  

AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?  

· Die Geschäftsleitung ist in keinem anderen Aufsichtsrat oder Kontrollgremium tätig. 

 
d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 

individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt 
nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger 
Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?  

· Die Vergütung der Geschäftsführung wird nicht im Anhang veröffentlicht. Von der 

befreienden Regelung des § 286 Abs. 4 HGB wurde Gebrauch gemacht, da sich 

anhand dieser Angabe die Bezüge eines Mitgliedes der Geschäftsführung feststel-
len lassen. Die Geschäftsführung besteht ausschließlich aus einer Person. 

· Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten keine gesonderten Sitzungsgelder. 

 

II. Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

 
a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisati-

onsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/ 
Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

· Es gibt einen Organisationsplan (Organigramm und Aufgabenverteilung innerhalb 

der Geschäftsbereiche). Die Aufgaben ergeben sich aus dem Geschäftsverteilungs-

plan und aus dem Gesellschaftsvertrag. Diese entsprechen den Bedürfnissen des 

Unternehmens. 

 
b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan ver-

fahren wird? 

· Nein. 
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c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 

dokumentiert? 

· Die Geschäftsführung erfolgt auf Basis des jeweiligen Wirtschaftsplans. Darüber 

hinaus werden alle größeren Geschäftsvorfälle in den Gremien besprochen. Weiter-

gehende Maßnahmen zur Korruptionsprävention existieren aufgrund des über-

schaubaren Geschäftsumfangs nicht. 

 
d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-

dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Perso-
nalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 
dass diese nicht eingehalten werden? 

· Die Auftragsvergabe erfolgt im Einzelfall durch Angebotseinholung und Preisver-
gleich bzw. Ausschreibung. 

 
e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücks-

verwaltung, EDV)?  

· Aufgrund einer geringen Anzahl besteht keine besondere Dokumentation. 

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und 
Controlling  

 
a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-

schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Pro-
jekten - den Bedürfnissen des Unternehmens? 

· Das Planungswesen entspricht den Bedürfnissen des Unternehmens.   

· Es wird eine Ertrags- und Aufwandsplanung erstellt, welche sich über einen fünfjäh-
rigen Planungshorizont erstreckt.  

 
b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

· Es erfolgt eine unterjährige Untersuchung zur zeitnahen Reaktionsmöglichkeit. 

 
c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe 

und den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

· Das Rechnungswesen entspricht den Anforderungen des Unternehmens.  

· Eine Kostenrechnung ist nicht eingerichtet. 
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d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Li-
quiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

· Die Aufgaben des Finanzmanagements werden durch die Mitarbeiter der Gesell-

schaft vorgenommen. 

 
e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und   

haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht 
eingehalten worden sind? 

· Es besteht kein zentrales Cash-Management.  

 
f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt wer-

den? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende For-
derungen zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

· Die vollständige Rechnungsstellung und der zeitnahe Zahlungseingang für die er-
brachten Leistungen sind durch die vorhandenen internen Kontrollen gewährleistet. 

 
g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und 

umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?  

· Die Controllingfunktion wird auskunftsgemäß, bedingt durch die Größe der Gesell-
schaft, ausreichend durch den Geschäftsführer wahrgenommen.  

 
h) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-

chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche 
Beteiligung besteht? 

· Entfällt, da weder Tochter- noch Beteiligungsunternehmen bestehen. 

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

 
a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 

und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig 
erkannt werden können? 

· Ein formalisiertes, in sich geschlossenes Risikofrüherkennungssystem im engeren 
Sinne ist bisher nicht eingerichtet. 
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b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? 
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt wer-
den? 

· Da ein in sich geschlossenes formalisiertes Risikofrüherkennungssystem nicht be-
steht, ist hierzu keine abschließende Aussage möglich.  

 
c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?  

· Entfällt.  

 
d) Werden diese Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch 

mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funk-
tionen abgestimmt und angepasst? 

· Entfällt.  

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Deri-
vate 

· Der Fragenkreis trifft auf die Gesellschaft nicht zu, da keine entsprechenden Ge-

schäfte getätigt werden und auch in Zukunft nicht geplant sind.  

Fragenkreis 6: Interne Revision 

 
a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende interne 

Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese 
Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

· Eine interne Revision besteht nicht. Die Funktionen einer internen Revision werden 

von der Revision des Landkreises wahrgenommen. 

 
b) Wie ist die Anbindung der internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/ 

Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

· Durch Eigenständigkeit der internen Revision bestehen keine Interessenkonflikte. 

 
c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der internen Revision/ 

Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinan-
der unvereinbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisungen und Vollzug) orga-
nisatorisch getrennt sind? Wann hat die interne Revision das letzte Mal über Kor-
ruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor? 

· Entfällt. 
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d) Hat die interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer ab-
gestimmt? 

· Nein.  

e) Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswert Mängel aufgedeckt und 
um welche handelt es sich? 

· Nein. 

 
f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der in-

ternen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revisi-
on/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

· Entfällt. 

 

III. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Be-
schlüssen des Überwachungsorgans 

 
a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-

chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen 
nicht eingeholt worden ist? 

· Nein. 

 
b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des      

Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

· Auskunftsgemäß und nach unseren Feststellungen wurden keine Kredite an Ge-

schäftsleitung und Mitglieder des Aufsichtsrates gewährt. 

 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maß-

nahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen 
vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

· Anhaltspunkte dafür, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähnliche, 

aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen wer-
den, haben sich nicht ergeben. 
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d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Be-
schlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

· Geschäfte und Maßnahmen, die nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung und 

bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen, wurden nicht 
festgestellt. 

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 

 
a) Werden Investitionen (in Sacheinlagen, Beteiligungen, sonstigen Finanzanlagen, 

immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung 
und Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

· Entfällt, da in der Regel nur geringe Investitionen im Anlagevermögen vorgenom-
men werden. 

 
b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-

mittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des 
Preises zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken    
oder Beteiligungen)? 

· Siehe a). 

 
c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen lau-

fend überwacht und Abweichungen untersucht? 

· Siehe a). 

 
d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen er-

geben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

· Siehe a). 

 
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge 

nach Ausschöpfung der Kreditlinie abgeschlossen wurden? 

· Siehe a). 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 

 
a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. 

VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

· Nein. 
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b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenz-
angebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

· Nach den uns erteilten Auskünften werden Vergleichsangebote eingeholt. 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 
 
a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

· Die Berichterstattung an den Aufsichtsrat erfolgt grundsätzlich in den Aufsichtsrats-

sitzungen. Darüber hinaus erfolgt eine regelmäßige Unterrichtung des Aufsichts-

ratsvorsitzenden und seiner Stellvertreterin. Über wesentliche Vorgänge wird das 
Überwachungsorgan zeitnah unterrichtet. 

 
b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 

· Nach den uns erteilten Auskünften des Geschäftsführers und ausweislich der Proto-

kolle vermitteln die Äußerungen einen weitgehend zutreffenden Einblick in die Lage 

des Unternehmens.  

 
c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und 

zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht 
ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositio-
nen oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

· Siehe a). 

 
d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan 

auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

· Das Überwachungsorgan hatte im Berichtsjahr keine Wünsche zu einer besonderen 

Berichterstattung durch die Geschäftsführung. 

 
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 

AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend 
war? 

· Nein. 

 
f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt verein-

bart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwa-
chungsorgan erörtert? 

· Nein. 
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g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan 
offengelegt worden? 

· Im Berichtszeitraum haben sich nach unseren Feststellungen und den erhaltenen 
Auskünften keine Interessenkonflikte ergeben. 

 

IV. Vermögens- und Finanzlage 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

 
a) Besteht im wesentlichen Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermö-

gen? 

· Es besteht offenkundig kein nicht betriebsnotwendiges Vermögen. 

 
b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

· Nein. 

 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich 

zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 
Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

· Nein. 

Fragenkreis 12: Finanzierung 

 
a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquel-

len zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen 
Investitionsverpflichtungen finanziert werden? 

· Die Eigenkapitalquote beträgt zum Bilanzstichtag 58,1 %. Im Übrigen besteht mittel- 
und kurzfristiges Fremdkapital (inkl. Rückstellungen).  

· Zukünftige Investitionen sollen, soweit Eigenmittel hierfür nicht ausreichend vorhan-
den sind, durch die Gesellschafter mitfinanziert werden. 

 
b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

· Entfällt, da kein Konzern gegeben ist. 
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c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Ga-
rantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 
die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht be-
achtet wurden? 

· Die Gesellschaft erhält Zuschüsse von den Gesellschaftern. Im Berichtsjahr waren 

dies 975 T€. Anhaltspunkte, dass damit verbundene Verpflichtungen und Auflagen 
nicht beachtet wurden, haben sich nicht ergeben. 

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

 
a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-

ausstattung? 

· Die Eigenkapitalquote der Gesellschaft beträgt im Berichtsjahr 58,1 % (Vorjahr:   

57,0 %) der Bilanzsumme. Bisher ergaben sich keine Finanzierungsprobleme, da 
die Eigenkapitalausstattung vollkommen ausreichend ist.  

 
b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) 

mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

· Der Jahresfehlbetrag soll nach Auskunft der Geschäftsführung auf neue Rechnung 

vorgetragen werden. Dies ist mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens ver-
einbar. 

 

V. Ertragslage 

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

 
a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-

ten/Konzernunternehmen zusammen? 

· Entfällt. 

 
b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

· Ja: Es mussten höhere Rückstellungen für in dieser Höhe nicht erwartete Miet-

nebenkostennachzahlungen für 2017 und 2018 sowie eine Rückstellung für die Ab-
findung einer Mitarbeiterin eingestellt werden.  
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leis-
tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern 
eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

· Nein 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

· Entfällt. 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

 
a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 

Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

· Das operative Geschäft ist defizitär. Ein Jahresüberschuss kann ausschließlich mit 
Hilfe von Zuschüssen der Gesellschafter erwirtschaftet werden. 

 
b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um wel-

che Maßnahmen handelt es sich? 

· Es wird weiterhin daran gearbeitet, die vorhandenen Einnahmequellen zu optimie-
ren und neue zu erschließen. 

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Ver-
besserung der Ertragslage 
 
a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

· Siehe 14 b). 

 
b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage 

des Unternehmens zu verbessern? 

· Siehe Fragenkreis 15 b). 
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Rechtliche, wirtschaftliche und steuerliche Verhältnisse 

1. Rechtliche Verhältnisse 

Firma Marburg Stadt und Land Tourismus GmbH

Sitz Marburg

Rechtsform GmbH
Gesellschaftsvertrag Der Gesellschaftsvertrag datiert vom 23. Juli 2015. Die Gesellschaft 

wurde im Rahmen der Verschmelzung der Marburg Tourismus und 
Marketing GmbH (MTM) und der TOuR GmbH mit Wirkung zum 
Ablauf des 31. Dezember 2014 neu gegründet. 

Handelsregister-Eintragung Die Eintragung beim Amtsgericht Marburg erfolgte unter der Nummer
HR B 6643.

Geschäftsjahr Kalenderjahr
Gegenstand des 
Unternehmens

Die Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen als touristisches 
Dienstleistungsunternehmen, die zur Sicherung und Stärkung des 
Wirtschaftsfaktors Tourismus in der Universitätsstadt Marburg, in den 
Städten und Gemeinden der Touristischen Arbeitsgemeinschaft (TAG) 
Marburger Land mit der Landschaftsregion Burgwald sowie weiterer 
TAGs führen.

Gezeichnetes Kapital Euro 50.000,00

Gesellschafter Universitätsstadt Marburg (Euro 25.000,00)

Landkreis Marburg-Biedenkopf (Euro 25.000,00)

Geschäftsführung Herr Klaus Hövel
Gesellschafterversammlung/ 
Gesellschafterbeschlüsse

In der Gesellschafterversammlung vom 27. August 2018 wurde der 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2017 mit einer Bilanzsumme von 
T€ 553 und die Gewinn- und Verlustrechnung 2017 mit einem 
Jahresfehlbetrag von T€ 4 genehmigt. Die von der Geschäftsführung 
vorgeschlagene Ergebnisverwendung wurde von der 
Gesellschafterversammlung beschlossen. Der Geschäftsführung 
wurde Entlastung erteilt.
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2. Wirtschaftliche Verhältnisse

Wirtschaftliche Verhältnisse Die Gesellschaft ist abhängig von Zuschüssen der Gesellschafter 
Universitätsstadt Marburg und Landkreis Marburg-Biedenkopf. Die 
Ausgleichsverpflichtungen der Gesellschafter sind in dem 
Betrauungsakt vom 23. Juli 2015 festgehalten.

Die Gesellschaft war im Berichtsjahr jederzeit in der Lage ihren 
finanziellen Verpflichtungen nachzukommen.

Die Ausrichtung der Gesellschaft ist in einem strategischen 
Marketingplan für die Jahre 2016 bis 2018 festgehalten.

Wesentliche Verträge Markenlizenzierungsvertrag zwischen der Philipps-Universität Marburg 
und der Gesellschaft, in welchem die Nutzung der Marke "Philipps-
Universität Marburg" geregelt ist.

Pachtvertrag über die gewerblichen Räume im Erwin-Piscator-Haus.

Vereinbarungen mit der Stadt Marburg über die Nutzung von 
Räumlichkeiten für angebotene Gästeführungen.

3. Steuerliche Verhältnisse

Finanzamt Steuerlich geführt wird die Gesellschaft beim Finanzamt Gießen unter 
der Steuernummer 020 239 10011.

Steuerliche Verhältnisse Das Unternehmen unterliegt der Regelbesteuerung gemäß §§ 16 bis 
18 UStG.
Die Gesellschaft unterliegt der Gewerbesteuer- sowie der 
Körperschaftsteuerpflicht nach den Vorschriften des GewStG bzw. 
KStG.
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Bericht
Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH 
Marburg 

Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 und des 
Lageberichtes 2018 unter Einbeziehung der Prüfung nach 
§ 53 Haushaltsgrundsätzegesetz
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Verzeichnis der Abkürzungen 
 
CHF Schweizer Franken 

dr Domizil-Revisions AG, Frankfurt am Main  
- Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft - 

DRS Deutscher Rechnungslegungsstandard 

GdW GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilien- 
unternehmen e. V., Berlin 

GeWoBau Marburg Gemeinnützige Wohnungsbau GmbH Marburg-Lahn, Marburg 

HGB Handelsgesetzbuch 

HGO Hessische Gemeindeordnung 

HGrG Haushaltsgrundsätzegesetz 

IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V., Düsseldorf 

IDW PS IDW Prüfungsstandard 

KStG Körperschaftsteuergesetz 

n. F. neue Fassung 

SEG Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH, Marburg 

Tz Textziffer 
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  A.  Prüfungsauftrag 
 
 1 Der Vorsitzende des Aufsichtsrates der 

 
Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH 

Marburg 
(im Folgenden SEG oder Gesellschaft genannt) 

 
  hat uns mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 unter Einbeziehung der 

zu Grunde liegenden Buchführung und des Lageberichts 2018 beauftragt. Auftragsge-
mäß erstreckt sich die Prüfung auch auf die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 
und die wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG. 

 
2  Wir bestätigen gemäß § 321 Absatz 4 a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die 

anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 
 
 3 Der über diese Prüfung verfasste Bericht wurde nach dem IDW Prüfungsstandard 

PS 450 n. F. erstellt. Dieser richtet sich an die Gesellschaft. 
 
 4 Für diesen Auftrag gelten, auch im Verhältnis zu Dritten, die als Anlage 5 beigefügten All-

gemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften nach dem Stand vom 01.01.2017. 
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B.  Grundsätzliche Feststellungen 
 
  I.  Stellungnahme zur Lagebeurteilung der Geschäftsführung 
 
 5 Die Darstellung von Geschäftsverlauf, Lage und voraussichtlicher Entwicklung (ein-

schließlich Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung) der Gesellschaft im Jah-
resabschluss zum 31.12.2018 und im Lagebericht 2018 liegt in der Verantwortung der 
Geschäftsführung der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, zur Beurteilung der Lage der 
Gesellschaft durch die Geschäftsführung Stellung zu nehmen. 

 
 6 Die Geschäftsführung ist bei der Erstellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 und 

des Lageberichts 2018 von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit ausgegangen.  
 
 7 Zum Geschäftsverlauf des Geschäftsjahres 2018 macht die Geschäftsführung im Lage-

bericht 2018 folgende wesentliche Aussage:  
 
  Zum 31.12.2018 hat sich der Grundstücksbestand der Gesellschaft von 439.215 m² um 

1.248 m² auf 437.967 m² verringert. Die Veränderung entfiel auf ein verkauftes Grund-
stück im Gewerbegebiet „Stadtwald“ (ehem. Tannenbergkaserne). 

 
 8 Zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage enthält der Lagebericht folgende wesentliche 

Aussagen: 
  Das Gesamtvermögen (ohne Berücksichtigung des nicht durch Eigenkapital gedeckten 

Fehlbetrages) der Gesellschaft verringerte sich im Geschäftsjahr 2018 um TEUR 1.181,5. 
Im Wesentlichen ist dies zurückzuführen auf die aus dem Finanzmittelbestand erfolgte 
Tilgung eines Geldmarktdarlehens von TEUR 900,0. 

 
  Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten haben sich um TEUR 678,1 verringert. 

Gegenläufig zur Tilgung des Geldmarktdarlehens in Höhe von TEUR 900,0 wirkte sich  
die Währungsschwankung des Schweizer-Franken-Kredites zum Stichtag 31.12.2018 in 
Höhe von TEUR 222,4 negativ aus.  

 
 9 Der nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbetrag erhöhte sich aufgrund des Jahresfehl-

betrags um TEUR 457,6 auf TEUR 3.483,0. 
 
 10 Die Finanzierung der Gesellschaft erfolgt durch einen Rahmenvertrag über einen Kredit 

von EUR 6,6 Mio., in Anspruch genommen durch zwei Fremdwährungsdarlehen in 
Schweizer Franken in Höhe von CHF 6,5 Mio. sowie ein Geldmarktdarlehen in Höhe von 
EUR 2,0 Mio. Die Darlehen sind durch eine unwiderrufliche, unbefristete, selbstschuldne-
rische Bürgschaft der Universitätsstadt Marburg von TEUR 14.316,2 gesichert.  
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  Der Finanzmittelfonds in Höhe von TEUR 1.902,3 reichte im Berichtsjahr aus, um die Mit-
telabflüsse aus der laufenden Geschäftstätigkeit (TEUR 99,7) und der Finanzierungstä-
tigkeit (TEUR 1.034,4) zu decken und dotiert zum 31.12.2018 mit TEUR 788,2. 

 
 11 Im Geschäftsjahr 2018 weist die Gesellschaft Umsatzerlöse von TEUR 238,4 (i. V. 

TEUR 803,0) aus. Diese betreffen mit TEUR 127,7 vor allem Erlöse aus der Betreu-
ungstätigkeit. Insgesamt weist die Gesellschaft ein negatives Betriebsergebnis von 
TEUR 155,8 (i. V. TEUR 155,2) und ein negatives Finanzergebnis von TEUR 301,8 (i. V. 
positives Finanzergebnis von TEUR 392,2) aus. Letzteres resultiert aus einem Fremd-
währungskursverlust von TEUR 222,4 und dem Zinsaufwand der laufenden Geschäftstä-
tigkeit von TEUR 89,9. 

  Für das Geschäftsjahr 2019 wird mit einem Jahresüberschuss von TEUR 245,0 geplant 
(vgl. Anlage 2.2), wobei das Fremdwährungsergebnis im Wirtschaftsplan wegen fehlen-
der Prognosefähigkeit mit TEUR 0,0 angesetzt worden ist. 

 
 12 Zu den Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung nimmt die Geschäftsführung 

wie folgt Stellung:  
  Die Geschäftsführung geht trotz bilanzieller Überschuldung von der Fortführung der Un-

ternehmenstätigkeit aus. Die positive Fortbestehensprognose wird aus den im Umlauf-
vermögen vorhandenen stillen Reserven, dem geplanten positiven Ergebnis für das Ge-
schäftsjahr 2019 sowie der bestehenden unwiderruflichen, unbefristeten, selbstschuldne-
rischen Bürgschaft der Universitätsstadt Marburg von TEUR 14.316,2 abgeleitet.  

 
  Die Vermarktung von Grundstücksflächen ist wie in den Vorjahren schwer planbar. Durch 

die zu erwartende Nachfrage für Gewerbe- und Industrieflächen innerhalb der Universi-
tätsstadt Marburg besteht jedoch auch weiterhin die Chance, die eigenen Grundstücke im 
gewerblichen Bereich zu veräußern. Durch die Entwicklung neuer Projekte wie dem Bau-
gebiet Hasenkopf sieht das Unternehmen gute Chancen, in Zukunft am Markt für Grund-
stücksgeschäfte und Planungsleistungen zu partizipieren.  

   
  Der Rahmenvertrag über einen Kredit von EUR 6,6 Mio., in Anspruch genommen durch 

zwei Fremdwährungsdarlehen in Schweizer Franken in Höhe von CHF 6,5 Mio. ist befris-
tet bis zum 30.06.2020 und wird jährlich verlängert. Zum 31.12.2018 entstand ein buch-
halterischer Verlust von TEUR 222,4. Die Gesellschaft geht davon aus – in Abhängigkeit 
von dem Wechselkurs sowie den geplanten Grundstücksverkäufen – den Rückzahlungs-
zeitpunkt für die Fremdwährungsdarlehen bestimmen zu können.  

 
 13 Nach dem Ergebnis der von uns durchgeführten Prüfung ist die Vermögenslage durch ei-

nen nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag von TEUR 3.483,0 gekennzeichnet. 
Die positive Fortbestehensprognose wird aus den im Umlaufvermögen vorhandenen stil-
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len Reserven, dem geplanten positiven Ergebnis für das Geschäftsjahr 2019 sowie der 
bestehenden unwiderruflichen, unbefristeten, selbstschuldnerischen Bürgschaft der Uni-
versitätsstadt Marburg von TEUR 14.316,2 abgeleitet. Die Zahlungsfähigkeit war im Ge-
schäftsjahr 2018 und ist im Prüfungszeitpunkt gegeben. Die Ertragslage 2018 ist durch 
einen Jahresfehlbetrag von TEUR 457,6 gekennzeichnet, der mit TEUR 222,4 aus zum 
31.12.2018 nicht realisierten Kursverlusten aus der gesetzlich vorgeschriebenen Bewer-
tung der Schweizer-Franken-Kredite resultiert.  

 
 14 Der Lagebericht 2018 entspricht den gesetzlichen Vorschriften und geht auf die Chancen 

und Risiken der zukünftigen Entwicklung ein. Zusammenfassend weisen wir wie im Vor-
jahr daraufhin, dass die zukünftige Entwicklung der SEG maßgeblich davon abhängt, in 
welchem Umfang Grundstücke veräußert sowie stille Reserven realisiert werden können 
und es zudem gelingt, weitere Entwicklungsprojekte zu akquirieren bzw. neue Geschäfts-
felder zu erschließen.  

 
 15 Damit ist die Darstellung der Lage der Gesellschaft im Jahresabschluss zum 31.12.2018 

und im Lagebericht 2018 durch die Geschäftsführung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse zutreffend. Die zugrunde gelegten Prognosen erscheinen plausi-
bel, unter der Bedingung, dass die von der Geschäftsführung nach bestem Wissen unter-
stellten Marktbedingungen tatsächlich eintreten. 

 
  II.  Entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen 
 
 16 Zum 31.12.2018 weist die Bilanz der SEG einen nicht durch Eigenkapital gedeckten 

Fehlbetrag von TEUR 3.483,0 aus, so dass die Gesellschaft zum 31.12.2018 bilanziell 
überschuldet ist. Die positive Fortbestehensprognose leitet die Geschäftsführung aus den 
im Umlaufvermögen vorhandenen stillen Reserven sowie dem geplanten positiven Er-
gebnis für das Geschäftsjahr 2019 ab (s. Anhang Abschnitt „Allgemeine Angaben“ sowie 
Lagebericht Abschnitt „Chancen der künftigen Entwicklung“). Darüber hinaus hat die Uni-
versitätsstadt Marburg zur Absicherung der wirtschaftlichen Aktivitäten ab dem 
24.04.2001 eine unwiderrufliche, selbstschuldnerische und unbefristete Bürgschaft von 
TEUR 14.316,2 übernommen, die vom Regierungspräsidium Gießen, zuletzt im Mai 
2010, genehmigt wurde (s. Anhang Abschnitt „Sonstige Angaben“ sowie Lagebericht Ab-
schnitt „Risikobericht“). Die Bürgschaft dient zur Absicherung von Ansprüchen, die Kredit-
instituten aus der Gewährung von Krediten gegen die SEG zustehen oder noch zustehen 
werden. Somit trägt die Universitätsstadt Marburg bis zur Höhe des Bürgschaftsbetrages 
ein unternehmerisches Risiko.
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C.  Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 
 
Gegenstand der Prüfung 
 

 17 Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebe-
richt der Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH, Marburg, für das zum 31.12.2018 
endende Geschäftsjahr geprüft. Der Jahresabschluss und der Lagebericht wurden nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften aufgestellt. Wir weisen darauf hin, dass 
die gesetzlichen Vertreter für die Rechnungslegung, die dazu eingerichteten internen 
Kontrollen (IKS) und die uns gegenüber gemachten Angaben die Verantwortung tragen. 
Unsere Aufgabe ist es, diese Unterlagen unter Einbeziehung der Buchführung und die 
gemachten Angaben im Rahmen einer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 

 
 18 Die Prüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4 a HGB nicht darauf zu erstrecken, ob der Fort-

bestand der Gesellschaft oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsfüh-
rung zugesichert werden kann. 

 
 19 Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den 

Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise 
Rückwirkungen auf den Jahresabschluss oder auf den Lagebericht ergeben. 

  
 20 Die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände wie z. B. Untreuehandlun-

gen oder Unterschlagungen sowie die Feststellung außerhalb der Rechnungslegung be-
gangener Ordnungswidrigkeiten sind grundsätzlich nicht Gegenstand einer Abschlussprü-
fung. Der gesetzliche Vertreter der Gesellschaft ist für die Einrichtung und Durchsetzung 
geeigneter Maßnahmen zur Verhinderung bzw. Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten ver-
antwortlich. Die Überwachung obliegt dem Aufsichtsrat, der dabei auch das Risiko der 
Umgehung von Kontrollmaßnahmen zu berücksichtigen hat. Im Verlauf der Prüfung ha-
ben sich keine Anhaltspunkte ergeben, die besondere Untersuchungen in dieser Hinsicht 
erforderlich gemacht hätten.  

 
 21 Die Prüfung erstreckte sich auch gemäß § 53 Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 HGrG auf die 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und auf die wirtschaftlichen Verhältnisse. 
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Art und Umfang der Prüfung 
 

 22 Art und Umfang der Prüfung der Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbeziehung der 
Buchführung und des Lageberichtes richten sich nach den Vorschriften des § 317 HGB 
und den vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzu-
führen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Im Rahmen der Ab-
schlussprüfung werden Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und 
Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrundsät-
ze und der wesentlichen Einschätzungen der Geschäftsführung sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichende sichere Grundlage für unser Prüfungsurteil 
bildet.  

 
 23 Auf der Grundlage eines risiko- und systemorientierten Prüfungsansatzes haben wir im 

Rahmen der Prüfungsplanung zunächst eine Prüfungsstrategie erarbeitet. Die hierzu er-
forderliche Risikoanalyse basiert auf 
- unserem Verständnis der Gesellschaft, ihres Umfeldes, ihrer wesentlichen Ziele und 

Strategien 
- unserem Verständnis der damit verbundenen Geschäftsrisiken, die wesentliche fal-

sche Angaben im Jahresabschluss und Lagebericht zur Folge haben können 
- analytischen Prüfungshandlungen zur vorläufigen Einschätzung der Lage der Gesell-

schaft 
- einer Beurteilung der Auswahl und Anwendung von Rechnungslegungsmethoden 
- unserem Verständnis der Messung und Überwachung des wirtschaftlichen Erfolgs der 

Gesellschaft 
- einer Beurteilung des internen Kontrollsystems und des Risikomanagements der Ge-

sellschaft, soweit dies für die Abschlussprüfung relevant ist. 
 
 24 Bei der Beurteilung des Risikos einer wesentlichen Fehlaussage im Jahresabschluss oder 

Lagebericht haben wir sowohl Risiken auf Ebene des Jahresabschlusses insgesamt als 
auch Risiken auf Aussageebene, das heißt für die Abbildung einzelner Arten von Ge-
schäftsvorfällen und für einzelne Kontensalden und Abschlussangaben, eingeschätzt. 
Dieses Vorgehen diente zugleich der Identifizierung bedeutsamer Risiken, die einer be-
sonderen Berücksichtigung bei der Jahresabschlussprüfung bedürfen. Dabei wurden 
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auch unsere Feststellungen aus der vorangegangenen Jahresabschlussprüfung berück-
sichtigt. Auf der Grundlage der Risikobeurteilung wurden daraufhin einzelne Prüfungszie-
le identifiziert und ein entsprechendes Prüfungsprogramm entwickelt. In diesem Prü-
fungsprogramm wurden neben den Schwerpunkten der Prüfung für jedes Prüfungsziel 
der anzuwendende Prüfungsansatz sowie die Art und der Umfang der Prüfungshandlun-
gen festgelegt. Dabei wurden auch die zeitliche Abfolge der Prüfung und der Mitarbeiter-
einsatz geplant. 

 
 25 Als Ergebnis des Risikobeurteilungsprozesses sowie der Festlegung von Prüfungsstrate-

gien und Prüfungszielen haben wir folgende Schwerpunkte unserer Prüfung festgelegt 
- Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten einschließlich Aufwendungen aus 

Fremdwährungsgeschäften 
- Unternehmensfortführungs-Prämisse 
- Lageberichtsangaben. 

 
 26 Die Geschäftsbesorgung wird durch die GeWoBau Marburg durchgeführt. Die Gesell-

schaft ist somit in das interne Kontrollsystem der GeWoBau Marburg einbezogen. Zur 
grundsätzlichen Beurteilung des internen Kontrollsystems sowie zur unterstützenden Ein-
schätzung von Prüfungsrisiken und zur Erlangung von Prüfungsnachweisen haben wir 
Ergebnisse des Abschlussprüfers der GeWoBau Marburg durch Einsichtnahme in die dort 
durchgeführten System- und Funktionstests verwertet. Daher umfassten die Prüfungs-
handlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen im Wesentlichen analytische Prü-
fungshandlungen und Einzelfallprüfungen. 

 
 27 Die Erkenntnisse aus der Verwertung der bei der GeWoBau Marburg durchgeführten Prü-

fung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems wurden bei der Auswahl 
der analytischen Prüfungshandlungen und der Einzelfallprüfungen berücksichtigt. Hin-
sichtlich der Einzelfallprüfungen haben wir eine bewusste Stichprobenauswahl durchge-
führt. 

 
 28 Im Rahmen unserer Einzelfallprüfungen haben wir uns Bestätigungen der für die Gesell-

schaft tätigen Rechtsanwälte und von Kreditinstituten zukommen lassen. 
 
 29 Gegenstand unserer Prüfungshandlungen im Rahmen der Prüfung des Lageberichts war, 

ob der Lagebericht 2018 mit dem Jahresabschluss zum 31.12.2018 sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt. Darüber hinaus haben wir geprüft, ob die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung im Lagebericht zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung der zu-
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kunftsbezogenen Angaben im Lagebericht 2018 haben wir auf der Grundlage des uns 
vorgelegten Wirtschaftsplans als Plausibilitätsprüfung vorgenommen. 

 
 30 Der Prüfung gemäß § 53 HGrG liegt der IDW Prüfungsstandard „Berichterstattung über 

die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG“ (IDW PS 720) zugrunde.  
 
 31 Die örtlichen Prüfungsarbeiten wurden in der Zeit vom 08.04.2019 bis 03.05.2019 mit Un-

terbrechungen in den Geschäftsräumen der Geschäftsbesorgerin, Gemeinnützige Woh-
nungsbau GmbH Marburg-Lahn, Pilgrimstein 17, Marburg, vorgenommen. Abschließende 
Berichtsarbeiten erfolgten in unserem Büro.  

 
 32 Die für die Durchführung der Prüfung erforderlichen Aufklärungen und Nachweise wurden 

erbracht. Die vom Geschäftsführer unterzeichnete Vollständigkeitserklärung vom 
03.05.2019 haben wir zu unseren Arbeitspapieren genommen. 

 
 33 Hinsichtlich der rechtlichen und steuerlichen Verhältnisse der Gesellschaft verweisen wir 

auf Anlage 3 unseres Berichtes.
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D.  Feststellung zur Rechnungslegung und zur Gesamtaussage  
    des Jahresabschlusses 

 
  I.  Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

 
  1.  Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

 
 34 Für das Rechnungswesen setzt die Geschäftsbesorgerin seit dem 01.01.2011 die ERP-

Software Wodis Sigma in Lizenz der Aareon Wodis GmbH, Dortmund ein.  
 
 35 Die Kontengliederung ist auf dem Kontenrahmen für die Wohnungswirtschaft aufgebaut. 

Der Kontenplan entspricht den Erfordernissen der Gesellschaft. 
 
 36 Die Lohn- und Gehaltsabrechnung ist dem Personalamt der Universitätsstadt Marburg per 

Vertrag übertragen. 
 
 37 Die Bestandsnachweise werden ordnungsgemäß geführt. Das Belegwesen ist ordnungs-

gemäß. 
 
 38 Unsere Prüfung hat ergeben, dass die Buchführung formell und materiell den gesetzli-

chen Vorschriften, den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und den ergänzen-
den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages entspricht.  

 
 39 Die Informationen aus den weiteren geprüften Unterlagen (Wirtschaftsplan, Protokolle, 

Verträge sowie Schriftverkehr) stehen in Einklang mit der Buchführung, dem Jahresab-
schluss zum 31.12.2018 und dem Lagebericht 2018.  

 
 
  2.  Jahresabschluss  
 
 40 Der von uns geprüfte Jahresabschluss zum 31.12.2018 ist diesem Bericht als Anlage 1.1 

beigefügt. 
 
 41 Die Bücher wurden mit den Zahlen der von uns geprüften Bilanz zum 31.12.2017 eröff-

net.  
 
 42 Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 wurde ordnungsgemäß aus der Buchführung und 

aus den weiteren geprüften Unterlagen der Gesellschaft abgeleitet. 
 
 43 Die Gesellschaft ist gemäß § 267 Absatz 1 HGB eine „kleine“ Kapitalgesellschaft. Die 

Gesellschaft hat jedoch als kommunalverbundenes Unternehmen gemäß § 122 HGO den 
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Jahresabschluss zum 31.12.2018 und den Lagebericht 2018 entsprechend den Vorschrif-
ten des HGB für große Kapitalgesellschaften aufgestellt.  

 
 44 Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 wurden alle für die Rech-

nungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung, alle größenabhängigen, rechtsformgebundenen und wirt-
schaftszweigspezifischen Regelungen beachtet.  

 
 45 Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung wurden dabei unter entsprechender An-

wendung des auf der Verordnung vom 17.07.2015 beruhenden Formblattes des GdW 
Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e. V. aufgestellt. Die 
Gewinn- und Verlustrechnung wurde unverändert zum Vorjahr nach dem Gesamtkosten-
verfahren aufgestellt. 

 
 46 In dem uns vorgelegten Anhang des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 (Anlage 1.1) 

sind die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden erläutert. Nach unserer 
Prüfung stimmen die Angaben mit den tatsächlich angewandten Methoden überein. Die 
Inanspruchnahme der Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB ist zu Recht erfolgt. 

 
 47 Die für den Anhang des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 gesetzlich geforderten An-

gaben sowie die wahlweise in den Anhang übernommenen Angaben zur Bilanz und zur 
Gewinn- und Verlustrechnung sind zutreffend dargestellt. 

 
 48 Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 entspricht den Grundsätzen ordnungsmäßiger 

Buchführung und den gesetzlichen Anforderungen. 
 
  3.  Lagebericht 
 
 49 Der geprüfte Lagebericht für das Geschäftsjahr 2018 ist diesem Bericht als Anlage 1.2 

beigefügt. 
 
 50 Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss und den bei der Prüfung ge-

wonnenen Erkenntnissen und vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die wesentlichen Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar. Die zugrunde gelegten strukturellen Prognosen erscheinen plausibel, 
unter der Bedingung, dass die von der Geschäftsführung nach bestem Wissen unterstell-
ten Marktbedingungen tatsächlich eintreten. Die Angaben nach § 289 Abs. 2 HGB sind 
vollständig und zutreffend enthalten. Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Be-
langen den gesetzlichen Vorschriften. 
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  II.  Gesamtaussage des Jahresabschlusses 
 
 51 Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss zum 31.12.2018 – bestehend 

aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Beachtung der Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 
 52 Für die finanzielle Lage von Bedeutung ist eine unwiderrufliche, selbstschuldnerische und 

unbefristete Bürgschaft der Universitätsstadt Marburg von TEUR 14.316,2 (vgl. Tz 12). 
 
 53 Das gesamte Anlagevermögen – mit einem Anteil von 5,3 % am Gesamtvermögen ohne 

den nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrages – wurde zu fortgeführten Anschaf-
fungskosten bzw. zum niedrigeren beizulegenden Wert bewertet. Hierbei sind die Sach-
anlagen zu Anschaffungskosten, vermindert um planmäßige Abschreibungen, angesetzt 
worden. Auf die Sonstigen Ausleihungen wurde im Geschäftsjahr 2009 eine außerplan-
mäßige Abschreibung von TEUR 210,8 auf Grund der Unverzinslichkeit dieser Auslei-
hungen vorgenommen. Im Jahr 2018 wurde eine Zuschreibung von TEUR 10,5 vorge-
nommen.  

 
 54 Ergebnismindernd wirkte sich die Abschreibung von TEUR 90,0 auf den niedrigeren bei-

zulegen Wert eines zum Stichtag im Bestand befindlichen Grundstücks aus, da der Ver-
kaufspreis unter dem Buchwert lag. 

 
 55 Die Posten des Umlaufvermögens Grundstücke ohne Bauten, Grundstücke mit fertigen 

Bauten und Unfertige Leistungen – mit zusammen einem Anteil von 77,5 % am Gesamt-
vermögen (ohne den nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag) – wurden zu den 
Anschaffungskosten und nachträglichen Anschaffungskosten bewertet. 

 
 56 Im Übrigen verweisen wir auf die Angaben im Anhang des Jahresabschlusses zum 

31.12.2018 (Anlage 1.1). 
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  E.  Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage  
 
  I.  Vermögenslage 
 
 57 Nach der Bilanz zum 31.12.2018 ergibt sich unter betriebswirtschaftlicher Betrachtung die 

nachfolgende Struktur des Vermögens und der Kapitalherkunft im Vergleich zum Vorjahr. 
 

  31.12.2018   31.12.2017   Veränderungen  
 TEUR % TEUR % TEUR % 
Vermögensstruktur       

Anlagevermögen 257,0 5,3 269,4 4,5 -        12,4 -   4,6      

Umlaufvermögen       

- Grundstücke, Unfertige Leis-
tungen 3.731,1 77,5 3.812,8 63,6 -        81,7 -   2,1 

- Sonstiges       827,8   17,2 1.915,3   31,9 -   1.087,5        - 56,8 

Gesamtvermögen 4.815,9 100,0 5.997,5 100,0 -   1.181,6 - 19,7     
       
Kapitalstruktur       

Eigenkapital 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Nicht durch Eigenkapital gedeckter 
Fehlbetrag - 3.483,0 - 72,3 - 3.025,4 - 50,4 -      457,6 -   15,1 

Rückstellungen 471,1 9,8 472,0 7,8 -          0,9 -     0,2 

Verbindlichkeiten 7.826,6 162,5 8.550,9 142,6 -      724,3 -     8,5 

Rechnungsabgrenzungsposten 1,2 0,0 0,0 0,0 +          1,2 + 100,0 

Gesamtkapital 4.815,9 100,0 5.997,5 100,0 -   1.181,6 -   19,7 
 
 58 Das Gesamtvermögen hat sich im Geschäftsjahr 2018 um TEUR 1.181,6 auf 

TEUR 4.815,9 verringert. Dies ist im Wesentlichen auf den Rückgang der Flüssigen Mittel 
um TEUR 1.114,2 zurückzuführen. Gegenläufig entwickelten sich die Forderungen und 
Sonstigen Vermögensgegenstände um TEUR 26,6. Die Zum Verkauf bestimmten Grund-
stücke sowie Unfertige Leistungen verminderten sich um TEUR 81,7. 

 
 59 Bei dem Gesamtkapital resultiert die Abnahme im Wesentlichen aus dem Rückgang der 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten um TEUR 678,1. Dies ist im Wesentlich auf 
die Rückzahlung eines Kredites von TEUR 900,0 zurückzuführen. Im Gegensatz zum 
Vorjahr blieben die Rückstellungen weitestgehend gleich. 

 
 60 Der nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbetrag beträgt zum 31.12.2018 TEUR 3.483,0 

(i. V. TEUR 3.025,4) und hat sich um den Jahresfehlbetrag 2018 von TEUR 457,6 erhöht. 
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  II.  Finanzlage 
 
 61 Die Darstellung der Veränderungen des Finanzmittelbestandes vom 01.01.2018 bis zum 

31.12.2018, analysiert nach den Quellen des Mittelzuflusses und der Mittelverwendung, 
erfolgt nach der gemäß dem Standard DRS 21 aufgestellten, nachfolgenden Kapitalfluss-
rechnung (vgl. auch Anlage 2.1): 

 2018 2017 
 TEUR TEUR 

Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit (A) -      99,7 498,2 
Cashflow aus der Investitionstätigkeit (B) +     20,0 +     20,0 
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit (C) - 1.034,4 -   187,2 
Zahlungswirksame Veränderung des Finanz-
mittelbestandes (= A + B + C) 

 
-  1.114,1 

 
+    331,0 

Finanzmittelbestand am 01.01. + 1.902,3 + 1.571,3 
Finanzmittelbestand am 31.12. +    788,2 + 1.902,3 

 
 62 Der Finanzmittelbestand beinhaltet täglich verfügbare flüssige Mittel auf zwei Girokonten 

und in Kassenbeständen von insgesamt TEUR 785,0 (i. V. TEUR 1.885,1), ein Tages-
geldkonto von TEUR 0,0 (i. V. TEUR 14,0) sowie einem Kautionskonto von TEUR 3,2 
(i. V. TEUR 3,2). 

 
 63 Der bis zum 30.06.2020 befristete und jährlich prolongierte Kreditrahmen für die Fremd-

währungsdarlehen von TEUR 6.600,0 wurde zum Bilanzstichtag in Höhe von 
TEUR 5.779,8 in Anspruch genommen. Der Wert schwankt je nach Wechselkursverhält-
nis zwischen Schweizer Franken und Euro. Daneben ist ein endfälliges Geldmarktdarle-
hen von TEUR 2.000,0 bis zum 31.08.2023 prolongiert worden. Die Zahlungsfähigkeit war 
im Geschäftsjahr 2018 und ist im Prüfungszeitpunkt gegeben. 
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 III. Ertragslage 
 
 64 Das Geschäftsjahr 2018 schließt mit einem Jahresfehlbetrag von TEUR 457,6 (i. V. Jah-

resüberschuss TEUR 237,0) ab. 
 
 65 Die Aufteilung des Jahresergebnisses nach Leistungsbereichen - entsprechend der Be-

rechnung in Anlage 2.2 - ergibt folgendes Bild: 
   Ergebnis- 
 2018 2017 auswirkungen 
 TEUR 

 
TEUR TEUR 

Betriebsergebnis - 155,8 - 155,2 -     0,6 
Finanzergebnis -   301,8 +   392,2       -   694,0 
Jahresergebnis -   457,6 +   237,0 -   694,6 

 
 66 Das Betriebsergebnis ist im Vergleich zum Vorjahr nahezu unverändert. Ergebnismin-

dernd wirkte sich die Abschreibung von TEUR 90,0 auf den niedrigeren beizulegen Wert 
eines zum Stichtag im Bestand befindlichen Grundstücks aus. 

 
 67 Das Finanzergebnisses hat sich um TEUR 694,0 gegenüber dem Vorjahr vermindert und 

ist geprägt durch Wechselkursverluste der Fremdwährungsdarlehen in Schweizer Fran-
ken von TEUR 222,4 (i. V. Kursgewinne von TEUR 487,4). Die Zinsaufwendungen für die 
Darlehen haben TEUR 89,9 (i. V. TEUR 106,1) betragen. 

 
 68 Ein Vergleich des tatsächlich erzielten Ergebnisses mit dem ursprünglich geplanten Er-

gebnis ergibt folgendes Bild: 
 Ist Plan Ergebnis- 
 2018 2018 auswirkungen 
 TEUR TEUR TEUR 
Betriebsergebnis - 155,8 + 224,0 -  379,8 
Finanzergebnis - 301,8 - 109,0 -  192,8 
Jahresergebnis - 457,6 + 115,0 -  572,6 

 
 69 Das verschlechterte Jahresergebnis 2018 gegenüber dem Plan resultiert vor allem aus 

dem Rückgang des Überschusses aus dem Verkauf von Grundstücken um TEUR 362,8 
sowie den Kursverlusten der Fremdwährungsdarlehen von TEUR 222,4, die im Wirt-
schaftsplan für 2018 mangels Kenntnisse unberücksichtigt geblieben waren. 
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70 Nach dem vom Aufsichtsrat am 18.12.2018 verabschiedeten Wirtschafts- und Finanzplan 

2019 plant die SEG für das Geschäftsjahr 2019 einen Jahresüberschuss von TEUR 245,0 

der sich wie folgt zusammensetzt: 
   Plan 

    
   TEUR 
Betriebsergebnis   + 325,0 
Finanzergebnis   -   80,0 
Jahresüberschuss     245,0 

 
 71 Die nachhaltige Rentabilität hängt im Wesentlichen davon ab, in welchem Umfang 

Grundstücke veräußert werden können. Der Teil des Finanzergebnisses, in dem das Er-
gebnis aus Kursveränderungen abgebildet wird, ist im Wirtschaftsplan mit TEUR 0,0 an-
gesetzt, da es nicht vorausgesehen werden kann. Zum 03.05.2019 ergäbe sich ein Kurs-
gewinn von TEUR 71,1. 
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  F.  Grundlagen der wirtschaftlichen Tätigkeit 
 
 72 Gegenstand des Unternehmens ist die Durchführung von Stadtentwicklungsaufgaben im 

Auftrag des Magistrats der Universitätsstadt Marburg. Dazu gehören die Planung, Er-
schließung, Konzeptumsetzung und Vermarktung von Grundstücken der ehemaligen 
Bundeswehrliegenschaften sowie neuer Misch- und Gewerbegebiete in Marburg. 

  Die Gesellschaft kann ihre Tätigkeit auch über Marburg hinaus ausüben, wenn die Ge-
sellschaftsorgane dies jeweils billigen. 

 
 73 Aufgabe der Gesellschaft ist auch die Wirtschaftsförderung im Zusammenhang mit der 

zivilen Nachfolgenutzung der Bundeswehrliegenschaften. Hierunter fallen u. a. der An- 
und Verkauf von hierfür geeigneten Grundstücken, die Werbung und Information über 
Standortgegebenheiten und Förderungsmaßnahmen, die Anwerbung geeigneter auswär-
tiger Unternehmen, die umfassende investitionsbegleitende Beratung und Betreuung an-
geworbener und ansässiger investitionswilliger Wirtschaftsunternehmen, die Beratung 
und Betreuung bei der Vermarktung und dem Ankauf von Gewerbeflächen. 

 
 74 Im Rahmen ihrer Tätigkeit als Erschließungsträger veräußerte die SEG im Geschäftsjahr 

einen Teil eines ihrer selbst erschlossenen Grundstücke. Der Verkauf ergab folgenden 
Deckungsbeitrag: 
 2018  2017  2016   
 TEUR TEUR TEUR  
Verkaufserlöse  
(ohne Nebenleistungen) 

50,4 
 

705,6 
 

2.046,8 
  

Bestandsminderung -    11,1 -    560,0 - 1.006,3  
Aufwendungen für Ver-
kaufsgrundstücke -    8,1  -    108,5  -    251,2   
Ergebnis +  31,2          +     37,1          +   789,3        
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G. Feststellungen aus der Erweiterung des Prüfungsauftrages 
nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 

 
 75 Bei der auftragsgemäßen Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung wurden 

die Vorschriften des § 53 Absatz 1 Nr. 1 und 2 Haushaltsgrundsätzegesetz und der 
IDW Prüfungsstandard 720 „Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung 
nach § 53 HGrG“ beachtet. Dementsprechend wurde auch geprüft, ob die Geschäfte ord-
nungsgemäß, d.h. mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den han-
delsrechtlichen Vorschriften, den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und der Ge-
schäftsordnung geführt worden.  

 
 76 Die im Gesetz und den dazu vorliegenden Prüfungsgrundsätzen des IDW PS 720 gefor-

derten Angaben sind in Anlage 4 zusammengestellt. Die Prüfung hat keine Besonderhei-
ten ergeben, die Anlass zu Zweifeln an der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 
geben könnten. Ferner hat die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse nach dem Er-
gebnis unserer Prüfung keinen Anlass zu Beanstandungen ergeben. 
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H. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks des unabhängigen 
Abschlussprüfers  

 
Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften  
und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (Prüfungs- 
standard 450 n. F. des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V.). 
 
Eine Verwendung des unten wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prü- 
fungsberichtes bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weiterga- 
be des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichtes in einer von der bestätigten Fassung  
abweichende Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor unse- 
rer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere  
Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen. 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit unten genanntem Datum  
den folgenden nicht modifizierten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
   

"BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 

An die Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH, Marburg 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH, Marburg,  
– bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstel-
lung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den La-
gebericht der Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH, Marburg, für das Geschäftsjahr 
vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31.12.2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 
31.12.2018 und 
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• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-
sellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen. 

Hinweis zur Hervorhebung eines Sachverhalts  

Wir weisen auf die bilanzielle Überschuldung der Gesellschaft zum 31.12.2018 und den nicht  
durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag von TEUR 3.483,0 hin. Die positive Fortbestehens- 
prognose beruht auf den im Umlaufvermögen vorhandenen stillen Reserven sowie dem geplan- 
ten positiven Ergebnis für das Geschäftsjahr 2019 (s. Anhang Abschnitt „Allgemeine Angaben“ 
sowie Lagebericht Abschnitt „Chancen der künftigen Entwicklung“). Darüber hinaus hat die Ge-
sellschafterin eine unwiderrufliche, selbstschuldnerische und unbefristete Bürgschaft gegen-
über dem finanzierenden Kreditinstitut übernommen, die ein Mehrfaches des „Nicht durch Ei-
genkapital gedeckten Fehlbetrages“ beträgt (s. Anhang Abschnitt „Sonstige Angaben“ sowie 
Lagebericht Abschnitt „Risikobericht“). Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht sind diesbezüglich nicht modifiziert.  
 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
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deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-
stimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
sentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maß-
nahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er-
bringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grund-
lage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Au-
ßerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-
teme der Gesellschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlang-
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ten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-
zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und be-
urteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annah-
men. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-
bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-
fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 
 
Frankfurt am Main, den 03.05.2019 
 
 

Domizil-Revisions AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

 
 
 

Brünnler-Grötsch Yigit 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Anlagen 
 
1. Pflichtanlagen zum Prüfungsbericht 

1.1 Jahresabschluss zum 31.12.2018 
1.2 Lagebericht 2018 
1.3 Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
 

2. Analyse der wirtschaftlichen Verhältnisse 
2.1 Kapitalflussrechnung für 2018 
2.2 Erfolgsanalyse 2018 
 

3. Rechtliche und steuerliche Verhältnisse 
 

4. Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 
 

5. Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften nach dem Stand vom 01.01.2017 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aus rechentechnischen Gründen können in den Tabellen Rundungsdifferenzen in 
Höhe von  einer Einheit (EUR, % usw.) auftreten. 
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  Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2018 

1. Bilanz zum 31. Dezember 2018 

 
 

 

 

 

Aktiva Geschäftsjahr  Vorjahr 
 € € € 

      

A. Anlagevermögen    
     
 I. Sachanlagen    
  Andere Anlagen, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung 
 1.136,99 3.929,99 

      
 II. Finanzanlagen     
  Sonstige Ausleihungen  255.905,42 265.441,61 
      
ANLAGEVERMÖGEN INSGESAMT:  257.042,41 269.371,60 
      

B. Umlaufvermögen    
     
 I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke    
  1. Grundstücke ohne Bauten 3.434.722,86  3.426.323,92 
  2. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit  

    fertigen Bauten 
290.000,00  380.000,00 

  3. Unfertige Leistungen          6.425,41 3.731.148,27 6.425,41 
      
 II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände    
  1. Forderungen aus Vermietung und Verpachtung 900,00  602,86 
  2. Forderungen aus Betreuungstätigkeit 5.283,79  2.693,81 
  3. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 17.012,54  0,00 
  4. Sonstige Vermögensgegenstände           16.355,11 39.551,44 9.641,15 
      
 III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten  788.167,99 1.902.333,09 
      
UMLAUFVERMÖGEN INSGESAMT:  4.558.867,70 5.728.020,24 
      

C. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag  3.483.041,68 3.025.438,91 
      

BILANZSUMME:  8.298.951,79 9.022.830,75 
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Passiva Geschäftsjahr  Vorjahr 

 € € € 
      

A. Eigenkapital    
     
 I. Gezeichnetes Kapital  51.129,19 51.129,19 
      
 II. Bilanzverlust    
  1. Verlustvortrag  -3.076.568,10 -3.313.597,82 
  2. Jahresfehlbetrag/-überschuss        -457.602,77 237.029,72 
      
 III. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag  3.483.041,68 3.025.438,91 
      
EIGENKAPITAL INSGESAMT:  0,00 0,00 
      

B. Rückstellungen    
     
 I. Sonstige Rückstellungen  471.148,00 471.917,00 
      

C. Verbindlichkeiten    
      
  1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten   7.782.899,50  8.461.023,21 
  2. Verbindlichkeiten aus Vermietung 3.220,37  3.220,37 
  3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen aus Leistungen 3.829,72  12.608,59 
  4. Sonstige Verbindlichkeiten         36.674,20 7.826.623,79 74.061,58 
      davon aus Steuern    
      Geschäftsjahr        €   6.638,05    
      Vorjahr                   €        0,00    
      

D. Rechnungsabgrenzungsposten  1.180,00 0,00 
      

BILANZSUMME:  8.298.951,79 9.022.830,75 
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2. Gewinn- und Verlustrechnung für das Jahr 2018 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

   Geschäftsjahr  Vorjahr 
   € € € 

      
1. Umsatzerlöse    
 a. aus der Hausbewirtschaftung 60.218,21  31.145,00 
 b. aus dem Verkauf von Grundstücken 50.394,73  705.570,00 
 c. aus Betreuungstätigkeit         127.744,83 238.357,77 66.320,73 
      
2. Verminderung (-) des Bestandes an zum Verkauf 

bestimmten Grundstücken mit fertigen und unfertigen 
Bauten 

 -101.072,06 -559.996,26 

      
3. Sonstige betriebliche Erträge  21.102,18 498.643,65 
      
4. Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistungen   
 a. Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 18.570,36  23.158,08 
 b. Aufwendungen für Verkaufsgrundstücke 8.083,64  108.490,04 
 c. Aufwendungen für andere Lieferungen und Leistungen           6.920,09 33.574,09 2.837,65 
      
 Rohergebnis  124.813,80 607.197,35 
      
5. Personalaufwand    
 a. Gehälter 127.424,63  125.715,10 
 b. Soziale Abgaben und Aufwendungen für die 

Altersversorgung, davon für  
       34.151,22 161.575,85 31.757,95 

  Altersversorgung     €   9.944.59    
  Vorjahr                    €   9.758,25    
      
6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegen-stände 

des Anlagevermögens und Sachanlagen 
 2.793,00 3.987,01 

      
7. Sonstige betriebliche Aufwendungen  322.347,75 96.976,08 
      
8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen  89.874,76 106.051,07 
      
 Ergebnis nach Steuern  -451.777,56 242.710,14 
      
9. Sonstige Steuern  5.825,21 5.680,42 
      

 Jahresfehlbetrag / -überschuss  -457.602,77 237.029,72 
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3. Anhang 
 

A. Allgemeine Angaben 
 

Die Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH ist eine Kapitalgesellschaft, eingetragen in das 

Handelsregister beim Amtsgericht Marburg unter der Registernummer B HRB 1857. Sitz der 

Kapitalgesellschaft ist im Pilgrimstein 17 in 35037 Marburg. 

 

Der Jahresabschluss für das Jahr 2018 wurde nach den Rechnungslegungsvorschriften für 

Kapitalgesellschaften entsprechend den Bestimmungen des HGB aufgestellt. Die Gesellschaft wird 

entsprechend § 122 I S.1 Nr. 4 HGO als große Kapitalgesellschaft gem. § 267 III HGB behandelt, da 

eine Gebietskörperschaft (Universitätsstadt Marburg) Gesellschafter ist. 

 

Der Gliederung von Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung wurden die geltenden Formblattvorschriften 

zu Grunde gelegt, wie sie auch für Wohnungsunternehmen angewendet werden. Für die Gewinn- 

und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gewählt. 

 

Notwendige Vermerke, für deren Ausweis das Gesetz ein Wahlrecht vorsieht, werden im Anhang 

aufgeführt. 

 

Zwischen den handelsrechtlichen Wertansätzen und den Steuerbilanzansätzen bestehen 

Unterschiede, aus denen aktive latente Steuern resultieren. Sie betreffen die Bilanzposition zum 

Verkauf bestimmte Grundstücke und die Bilanzposition Verbindlichkeiten. Weiterhin bestehen 

steuerliche Verlustvorträge, die bei der Berechnung aktiver latenter Steuern berücksichtigt werden 

können. Auf die Ausübung des Wahlrechts zur Aktivierung latenter Steuern gem. § 274 I HGB wurde 

verzichtet. 

 

Die Gesellschaft ist bilanziell überschuldet. Die positive Fortbestehensprognose wird aus den im 

Umlaufvermögen vorhandenen stillen Reserven sowie dem geplanten positiven Ergebnis für das 

Geschäftsjahr 2019 abgeleitet. 

 

B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden haben sich gegenüber dem Vorjahr nicht geändert.  
 

Das gesamte Anlagevermögen wurde zu fortgeführten Anschaffungskosten oder zum niedrigeren 

beizulegenden Wert bewertet. 
 

Die Sachanlagen sind zu Anschaffungskosten vermindert um planmäßige lineare Abschreibungen 

bewertet worden. Die Finanzanlagen wurden zum niedrigeren beizulegenden Wert bilanziert. 
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Die Entwicklung des Anlagevermögens ergibt sich aus dem Anlagespiegel. 
 

Die Position Grundstücke mit fertigen Bauten wurde zu Anschaffungskosten zuzüglich angefallener 

Fremdkosten bewertet. Die unfertigen Leistungen betreffen Erschließungskosten für den Görzhäuser 

Hof III Michelbach und für ein neu zu erwerbendes Baufeld in Marburg-Ginseldorf. Im Weiteren zeigte 

sich, dass die Bewertung eines Grundstücks im Bereich Stadtwald an die Marktverhältnisse 

angepasst werden musste. Hieraus ergibt sich eine Abschreibung von 90 T€.  

 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände wurden zum Nennwert bilanziert. 
 

Bankguthaben sind zu Anschaffungskosten bewertet, soweit nicht in Einzelfällen ein niedrigerer   

 Wertansatz geboten ist. 
 

Die Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewisse Verbindlichkeiten. Die 

zum 31. Dezember 2018 gebildeten Rückstellungen belaufen sich auf insgesamt 471,1 T€. Die 

Bewertung erfolgte in Höhe des Erfüllungsbetrags, der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

notwendig ist. 
 

Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt worden. Fremdwährungs-

verbindlichkeiten wurden mit ihrem Erfüllungsbetrag bewertet und unter Beachtung des höheren 

Geldkurses zum Bilanzstichtag entsprechend dem Vorsichtsprinzip angesetzt. 
 

Vor dem Bilanzstichtag getätigte Einnahmen, die Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag 

darstellen, werden als passive Rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesen. 
 

 

C. Erläuterungen zur Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung  
 

Bilanz 
 

Die Finanzanlagen beinhalten Ausleihungen in Höhe von 255,9 T€. Diese sind in Höhe von 104,3 T€ 

abgezinst. Das Darlehen wurde den Stadtwerken Marburg gewährt, welches jährlich mit 20,0 T€ 

getilgt wird. 
 

Unter dem Posten „Zum Verkauf bestimmte Grundstücke“ werden Unfertige Leistungen von 3,9 T€ 

für noch nicht fertig gestellte Erschließungsmaßnahmen betreffend Görzhäuser Hof III in Michelbach  

sowie 2,5 T€ für ein neu zu erwerbendes Baufeld in Marburg-Ginseldorf ausgewiesen. 
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Die Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr und die Mitzugehörigkeit der 

Forderungen zu anderen Posten stellen sich wie folgt dar: 
 

 Bilanzausweis Restlaufzeit 
mehr als 1 Jahr 

Davon gegen 
Gesellschafter 

 € € € 
Forderungen aus Vermietung 900,00 0,00 0,00 
Vorjahr 602,86 0,00 0,00 
    
Forderungen aus Betreuungstätigkeit 5.283,79 0,00 0,00 
Vorjahr 2.693,81 0,00 0,00 
    
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 17.012,54 0,00 0,00 
Vorjahr 0,00 0,00 0,00 
    
Sonstige Vermögensgegenstände 16.355,11 0,00 0,00 
Vorjahr 9.641,15 0,00 0,00 

    
Gesamt 39.551,44 0,00 0,00 

Vorjahr 12.937,82 0,00 0,00 

Vergleichszahlen Vorjahr kursiv 
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Anschaffungs-/ Zugänge Abgänge/ Umbuchungen Anschaffungs-/ Kumulierte Veränd. i. Z. m. Veränd. i. Z. m. Abschreibungen Zuschreibungen Kumulierte Buchwert
Herstellungskosten Tilgung Herstellungskosten Abschreibungen Abgängen Umbuchungen des Gj. Abschreibungen Stand

historisch 2018 2018 31.12.2018 01.01.2018 2018 2018 2018 2018 31.12.2018 31.12.2018
€ € € € € € € € € € € €

Immaterielle Vermögensgegenstände

Software 19.262,63 0,00 19.262,63 0,00 0,00 19.262,63 19.262,63 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücks-
    gleiche Rechte mit Geschäfts- und 625.381,92 0,00 625.381,92 0,00 0,00 625.381,92 625.381,92 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
    anderen Bauten

2. Andere Anlagen, Betriebs- und
   Geschäftsausstattung 108.312,78 0,00 89.477,40 0,00 18.835,38 104.382,79 89.477,40 0,00 2.793,00 0,00 17.698,39 1.136,99 

Sachanlagen insgesamt: 733.694,70 0,00 714.859,32 0,00 18.835,38 729.764,71 714.859,32 0,00 2.793,00 0,00 17.698,39 1.136,99 

Finanzanlagen

Sonstige Ausleihungen 380.173,11 0,00 20.012,00 0,00 360.161,11 114.731,50 0,00 0,00 0,00 10.475,81 104.255,69 255.905,42 

Finanzanlagen insgesamt 380.173,11 0,00 20.012,00 0,00 360.161,11 114.731,50 0,00 0,00 0,00 10.475,81 104.255,69 255.905,42 

Anlagevermögen insgesamt 1.133.130,44 0,00 754.133,95 0,00 378.996,49 863.758,84 734.121,95 0,00 2.793,00 10.475,81 121.954,08 257.042,41 

Entwicklung des Anlagevermögens zum 31.12.2018
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*) 

 
Die Sonstigen Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen bzw. haben sich wie folgt verändert: 

 
 
  

 
Stand 

01.01.2018 
€ 

 
In Anspruch- 

nahme 
€ 

 
Auflösung 

 
€ 

 
Zuführung 

 
€ 

 
Stand 

31.12.2018 
€ 

Urlaub          917,00              917,00    0,00  
    

2.148,00          2.148,00    

Prüfungskosten     14.000,00           7.627,96      6.372,04    
  

12.000,00        12.000,00    

Steuerberatung       6.000,00           4.171,23      1.828,77    
    

6.000,00          6.000,00    
            
Übrige Rückstellungen    451.000,00                 0,00      0,00                0,00        451.000,00    

Gesamt   471.917,00         12.716,19      8.200,81     20.148,00      471.148,00    
 

Die Zusammensetzung der Verbindlichkeiten nach Fälligkeiten, Sicherungen und nach der 

Mitzugehörigkeit zu anderen Posten ergibt sich aus dem Verbindlichkeitenspiegel. In den 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind Kredite in Höhe von 5.779,8 T€ in der 

Fremdwährung „Schweizer-Franken“ enthalten, die nicht gegen das Währungsrisiko abgesichert sind.  

 
Verbindlichkeitenspiegel zum 31. Dezember 2018 

  davon Restlaufzeit  
 insgesamt unter 1 

Jahr 1-5 Jahre über 5 
Jahre 

davon 
gesichert 

 € € € € € 
      
Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 

7.782.899,50 7.782.899,50 0,00 0,00 7.782.899,50 

 8.461.023,21 8.461.023,21 0,00 0,00 8.461.023,21 

      
Verbindlichkeiten aus 
Vermietung 

3.220,37 3.220,37 0,00 0,00 0,00 

 3.220,37 3.220,37 0,00 0,00 0,00 

      
Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und Leistungen  

3.829,72 3.829,72 0,00 0,00 0,00 

davon gegenüber 
Gesellschaftern   
€ 0,00 (i. Vj. € 0,00) 

12.608,59 12.608,59 0,00 0,00 0,00 

      
Sonstige Verbindlichkeiten 36.674,20 36.674,20 0,00 0,00 0,00 
davon vom Land über die Stadt 
ausgezahlte Darlehen 
€ 0,00 (i. Vj. € 44.025,43) 

74.061,58 74.061,58 
 

0,00 0,00 0,00 

Gesamt 7.826.623,79 7.826.623,79 0,00  0,00 7.782.899,50 

 8.550.913,75 8.550.913,75 0,00 0,00 8.461.023,21 

 
Vergleichszahlen Vorjahr kursiv *) durch Bürgschaft 
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Gewinn- und Verlustrechnung 

 

Die Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung in Höhe von 60,2 T€ enthalten Pachten für 

Stellflächen, Mieten und Pachten für die Wirtschaftseinheit in Michelbach (Görzhäuser Hof) sowie 

Mieten für ein Gebäude und eine Fläche im Stadtwald (ehem. Tannenbergkaserne).   

 

Die Umsatzerlöse aus den Verkauf von Grundstücken in Höhe von 50,4 T€ betreffen Grundstücke am 

Stadtwald für den privaten Wohnungsbau. 

 

Die Umsatzerlöse aus der Betreuungstätigkeit entfallen auf die Betreuung der HLG (59,9 T€), für die 

Verwaltung MarburgPlus (9,6 T€), für die Baubetreuungstätigkeit GeWoBau (44,2 T€) und für die 

Unterstützung eines Bauvorhabens am Görzhäuser Hof (14,0 T€). 

  

In der Position Erhöhung (+) oder Verminderung (-) des Bestandes an zum Verkauf bestimmten 

Grundstücken mit fertigen und unfertigen Bauten sind Bestandsverminderungen in Höhe  

von -101,1 T€ für Verkaufsgrundstücke enthalten.  

 

Die sonstigen betrieblichen Erträge entfallen im Wesentlichen auf Erträge aus der Aufzinsung von 

sonstigen Ausleihungen (10,5 T€), aus Erträgen aus der Auflösung von Rückstellungen (8,2 T€) sowie 

aus sonstigen Erträgen (2,4 T€). 

 

Die Aufwendungen für Hausbewirtschaftung betreffen Betriebskosten in Höhe von 18,6 T€. 

 

Die Aufwendungen für Verkaufsgrundstücke enthalten im Wesentlichen die Aufwendungen zur 

Erstellung einer Verkehrsuntersuchung im Gewerbegebiet Görzhausen (7,7 T€). 

 

Die Aufwendungen für andere Lieferungen und Leistungen haben sich gegenüber dem Vorjahr um  

4,1 T€ auf 6,9 T€ erhöht. Hier sind Aufwendungen für Grenzänderungen, Festlegung neuer 

Flurstücksgrenzen und die Abrisskosten für einen Schuppen gebucht worden.  

 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Höhe von 322,3 T€ enthalten 33,3 T€ für die 

Geschäftsbesorgung, 222,4 T€ für die Kursverluste des Kredites in CHF-Kredites sowie 66,6 T€ für  

Verwaltungskosten.  

 

 

D. Vortrag des Bilanzverlustes 
 

Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2018 weist einen Jahresfehlbetrag in Höhe von 457,6 T€ 

aus. 
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Von der Geschäftsführung wird vorgeschlagen, den Jahresfehlbetrag auf neue Rechnung 

vorzutragen. 

 

E. Sonstige Angaben 
 

Es bestanden keine Haftungsverhältnisse nach § 251 HGB. 

 

Für die finanzielle Lage von Bedeutung sind eine zeitlich unbefristete Bürgschaft der Universitätsstadt 

Marburg in Höhe von 14.316,2 T€ sowie die bilanziell nicht erfassten Wertunterschiede bei den 

Verkaufsgrundstücken (Verkehrswert ./. Buchwert) in Höhe von rund 3.006 T€. 

 

Das für den Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 zurückgestellte Honorar beträgt 12,0 T€. 

 

Nicht in der Bilanz ausgewiesene oder vermerkte finanzielle Verpflichtungen, die für die Beurteilung 

der finanziellen Lage von Bedeutung sind, bestehen nicht. 

 

Die Zahl der im Geschäftsjahr 2018 durchschnittlich beschäftigten Mitarbeiter betrug: 

 
  Teilzeit 

3 Technische Angestellte 3 
3 Beschäftigte 3 

 
 

Geschäftsführer: 

 Bernd Schulte, Kaufmann     (bis 31.01.2018) 

 Jürgen Rausch, Dipl. Ing.     (ab 01.01.2018) 

 

 

Mitglieder des Aufsichtsrates: 

Dr. Thomas Spies, Oberbürgermeister   Vorsitzender   

Tanja Bauder-Wöhr, Angestellte                            

Karin Schaffner, Verwaltungsangestellte 

Schaker Hussein, Geschäftsführer 

Alexandra Klusmann, Geschäftsführerin  

Christoph Ditschler, Angestellter Immobilienverwalter 

Marco Nezi, Lehrer  
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Stadtwald

Michelbach

Gisselberg

Hasenkopf/Wald

Hasenkopf 

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2018 
 
1. Darstellung des Geschäftsverlaufes 
 

Die Aufgabe der SEG ist es, bebaute und unbebaute Flächen zu erwerben, aufzuarbeiten und zu 

entwickeln sowie wieder zu veräußern. Im Sinne einer vorausschauenden Stadtentwicklung betreibt 

die SEG Bodenbevorratung, um für die Universitätsstadt Marburg jederzeit neue 

Stadtentwicklungsprojekte durchführen zu können. 

 

Aufgrund der strukturellen Besonderheiten in unserem Wirtschaftsraum waren in der Vergangenheit 

Konjunktureinbrüche in Deutschland in der Geschäftsentwicklung der SEG nur in abgeschwächter 

Form festzustellen. 

 

Der Grundstücksbestand des Umlaufvermögens der Gesellschaft stellte sich zum 31. Dezember 2018 

wie folgt dar (*getrennter Ausweis Verkehrs-/Ausgleichsflächen): 

 

 Bestand 
01.01.2018 

Zu-/ Abgang 
 

Berichtigung 
 

Bestand 
31.12.2018 

 m² m² m² m² 
Stadtwald 21.827 -1.248              20.579 
* Verkehrsfläche 4.450   4.450 
Michelbach 193.953   193.953 
* Ausgleichsfläche 199.826   199.826 
Gisselberg 0,00   0,00 
* Ausgleichsfläche  11.402   11.402 
Hasenkopf/Wald 6.448   6.448 
Hasenkopf 1.309   1.309 
Gesamt 439.215 -1.248                        437.967 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

   

Im Jahr 2018 wurden im Stadtwald insgesamt 1.248 m² verkauft. 
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2. Darstellung der wirtschaftlichen Lage 
 

Im Geschäftsjahr 2018 hat die SEG einen Fehlbetrag von 457,6 T€ erwirtschaftet. Dadurch hat sich 

der nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbetrag auf 3.483,0 T€ erhöht. 

 

2.1. Vermögens- und Kapitalstruktur 
 

Aktiva Geschäftsjahr Vorjahr 
 T€ % T€ % 

Anlagevermögen 257,0 3,1 269,4 3,0 
Umlaufvermögen 4.558,9 54,9 5.728,0 63,5 
Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 3.483,0 42,0 3.025,4 33,5 

Gesamtvermögen 8.299,0 100,0 9.022,8 100,0 

 
Passiva Geschäftsjahr Vorjahr 

 T€ % T€ % 
Gezeichnetes Kapital 51,1 0,6 51,1 0,6 
Bilanzverlust -3.534,1 -42,6 -3.076,6 -34,1 
Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 3.483,0 42,0 3.025,4 33,5 
= Eigenkapital 0,0 0,0 0,0 0,0 
Rückstellungen 471,2 5,7 472 5,2 
Verbindlichkeiten 7.826,6 94,3 8.550,9 94,8 
Rechnungsabgrenzung 1,2 0,0 0,0 0,0 

Gesamtkapital 8.299,0 100,0 9.022,8 100,0 

 

Das Gesamtvermögen hat sich ohne die Position „Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag“ in 

Höhe von 3.483,0 T€ (Vorjahr 3.025,4 T€) um 1.181,5 T€ verringert. Das Umlaufvermögen hat sich 

gegenüber dem Vorjahr um 1.169,2 T€ verringert. Die Reduzierung beruht zum weit überwiegenden 

Teil auf der Tilgung eines Kredites in Höhe von 900 T€. 

 

Der nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbetrag hat sich durch den im Jahr 2018 zu verzeichnenden 

Fehlbetrag um 457,6 T€ auf 3.483,0 T€ erhöht. 

 

Die „Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten“ haben sich um 678,1 T€ verringert. Im 

Wesentlichen ist das zurückzuführen auf die Rückzahlung eines Kredites in Höhe von 900 T€ und 

dem Kursverlust der Schweizer-Franken-Kredite in Höhe von 222,4 T€.  

 

Die Darlehen des Hessischen Investitionsfonds „A“ wurden planmäßig mit 44,0 T€ getilgt und sind 

damit komplett zurückgezahlt. 
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2.2. Finanzlage 
  
 Geschäftsjahr Vorjahr Veränderung 
 T€ T€ T€ 
    
Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit                -99,7                498,2 -597,9 
    
Cashflow aus der Investitionstätigkeit 20,0 20,0 0,0 
    
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -1.034,4 -187,2 -847,2 
    
Finanzmittelfonds am Ende der Periode 788,2 1.902,3 -1.114,1 
 

Der Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit belief sich für das Geschäftsjahr 2018  

auf - 99,7 T€.  

 

Der Mittelabfluss aus der Finanzierungstätigkeit in Höhe von 1.034,4 T€ resultiert aus gezahlten 

Zinsen in Höhe von 90,4 T€ und Auszahlungen für die Tilgung von Darlehen in Höhe von 944,0 T€. 

  

Der Finanzmittelfonds am Anfang 2018 reichte aus, um die Mittelabflüsse aus der 

Finanzierungstätigkeit zu decken und führte zu einem Absinken des Finanzmittelfonds um 1.114,1 T€.   

      

Durch den nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag ist die Gesellschaft bilanziell überschuldet. 

Die Bankkredite sind durch eine selbstschuldnerische Bürgschaft der Universitätsstadt Marburg von 

14.316,2 T€ besichert. 

 

Die Ausstattung der Gesellschaft mit einem Stammkapital in Höhe von 51,1 T€ ist als sehr niedrig 

einzustufen. Deshalb erachten Aufsichtsrat und Geschäftsführung bereits seit Längerem eine 

Aufstockung des Stammkapitals für notwendig. 

  

2.3.  Ertragslage 
Die Entwicklung der Gesamtleistung im Überblick  

 

 Geschäftsjahr Vorjahr 
 T € T € 
Hausbewirtschaftung 60,2 31,2 
Verkauf von Grundstücken des Umlaufvermögens 50,4 705,6 
Betreuungstätigkeit 127,7 66,3 
Bestandsveränderung -101,1 -560,0 
Sonstige Erträge 21,2 498,6 
Gesamtleistung inkl. Sonstige Erträge 158,4 741,7 
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Die Ertragslage stellt sich nach Gegenüberstellung der Aufwendungen und Erträge der einzelnen 

Bereiche als Ergebnis im Jahresvergleich wie folgt dar: 

 

 Geschäftsjahr Vorjahr 
 T€ T€ 
Betriebsergebnis -155,8 -155,2 
Finanzergebnis -301,8 392,2 
Jahresergebnis -457,6 237,0 
 

Das Betriebsergebnis aus der laufenden Geschäftstätigkeit in Höhe von -155,8 T€ hat sich gegenüber 

dem Vorjahr um 0,6 T€ verringert. 

 

Das Finanzergebnis setzt sich zusammen aus dem Zinsergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit in 

Höhe von -79,4 T€ und aus Kursverlusten in Höhe von 222,4 T€. 

 

3. Prognosebericht 
 

Die Vermarktung von Grundstücksflächen wird sich in den nächsten Jahren positiv für die Gesellschaft 

auswirken. 

 

Die nicht bilanziell erfassten Wertunterschiede bei den Verkaufsgrundstücken (kalkulierter Kaufpreis ./. 

Buchwert) belaufen sich voraussichtlich auf 3.006 T€. Sie setzen sich wie folgt zusammen: 

 

 T € T € 
   
Tannenbergkaserne (Stadtwald)   
Kalkulierter Verkaufspreis zum 31.12.2018 1.581  
Buchwert zum 31.12.2018 1.134  
Kalkulierter zukünftiger Überschuss  447 
   
Michelbach/Görzhäuser Hof II   
Kalkulierter Verkaufspreis Restfläche 1.010  
Buchwert zum 31.12.2018 435  
zzgl. kalkulierte Folgekosten 100  
Kalkulierter zukünftiger Überschuss  475 
   
Michelbach/Görzhäuser Hof III   
Kalkulierter Verkaufspreis 5.500  
Buchwert zum 31.12.2018 2.116  
zzgl. kalkulierte Folgekosten 1.300  
Kalkulierter zukünftiger Überschuss  2.084 
   
Kalkulierter zukünftiger Überschuss (ohne Kosten wie 
Personal und Zinsaufwendungen)  3.006 
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4.  Finanzinstrumente 
 

Im Anlagevermögen werden sonstige Ausleihungen in Höhe von 255,9 T€ ausgewiesen. Diese sind in 

2018 mit 104,3 T€ abgezinst. Das Darlehen wurde den Stadtwerken Marburg gewährt. 

 

Im Umlaufvermögen sind im Wesentlichen zum Verkauf bestimmte Grundstücke in Höhe von  

3.724,7 T€ enthalten. Diese gehören zur Hauptaufgabe der SEG, der Bevorratung von Grundstücken 

und deren Erschließung. In diesen Grundstücken sind zum 31. Dezember 2018 kalkulierte stille 

Reserven in Höhe von 3.006 T€ enthalten. 

 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten in Höhe von 7.782,9 T€ wurden zum Kauf und zu der 

Erschließung der im Umlaufvermögen ausgewiesenen Grundstücke aufgenommen. 

 

Die Verbindlichkeiten aus Vermietung in Höhe von 3,2 T€ betreffen die Kaution der Mieter des 

Gebäudes A72, Dietrich-Bonhoeffer Str. 10. 

 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von 3,8 T€ betreffen Bauleistungen 

und andere Lieferungen und Leistungen. 

 

5.  Risikobericht 
5.1.  Risiken der künftigen Entwicklung 

 
Der Verkauf von Grundstücken ist schwierig zu planen. Zur Industrieansiedlung werden Flächen 

vorgehalten, um bei Bedarf kurzfristig Gewerbeflächen anbieten zu können. Der Verkauf von 

Grundstücken an Privatpersonen zur Wohnbebauung ist aufgrund der derzeitigen günstigen 

Zinskonditionen zu akzeptablen Preisen möglich.  

 

Im Bereich der Finanzierung werden zum Teil Darlehen in Fremdwährung (Schweizer Franken) 

gehalten (zum Volumen siehe Anhang Punkt C. Bilanz).  

 

Eine planmäßige Tilgung der Kredite erfolgt nicht, den Rückzahlungszeitpunkt bestimmt die SEG. Zum 

31.12.2018 wurden die Darlehen zum Stichtagskurs bewertet, die zu einem buchhalterischen Verlust 

von 222,4 T€ führten. Nach dem Abschlussstichtag bis zum 03.05.2019 wertete der Euro gegenüber 

dem Schweizer Franken auf, sodass zu diesem Zeitpunkt ein Fremdwährungsgewinn von 71,1 T€ 

entstünde.   

 

Aufgrund der selbstschuldnerischen Bürgschaft der Stadt Marburg in Höhe von 14.316,2 T€ sind die 

finanziellen Rahmenbedingungen des Unternehmens gesichert.  
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5.2.  Chancen der künftigen Entwicklung 
 

Durch die zu erwartende Nachfrage für Gewerbe- und Industrieflächen innerhalb der Universitätsstadt 

Marburg sieht die SEG verstärkt die Chance, Grundstücke im gewerblichen Bereich zu veräußern. 

 

Auch bei der nachfragebedingten Weiterentwicklung der Universitätsstadt Marburg wie beispielsweise 

der Planung und Umsetzung des Baugebietes Hasenkopf sieht die SEG gute Chancen, mit 

Planungsleistungen und Grundstücksgeschäften zu partizipieren. 

 

Die zur Zeit für viele Kommunen schwierige Ausgangslage hinsichtlich der Verfügbarkeit von Bauland 

legt nahe, dass die SEG in Kooperation mit der Universitätsstadt Marburg eine langfristig angelegte 

Bodenbevorratung durchführt.  

 

Für das Jahr 2019 wird mit Umsatzerlösen aus dem Verkauf von Grundstücken in Höhe von 1,9 Mio. € 

und einem daraus resultierenden Jahresüberschuss in Höhe von 245 T€ gerechnet. Aufgrund 

fehlender Prognosefähigkeit wurde hierbei ein Fremdwährungsergebnis von 0 T€ angesetzt. 

 

 

6.  Organisation und Sozialbericht 
 

Das Rechnungswesen der Gesellschaft wird weiterhin im Rahmen eines Geschäftsbesorgungs-

vertrages von der GeWoBau GmbH Marburg-Lahn abgewickelt. Das Lohn- und Gehaltswesen wurde 

ebenfalls per Vertrag dem Personalamt der Universitätsstadt Marburg übertragen. 

 

Zur zusätzlichen betrieblichen Altersversorgung wurde durch Leistungen an die Zusatzversorgungs-

kasse der Gemeinden und Gemeindeverbände Kassel beigetragen. Darüber hinaus sind freiwillige 

Sozialleistungen für die Angestellten gewährt worden. 

 

Die SEG ist bestrebt ihr Know-how im Bereich des Grunderwerbs, deren Entwicklung und 

Vermarktung in den Dienst der Universitätsstadt Marburg zu stellen. Im Jahr 2019 soll daher die 

wirtschaftliche Aufstellung der Gesellschaft geprüft werden. Auch die Übernahme neuer 

Aufgabenfelder für die Universitätsstadt Marburg wird hierbei beleuchtet. 
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

 

An die Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH, Marburg 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH, Marburg, 
 – bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir 
den Lagebericht der Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH, Marburg, für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der 
Gesellschaft zum 31.12.2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2018 bis zum 31.12.2018 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
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Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Hinweis zur Hervorhebung eines Sachverhalts  

Wir weisen auf die bilanzielle Überschuldung der Gesellschaft zum 31.12.2018 und den nicht 
durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag von TEUR 3.483,0 hin. Die positive Fortbestehens-
prognose beruht auf den im Umlaufvermögen vorhandenen stillen Reserven sowie dem 
geplanten positiven Ergebnis für das Geschäftsjahr 2019 (s. Anhang Abschnitt „Allgemeine 
Angaben“ sowie Lagebericht Abschnitt „Chancen der künftigen Entwicklung“). Darüber hinaus 
hat die Gesellschafterin eine unwiderrufliche, selbstschuldnerische und unbefristete 
Bürgschaft gegenüber dem finanzierenden Kreditinstitut übernommen, die ein Mehrfaches des 
„Nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrages“ beträgt (s. Anhang Abschnitt „Sonstige 
Angaben“ sowie Lagebericht Abschnitt „Risikobericht“). Unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht sind diesbezüglich nicht modifiziert. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als 
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus 
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
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zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen 
und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 
können. 
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• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 
sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 
einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 

 

Frankfurt am Main, den 03. Mai 2019 

 

         Domizil-Revisions AG 
         Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
         Steuerberatungsgesellschaft 

 
 
 
 

Brünnler-Grötsch 

 
 
 
 

Yigit 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

 
 
Eine Verwendung des Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prüfungsberichts bedarf 
unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des 
Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in einer von der bestätigten Fassung 
abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor 
unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf 
unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen. 
 

1329



      Domizil-Revisions AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
      Steuerberatungsgesellschaft
      dr-13624-4001-2018

Anlage 2.1

2018 2017
TEUR TEUR

1. Jahresfehlbetrag/ -überschuss -457,6 237,0

2. +/- Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 2,8 4,0

3. +/- Zunahme/Abnahme der Rückstellungen -0,8 104,3

4. +/- Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Erträge 212,0 -501,8

5. -/+ Zunahme/Abnahme der Vorräte, Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
sowie anderer Aktiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit 
zuzuordnen sind -26,6 5,4

6. -/+ Zunahme/Abnahme  der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie 
anderer Passiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit 
zuzuordnen sind -1,0 -16,8

7. -/+ Zunahme/Abnahme der zum Verkauf bestimmten Grundstücke 81,6 560,0

8. -/+ Zinsaufwendungen/Zinserträge 89,9 106,1

9. = Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit -99,7 498,2

10. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Finanzanlagevermögens 20,0 20,0

11. = Cashflow aus der Investitionstätigkeit 20,0 20,0

12. - Auszahlungen aus der planmäßigen Tilgung von Darlehen -944,0 -84,7

13. - Gezahlte Zinsen -90,4 -102,5

14. = Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -1.034,4 -187,2

15. Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds (Zf. 9, 11., 14.) -1.114,1 331,0

16. + Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 1.902,3 1.571,3

17. = Finanzmittelfonds am Ende der Periode 788,2 1.902,3

Jahres-Cashflow (Ziffern 1-2) -454,8 241,0

Kapitalflussrechnung für 2018
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Plan Veränderungen
2019 2018 2017 2017/18

TEUR TEUR TEUR TEUR
Erträge
Umsatzerlöse aus der
Hausbewirtschaftung 41,0 60,2 31,2 29,0
Umsatzerlöse aus dem
Verkauf von Grundstücken 1.873,0 50,4 705,6 -655,2
Umsatzerlöse aus der
Betreuungstätigkeit 60,0 127,7 66,3 61,4
Bestandsveränderungen -1.224,0 -101,1 -560,0 458,9
Übrige Erträge 74,0 10,7 0,4 10,3

824,0 147,9 243,5 -95,6
Aufwendungen 
Hausbewirtschaftung 25,0 18,6 23,2 -4,6
Verkaufsgrundstücke 194,0 8,1 108,5 -100,4
andere Lieferungen und Leistungen 5,0 6,9 2,8 4,1
Personalaufwand 167,0 161,6 157,5 4,1
Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des Anlage-
vermögens und Sachanlagen 2,0 2,8 4,0 -1,2
Sonstige betriebliche
Aufwendungen 100,0 99,9 97,0 2,9
Sonstige Steuern 6,0 5,8 5,7 0,1

499,0 303,7 398,7 -95,0
Überschuss / Fehlbetrag 325,0 -155,8 -155,2 -0,6

Finanzergebnis
Plan Veränderungen
2019 2018 2017 2017/18

TEUR TEUR TEUR TEUR
Erträge

Kursgewinne aus 
Fremdwährungsdarlehen

0,0 0,0 487,4 -487,4

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 
sowie Erträge aus Zuschreibungen 
des Finanzanlagevermögens 10,0 10,5 10,8 -0,3

10,0 10,5 498,2 -487,7
Aufwendungen
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 90,0 89,9 106,1 -16,2
Kursverluste aus Fremd-
währungsdarlehen 0,0 222,4 0,0 222,4
Fehlbetrag -80,0 -301,8 392,1 -693,9

Zusammenstellung
Plan Veränderungen
2019 2018 2017 2017/18

TEUR TEUR TEUR TEUR
Betriebsergebnis 325,0 -155,8 -155,2 -0,6
Finanzergebnis -80,0 -301,8 392,1 -693,9
Jahresergebnis vor Steuern 245,0 -457,6 236,9 -694,5
Steuern vom Einkommen
und vom Ertrag 0,0 0,0 0,0 0,0
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 245,0 -457,6 236,9 -694,5

Erfolgsanalyse 2018

Ergebnis

Betriebsergebnis
Ergebnis

Ergebnis

Ergebnis

Ergebnis

Ergebnis

1331



Rechtliche und steuerliche Verhältnisse 
 
  Rechtliche Verhältnisse 
 

Firma Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH 
  
Sitz Marburg 
  
Gründungstag Gesellschaftsvertrag vom 04.02.1993 
  

Handelsregistereintragung Beim Amtsgericht Marburg unter der Nr. B 1857 
 am 21.09.1993 eingetragen. 
  
Letzte Eintragung 22.02.2018 (Geschäftsführerwechsel) 
  
  

Gesellschaftsvertrag Gegenstand des Unternehmens (§ 2) 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Durch-
führung von Stadtentwicklungsaufgaben im Auf-
trage des Magistrats der Stadt Marburg; dazu ge-
hören insbesondere die Planung, Erschließung, 
Konzeptumsetzung und Vermarktung von Grund-
stücken der ehemaligen Bundeswehrliegenschaf-
ten in Marburg, Maßnahmen zur Vorbereitung der 
Bundeswehrliegenschaften in Marburg auf eine zi-
vile Nachfolgenutzung, insbesondere i. S. von 
§ 124 BauG, in „Public-Private-Partnership“ (Part-
nerschaft öffentlicher Initiatoren und Investoren). 
(2) Die Gesellschaft kann für die Stadt Marburg 
Aufgaben der Wirtschaftsförderung insbesondere 
im Zusammenhang mit der zivilen Nachfolgenut-
zung der Bundeswehrliegenschaften übernehmen. 
Hierunter fallen insbesondere folgende Tätigkeiten 
- der An- und Verkauf von hierfür geeigneten 

Grundstücken 
- die Werbung und Information über Standortge-

gebenheiten und Förderungsmaßnahmen im 
Stadtgebiet Marburg 

- die Anwerbung geeigneter auswärtiger Unter-
nehmen 

- die umfassende investitionsbegleitende Beratung 
und Betreuung angeworbener und ansässiger in-
vestitionswilliger Wirtschaftsunternehmen 

- die Beratung und Betreuung bei der Vermarktung 
und dem Ankauf von Gewerbeflächen. 
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 (3) Die Gesellschaft soll insbesondere die Pla-
nung, Erschließung, Konzeptumsetzung und Ver-
marktung der beim Bundesvermögensamt zum 
Kauf einzuwerbenden Grundstücke betreiben. 
Soweit die Gesellschafterin Eigentümerin oder 
Verfügungsberechtigte der zu entwickelnden 
Grundstücke wird, kann sie diese der Stadtent-
wicklungsgesellschaft Marburg mbH mit der Maß-
gabe zum Kauf anbieten, dass diese berechtigt ist, 
die Kaufangebote durch Dritte annehmen zu las-
sen. Die Gesellschaft kann auch andere Entwick-
lungsaufgaben für die Stadt Marburg übernehmen. 
 
(4) Die Gesellschaft kann auch als Entwicklungs-
träger für die Objekte auf den Bundeswehrliegen-
schaften in Marburg tätig werden. 
 
(5) Die Gesellschaft ist ausnahmsweise berechtigt, 
die in den Absätzen (1) bis (4) genannten Aufga-
ben und Aktivitäten auch über das Stadtgebiet der 
Stadt Marburg hinaus anzubieten und auszuüben, 
wenn diese Aufgaben und Aktivitäten jeweils von 
den Gesellschaftsorganen gebilligt worden sind 
und wenn die Aufgaben nach den Absätzen (1) bis 
(4) nicht beeinträchtigt werden und weiterhin der 
Schwerpunkt der Aktivitäten in der Stadt Marburg 
liegt. 
 
(6) Bank- und Versicherungsgeschäfte sind aus-
geschlossen. 
 
(7) Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an Gesell-
schaften ähnlicher Art zu beteiligen oder gleichar-
tige Unternehmen zu erwerben. Sie ist insbeson-
dere berechtigt, Gesellschaften zu gründen oder 
sich an Gesellschaften zu beteiligen zu dem 
Zweck des Erwerbs und der Verwertung von 
Grundstücken. 
 
(8) Die Gesellschaft übt ihre Tätigkeit nach kauf-
männischen Grundsätzen aus und soll auch bei 
Dritten eingeworbenen Entgelten zumindest kos-
tendeckend arbeiten. 
 
Letzte Änderung eingetragen am 21.03.2001 
(§ 5 Abs. 1 Geschäftsführung) 
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Organe 

  
Gesellschafterversammlung  

ordentliche vom 13.09.2018 

Beschlüsse: Bestellung der Domizil-Revisions AG als Ab-
schlussprüfer 

Feststellung des Jahresabschlusses: zum 31.12.2017 

Verwendung des Jahresüberschus-
ses 2017: 

Der Jahresüberschuss aus dem Geschäftsjahr 
2017 von EUR 237.029,72 wird auf neue Rech-
nung vorgetragen. 

Entlastung von Geschäftsführung 
und Aufsichtsrat: 

 
erfolgte für das Geschäftsjahr 2017 

  
Geschäftsführer Bernd Schulte 
 Geschäftsführer 
 (bis 31.01.2018) 

 
Jürgen Rausch 
Geschäftsführer 
(ab 01.01.2018) 

  
Befreiung vom Selbstkontrahierungsverbot 

Der Geschäftsführer ist von den Beschränkungen des § 181 BGB bei Geschäften mit  
Organgesellschaften oder Beteiligungsunternehmen befreit. 

  
Aufsichtsrat  

Dr. Thomas Spies  
-Vorsitzender- 

Oberbürgermeister der Stadt Marburg 

Tanja Bauder-Wöhr Angestellte 

Karin Schaffner Verwaltungsangestellte 

Christoph Ditschler Angestellter 

Schaker Hussein Geschäftsführer 

Alexandra Klusmann Geschäftsführer 

Marco Nezi Lehrer 
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Der Aufsichtsrat besteht aus grundsätzlich sieben Mitgliedern. Ihm gehören an: der Ober-
bürgermeister der Stadt Marburg oder ein von ihm beauftragtes Mitglied des Magistrats 
als Vorsitzender und sechs Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung. 
 
 
Gesellschafter und Stammkapital  
  
Gesellschafter Universitätsstadt Marburg (100 %) 
  

Stammkapital EUR 51.129,19 
 (in voller Höhe eingezahlt) 
  

Wichtige Verträge Geschäftsbesorgungsvertrag mit der Gemeinnüt-
zige Wohnungsbau GmbH Marburg-Lahn, Mar-
burg, vom 06.10.1993 / 22.10.1996 / 06.10.2004, 
Vertrag über die Erhebung einer Bürgschaftspro-
vision vom 30.11.2003 
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Steuerliche Verhältnisse  
  

Grunddaten  
Steuernummer 20 245 0076 7 
Zuständiges Finanzamt Finanzamt Gießen 

 
  Die von der SEG Marburg GmbH in Zusammenhang mit den Bundeswehrliegenschaften 

durchgeführten Maßnahmen sowie der Kauf des Grundstücks in der Gemarkung Gissel-
berg erfüllen die tatbestandlichen Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach § 5 Ab-
satz 1 Nr. 18 KStG. 

  Nach § 5 Absatz 1 Nr. 18 KStG sind Gesellschaften, deren Gesellschaftszweck die Wirt-
schaftsförderung in bestimmten Regionen ist und an denen überwiegend Gebietskörper-
schaften beteiligt sind, von der Körperschaftsteuer befreit. 

  Mit dem Entschluss, für das Grundstück in Gisselberg eine Reihenhausbebauung und 
somit Wohnungsbebauung zuzulassen, liegen die Voraussetzung für eine Steuerbefrei-
ung nach § 5 Absatz 1 Nr. 18 KStG nicht mehr vor. Die Körperschaftsteuerpflicht hat 
demnach am 01.01.1998 begonnen. 

  Im Geschäftsjahr 2018 sind der Gesellschaft Körperschaft- und Gewerbesteuerbescheide 
für das Jahr 2017 zugegangen. 

  In dem Jahr 2017 wurde eine Betriebsprüfung vom Finanzamt Gießen für den Prüfungs-
zeitraum 2013 bis 2015 durchgeführt. Durch die Betriebsprüfung haben sich bei der Ge-
sellschaft keine Änderungen ergeben. Aus diesem Grund wurde für sämtliche Bescheide 
2013-2015 der Vorbehalt der Nachprüfung aufgehoben. 

 

Wesentliche Beteiligungen bestehen nicht 
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Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung
sowie individualisierte Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche
Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die
Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen
des Unternehmens bzw. des Konzerns?

Für die Geschäftsführung der Gesellschaft liegt eine Geschäftsanweisung vor. Wir haben
im Rahmen unserer Prüfung keine Anhaltspunkte festgestellt, dass die Geschäftsanwei-
sung nicht den Bedürfnissen der Gesellschaft entspricht. Ein Geschäftsverteilungsplan ent-
fällt, da zurzeit nur ein Geschäftsführer tätig ist.

Im Jahr 2019 ist die Überarbeitung des Gesellschaftsvertrages und der Geschäftsordnung
für die Geschäftsführung vorgesehen. In diesem Zusammenhang soll auch erstmals eine
Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat erstellt werden.

b) Wieviele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur-
den Niederschriften hierüber erstellt?

Im Geschäftsjahr 2018 fanden eine Gesellschafterversammlung und vier Aufsichtsratssit-
zungen, davon eine Sondersitzung statt. 
Ordnungsgemäße Niederschriften über die Sitzungen der Organe liegen vor.

c) In welchen weiteren Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Ab-
satz 1 Satz 3 des AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Der Geschäftsführer ist in keinem Kontrollgremium i. S. d. § 125 Absatz 1 Satz 3 AktG tätig.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) indi-
vidualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum,
erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausge-
wiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?

Die Vergütungen der Organmitglieder werden nicht individualisiert im Anhang angegeben.
Diese Verpflichtung besteht nur bei börsennotierten Unternehmen. Im Hinblick darauf, dass
nur ein Geschäftsführer tätig ist, wird die Regelung des § 286 HGB in Anspruch genommen
(Nichtangabe der Bezüge). 
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Fragenkreis  2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefug-
nisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Es existiert ein Organisationsplan, aus dem der Aufbau der Gesellschaft sowie die Arbeits-
bereiche und Zuständigkeiten ersichtlich sind. Wir haben im Rahmen unserer Prüfung keine
Anhaltspunkte festgestellt, dass der Organisationsplan nicht den Bedürfnissen der Gesell-
schaft entspricht. Eine Überprüfung des Organisationsplans findet bei Bedarf statt. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren
wird?

Wir haben im Rahmen unserer Prüfung keine Anhaltspunkte festgestellt, dass nicht nach
dem Organisationsplan verfahren wird.  

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und doku-
mentiert?

Der Geschäftsführer, der auch der Geschäftsführer der Geschäftsbesorgerin Gemeinnützi-
ge Wohnungsbau GmbH Marburg-Lahn, Marburg ist, hatte einen externen Dienstleister be-
auftragt, Vorkehrungen zur Korruptionsprävention für die Geschäftsbesorgerin zu erarbeiten
und zu dokumentieren. Auf der Grundlage des von einem externen Dienstleister erstellten
Korruptions- und Sicherheitsberichts vom 30.01.2009 wurde ein verbindlicher Ehren- und
Verhaltenskodex für die Geschäftsbesorgerin eingeführt. Die  Berichte liegen vor. 

Im Geschäftsjahr 2019 wurde die Regelung für Auftragsvergaben überarbeitet und an die
aktuellen Erfordernisse angepasst. 

Im Weiteren ist die Einführung einer Compliance-Richtlinie beabsichtigt. Die aus der Com-
pliance und Unterschriftenregelung resultierenden Vorkehrungen werden auch von der SEG
umgesetzt.  

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungs-
prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kredit-
aufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht einge-
halten werden?

Es existieren geeignete Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungsprozesse. 

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Nachfrage und der Verknappung des Angebotes
an Baugrundstücken hat die Geschäftsführung eine organisatorische Regelung für den Ver-
kauf von Baugrundstücken, die im Eigentum der Gesellschaft stehen, getroffen. Diese wur-
de vom Aufsichtsrat bestätigt.  

Wir haben im Rahmen unserer Prüfung keine Anhaltspunkte festgestellt, dass die Arbeits-
anweisungen nicht eingehalten werden. 
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e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksver-
waltung, EDV)?

Die Dokumentation der Verträge erfolgt sachgebietsbezogen und ordnungsgemäß.

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und
Controlling

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten -
den Bedürfnissen des Unternehmens?

Ein Wirtschaftsplan wird nur für das Folgejahr erstellt. Über den Wirtschaftsplan hinaus
werden Planrechnungen für einzelne Maßnahmen vorgenommen. Ein fünfjähriger Finanz-
plan gemäß der Hessischen Gemeindeordnung wird nicht aufgestellt, da der zeitliche Anfall
der Verkäufe schwierig zu prognostizieren ist.

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Planabweichungen werden systematisch untersucht und für die weitere Planung entspre-
chend berücksichtigt. 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und
den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung entspricht der Größe und den An-
forderungen der Gesellschaft. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquidi-
tätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Die Gesellschaft verfügt über ein funktionierendes Finanzmanagement, das regelmäßig die
Liquiditätskontrolle und die Kreditüberwachung ausübt. Dies betrifft insbesondere die
Fremdwährungskredite in Schweizer Franken. 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten wor-
den sind?

Im Rahmen des Finanzmanagement werden auch Entscheidungen über die Anlage von Li-
quiditätsreserven getroffen. Bei unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben,
dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten werden. 
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f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden?
Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeit-
nah und effektiv eingezogen werden?

Die SEG hat durch organisatorische Vorkehrungen sichergestellt, dass Entgelte vollständig
und zeitnah in Rechnung gestellt und eingezogen werden. Das bestehende Mahnwesen
stellt sicher, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden. Bei
Grundstücksverkäufen erfolgt die Kaufpreiszahlung in Ausnahmefällen in Raten. In diesen
Fällen werden Verzugszinsen berechnet. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-
fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Wir haben im Rahmen unserer Prüfung keine Sachverhalte festgestellt, dass das Con-
trolling nicht den Anforderungen der Gesellschaft entspricht. Das Controlling umfasst alle
wesentlichen Unternehmensbereiche. 

h) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-
chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteili-
gung besteht?

Die Gesellschaft hat kein Tochterunternehmen und hält keine wesentlichen Beteiligungen.

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und
Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt wer-
den können?

Außer der regelmäßigen Beobachtung des Wechselkurses der Schweizer Franken zum
EURO hat die Geschäftsführung keine Frühwarnsignale definiert. Über den Verlauf der ver-
schiedenen Projekte werden Besprechungen mit den verantwortlichen Mitarbeitern geführt.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Die Maßnahmen sind nach unserer Ansicht geeignet, ihren Zweck zu erfüllen.
Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnah-
men nicht durchgeführt werden.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Die regelmäßig alle ein bis zwei Wochen stattfindenden Besprechungen werden protokol-
liert. 
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit
dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abge-
stimmt und angepasst?

Durch die regelmäßigen Besprechungen ist die Gesellschaft in der Lage, auch auf kurzfristi-
ge Veränderungen einzugehen und entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. 

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und
Derivate

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzin-
strumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich fest-
gelegt? Dazu gehört:

 Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?

Entfällt.

 Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen einge-
setzt werden?

Entfällt.

 Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Umfang
dürfen offene Posten entstehen?

Entfällt. 

 Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließlich zu-
lässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z. B. antizipati-
ves Hedging)?

Entfällt. 

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kredit-
konditionen und zur Risikobegrenzung?

Entfällt, vgl. Frage 5 a).

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instru-
mentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf: 
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 Erfassung der Geschäfte

Entfällt, vgl. Frage 5 a). 

 Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse

Entfällt, vgl. Frage 5 a). 

 Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung

Entfällt, vgl. Frage 5 a). 

 Kontrolle der Geschäfte

Entfällt, vgl. Frage 5 a). 

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Deri-
vatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?

Entfällt, vgl. Frage 5 a). 

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?

Entfällt, vgl. Frage 5 a). 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die of-
fenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

Entfällt, vgl. Frage 5 a). 

Fragenkreis 6: Interne Revision

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne
Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion
durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Die Gesellschaft verfügt über keine eigene Stabsstelle Innenrevision. Dies wäre in der Grö-
ßenordnung der Gesellschaft auch nicht branchenüblich.

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Kon-
zern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

Eine interne Revision existiert nicht.
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c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Kon-
zernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinba-
re Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind?
Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Liegen
hierüber schriftliche Revisionsberichte vor?

Eine interne Revision existiert nicht.

d) Hat die Interne Revision ihre Schwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt?

Eine interne Revision existiert nicht.

e) Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um
welche handelt es sich?

Eine interne Revision existiert nicht.

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Inter-
nen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/Konzernre-
vision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

Eine interne Revision existiert nicht.

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung  und bindenden Be-
schlüssen des Überwachungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-
chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht einge-
holt worden ist?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige
Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und
Maßnahmen nicht eingeholt worden ist. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Im Geschäftsjahr 2018 haben wir im Rahmen unserer Prüfung keine Kreditgewährung an
Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans festgestellt. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-
men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen
worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?
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Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zu-
stimmungsbedürftiger Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behan-
delte Maßnahmen vorgenommen worden sind. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des
Überwachungsorgans übereinstimmen?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vorgenom-
menen Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Gesellschaftsvertrag, Geschäftsan-
weisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen. 

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, imma-
terielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-
tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Investitionen - insbesondere in Erschließungsmaßnahmen - werden angemessen geplant
und vor Realisierung auf Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt-
lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu er-
möglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)?

Die Ermittlung der Preise für zu verkaufende Grundstücke erfolgt durch Vergleichsgrund-
stücke, jedoch unter Beachtung des Gesellschaftszwecks der Wirtschaftsför-derung. Im
Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen
zur Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des
Preises zu ermöglichen. 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend
überwacht und Abweichungen untersucht?

Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen werden laufend durch
die Geschäftsführung und die verantwortlichen Mitarbeiter überwacht. Abweichungen wer-
den - soweit erforderlich - untersucht.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-
ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Im Rahmen unserer Prüfung wurden keine Investitionen identifiziert, bei denen sich wesent-
liche Überschreitungen ergeben haben. 
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach
Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge
nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden. 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B.
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Im Rahmen unserer Prüfung wurden keine Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen
Vergaberegelungen festgestellt. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan-
gebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Es werden in der Regel Vergleichsangebote eingeholt.

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Die Berichterstattung durch die Geschäftsführung erfolgt regelmäßig in den Aufsichtsratssit-
zungen. 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Un-
ternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Nach unserer Einschätzung vermitteln die Berichte der Geschäftsführung an den Aufsichts-
rat einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft und in die wich-
tigsten Unternehmensbereiche.
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c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah
unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß
abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Un-
terlassungen vor und wurde hierüber berichtet?

Im Geschäftsjahr 2018 wurde der Aufsichtsrat im Rahmen diverser Sitzungen, davon einer
Sondersitzung, über die geplanten Grundstücksverkäufe der Gesellschaft im Stadtwald
informiert.

Die Gesellschaft ist Eigentümerin der gewerblich nutzbaren Grundstücke mit Flurstücks-
Nummern 25, 26-5, 26-4, 26-3 und 80-3 im Bereich Stadtwald. In der Vergangenheit wur-
den im Zug des Verkaufs von Grundstücksflächen im Stadtwald Kaufinteressenten Grund-
stücke reserviert, bis es zu einem Vertragsabschluss kam oder der Kaufinteressent Ab-
stand vom Erwerb nahm. Diese Verfahrensweise erfolgte En-de 2016 bzw. 2017 auch zu-
gunsten zweier Kaufinteressenten für Grundstückflächen im Stadtwald. 

Ein ehemaliger Käufer von Grundstücksflächen im Stadtwald meldete im April 2018 das
Kaufinteresse für ebendiese Grundstücksflächen an, wobei er sich im Zuge der Verhand-
lungen auf eine schriftliche Zusage der SEG aus dem Jahr 1999 berief, ihn rechtzeitig da-
von in Kenntnis zu setzen, sollte ein Dritter Kaufinteresse an den an sein Firmengelände
angrenzende Gewerbegrundstücke haben, damit er innerhalb eines Zeitraums von 8 Wo-
chen entscheiden könne, ob er sie selbst kaufen wolle. Die Beteiligten haben im weiteren
Verlauf des Jahres 2018 teilweise unter Einbeziehung der Stadt Universitätsstadt Marburg
als Gesellschafterin der SEG eine Vielzahl von Möglichkeiten der einvernehmlichen Erledi-
gung der widerstreitenden Interessen versucht. Letztlich fand sich keine Lösung, die von al-
len Parteien gleichermaßen akzeptiert wurde. Die SEG hat daraufhin in den Aufsichtsrats-
sitzungen am 13.09.2018 und am 24.10.2018 zwei Beschlussvorschläge zum Verkauf der
Grundstücksflächen zur Abstimmung gestellt, von denen einem der Aufsichtsrat zustimmte.
Den Beschluss der Gesellschafterin Universitätsstadt Marburg (Magistratsbeschluss vom 
5.11.2018), die dem Beschluss des Aufsichtsrats nicht folgte und unter den Aspekten der
Wirtschaftsförderung zu einem anderen Ergebnis kam, nahm der Aufsichtsrat in der Sitzung
vom 22.11.2018 zur Kenntnis und widersprach diesem Beschluss nicht. 
Die Geschäftsführung der SEG hat daraufhin mit Schreiben vom 03.12.2018 den Magistrat
der Universitätsstadt Marburg als Alleingesellschafterin über das Ergebnis der Sondersit-
zung des Aufsichtsrats der SEG am 22.11.2018 und den – im Sinne des Beschlusses der
Gesellschafterin vom 5.11.2018 - geplanten Vollzugs der Grundstücksgeschäfte im Stadt-
wald informiert. Mit schriftlichem Gesellschafterbeschluss der Universitätsstadt Marburg
vom 12.12.2018 wurde der Geschäftsführer der SEG zunächst nur ermächtigt, die Veräu-
ßerung der Grundstücksflächen im Stadtwald an zwei Beteiligte zu einem Kaufpreis von
TEUR 318,0 bzw. TEUR 695,7 zu vollziehen. 

Mit Magistratsbeschluss vom 03.12.2018 wurde zusätzlich das Prüfungsamt der Universi-
tätsstadt Marburg mit einer Prüfung mit dem Ziel beauftragt, jeden Verdacht einer Bevorzu-
gung oder Benachteiligung von Stadtverordneten im Zusammenhang mit den Grundstücks-
geschäften im Stadtwald auszuschließen und im Ältestenrat über das Ergebnis zu berich-
ten. Mit Schreiben vom 07.12.2018 hat das Prüfungsamt dem Magistrat der Universitäts-
stadt Marburg das Ergebnis mitgeteilt, dass es keinen Anlass für eine Bevorzugung oder
Benachteiligung von Stadtverordneten gibt.

Darüber hinaus haben wir ungewöhnliche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Ge-
schäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlas-sungen im
Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt. 
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf
dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Absatz 3 AktG)?

Eine Berichterstattung an das Überwachungsorgan nach § 90 Absatz 3 AktG hat im Ge-
schäftsjahr nicht stattgefunden. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG
oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Für eine nicht ausreichende Berichterstattung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart?
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erör-
tert?

Es besteht eine D&O-Versicherung für den Geschäftsführer und den Aufsichtsrat. Ein
Selbstbehalt wurde nicht vereinbart.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt
worden?

Interessenkonflikte von Mitgliedern der Geschäftsführung oder des Überwachungsorgans
sind im Rahmen unserer Prüfung nicht bekannt geworden. 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

In wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen wurde im Rah-
men unserer Prüfung nicht festgestellt. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Die Bestände sind weder auffallend hoch noch auffallend niedrig.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu
den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensge-
genstände wesentlich beeinflusst wird?

Insbesondere in den zum Verkauf bestimmten Grundstücken des Umlaufvermögens sollen
nach den Ausführungen der Geschäftsführung im Lagebericht stille Reserven enthalten
sein. 
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Fragenkreis 12: Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zu-
sammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investi-
tionsverpflichtungen finanziert werden?

Die Gesellschaft nimmt zum 31.12.2018 wie im Vorjahr vor allem einen Kreditrahmen  in
Anspruch. Der Kreditrahmen beträgt TEUR 6.600,0 im Prüfungszeitpunkt. Des Weiteren
besteht ein Geldmarktdarlehen in Höhe von TEUR 2.000,0. Zur weiteren Zusammenset-
zung der Kapitalstruktur nach internen und externen Finan-zierungsquellen verweisen wir
auf unsere Ausführungen zur Vermögenslage im 
Hauptteil des Berichts. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kre-
ditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Entfällt, da die Gesellschaft nicht Bestandteil eines Konzernverbundes ist. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garan-
tien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit ver-
bundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Die im Rahmen der Konversionsförderung des Landes Hessen über die Universitätsstadt
Marburg erhaltenen zinslosen Darlehen wurden im Geschäftsjahr 2018 vollständig zurück-
geführt.  

Des Weiteren wurde für die Gesellschaft eine unwiderrufliche, unbefristete, selbstschuldne-
rische Kommunalbürgschaft von der Universitätsstadt Marburg über TEUR 14.316,2 abge-
geben. Anhaltspunkte, dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen nicht be-
achtet wurden, haben sich im Rahmen unserer Prüfung nicht ergeben. 
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Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus-
stattung?

Es liegt keine angemessene Eigenkapitalausstattung vor. 

Finanzierungsprobleme aufgrund des nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrages von
TEUR 3.483,0 zum 31.12.2018 bestehen jedoch bisher nicht, da eine unwiderrufliche unbe-
fristete, selbstschuldnerische Bürgschaft der Universitätsstadt Marburg über TEUR
14.316,2 vorliegt, die zuletzt im Mai 2010 vom Regierungspräsidium Gießen genehmigt
wurde.

Bisher wurden die kurzfristigen Bankkredite bei Bedarf verlängert. Ein Kredit über TEUR
900 wurde im Jahr fristgerecht 2018 abgelöst, ein weiterer Kredit von TEUR 2.000,0 stand
zum 31.08.2018 zur Verlängerung an.   
Die Prolongation des Kredits erfolgte im Geschäftsjahr 2018 bis zum 31.08.2023.

Der zum 31.12.2018 über TEUR 6.600,0 eingeräumte Kreditrahmen war mit 
TEUR 5.779,8 nicht voll ausgeschöpft. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Der Vorschlag der Geschäftsführung, den Jahresüberschuss auf neue Rechnung vorzutra-
gen, ist mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar. 

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/
Konzernunternehmen zusammen?

Das Betriebsergebnis des Unternehmens wird nicht nach einzelnen Segmenten aufgeteilt.
Zu Einzelheiten des Betriebsergebnisses verweisen wir auf die Ausführungen zur Ertragsla-
ge im Hauptteil unseres Berichts und auf die Anlage 2.2. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Das Jahresergebnis 2018 ist durch die Kursverluste von zwei Schweizer-Franken-Krediten
in Folge der Wechselkursentwicklung zum 31.12.2018 von TEUR 222,4 negativ beeinflusst.
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs-
beziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu
unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche
Kredite oder andere Leistungsbeziehungen mit den Gesellschaftern eindeutig zu unange-
messenen Konditionen vorgenommen wurden. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Die Frage ist für die Gesellschaft nicht anwendbar. 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be-
deutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung wa-
ren, wurden im Geschäftsjahr 2018 nicht verzeichnet.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche
Maßnahmen handelt es sich?

Das Wechselkursverhältnis von Schweizer Franken und EURO wird laufend überwacht. Der
Aufsichtsrat empfahl der Geschäftsführung in einer Sitzung am 08.10.2015 keine vorzeitige
Rückzahlung der in Schweizer Franken notierten Darlehen vorzunehmen. Sollte es zu ei-
nem Wechselkurs von CHF 1,21 zum EURO kommen, wird eine kurzfristige Sondersitzung
einberufen. Am 04.05.2018 bat der Aufsichtsrat angesichts der günstigen Kursentwicklung
Darlehensangebote für eine Umschuldung einzuholen. Da der Wechselkurs wieder stark
nachgab, erfolgte keine Umschuldung. 
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Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Ver-
besserung der Ertragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Im Geschäftsjahr 2018 enstand ein Jahresfehlbetrag (siehe unter b). 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage
des Unternehmens zu verbessern?

Durch die zu erwartende Nachfrage nach Gewerbe-, Industrie- und Wohnflächen innerhalb
der Universitätsstadt Marburg plant die Geschäftsführung, die Vorratsgrundstücke zu Prei-
sen zu veräußern, die den nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag langfristig aus-
gleichen sollen. Hierzu beitragen sollen auch zukünftige, noch zu akquirierende Projekte.

Der Aufsichtsrat will sich in den nächsten Jahren 2019 und 2020 mit der wirtschaftlichen
Aufstellung der Gesellschaft befassen und hierzu prüfen, ob beispielsweise auch neue Auf-
gabenfelder für die Universitätsstadt Marburg übernommen werden können.
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Wirtschaftsplan 2020 GrundNetz GmbH  Seite 1 von 7 

I. Unternehmensentwicklung 
 
Mit Eintragung ins Handelsregister am 09.02.2012 wurde die GrundNetz GmbH gegrün-
det. Gegenstand des Unternehmens ist nach § 2 (Gesellschaftszweck) der Erwerb und 
die Unterhaltung von Leitungssystemen zur Versorgung der Netznutzer der Gemeinde 
Ebsdorfergrund mit elektrischer Energie sowie die Weiterverpachtung dieser Netze. 

Die Stadtwerke Marburg GmbH hält einen Anteil von 51%, die Gemeinde Ebsdorfergrund 
hält 49% am Stammkapital. Geschäftsführer der Gesellschaft sind Herr Dr. Bernhard Mül-
ler und Frau Petra Krüger. In den Aufsichtsrat wurden von Seiten der Stadtwerke Marburg 
GmbH Frau Dagmar Damm, Frau Anne Oppermann und Herr Rainer Kühne, von Seiten 
der Gemeinde Ebsdorfergrund Herr Helmut Piscator, Herr Peter Debelius sowie Herr An-
dreas Schulz bestellt.  

Seit Übernahme des Stromnetzes in der Gemeinde Ebsdorfergrund zum 01.01.2015 wird 
das Netz an die Stadtwerke Marburg GmbH verpachtet. Aufgrund dessen sind keine Ri-
siken aus dem operativen Netzbetrieb zu tragen, die GrundNetz GmbH hat als Eigen-
tumsgesellschaft vielmehr die Investitionen zu finanzieren. Zudem wurde auch das Stra-
ßenbeleuchtungsnetz erworben. Um den Betrieb der Straßenbeleuchtung in eine Hand 
zu legen, übernahm die Gesellschaft auch die oberirdischen Straßenbeleuchtungsanla-
gen von der Gemeinde Ebsdorfergrund.  

Hinsichtlich der Sparte Stromnetz zeigt insbesondere der Eintritt in die dritte Anreizregu-
lierungsperiode seit dem Jahr 2019 negative Auswirkungen auf das Geschäftsergebnis. 
Zu begründen ist dies durch das von der Bundesnetzagentur für alle Netzbetreiber in 
Deutschland vorgegebene Absenken der zugestandenen Kapitalverzinsungssätze für 
das regulatorische Anlagevermögen. Die positiven Ergebnisse der Anfangsjahre kehren 
sich daher nun in Verluste um.  

Umgekehrt erzielte die Sparte Straßenbeleuchtung in den ersten Jahren Verluste, was im 
Zuge einer steuerlichen Betriebsprüfung zu einer Anpassung des Preismodells und infol-
gedessen nun zu einem positiven Ergebnisbeitrag führt. 

Neben der Belastung aus dem Zinsaufwand sind insbesondere die hohen Abschreibun-
gen ergebnisbestimmend. Trotz im Finanzplan angezeigter Kreditaufnahmen werden die 
Darlehen per Saldo weiter zurückgeführt. Eine erhebliche Belastung stellen Neubauge-
biete und vor allem die Erschließung des interkommunalen Gewerbegebietes Interkom 
dar.  

Mittelfristig gilt es angesichts der wirtschaftlich schlechteren Rahmenbedingungen, zu-
nächst den Erwerb der Strom- und Straßenbeleuchtungsanlagen über die kommenden 
Jahre hinweg zu refinanzieren. Somit ist auf absehbare Zeit nicht mit Jahresüberschüs-
sen zu rechnen.   
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b) Erläuterungen 
 
Im Folgenden werden die Positionen der Jahreserfolgsrechnung im Einzelnen erläutert: 

 

Zu 1.) Umsatzerlöse werden aus der Verpachtung des Stromnetzes an die Stadt-
werke Marburg und der Erbringung der Straßenbeleuchtung für die Ge-
meinde Ebsdorfergrund erzielt. Die Pacht sinkt im Vergleich zum Jahr 2018 
aufgrund des Eintritts in die dritte Regulierungsperiode (2019-2024). 

Zu 4.) In den Fremdleistungen findet sich das Dienstleistungsentgelt an die Stadt-
werke Marburg für den Betrieb der Straßenbeleuchtung sowie Stromkosten. 

Zu 6.) Hierin enthalten sind Zinsen für im Rahmen des Kaufs des Stromnetzes und 
der Straßenbeleuchtung und für Neuinvestitionen aufgenommene Darlehen. 

Zu 8.) Aufwand entsteht i.W. für die Prüfung des Jahresabschlusses und die kauf-
männische Geschäftsbesorgung. 
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III. Finanzplan 2020 
 

a) Planzahlen 
 
  in T€ 
 Deckungsmittel  
   
1. Kreditaufnahme 849 
2. Jahresgewinn 0 
3. Baukostenzuschüsse 28 
4. Rücklagenentnahme 0 
5. Abschreibungen 269 
    
  1.146 
 Ausgaben  
   

1. Investitionen 963 
2. Finanzanlagen 0 
3. Jahresverlust 68 
4. Tilgung von Krediten 116 
    
  1.146 
   
   

 
Die Übersicht enthält ggf. Rundungsdifferenzen. 

b) Erläuterungen 
 

Im Bereich Strom sollen 130 T€ in Trafostationen, 40 T€ Hausanschlüsse und Messein-
richtungen und 713 T€ in das Leitungsnetz der neu zu erschließenden Gebiete und zum 
Anschluss der Trafostationen investiert werden. Bei der Straßenbeleuchtung sind Inves-
titionen i.H.v. 80 T€ geplant, ein Großteil entfällt ebenfalls auf das neue Gewerbegebiet. 
Mithin betragen diese Investitionen ungefähr ein Drittel des ursprünglichen Netzkaufprei-
ses. 
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IV. Fünf-Jahres-Erfolgsplan 
 
 

  
2019 2020 2021 2022 2023 

    in T€ in T€ in T€ in T€ in T€ 

  
     

1. Umsatzerlöse 324 330 340 351 366 
  

     
2. Sonstige betriebliche Erträge 0 0 0 0 0 
  

     
3. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0 0 0 0 0 
  

     
 Erträge 324 330 340 351 366 
  

     
4. Materialaufwand und Fremdleistungen 60 65 67 68 70 
  

     
5. Personalaufwand 0 0 0 0 0 
  

     
6. Darlehenszinsen 36 36 48 47 46 
  

     
7. Abschreibungen 255 269 287 284 279 
  

     
8. Andere betriebliche Aufwendungen  25 27 28 29 29 
 a) Steuerberatungs- und Prüfungskosten 6 5 5 5 5 
 b) Sonstige Aufwendungen 20 22 23 23 24 
  

     
9. Sonstige Steuern 0 0 0 0 0 
  

     
 Aufwand 376 397 429 428 425 
  

     
10. Betriebsergebnis -52 -68 -89 -77 -59 
  

     
11.  Steuern vom Einkommen und Ertrag 0 0 0 0 0 
  

     
12. Unternehmensergebnis -52 -68 -89 -77 -59 

 
Die Übersicht enthält ggf. Rundungsdifferenzen. 
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V. Fünf-Jahres-Finanzplan 
 
 

 
 2019 2020 2021 2022 2023 

 
 in T€ in T€ in T€ in T€ in T€ 

 
Deckungsmittel      

 
      

1. Kreditaufnahme 66 849 95 91 84 
2. Jahresgewinn 0 0 0 0 0 
3. Baukostenzuschüsse 95 28 28 28 29 
4. Rücklagenentnahme 75 0 0 0 0 

5. Abschreibungen 255 269 287 284 279 
  491 1.146 410 404 392 
  

     
 Ausgaben      

       

1. Investitionen 334 963 200 202 204 
2. Finanzanlagen 0 0 0 0 0 
3. Jahresverlust 52 68 89 77 59 
4. Tilgungen von Krediten 105 116 120 125 129 

 
 491 1.146 410 404 392 

       
Die Übersicht enthält ggf. Rundungsdifferenzen. 
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VI. Stellenplan 
 
 
Die Gesellschaft hat keine Beschäftigten. 
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I. Unternehmensentwicklung 
 
Die Übernahme der Sammlung und des Transports der hoheitlichen Abfallfraktionen in 
einer Nachbargemeinde zum 1.1.2019 erfolgte reibungslos. Auch die Tätigkeit in den 
drei anderen Städten und Gemeinden lief im laufenden Geschäftsjahr störungsfrei. Der 
Vertrag einer Gemeinde endet zum 31.12.2020, weshalb im 1. Halbjahr 2020 eine eu-
ropaweite Neuausschreibung erforderlich ist, an der sich die MEG beteiligen wird.  

Auch die Leichtverpackungssammlung („Gelber Sack“) im Stadtgebiet Marburg und in 
zwei Gemeinden des Landkreises erfolgte im Jahr 2019 zuverlässig. Der Vertrag endet 
ebenfalls im Dezember 2020. Im Laufe des Jahres 2020 wird es eine Neuausschrei-
bung für den Landkreis für den Zeitraum 2021 bis 2023 geben. Die MEG strebt an, wei-
terhin als Subauftragnehmerin für den landkreisweiten Generalunternehmer tätig zu 
sein. Für die 5-Jahresplanung wird davon ausgegangen, dass die MEG wieder die 
Folgeaufträge ab 2021 erhält.  

Im laufenden Geschäftsjahr hat sich die Situation auf dem Gewerbeabfallmarkt weiter 
angespannt. Die mit Inkrafttreten der Gewerbeabfallordnung zum 1.1.2019 notwendigen 
Vorbehandlungsanlagen von Gewerbeabfällen sind nicht im erforderlichen Umfang vor-
handen, auch die Kapazitäten für aufgrund abfallrechtlicher Vorgaben thermisch zu 
verwertender Gewerbeabfälle stehen nicht mehr in ausreichendem Maße zur Verfü-
gung. Probleme hatten die Verwertungspartner auch weiterhin damit, zeitnah ausrei-
chende Transportkapazitäten für die Absteuerung der gesammelten Abfälle zu den 
Verwertungsanlagen zur Verfügung zu stellen. Bedingt durch diese Rahmenbedingun-
gen sind die Preise für den Transport und die Verwertung der Gewerbeabfälle im Jahr 
2019 wieder deutlich gestiegen.  

Die MEG hat daher die Preise im laufenden Jahr angepasst. Da die MEG hier im Wett-
bewerb steht, musste die regionale Marktsituation berücksichtigt werden, um nicht er-
hebliche Kundenverluste zu riskieren. Bisher sind trotz Preissteigerungen noch keine 
Kundenverluste eingetreten. Insgesamt wird die Marktentwicklung bereits im laufenden 
Geschäftsjahr einen negativen Einfluss auf das Ergebnis haben. Für 2020 ist mit weite-
ren Preissteigerungen zu rechnen. Aktuell laufen Verhandlungen mit den Verwertern. 
Daher ist die Planung der Umsätze und Kosten für den Containerdienst im Jahr 2020 
mit erheblichen Unsicherheiten behaftet.  

Die Erlöse für die Vermarktung des Altpapiers sind preisbedingt auch im Jahr 2019 kon-
tinuierlich gesunken. Dies wirkt sich bei gleichem Aufwand für die Sammlung und, wie 
oben beschrieben, steigenden Transportkosten zu den Papierfabriken negativ auf das 
Ergebnis aus. Auch für nächstes Jahr ist nicht mit einer Entspannung der Rohstoffmärk-
te zu rechnen.  

Trotz der angespannten Lage auf dem gewerblichen Entsorgungsmarkt hat die MEG 
ihre gute Position auf dem Gewerbeabfallmarkt in Marburg und im Landkreis stabilisie-
ren können. Somit entwickelte sich das Dauerkundengeschäft insgesamt positiv.  

Die Nachfrage im Bereich der saisonalen Containergeschäfte, z.B. bei Baumaßnahmen, 
war auch 2019 hoch und die Kapazitäten des Containerdienstes waren voll ausgelastet. 
Aufgrund der immer noch ansteigenden Bautätigkeit wird daher für 2020 eine ähnlich 
positive Entwicklung erwartet. 

In der Investitionsplanung 2020 ist die Anschaffung eines Abrollkippers als Ersatz für 
einen bisher vom DBM angemietetes Fahrzeug geplant. Die Anschaffungskosten wer-
den sich auf 190 T€ belaufen. Für das hoheitliche Kommunalgeschäft wird ein bisher 
angemietetes Müllsammelfahrzeug Ende 2020 übernommen.  
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Für den Containerdienst und die Kommunalaufträge für die Gemeinden sind Investiti-
onskosten für die Anschaffung von Gefäßen und Containern in Höhe von 80 T€ einge-
plant. Diese Investitionen erfolgen in Abhängigkeit des sich entwickelnden Bedarfs. 

Die angelieferten Mengen an Bioabfall und Grünschnitt zur Kompostierungsanlage la-
gen 2019 wieder auf dem Niveau der Vorjahresmengen. Für das Folgejahr wird in der 
Planung von den durchschnittlichen Mengen und damit verbundenen Erlösen ausge-
gangen. Der Betrieb der Biogasanlage wurde durch den Störfall bei den BHKW im 
Stadtwald erheblich beeinträchtigt, wodurch die Erlöse aus der Abgabe des Biogases 
deutlich niedriger ausfielen als im Vorjahr. Die entstandenen Erlösausfälle werden nach 
jetzigem Stand durch die Versicherungsgesellschaft erstattet werden, wodurch der fi-
nanzielle Schaden aufgefangen wird. Für das Geschäftsjahr 2020 wird aber wieder von 
einem störungsfreien Betrieb ausgegangen und die Erlöse entsprechend eingeplant. 

Die Vermarktung der Oberhessischen Erden hat sich auch 2019 gut entwickelt. Die 
Komposttage wurden ebenfalls gut angenommen.  

Die Kompostierungsanlage muss im Jahr 2020 für ihren reibungslosen Betrieb einen 
Radlader (160 T€) und einen Schredder (230 T€) ersetzen. Der sukzessive Austausch 
der verschlissenen Laminatabdeckungen wird fortgesetzt. Für 2020 sind die Anschaf-
fung von zwei Laminaten (40 T€) eingeplant.  

Für das Geschäftsjahr 2020 sind die Einstellung eines Disponenten und als Ersatz für 
drei in die MKG wechselnde Beschäftigte vorgesehen. In den Stellenplan für 2020 wur-
den erstmals die von den Stadtwerken Marburg abgestellten zwei Vollzeitpersonale mit 
aufgenommen. Diese wurden bisher als Fremdleistungen ausgewiesen.  

Die MEG hat ihr Dienstleistungsspektrum im laufenden Jahr auf der MEMO vorgestellt. 
Im Jahr 2020 wird sich die MEG aktiv an der Oberhessenschau beteiligen und dort ihr 
Dienstleistungsangebot präsentieren. 

Im Rahmen der jährlichen Überprüfung wurde die MEG auch 2019 als Entsorgungs-
fachbetrieb zertifiziert, was die hohe Qualität ihrer Dienstleistungen unterstreicht.  

Die MEG wird auch im Geschäftsjahr 2020 auf der Basis der oben beschriebenen An-
nahmen einen Jahresüberschuss erzielen. Die Fünf-Jahresplanung zeigt, dass auch für 
die Folgejahre weiterhin positive Ergebnisse erwartet werden, die jedoch mit den vor-
stehend erläuterten Risiken behaftet sind. 
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b) Erläuterungen 
 
Aufgrund der oben erläuterten Veränderungen in den verschiedenen Geschäftsberei-
chen, insbesondere der Neuorganisation der kommunalen Entsorgung zum 01.01.2018, 
liegen nunmehr für die Planung 2020 auf Basis des Jahresabschlusses 2018 solidere 
Werte vor als bei der Planung für das Geschäftsjahr 2019.  

 

c) Positionen der Jahreserfolgsrechnung 
in T€ 2020 2019 

1. Umsatzerlöse   
a)  Baum- und Strauchschnitt, Bioabfall 1.451 1.336 
b)  Abgabe Kompostmaterial 210 229 
c)  Biogasproduktion 270 280 
d)  Erlöse aus Abfallsammlung 3.786 3.447 
e)  Entsorgungsdienstleistungen 125 128 
f) Sonstige Umsatzerlöse 86 5.928 71 5.491 

  
2. Sonstige betriebliche Erträge  62   25 
im Wesentlichen aus Anlagenabgängen   

  
3. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0   0 

  
  

Summe Erträge 5.989   5.516 
  

4. Materialaufwand 
 

  
a)  Aufwendungen für RHB und bezogene Waren 694 624 

Strom, Wasser, Kraftstoff, Substraterde,    
Rindenmulch, Instandhaltung   

  
b)  Aufwand für bezogene Leistungen 2.343 3.037 2.064 2.688 

   
   
   

  
5. Personalkosten 1.656   1.467 

Vgl. VI. Stellenplan und vorstehende Erläuterungen   
  

6. Abschreibungen 689   684 
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  2020 2019 
7. Andere betriebliche Aufwendungen         

          

Gebühren, Beiträge und Mieten 77   25   
Andere Dienst- und Fremdleistungen 187   177   
Weiterbildung, Reisekosten 10   8   
Versicherungen (Haftpflicht, Kfz, Sachversicherung) 62   59   
Öffentlichkeitsarbeit  43   29   
Sonstiges 18 397 31 329 
          

          
8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen   15   36 
Die Finanzierung der Vergärungsanlage erfolgt in voller Höhe über ein 
Darlehen     
bei der Sparkasse Marburg-Biedenkopf in Höhe von 1.736 T€ per 
31.12.2019.     
          
          

9. Sonstige Steuern         
(Kfz-Steuer und Grundsteuer)   17   17 
          
Summe Aufwendungen   5.810   5.221 
          

10. Betriebsergebnis   180   295 
          

11. Gewinnabführung    180   295 
          

12. Steuern vom Einkommen und Ertrag   0   0 

          

13. Unternehmensergebnis   0   0 
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III. Finanzplan 2020 
 

  
Deckungsmittel in T€ 
      

1. Abschreibungen 689 
2. Jahresgewinn 180 
3. Kreditbedarf 165 

    

    1.034 
      
Ausgaben   
    

1. Investitionen   
      
  - Abfallsammlung   
  Abrollkipper (Ersatz) 190 
  Hecklader (bisher Mietfahrzeug) 75 
  Gefäßneubeschaffung 80 
      
  - Verwertung biologische Abfälle   
  2 Laminate (Mietenabdeckungen) 40 
  Schredder 230 
  Einhausung Waschanlage (Gastrotonne) 15 
      
  Betriebsausstattung 5 

  Summe Investitionen 635 
      

2. Tilgung von Krediten 219 
3. Gewinnabführung 180 

    
    1.034 
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IV. Fünf-Jahres-Erfolgsplan 
 

a) Planzahlen 
    2019 2020 2021 2022 2023 
    in T€ in T€ in T€ in T€ in T€ 
              

1. Umsatzerlöse 5.491 5.928 5.987 6.067 6.148 
              

2. Sonstige betriebliche Erträge 25 62 63 64 65 
              

3. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0 0 0 0 0 
              
  Erträge 5.516 5.989 6.050 6.131 6.213 
              

4. Materialaufwand           
  a. Aufwendungen für Roh-, Hilfs-  624 694 704 715 726 
      und Betriebsstoffe           
  b. Aufwendungen für bezogene Leistungen 2.064 2.343 2.378 2.414 2.450 
              

5. Personalaufwand           
  a. Löhne und Gehälter 1.203 1.360 1.387 1.415 1.443 
  b. Soziale Abgaben für Altersvorsorge 264 295 301 307 313 
      und Unterstützung           
              

6. Abschreibungen  684 689 656 623 618 
              

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 329 397 403 409 415 
              

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 36 15 13 11 9 
              

9. Sonstige Steuern 17 17 17 17 17 
              
  Aufwand 5.221 5.810 5.859 5.911 5.991 
              

10. Betriebsergebnis 295 180 191 220 222 
              

11. Steuern vom Einkommen und Ertrag 0 0 0 0 0 
              

12. Gewinnabführung an die Muttergesellschaft 295 180 191 220 222 
              

13. Unternehmensergebnis 0 0 0 0 0 
b) Erläuterungen 
Für die Jahre 2021-2023 wird von einer durchschnittlichen Kostensteigerung in Höhe 
von 1,5 % p.a., bei den Personalkosten von 2% p.a. ausgegangen. Bei den Abschrei-
bungen wurden die in den Folgejahren geplanten Investitionen und die Abgänge be-
rücksichtigt. Die Zinsaufwendungen wurden anhand der bestehenden Darlehensverträ-
ge berechnet. 
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V. Fünf-Jahres-Finanzplan 
 

a) Planzahlen 
 

2019 2020 2021 2022 2023 
in T€ in T€ in T€ in T€ in T€ 

Deckungsmittel 
  
1.  Abschreibung 684 689 656 623 618 
2. Jahresgewinn 295 180 191 220 222 
3.  Kreditaufnahme 464 165 0 52 59 

    1.443 1.034 847 895 899 
              
Ausgaben           
              
1. Investitionen 951 635 412 445 445 
2. Freie Liquidität 0 0 17 0 0 
3. Tilgung von Krediten 197 219 227 230 232 
4. Gewinnabführung 295 180 191 220 222 

  1.443 1.034 847 895 899 
 
 
 

b) Erläuterungen 
 
Für das Jahr 2020 sind im Bereich der Gewerbeabfallentsorgung ein Abrollkipper zu 
beschaffen und für das hoheitliche Drittgeschäft ein Hecklader zu übernehmen, der bis-
her angemietet war. Außerdem müssen auch im Geschäftsjahr 2020 wieder neue Ab-
fallgefäße sowohl für den Containerdienst als auch das kommunale Drittgeschäft ange-
schafft werden.  
 
Für den Bereich der Kompostierung ist altersbedingt der Schredder zu ersetzen, der zur 
Basisausstattung für den Betrieb der Kompostierungsanlage gehört. Ebenfalls für den 
Betrieb der Kompostierungsanlage sollen Laminatabdeckungen für die Mieten sukzes-
sive weiter ausgetauscht werden. Für das Geschäftsfeld der „Gastro-Tonne“ soll für die 
vorhandene Tonnenreinigungsanlage eine Einhausung errichtet werden, die den stö-
rungsfreien Betrieb auf der Kompostierungsanlage auch im Winter garantiert.  
 
Insgesamt errechnet sich für das Geschäftsjahr 2020 der ausgewiesene Finanzmittel-
bedarf. Aufgrund des für die Folgejahre nach derzeitigem Stand niedrigeren Investiti-
onsbedarfs reduziert sich auch der rechnerische Finanzmittelbedarf.  
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Lfd. Betriebszweig V e r g ü t u n g s g r u p p e n  nach T V - V und Haustarif 2020 2019

Nr.

Geschäftsjahr    2 0 2 0 Haustarif TV-V Gesamt Gesamt

AT EG 12 EG 9 EG 8 EG 7 EG 6 EG 5 EG 4 EG 3 EG 2 EG 12 EG 11 EG 6

1 Verwaltung 1 1 1 3 2

2 Kompostierung 1 1 2 2 1 7 7

3 Entsorgung 3 7 8 1 1 1 21 19

Insgesamt: 1 0 1 1 3 9 10 0 1 2 1 1 1 31 28
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I. Unternehmensentwicklung 
 

Auch im laufenden Geschäftsjahr verlief die Betriebsführung für die Sammlung und den 
Transport der hoheitlichen Abfallfraktionen der Stadt Marburg durch die MKG reibungs-
los.  

Der auf dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 29. September 2017 ba-
sierende Betriebsführungsvertrag wurde im Juni 2019 von der Stadt Marburg, dem DBM 
und der MKG geschlossen. 

Das im DBM im Jahr 2019 ausgeschiedene Personal wurde durch die MKG zur Verfü-
gung gestellt. Geplant ist im Geschäftsjahr 2020 drei im DBM freiwerdende Stellen im 
Bereich der Entsorgung des DBM sowie für einen ausscheidenden Beschäftigten durch 
MKG nachzubesetzen. 

Ein bisher vom DBM angemietetes Müllsammelfahrzeug wurde im laufenden Geschäfts-
jahr durch die MKG übernommen. Dies führt aufgrund der wegfallenden Mietzahlungen 
zu einer geringeren Kostenbelastung für den DBM und damit auch im Gebührenhaushalt. 

Für das Jahr 2020 sind die Anschaffung eines Müllsammelfahrzeuges (250 T€) und eines 
Kranwagens für die Grünschnittsammlung als Ersatz für ein defektes Fahrzeug des DBM 
(170 T€) geplant. Außerdem ist für notwendige Gefäßbeschaffungen ein Betrag in Höhe 
von 75 T€ angesetzt. 

Die in den vergangenen Jahren geübte und erfolgreiche Praxis findet in der Zusammen-
arbeit von MEG und MKG ihre Fortsetzung. Im Jahr 2020 strebt die MKG an, sich erst-
mals als Entsorgungsfachbetrieb zertifizieren zu lassen.  

Nach aktuellem Planungsstand wird die MKG im Geschäftsjahr 2020 einen Jahresüber-
schuss erzielen. Wie die Fünf-Jahresplanung zeigt, wird auch für die Folgejahre mit kon-
stant positiven Ergebnissen gerechnet. 
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b) Positionen der Jahreserfolgsrechnung 
in T€ 2020 2019 
1. Umsatzerlöse     
a)  Betriebsführung Stadt Marburg 303  342  
b)  Logistik (Sammlung/Transport/Gefäßmanagement) 1.929  1.557  
c)  Sonstige Umsatzerlöse (z.B. Dienstleistungen für MEG) 13 2.245 10 1.909 

      
2. Sonstige betriebliche Erträge   3  1 

      
3. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge  0  0 

      
Summe Erträge  2.248  1.910 

      
4. Materialaufwand     
a)  Aufwendungen für RHB und bezogene Waren 176  117  
 Strom, Wasser, Kraftstoff und Fahrzeuginstandhaltung     
      
b)   Aufwand für bezogene Leistungen 197 373 197 314 

      
5. Personalkosten     

 Vgl. VI. Stellenplan und vorstehende Erläuterungen  1.309  1.059 
      

6. Abschreibungen  303  269 
      

7. Andere betriebliche Aufwendungen     
 Mieten, Gebühren und Beiträge 16  8  
 Andere Dienst- und Fremdleistungen 36  50  
 Öffentlichkeitsarbeit (Abfallkalender, Homepage) 17  10  
 Versicherungen (Haftpflicht, Kfz, Sachversicherung) 31  31  
 Sonstiges 2 102 4 103 
      

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen  5  11 
      

9. Sonstige Steuern     
 (u.a. Kfz-Steuer, Grundsteuer)  8  8 
      

Summe Aufwendungen  2.100  1.764 
      

10. Betriebsergebnis  148  146 
      
11. Steuern vom Einkommen und Ertrag  0  0 

      
12. Gewinnabführung   148  146 

      
13. Unternehmensergebnis  0  0 
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III. Finanzplan 2020 
 

Deckungsmittel  in T€ 
      

1. Abschreibungen 303 
2. Jahresgewinn 148 
3. Kreditaufnahme 332 

     
    783 
      
Ausgaben    
    

1. Investitionen   
      
  Anschaffung eines Müllfahrzeuges 250 
  Anschaffung eines Kranwagens Grünschnitt 170 
  Gefäßneubeschaffung 75 
  Sonstiges 10 
  Summe Investitionen 505 

      
2. Tilgung von Krediten 130 
3. Gewinnabführung 148 

     
    783 
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IV. Fünf-Jahres-Erfolgsplan 
 

a) Planzahlen 
 

    2019 2020 2021 2022 2023 
    in T€ in T€ in T€ in T€ in T€ 
              

1. Umsatzerlöse 1.909 2.245 2.312 2.344 2.346 
              

2. Sonstige betriebliche Erträge 1 3 3 3 3 
              

3. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0 0 0 0 0 
              
  Erträge 1.910 2.248 2.315 2.347 2.349 
              

4. Materialaufwand 314 373 379 385 391 
  a. Aufwendungen für RHB 117 176 179 182 185 
  b. Aufwendungen für bezogene Leistungen 197 197 200 203 206 
              

5. Personalaufwand 1.059 1.309 1.336 1.363 1.390 
              

6. Abschreibungen  269 303 327 323 288 
              

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 103 102 104 106 108 
              

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 11 5 12 12 13 
              

9. Sonstige Steuern 8 8 8 8 8 
              
  Aufwand 1.764 2.100 2.166 2.197 2.198 
              

10. Betriebsergebnis 146 148 149 150 151 
              

11. Steuern vom Einkommen und Ertrag 0 0 0 0 0 
              

12. Gewinnabführung  146 148 149 150 151 
              

13. Unternehmensergebnis 0 0 0 0 0 
 

b) Erläuterungen 
 
Für die Jahre 2021-2023 wird von einer durchschnittlichen Kostensteigerung in Höhe von 
1,5 % p.a., bei den Personalkosten um 2 % p.a. ausgegangen. Bei den Abschreibungen 
wurden die in den Folgejahren geplanten Investitionen und die Abgänge berücksichtigt. 
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V. Fünf-Jahres-Finanzplan 
 

a) Planzahlen 
 

  2019 2020 2021 2022 2023 

  in T€ in T€ in T€ in T€ in T€ 
Deckungsmittel       
        

1.  Abschreibung 269 303 327 323 288 
2. Jahresgewinn 146 148 149 150 151 
3.  Kreditaufnahme 301 332 290 145 32 

    716 783 766 618 471 
         
Ausgaben      
         

1.  Sachanlagen 340 505 485 335 185 
2.  Tilgung von Krediten 230 130 132 133 135 
3.  Gewinnabführung 146 148 149 150 151 

   716 783 766 618 471 
 

b) Erläuterungen 
 
Aufgrund der notwendigen Ersatzinvestitionen für Müllfahrzeuge und Müllsammelgefäße 
errechnet sich für den Planungszeitraum ein Finanzmittelbedarf in der ausgewiesenen 
Höhe. Bei der 5-Jahres-Investitionsplanung wird davon ausgegangen, dass grundsätzlich 
ein bis zwei Müllsammelfahrzeuge pro Jahr angeschafft werden müssen.  
  

1521



W
irtschaftsplan 2020 M

arburger K
om

m
unalentsorgungs-G

m
bH

 
S

eite 7 von 7 

V
I. 

S
tellenplan 

 

Lfd. Betriebszweig V e r g ü t u n g s g r u p p e n  nach T V - V und Haustarif 2020 2019

Nr.

Geschäftsjahr    2 0 2 0 Haustarif TV-V Gesamt Gesamt

AT EG 12 EG 9 EG 8 EG 7 EG 6 EG 5 EG 4 EG 3 EG 2 EG 12 EG 8 EG 6

1 Verwaltung 1 1 2 1

2 Entsorgung 3 17 4 1 25 22

Insgesamt: 0 0 0 0 0 3 17 4 1 0 0 1 1 27 23

Anmerkung:
Lt. Vereinbarung werden bei dem DBM frei werdende Stellen in der MKG wieder besetzt. Im Jahr 2020 werden 3 Mitarbeiter 
als Fahrer/Lader sowie ein Disponent zusätzlich im Stellenplan aufgenommen.

1522



Wirtschaftsplan 2019 Marburger Verkehrsgesellschaft mbH 

Marburger Verkehrsgesellschaft mbH 

Wirtschaftsplan 2019 

Inhalt

I. Unternehmensentwicklung ................................................................................... 1

II. Jahreserfolgsrechnung Plan 2019 ...................................................................... 2

a) Planzahlen ....................................................................................................... 2

b) Erläuterungen .................................................................................................. 3

c) Positionen der Jahreserfolgsrechnung............................................................. 4

III. Finanzplan 2019 ................................................................................................... 5

IV. Fünf-Jahres-Erfolgsplan ..................................................................................... 6

a) Planzahlen ................................................................................................. 6

b) Erläuterungen ............................................................................................. 6

V. Fünf-Jahres-Finanzplan ....................................................................................... 8

VI. Stellenplan ........................................................................................................... 9

1523



 

Wirtschaftsplan 2019 Marburger Verkehrsgesellschaft mbH  Seite 1 von 10 

I. Unternehmensentwicklung 
 
Die Marburger Verkehrsgesellschaft mbH (MVG) ist Verkehrsdienstleisterin zum Be-
trieb des ÖPNV der Stadt Marburg und Konzessionärin der städtischen Linien. Die 
MVG ist eine 100 %-ige Tochter der Stadtwerke Marburg GmbH (SWMR). 

Die Konzession läuft zum 31.12.2019 aus. Die Stadt Marburg hat im Frühjahr be-
schlossen, dass die MVG die Konzession in Form einer Direktvergabe ab 2020 bis 
2029 erhält. Auf die erforderliche europaweite Veröffentlichung gab es keine Interes-
senbekundungen dritter Anbieter. Im Frühjahr 2019 wird der Öffentliche Dienstlei-
tungsauftrag den politischen Gremien zur Beschlussfassung vorgelegt. 

Die im Rahmenvertrag mit der SWMR enthaltene Leistungsverrechnung wurde an 
den nach dem Streik 2017 erfolgten Tarifabschluss angepasst. Die darin vereinbar-
ten Tarifsteigerungen zogen u.a. Korrekturen in der Dienstplangestaltung nach sich. 
Eine erhebliche Anpassung des Dienstplanes wurde zudem aufgrund der Sperrung 
der Weidenhäuser Brücke ab Februar notwendig. Weitere Bedingungen des neuen 
Tarifvertrags führen voraussichtlich zu einem personalintensiveren Fahrplan 2019. 

Im Gegensatz zu anderen Unternehmenszweigen der Stadtwerke Unternehmens-
gruppe unterliegt die MVG einem steten Personalwechsel. Die hohe Personalfluktua-
tion geht mit hohen Ausbildungskosten einher. Vermutlich werden diese auch 2019 
wieder steigen. Aufgrund der personellen Auswirkungen des neuen Fahrplans und 
der noch in diesem Jahr ausscheidenden Beschäftigten ist es erforderlich, einen ent-
sprechenden Personalersatz zur Realisierung des Fahrplans 2018/19 zu gewinnen. 

Gerade da der Beruf „Busfahrer“ deutschlandweit mittlerweile als nicht attraktiv 
wahrgenommen und es immer schwieriger wird, die Abgänge zu ersetzen, werden 
verstärkte Bemühungen in die Mitarbeiterbindung erfolgen müssen und neue Wege 
in der Mitarbeiterakquise einzuschlagen sein. 

Zum Zwecke der Verbesserung der Sicherheit in der Personenbeförderung sind alle 
Busfahrer gemäß Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz nachweislich zu schulen. 
Aufgrund eines Ausbildungsstaus waren im Wirtschaftsplan 2018 höhere Ausbil-
dungskosten angesetzt, die sich auch in 2019 noch auswirken werden. 

Zur Durchführung des städtischen Linienverkehrs stellt die Muttergesellschaft die 
notwendige Infrastruktur betriebsbereit zur Verfügung. Das Hauptaugenmerk der Ge-
schäftsführung liegt darauf, die beschriebenen Anforderungen bei höchstmöglicher 
Qualität für den Fahrgast mit minimalem Kostenaufwand darzustellen. Gleichwohl 
bietet die MVG dabei ihrem Fahrpersonal angesichts der schwierigen Mitarbeiterrek-
rutierung deutlich überdurchschnittliche, mithin diverse übertarifliche Leistungen. 

Aus den nach heutigem Kenntnisstand planbaren wirtschaftlichen Auswirkungen der 
beschriebenen Aufgaben der MVG ergibt sich für den Wirtschaftsplan 2019 ein nied-
riges positives Ergebnis, das aufgrund des bestehenden Beherrschungs- und Ge-
winnabführungsvertrags an die SWMR abgeführt wird. 
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b) Erläuterungen 

Die Planansätze für das Geschäftsjahr 2019 ergeben sich auf Grundlage vorsichtiger 
Schätzungen und den Erfahrungswerten des Geschäftsjahres 2018 sowie den Erläu-
terungen unter Punkt I.  

Der im Nahverkehrsplan fixierte schrittweise Rückbau des AST-Verkehrs wird mit der 
Fahrplanumstellung im Dezember 2018 weiter vorangetrieben. Es findet somit eine 
Verlagerung der Fahrleistung vom AST zum Buslinienverkehr statt. 

In der Position „Personalaufwand“ sind bei den Löhnen weitere Personaleinheiten 
aufgrund des Mehrbedarfs durch den Fahrplanwechsel, der Verlängerung des 
Nachtverkehrs und des Ersatzes von AST-Verkehr durch Busverkehr berücksichtigt. 
Zudem ist die weitere tariflich vereinbarte Stundenlohnsteigerung von 0,50 € zum 
1. Dezember 2018 und eine mögliche weitere Lohnsteigerung aufgrund des auslau-
fenden Tarifvertrags im März 2019 eingerechnet. 

Im Zuge der neuen Tarifverhandlungen des LHO wird auch über den Einstieg in eine 
betriebliche Altersversorgung verhandelt. Aktuell ist nicht abzusehen, welches Er-
gebnis erzielt wird und welche finanziellen Konsequenzen sich daraus ergeben. Inso-
fern besteht hier ein wirtschaftliches Risiko, das derzeit nicht quantifiziert werden 
kann. 

In der Position „Andere betriebliche Aufwendungen“ ist unter „Aus-und Weiterbil-
dung“ der vermehrte Schulungsbedarf abgebildet. 

Die Gerichts- und Rechtsanwaltskosten haben sich in den letzten Jahren auf ein er-
freuliches Minimum eingependelt und es ist zu erwarten, dass dies auch in 2019 
wieder eingehalten wird. 
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c) Positionen der Jahreserfolgsrechnung 

0

1

0

1

0

Plan 2018
in T€

249
20
110
5
5

54
8

47

5.444

5.445
4.901

544

0

0

0

5.445

0

5.195
4.347
848

0

10.    Gewinnabführung 1

11.    Unternehmensergebnis 0

f) Werbung und Öffentlichkeitsarbeit 8

f) sonstige Aufwendungen 36

  Aufwand 6.721

8.      Betriebsergebnis 1

9.      Sonstige Steuern 0

a) Mieten, Pachten, Gebühren u. Beiträge 21
b) Aus- und Weiterbildungskosten 130
c) Reise- und Fahrtkosten 6
d) Gerichts- und Rechtsanwaltskosten 1
e) Geschäftsbesorgung durch SWMR 54

a) Löhne und Gehälter 5.360
b) Soziale Abgaben 1.095

c) Altersversorgung 10

6.      Abschreibungen 0

7.      Andere betriebliche Aufwendungen 256

2.      Sonstige betriebliche Erträge 0

3.      Zinsen und ähnliche Erträge 0

  Erträge 6.722

4.      Materialaufwand 0

5.      Personalaufwand 6.465

Plan 2019
in T€

1.      Umsatzerlöse 6.722
a) Linienverkehr 6.512

b) AST-Verkehr 100

c) sonst. Umsatzerlöse 110
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III. Finanzplan 2019 
 
 

E N T F Ä L L T  
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IV. Fünf-Jahres-Erfolgsplan 

 
a) Planzahlen 

 

 
 
 
 

b) Erläuterungen 
 
Mit dem in 2017 vereinbarten Tarifabschluss sind schrittweise Lohnerhöhungen ver-
einbart worden. Die nach Februar 2017 dritte Stundenlohnerhöhung ab 1. Dezember 
2018 in Höhe von wiederum 0,50 € wird sich im Jahr 2019 voll auswirken. 

Der letzte Tarifabschluss wirkt sich auch in personeller Hinsicht aus. Die nach dem 
LHO-Tarif abzugsfähigen Pausenbestandteile reduzieren sich zum 01.12.2018 von 
12,5 % auf 11,1 %, damit einher geht eine Reduzierung der produktiven Lenkzeit in 
Summe von ca. 1.700 Stunden, was im Ergebnis durch eine zusätzliche Personal-
einheit kompensiert wird. 

Darüber hinaus wirkt sich die Ausdehnung der Verkehrsleistung zum Fahrplan 
2018/19 mit einem erhöhten Personalbedarf im Busbetrieb aus. Die Umwandlung 
des bedarfsorientieren AST-Verkehrs in einen angebotsorientierten Busverkehr (Li-

2021
in T€

2022
in T€

6.928 7.132

0 0

0 0

6.928 7.132

0 0

6.663 6.863

5.459 5.623

1.098 1.131

106 109

0 0

264 268

6.927 7.131

1 1

0 0

1 1

0 0

1.    Umsatzerlöse 5.445 6.722 6.730

2.    Sonstige betriebliche Erträge 0 0 0

2018
in T€

2019
in T€

2020
in T€

4.    Materialaufwand 0 0 0

5.    Personalaufwand 5.195 6.465 6.469

3.    Zinsen und ähnliche Erträge 0 0 0

Erträge 5.445 6.722 6.730

c) Altersversorgung 0 10 103

6.    Abschreibungen 0 0 0

a) Löhne und Gehälter 4.347 5.360 5.300

b) Soziale Abgaben 848 1.095 1.066

9.    Sonstige Steuern 0 0 0

10.  Gewinnabführung 1 1 1

7.    Andere betriebliche Aufwendungen 249 256 260

8.    Betriebsergebnis 1 1 1

          Aufwand 5.444 6.721 6.729

11. Unternehmensergebnis 0 0 0
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nien 3, 14 und 17) bedeutet eine Leistungszunahme, die zusätzlich drei Vollzeitkräfte 
erfordert. Ferner wird sich ein zusätzlicher Bedarf von einer zusätzlichen Vollzeitkraft 
durch die Trennung der Linien 5 und 8 ergeben. 

Umgekehrt stellt sich die Personalsituation für den AST-Verkehr dar, die ein weiteres 
Mal eine Kürzung erfährt. Bereits im laufenden Geschäftsjahr wurde mit dem perso-
nellen Umstrukturierungsprozess begonnen, der auch 2019 fortgeführt wird. Dies 
spiegelt sich durch die Halbierung des im Stellenplan aufgeführten AST-Personals 
wider. 

Hinsichtlich der Personalaufwendungen ab 2020 wird eine jährliche, tarifbedingte 
Steigerung von 3 % angenommen. 

Ausgehend vom laufenden Geschäftsjahr und dem angeführten Schulungsbedarf 
wird für die Position „Andere betriebliche Aufwendungen“ in 2019 mit höheren Wer-
ten geplant. Ab 2019 wird eine durchschnittliche Preissteigerung in Höhe von 1,5 % 
pro Jahr unterstellt.  
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V. Fünf-Jahres-Finanzplan 
 
 

E N T F Ä L L T  
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VI. Stellenplan 

V e r g ü t u n g s g r u p p e n  nach  LHO

 Betriebszweig

Geschäftsjahr 2019 AT
Lfd.Nr. L1 L2 L3

1    Geschäftsführung 1
2    KOM Vollzeit 152
3    KOM Teilzeit 8
4    KOM geringfügig 21
5    AST Vollzeit
6    AST Teilzeit 1 2
7    AST geringfügig 1 2
8    EU-Rente KOM Vollzeit 2

   9    EU-Rente AST geringfügig
       Insgesamt: 183 2 4 1 183

0
1
6
5

152

2019

1
19
6

1

3
3
2
0

190

1
144

8
21
0

2018

LHO Gesamt Gesamt
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I. Wirtschaftsplan 2019 SEG – Wirtschaftliches Ergebnis 
       

GuV - Positionen Wi-Plan 
2019 

€ 

IST  
2017 

€ 
      

  1. Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung  41.000     31.145     
2. Umsatzerlöse aus Verkauf von Grundstücken  1.873.000     705.570        
3. Erlöse aus Betreuungsmaßnahmen      

 HLG-Michelbach   50.000 55.360 
        Marburg-Plus    10.000 9.600 

 Stadt Marburg    - - 
 Sonstige    - 1.361 
  Summe der Umsatzerlöse  1.974.000 803.036     
          

4. Bestandsveränderungen   -1.224.000           -559.996     
          

5. Sonstige betriebliche Erträge  74.000     427     
  6. Erträge aus Kursgewinnen  - 487.369 

7. Sonstige Zinserträge (aus Ausleihungen)  10.000     10.848     
  Summe sonst. Erträge  84.000     498.644     
          

8. Gesamtleistung    834.000 741.684 
       

9. Aufwendungen für bezogene Lieferungen und 
Leistungen 

     
       
  a) Hausbewirtschaftung   25.000     23.158     
  b) Verkaufsgrundstücke       

        Allgemein   3.000     6.482     
        Michelbach   - 1.028 
        Gisselberg   - 50.000 
        Görzhäuser Hof   -       - 
        Stadtwald   191.000            50.980 

          
  c) Andere Lieferungen und Leistungen            5.000     2.838     
          

10. Personalaufwand   167.000     157.473 
11. Abschreibungen auf immat. Wirtschaftsgüter               2.000    3.987     
12. Sonstige betriebliche Aufwendungen  100.000     96.976     
13. Abschreibungen auf Finanzanlagen                 -       -        
14. Abschreibungen auf Forderungen                 -       -  
15. Zinsen und ähnliche Aufwendungen         90.000     106.052    
16. Sonstige Steuern   6.000     5.680    

  Summe Aufwendungen   589.000 504.654 
          
  Jahresüberschuss/-fehlbetrag vor Steuern  245.000 237.030 
          

17. Steuern vom Einkommen und Ertrag                 -       -     
          
 Jahresüberschuss/-fehlbetrag   245.000     237.030 
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I.1 Wirtschaftsplan 2019 – Erträge 
 

              
  

 
                 €               € 

  
     

  
1.  Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung 

  
41.000 

  Diverse Pachterlöse 
  

41.000   
  

     
  

  
     

  
2. Umsatzerlöse aus dem Verkauf von Grundstücken 

 
1.873.000 

 
Stadtwald A 12 

      Stadtwald A 25 
   

  
  Stadtwald A 26-3, 26-4 und 26-5 

   
  

 
Stadtwald A 72 

     Stadtwald A 80 
  

  
  

     
  

3. Erlöse aus Betreuung 
   

60.000 
  HLG - Michelbach 

  
50.000   

  Marburg-Plus 
   

10.000   
  

     
  

  
  

Summe Umsatzerlöse 
  

1.974.000 
  

     
  

  
     

  
4. Bestandsveränderungen 

   
-1.224.000 

  
    

    

 
Stadtwald A 12 

       Stadtwald A 25 
   

       
  Stadtwald A 26-3, 26-4 und 26-5 

 
       

 
Stadtwald A 72 

       Stadtwald A 80 
    

  
  

     
  

5. Sonstige betriebliche Erträge 
  

74.000 
  

     
  

6. Sonstige Zinserträge 
   

10.000 
  

     
  

      Gesamtleistung     834.000 
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I.2 Wirtschaftsplan 2019 – Aufwendungen    
       
             
                   €               € 

7. Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistungen    
         
  Hausbewirtschaftung           25.000     
         

  
Verkaufsgrundstücke                                                                       
Allgemein            3.000 

         194.000 

  Stadtwald                191.000  
       
   Andere Lieferungen und Leistungen          5.000 
        

8. Personalaufwand        167.000 
         

9. Abschreibungen auf Wirtschaftsgüter           2.000     
         

10. Sonstige betrieblichen Aufwendungen   100.000 
         
  Geschäftsbesorgung GeWoBau/Stadt  32.000       
  Sonstige sächlichen Aufwendungen  68.000      
         

11. Zinsen und ähnliche Aufwendungen   90.000 
         
  Zinsen für Darlehensverbindlichkeiten  50.000       
  Bürgschaftsprovisionen   40.000              
         

12. Sonstige Steuern (Grundsteuern)          6.000 
         
    Aufwendungen gesamt                                         589.000      
              

 
 
 
 
 
 

1537



I.3 Erläuterungen zum Wirtschaftsplan 2019 
 
Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung 
 
Unter dieser Position sind Erträge aus der Vermietung von verschiedenen Stellplätzen, eines Gebäudes  
im Görzhäuser Weg 2 sowie weiterer Flächen im Stadtwald zusammengefasst.     
 
Umsatzerlöse aus dem Verkauf von Grundstücken 
 
Im kommenden Jahr ist geplant, für den Wohnungs- und Gewerbebau Grundstücke am Stadtwald A 12 
und A 25, für den Gewerbebau Grundstücke am Stadtwald A 26-3, 26-4, 26-5, A 80 sowie das Grundstück 
Stadtwald A 72  für insgesamt 1.873 T€ zu veräußern.  
 
Umsatzerlöse aus Betreuungstätigkeiten 
 
Hierunter entfallen 50 T€ für die Betreuung der HLG in Michelbach sowie 10 T€ für die Verwaltungstätigkeit 
bei Marburg Plus.  
 
Bestandsveränderungen 
 
Die Bestandsminderung setzt sich zusammen aus dem Abgang der geplanten Verkaufsgrundstücke in 
Höhe von 1.224 T€. 
 
Sonstige betriebliche Erträge / Zinserträge 
 
Hierunter fallen Pachterlöse aus den Flächen des Görzhäuser  Hofes (24 T€)  und Zinserträge (10 T€) aus 
der Aufzinsung von sonstigen Ausleihungen. Außerdem sind hier 50 T€ für Architektenleistungen an die 
GeWoBau berücksichtigt. 
 
Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 
 
Diese Position betrifft im Wesentlichen die laufenden Betriebskosten wie Straßenreinigung, Müllabfuhr, 
Pflege von Außenanlagen und Versicherungen der noch im Bestand befindlichen Grundstücke. 
 
Personalaufwand 
 
Die Personalkosten werden sich im Jahr 2019 nicht wesentlich verändern. Eine angenommene 
Tariferhöhung ist berücksichtigt 
 
Sonstige betriebliche Aufwendungen 
 
Die geplanten Kosten der Geschäftsbesorgung für die GeWoBau i. H. v. 32 T€ werden sich im Vergleich 
zum Vorjahr kaum verändern. Die geplanten sächlichen Aufwendungen werden ca. 68 T€ betragen. 
 
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 
 
Die Zinsaufwendungen sind gegenüber dem Vorjahr leicht gesunken und spiegeln das niedrige Zinsniveau 
am Kapitalmarkt und die geplante Tilgung von Krediten in Höhe von 1 Mio. € wider.  
 
Steuern vom Einkommen 
 
Auf Grund des Verlustvortrages sind keine Steuern gerechnet. 
 
Geplante Aufgaben 2019 
 
Der Gesellschafter beabsichtigt, die SEG Marburg mbH mit der Aufgabe der Bodenbevorratung für künftige 
Wohn- und Gewerbegebiete der Universitätsstadt Marburg zu beauftragen. Ferner ist zu erwarten, dass 
das Bauleitplanverfahren für die Erweiterung des Gewerbegebietes Görzhäuser Hof starten wird.  
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lI. Finanzplan 2019     

     
      Finanz- 

Positionen Einzahlungen Auszahlungen überschuss bedarf 
  €   €  €  € 

     
  1. Hausbewirtschaftung 41.000 25.000            16.000                   
         
  2. Verkauf von Grundstücken                1.873.000     194.000 1.679.000       
          
  3. Betreuungstätigkeit 60.000     5.000  55.000       
          
  4. Rückzahlung Darlehen Stadtwerke            20.000                  20.000      
     
  6. Tilgung Darlehen  1.000.000  1.000.000 
     
  7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen   90.000            90.000      
          
  8. Sonstige betriebliche Erträge 74.000       74.000       
          
  9. Personalaufwand   167.000            167.000     
          
10. Sonstige betriebliche        
      Aufwendungen   100.000              100.000 

          
11. Inanspruchnahme der Rückstellung  
  

150.000  150.000 

12. Sonstige Steuern (Grundsteuer)           6.000              6.000  
          
         

          
Gesamt 2.068.000     1.737.000     1.844.000     1.513.000 

      
  Liquidität am 1. Jan. 2019 800.000     
     
  Finanzüberschuss 1.844.000     
     
  Finanzbedarf  1.513.000     
      
   Liquidität per 31. Dez. 2019 1.131.000 
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I. Unternehmensentwicklung 

Die Aufgaben der Lokalen Nahverkehrsorganisation (LNO) in der Universitätsstadt 
Marburg werden von der Gesellschaft wahrgenommen. Die Stadtwerke Marburg Con-
sult (SWMC) vertritt die Interessen der ÖPNV-Aufgabenträgerin Stadt Marburg in den 
Gremien und Arbeitskreisen des Rhein-Main-Verkehrsverbundes und arbeitet dem 
verantwortlichen Dezernenten direkt zu. Die LNO-Aufgaben der Gesellschaft sind im 
Rahmen einer Weisung definiert, beschlossen durch die Stadtverordnetenversamm-
lung der Universitätsstadt Marburg.  

In der Sparte Öffentlicher Personennahverkehr hat die Gesellschaft an folgenden The-
men gearbeitet: 

Im Aufgabengebiet Planung des städtischen ÖPNV ist der laufende Fahrplan, der auf 
dem in 2016 beschlossenen Nahverkehrsplan basiert, für die Bedürfnisse der Fahr-
gäste weiterentwickelt worden. Für den Fahrplan 2019 wurde aufgrund der Sperrung 
der Weidenhäuser Brücke der Baustellenfahrplan 2018 nur geringfügig verändert. Auf 
den Linien 14 und 17 wird am Abend und am Wochenende Linienverkehr mit Omni-
bussen angeboten. Im dritten Quartal des laufenden Jahres konnte aufgrund der Wie-
dereröffnung der Weidenhäuser Brücke für den Gesamtverkehr wieder der 
Normalfahrplan mit allen Verbindungen angeboten werden. Wie in jedem Jahr waren 
kleine Anpassungen aufgrund von Baustellen erforderlich. 

Weitere Schwerpunkte in der planerischen Arbeit waren die folgenden Projekte: 

• weitere Verbesserung der Fahrgastinfrastruktur (Wartehallen und Haltestellen-
schilder), 

• Arbeitsgruppe Batterie-Oberleitungsbus (BOB) und 
• Überlegungen zur Verbesserung der Anbindung der Pharma-Standorte in der 

Stadt mit ÖPNV. 

Wie in den vergangenen Jahren hat die Gesellschaft die Geschäftsstelle für den Fahr-
gastbeirat der Universitätsstadt Marburg und des Landkreises Marburg-Biedenkopf 
betreut und seine Sitzungen organisiert. 

Der einheitliche Verbundtarif bedingt z.B. die Einführung neuer Tarifprodukte (Hessen-
weites Schülerticket, Landesbediensteten-Ticket, RMV-Smarttarif, usw.). 

In der Sparte Parkraumbewirtschaftung sind unter anderen die folgenden Projekte be-
arbeitet worden: 

• Begleitung der Sanierung des Parkdecks am Hauptbahnhof, 
• Verhandlungen über den Betrieb des Parkhauses MarburgMall (ehemals City-

Center), 
• Vorüberlegungen zum Bau einer Parkpalette auf dem Parkplatz der ehemaligen 

Universitätsbibliothek und 
• Umsetzung des Projekts Handy-Ticket im öffentlichen Parkraum. 
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Im Geschäftsjahr 2020 stehen u.a. die folgenden Projekte an: 

Nahverkehr: 

• Weitere Verbesserung der Haltestelleninfrastruktur innerhalb des Stadtgebietes 
und 

• Beauftragung des neuen Nahverkehrsplans für Universitätsstadt Marburg ab 
2021. 

Parkraumbewirtschaftung: 

• Planung eines Parkdecks auf dem Parkplatz der ehemaligen Universitätsbiblio-
thek, 

• Planung eines Fahrradparkhauses und 
• Sanierung des Parkdecks am Hauptbahnhof. 

Der vorliegende Wirtschaftsplan gibt die derzeit absehbaren Entwicklungen des Un-
ternehmens im Geschäftsjahr 2020 wieder. In den Personalkosten wurden die abseh-
bare tarifliche Steigerung sowie der o.g. Personalaufbau berücksichtigt. Die für die 
Geschäftstätigkeit der Consult erforderliche Betriebs- und Geschäftsausstattung wird 
ihr von der Stadtwerke Marburg GmbH („SWMR“) bereitgestellt, sodass weder Inves-
titionen noch Abschreibungen entstehen. Ihren Gewinn führt die Consult an die SWMR 
ab, Verluste werden ihr ausgeglichen. Es wird daher auf die Aufstellung eines Finanz-
plans verzichtet. 

In Summe wird ein niedriges positives Ergebnis vor Gewinnabführung erzielt. 
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b) Erläuterungen 
 
Die Planansätze für das Geschäftsjahr 2020 beruhen auf Hochrechnungen des bishe-
rigen Verlaufs im Jahr 2019, den Erfahrungen aus den Umsätzen der übertragenen 
Verträge und Vereinbarungen der Stadtwerke Marburg GmbH sowie dem bisherigen 
tatsächlichen Aufwand unter Berücksichtigung tariflicher und allgemeiner Kostenstei-
gerungen. Der Personalaufwand wird sich nur geringfügig verändern. Der Personal-
kostenersatz Streckendienst und Werkstatt ist im Plan 2020 in den Dienstleistungen 
Fahrbetrieb MVG enthalten. 

 
c) Positionen der Jahreserfolgsrechnung 

 

ERTRÄGE 
 Plan 2020 

in T€  
Plan 2019 

in T€  
    
Dienstleistungen Fahrbetrieb MVG 
Dienstleistungen Parkraumbewirtschaftung SWMR 
Personalkostenersatz Parkraumbewirtschaftung  
Personalkostenersatz Streckendienst und Werkstatt 
Parkraumfremde Leistungen 

973 830 
38 38 

736 714 
0 89 

33 32 
Geschäftsbesorgungen   1.780 1.655 
    
sonstige Dienstleistungen Fremde 66 138 
Dienstleistungen   66 138 
    
Sonstige betr . Erträge   39 37 
    
Zinsen u. ä. Erträge   0 0 
    
Erträge   1.885 1.878 
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  Plan 2020 
in T€  

Plan 2019 
in T€  

    
AUFWENDUNGEN    
Fremdleistung Weiterberechnung 
Fahrplanaufwendungen 

44 40 
0 6 

Materialaufwand   44 46 
    
Löhne und Gehälter 
Soziale Abgaben 
Altersversorgung u. Unterstützung 

1.381 1.383 
280 280 
81 81 

Personalaufwand   1.742 1.744 
    
Mieten 
Beiträge 
Bürobedarf 
Post, Telefon u.a. Aufwendungen 
Werbung, Öffentlichkeitsarbeit 
Reise- und sonstige Repräsentationskosten 
Andere Dienst- und Fremdleistungen 
Sonstige Kosten 

37 37 
1 1 
1 1 
1 1 
3 2 
4 4 

50 40 
1 1 

Andere betriebliche Aufwendungen  98 87 
    
Zinsen und ähnliche Aufwendungen  0 0 
    
Aufwand   1.884 1.877 
    
Betriebsergebnis   1 1 
    
Gewinnabführung   1 1 
    
Unternehmensergebnis  0 0 

  

1546



Wirtschaftsplan 2020 Stadtwerke Marburg Consult GmbH Seite 6 von 9 

III. Finanzplan 2020 
 
 
 

E N T F Ä L L T  
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IV. Fünf-Jahres-Erfolgsplan 
 

a) Planzahlen 
 

  2019  2020  2021  2022  2023 
  in T€  in T€  in T€  in T€  in T€ 

           
 Erträge 1.878  1.885  1.924  1.963  2.003 
           

1. Materialaufwand 46  44  45  46  47 
           

2. Personalaufwand 1.744  1.742  1.778  1.814  1.851 
           

3. Sonstige betriebliche Aufwendungen 87  98  100  102  104 
           

4. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0  0  0  0  0 
           

 Aufwand 1.877   1.884   1.923   1.962   2.002 

           

5. Betriebsergebnis 1  1  1  101  1 
           

6. Gewinnabführung 1  1  1  101  1 
           

7. Unternehmensergebnis 0  0  0  0  0 

 

b) Erläuterungen 
 
 Auf Basis der geplanten Werte für das Geschäftsjahr 2020 werden die Folgejahre mit 

einer Steigerung von 2 % fortgeschrieben. Die Personalkosten werden für 2020 mit der 
bekannten tariflichen Steigerung berücksichtigt.  
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V. Fünf-Jahres-Finanzplan 
 
 
 

E N T F Ä L L T  
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I. Unternehmensentwicklung 
 

Die Vermietungsquote in den von der Stadtwerke Marburg Immobilien GmbH verwal-
teten Gebäuden ist insgesamt weiterhin hoch und stabil.  

Im Gründerzentrum Marburg (GZM) ist die Fluktuation mieterbedingt (Existenzgrün-
der) höher als im naturwissenschaftlichen Technologiezentrum (NTZ). 

Die Auslastung der Büroflächen im Technologie- und Tagungszentrum (TTZ) ist im 
Jahr 2019 durch die Kündigung der Deutschen Rentenversicherung etwas niedriger 
als im Jahr zuvor. Sie werden voraussichtlich zum 01.11.19 wieder vermietet sein. 

Die jeweils hohe Auslastung in den verwalteten Gebäuden lässt auch für das Jahr 
2020 stabile Einnahmen aus den Geschäftsbesorgungen erwarten. 

Das wieder deutlich positive Ergebnis der Softwarecenter Marburg Besitz- und Verwal-
tungs-GmbH (SCM) im Jahr 2018 bedeutet angesichts ihrer 90%igen Beteiligung für 
die Stadtwerke Marburg Immobilien GmbH einen weiteren Beweis der Stabilität. 
Gleichwohl bleibt die weitere Entwicklung im Auge zu behalten. 

Die Auslastung der Veranstaltungsräume im TTZ und die Inanspruchnahme der Be-
wirtungsmöglichkeiten der TTZ-Küche sind auch im Jahr 2019 auf einem sehr hohen 
Niveau. Dennoch zeichnet sich im Gesamtjahr nach aktuell vorliegenden Auswertun-
gen ein Ergebnis ab, das unter der Planung für das Jahr liegt. Die Gründe hierfür sind 
Folgende: 

Vor allem die Personalkosten übersteigen die der im Jahr 2018 geplanten deutlich: In 
insgesamt sieben Monaten ergab sich eine überlappende Nachbesetzung der Haus-
meisterstelle, die naturgemäß im Jahr 2020 wieder entfällt. 

Durch das sehr erfolgreiche Jahr 2019 wurden Gratifikationszahlungen an die Mitar-
beiter fällig. Die Zahlen für 2019 lassen darauf schließen, dass diese Zahlungen im 
Jahr 2020 deutlich geringer ausfallen werden. 

Weiter gestiegenen Personalkosten durch Höhergruppierungen und Neueinstellungen 
in der Küche soll entgegengewirkt werden, indem das Küchenpersonal je nach anfal-
lenden Arbeiten verstärkt eigentliche Servicepersonal-Aufgaben übernimmt – vor al-
lem die Kasse während der Ausgabe des werktäglichen Mittagessens. 

Eine weitere Stellenbesetzung ist für das Jahr 2020 geplant: die Ausbildung einer Ver-
anstaltungskauffrau, mit der die Gesellschaft zum einen ihrer gesellschaftlichen Ver-
antwortung nachkommt und sich zugleich für die Zukunft personell verstärkt.  

Durchaus erfolgreich entwickelte sich im ersten Jahr die Bewirtung des Theater-Foyers 
des Hessischen Landestheaters. An den jeweiligen Vorstellungsabenden wird die 
Theke zur Ausgabe von Getränken besetzt. Dem damit einhergehenden Wunsch der 
Theaterleitung, auch die dortige Kantine für die Theatermitarbeiter zu betreiben, wird 
seit Mitte August dieses Jahres entsprochen. Hier sind die Zahlen allerdings unter den 
Erwartungen, sodass wir hier einen anderen Modus Operandi finden müssen. 

Die Attraktivität des Veranstaltungsortes TTZ wurde nachhaltig durch einen Neuan-
strich von Wänden, Decke und Türen des großen Saals gesteigert. Diese Unterhal-
tungsmaßnahme war ursprünglich zwar erst für das Jahr 2020 vorgesehen, da der 
Zustand des Saals aber immer wieder Kritikpunkt von Veranstaltungsgästen war, 
wurde diese Maßnahme vorgezogen.  
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Im Jahr 2020 soll diese Verbesserung in Caféteria und Foyer fortgesetzt werden. Fer-
ner planen wir eine neue Aufhängung für Vorhänge und einen Schallschutz für den 
Konferenzsaal, sodass dieser vom Mittagsgeschehen in der Caféteria stärker abge-
schottet ist.  

Die erwarteten Umsatzerlöse für den Veranstaltungsbereich werden für das Jahr 2019 
in etwa den geplanten entsprechen. Allerdings verschieben sich die Umsätze um etwa 
30 T€ zu Ungunsten der Veranstaltungsmieten hin zur Gastronomie. Für diesen Be-
reich ist der Materialaufwand naturgemäß höher. Dies findet auch im Plan 2020 Be-
rücksichtigung. In Anbetracht der hohen Attraktivität der gastronomischen Leistungen 
sollen hier Preisanpassungen vorgenommen werden. 

Die Bewirtschaftung der Parkplatzflächen im nicht beschrankten Bereich ist weiterhin 
ein wichtiger Attraktivitätsfaktor für den Veranstaltungsbereich des Technologie- und 
Tagungszentrum und soll fortgeführt werden. 

Für die Stadtwerke Marburg Immobilien GmbH erwarten wir insgesamt für das vor uns 
liegende Jahr ein deutlich positives Ergebnis, von dem nach Verbrauch des steuerlich 
wirksamen Verlustvortrags erstmals wieder Ertragsteuern zu zahlen sind.  
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b) Positionen der Jahreserfolgsrechnung  
 
(Planzahlen in T€)

1. Umsatzerlöse
Erlöse Veranstaltungsmieten TTZ 235 250
Erlöse Gastronomie TTZ 315 289
Erlöse Theater 30 30

580 569
Geschäftsbesorgungen
Softwarecenter Marburg SCM 95 95
Naturwissenschaftliches Technologiezentrum NTZ 75 75
Gründerzentrum Marburg GZM 47 47
sonstige Geschäftsbesorgungen 10 13

227 230
Sonstige Dienstleistungen 1 2

2. Sonstige Erträge / Finanzerträge 8 6

Erträge 816 807

3. Materialaufwand und Fremdleistungen
Aufwendungen für RHB und bezogene Waren:
Strom, Wärme, Abwasser, Entsorgung, 16 16
Nahrungsmittel und Sachkosten Küche / Veranstaltungen 225 211

241 227
Aufwand für bezogene Leistungen
Fremdreparaturen Reinigung, Winterdienst, ... 60 50

301 277
4. Personalkosten

Löhne und Gehälter 313 312
Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung 72 63

385 375

5. Abschreibungen 18 16

6. Andere betriebliche Aufwendungen
Rechnungswesen, Personalwesen 8 7
Jahresabschlussprüfungskosten 7 7
Anlagenmieten 16 14
Bürobedarf 1 1
Porto, Telefon 3 3
Werbung, Weiterbildungskosten, Reisekosten 7 8
Versicherungen 2 1
Sonstiges 2 2

46 43

7. Finanzaufwand/Steuern
Darlehenszinsen 0 0
Sonstige Steuern 0 0

Aufwand 750 711

8. Betriebsergebnis 66 96

9. Steuern vom Einkommen und Ertrag 11 0

10. Unternehmensergebnis 55 96

2020 2019
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III. Finanzplan 2020 
 

a) Planzahlen  

 
  in T€ 
 Deckungsmittel  
   
 1. Jahresgewinn 55 
 2. Abschreibungen 18 
   
  73 
   
 Ausgaben  
   
 1. Investitionen  15 
 2. Freie Liquidität 58 
   
  73 
   

 

b) Erläuterung  
 

Die Investitionen enthalten einen Schallschutz (Raum Pascal II), ein neues Vorhänge-/ 
Schienensystem (Caféteria). Zudem soll im Unterhalt ein neuer Anstrich für Caféte-
ria/Foyer umgesetzt werden. 
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IV. Fünf-Jahres-Erfolgsplan 
 
 

2019 2020 2021 2022 2023
in T€ in T€ in T€ in T€ in T€

1. Umsatzerlöse 801 808 833 858 884

Veranstaltungsbereich 569 580 593 606 619
Geschäftsbesorgungen 230 227 238 250 263
Sonstige Dienstleistungen 2 1 2 2 2

2. Sonstige betr. Erträge / Finanzerträge 6 8 7 7 7

Erträge 807 816 840 865 891

3. Materialaufwand und Fremdleistungen 277 301 314 327 341

4. Personalaufwand 375 385 393 401 409

5. Abschreibungen 16 18 19 22 23

6. Andere betr. Aufwendungen 43 46 47 47 48

7. Finanzaufwand/Steuern 0 0 0 0 0
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0
Sonstige Steuern 0 0 0 0 0

Aufwand 711 750 772 797 821

8. Betriebsergebnis 96 66 68 68 70

9. Steuern vom Einkommen und Ertrag 0 11 20 20 20

10. Unternehmensergebnis 96 55 48 49 50
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V. Fünf-Jahres-Finanzplan 
 
 
 

  2019 2020 2021 2022 2023 
  in T€ in T€ in T€ in T€ in T€ 

Deckungsmittel      
       

1. Jahresgewinn 96 55 48 49 50 
2. Abschreibungen 16 18 19 22 23 

            

  112 73 77 71 73 

  
     

Ausgaben       

  
     

1. Investitionen 10 15 20 20 20 
2. Freie Liquidität 102 58 57 55 53 

            

  112 73 77 71 73 
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VI. Stellenplan 
 

Betriebszweig  V e r g ü t u n g s g r u p p e n     2020 2019 

          

Geschäftsjahr  2 0 2 0 Haustarif         
Ge-
samt 

Ge-
samt 

 AT EG 8 EG 6 EG 5 EG 4 EG 3     

                 

GF + Verwaltung 2 1 2 1     6 5 

Küche + Service   1 2     2 5 5 
                 

Insgesamt: 2 2 4 1 0 2 11 10 
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I. Unternehmensentwicklung

Mit Eintragung ins Handelsregister am 21.06.2018 erwarb die Stadtwerke Marburg GmbH 
die Stadtwerke Marburg Windenergie GmbH & Co. KG (SWMR Wind), ehemals Abicon 2 
Energie GmbH & Co. KG. Zweck des Unternehmens ist die Beteiligung an der Betreiber-
gesellschaft des Windparks Hassenhausen, der Windpark Hassenhausen GmbH & Co. 
KG (WP Hassenhausen) und über diese der Betrieb des Windparks zur umweltschonen-
den Energieerzeugung. 

Komplementärin der SWMR Wind ist die Windparkverwaltung Marburg GmbH, vertreten 
durch ihre Geschäftsführer Herrn Norbert Schüren und Frau Katharina Deppe. 

Die WP Hassenhausen betreibt vier Windenergieanlagen des Typs Nordex N131/3,0 mit 
einer Leistung von zusammen 12 MW.  

Die Gesellschaft erzielt Erträge durch Gewinnentnahmen aus der WP Hassenhausen und 
Zinsen aus einem an diese ausgereichten Gesellschafterdarlehen. Ende 2018 wurde eine 
Erhöhung des Gesellschafterdarlehens um 80 T€ beschlossen. 

Daneben vereinnahmt sie ggf. erfolgsneutrale Beträge aus Kapitalherabsetzungen der 
Betreibergesellschaft. Gewinne sind in der Betreibergesellschaft während des Abschrei-
bungszeitraums der Windenergieanlagen noch nicht zu erwarten. Vielmehr entstehen zu-
nächst Zinserträge aus dem Gesellschafterdarlehen. Die Zinszahlung hängt davon ab, ob 
die Prognose zum Windaufkommen eintritt. Im vorliegenden Wirtschaftsplan wurde un-
terstellt, dass die Zinsen gezahlt werden können. 

Auf der Aufwandsseite fließen Zinsen an die Gesellschafterin ab, die der SWMR Wind 
ihrerseits ein Darlehen in gleicher Höhe wie das an die WP Hassenhausen ausgereichte 
zur Verfügung gestellt hat, der Zinssatz liegt jedoch niedriger. Nach Abzug von sonstigen 
betrieblichen Aufwendungen u.a. für Jahresabschlussprüfung und kaufmännische Be-
triebsführung verbleibt somit ein geringer Jahresüberschuss.  

Die Planbarkeit des Geschäftsbetriebs ist durch langfristige vertragliche Grundlagen und 
die EEG-Einspeisevergütung gesichert. Risiken entstehen damit nur aus externen, nicht 
beeinflussbaren Randbedingungen wie dem Windaufkommen oder der Häufigkeit von 
Abschaltungen aufgrund von Fledermausflug, Eisansatz o.ä. 
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b) Erläuterungen

Im Folgenden werden die Positionen der Jahreserfolgsrechnung im Einzelnen erläutert: 

Zu 1.)  Umsatzerlöse werden durch Beteiligungserträge aus der Windpark Hassen-
hausen GmbH & Co. KG erzielt. Solche Erträge sind jedoch während der 
16-jährigen Abschreibungsdauer und anschließenden Aufholung der Ver-
lustvorträge nicht zu erwarten. Es werden allerdings Zinserträge erwirtschaf-
tet.

Zu 3.) Die Windpark Hassenhausen GmbH & Co. KG hat den Bau des Windparks 
hauptsächlich mittels Gesellschafterdarlehen finanziert.  

Zu 6.) Die SWMR Wind wiederum hat das Gesellschafterdarlehen lediglich durch-
gereicht. Ihr entstehen also spiegelbildlich Zinsaufwendungen, jedoch auf-
grund eines abweichenden Zinssatzes in etwas geringerer Höhe. 

Zu 8.) Die anderen betrieblichen Aufwendungen beinhalten im Wesentlichen die 
Kosten für Jahresabschlussprüfung und Steuerberatung, die kaufmänni-
sche Betriebsführung durch die Stadtwerke Marburg sowie insbesondere 
die Vergütung der Komplementärin. 

Zu 10.)  Steuern fallen aufgrund eines steuerlichen Verlustvortrags aus dem ersten 
Rumpfbetriebsjahr vorerst nicht an. 
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III. Finanzplan 2020

in T€ 
Deckungsmittel 

1. Jahresgewinn 8 

8 

Aus gaben 

1. Freie Liquidität 8 

8 
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IV. Fünf-Jahres-Erfolgsplan 
 
a) Planzahlen 
 
  2019 2020 2021 2022 2023
  in T€ in T€ in T € in T€ in T€
  
1. Umsatzerlöse 0 0 0 0 0
  
2. Sonstige betriebliche Erträge 0 0 0 0 0
  
3. Zinsen und ähnliche Erträge 50 55 55 55 55
  
 Erträge 50 55 55 55 55
  
4. Materialaufwand und Fremdleistungen 0 0 0 0 0
  
5.  Personalaufwand 0 0 0 0 0
  
6. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 29 32 32 32 32
  
7. Abschreibungen 0 0 0 0 0
  
8. Andere betriebliche Aufwendungen  14 15 15 16 16
  
 Aufwand 44 47 47 47 48
  
9.  Betriebsergebnis 6 8 7 7 7
  
10. Steuern vom Einkommen und Ertrag 0 0 0 2 3
  
11. Unternehmensergebnis 6 8 7 6 4
       

 
b) Erläuterun gen 
 
Die Kosten für die kaufmännische Betriebsführung steigen mit der Tarifentwicklung, für 
die Prüfungs- und Steuerberatungskosten wurde eine Preissteigerung von 2 % unterstellt. 
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V. Fünf-Jahres-Finanzplan

2019 2020 2021 2022 2023
in T€ in T€ in T€ in T€ in T€

Deckungsmittel 

1. Jahresgewinn 8 8 7 6 4

8 8 7 6 4

Ausgaben 

1. Freie Liquidität 8 8 7 6 4

8 8 7 6 4
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VI. Stellenplan 
 
 
Die Gesellschaft hat keine Beschäftigten. 
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I. Unternehmensentwicklung

Mit Eintragung ins Handelsregister am 27.05.2013 wurde die Windparkverwaltung Mar-
burg GmbH gegründet. Zweck des Unternehmens ist nach § 2 (Gegenstand des Unter-
nehmens) u.a. die Übernahme der persönlichen Haftung und die Geschäftsführung in 
Gesellschaften, die sich dem Betrieb technischer Anlagen zur Versorgung der Bevölke-
rung mit elektrischer Energien verschrieben oder sich an Gesellschaften beteiligen, die 
sich diesem Ziel verpflichtet haben.  

Die Gesellschaft befindet sich zu 100 % im Eigentum der Stadtwerke Marburg GmbH. 
Geschäftsführer der Gesellschaft sind Herr Norbert Schüren und Frau Katharina Deppe. 

Im Laufe des Jahres 2018 konnte eine 20 %-ige Beteiligung der Stadtwerke Marburg 
Windenergie GmbH & Co. KG (SWMR Windenergie) am Windpark Hassenhausen erfolg-
reich umgesetzt werden. Die Windparkverwaltung Marburg GmbH fungiert als ihre ge-
schäftsführende Komplementärin. 

Auf der Ertragsseite werden ihr von der SWMR Windenergie die für die Geschäftsführung 
entstandenen Auslagen ersetzt. Zusätzlich erhält sie eine Vergütung für ihre Tätigkeit. 
Aufwendungen entstehen im Wesentlichen durch Prüfungs- und Steuerberatungskosten 
sowie die kaufmännische Betriebsführung. 

Für das Geschäftsjahr 2020 wird ein niedriges positives Ergebnis erwartet. 

1612



1613



Wirtschaftsplan 2020 Windparkverwaltung Marburg GmbH Seite 3 von 7 

b) Erläuterungen

Im Folgenden werden die Positionen der Jahreserfolgsrechnung im Einzelnen erläutert: 

Zu 1.)  Die Umsatzerlöse beinhalten die Vergütung für die Tätigkeit der Gesell-
schaft als geschäftsführende Komplementärin sowie die Erstattung von Auf-
wendungen für die Geschäftsführung der Stadtwerke Marburg Windenergie 
GmbH & Co. KG. 

Zu 7.) Die anderen betrieblichen Aufwendungen beinhalten im Wesentlichen die 
Kosten für die Prüfung und Veröffentlichung von Jahresabschluss und La-
gebericht sowie die kaufmännische Betriebsführung durch die Stadtwerke 
Marburg.  

Zu 10.) Aufgrund eines bilanziellen Verlustvortrags wird nicht mit Steuern gerech-
net. 
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III. Finanzplan 2020

in T€ 
Deckungsmittel 

1. Jahresgewinn 2 

2 
Ausgaben 

1. Freie Liquidität 2 

2 
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IV. Fünf-Jahres-Erfolgsplan

a) Planzahlen

2019 2020 2021 2022 2023
in T€ in T€ in T€ in T€ in T€

1. Umsatzerlöse 7 8 8 8 8

2. Sonstige betriebliche Erträge 0 0 0 0 0

3. Zinsen und ähnliche Erträge 0 0 0 0 0

Erträge 7 8 8 8 8

4. Materialaufwand und Fremdleistungen 0 0 0 0 0

5. Abschreibungen 0 0 0 0 0

6. Personalaufwand 0 0 0 0 0

7. Andere betriebliche Aufwendungen 5 6 6 6 6

8. Zinsen und ähnl. Aufwendungen 0 0 0 0 0

Aufwand 5 6 6 6 6

9. Betriebsergebnis 2 2 2 2 2

10. Steuern vom Einkommen und Ertrag 1 0 1 1 1

11. Unternehmensergebnis 1 2 1 1 1

b) Erläuterung en

Die Kosten für die kaufmännische Betriebsführung steigen mit der Tarifentwicklung, für 
die Prüfungs- und Steuerberatungskosten wurde eine Preissteigerung von 2 % unterstellt. 
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V. Fünf-Jahres-Finanzplan 
 
 
 
 2019 2020 2021 2022 2023
 in T€ in T€  in T€ in T€  in T€
      

Deckungsmittel   
   
1. Jahresgewinn 1 2 1 1 1
   

 1 2 1 1 1
   

   

Ausgaben   

   

1. Freie Liquidität 1 2 1 1 1
   

 1 2 1 1 1
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VI. Stellenplan 
 
 
Die Gesellschaft hat keine Beschäftigten. 
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Marburger Altenhilfe St. Jakob gGmbH
Plan 2019

in €

Position Plan 2019 in % 
von Gl HR 2018 in % von 

Gl Ist 2017 in % von 
Gl

01.1 Ambulanter Dienst 942.227 7,4% 956.440 7,7% 866.651 7,2%

01.2 Teilstationäre Pflege 283.860 2,2% 263.026 2,1% 261.538 2,2%

01.3 Vollstationäre Pflege 6.804.457 53,8% 6.748.741 54,2% 6.508.345 54,4%

01.4 Kurzzeitpflege 402.323 3,2% 342.043 2,7% 243.934 2,0%

01. Erträge aus allg. Pflegeleistungen 8.432.867 66,7% 8.310.250 66,7% 7.880.469 65,9%

02. Erträge aus Unterkunft und Verpflegung 2.175.863 17,2% 2.048.335 16,5% 1.961.569 16,4%

03. Erträge aus Investitionskosten 1.289.349 10,2% 1.309.211 10,5% 1.323.655 11,1%

04. Zuweisungen und Zuschüsse zu Betriebskosten 30.000 0,2% 30.000 0,2% 30.000 0,3%

05. Ausbildungszuschuss 93.899 0,7% 77.508 0,6% 47.958 0,4%

06. Umsatzerlöse nach § 277 HGB 605.669 4,8% 627.398 5,0% 632.788 5,3%

07. Umsatzerlöse 12.627.647 99,8% 12.402.701 99,6% 11.876.439 99,3%
08. Sonstige betriebliche Erträge 23.258 0,2% 59.705 0,5% 83.857 0,7%

09. Gesamtleistung 12.650.905 100,0% 12.462.406 100,0% 11.960.296 100,0%
10.1 Löhne und Gehälter -6.326.028 -50,0% -5.916.056 -47,5% -5.609.337 -46,9%

10.2 Soz. Abg. u. Aufw. für Altersvers. u. f. Unterstützung -1.699.586 -13,4% -1.597.209 -12,8% -1.475.902 -12,3%

10. Personalaufwand -8.025.614 -63,4% -7.513.265 -60,3% -7.085.239 -59,3%
11.1 Lebensmittel

11.2 Aufwendungen für Zusatzleistungen -822 0,0% -947 0,0% -1.548 0,0%

11.3 Wasser, Energie, Brennstoffe -471.395 -3,7% -465.456 -3,7% -453.348 -3,8%

11.4 Wirtschaftsbedarf/Verwaltungsbedarf -2.425.983 -19,2% -2.421.220 -19,4% -2.316.327 -19,4%

11. Materialaufwand -2.898.200 -22,9% -2.887.622 -23,2% -2.771.223 -23,2%
12. Verbrauchsgter gem. 82 Abs. 2 Nr.1 -91.366 -0,7% -95.774 -0,8% -89.353 -0,7%
13. Aufwendungen für zentrale Dienstleistungen (Stadt)
14. Steuern, Abgaben, Versicherungen -148.916 -1,2% -150.316 -1,2% -148.736 -1,2%

15. Aufwand Hilfs- und Nebenbetriebe -6.776 -0,1% -6.358 -0,1% -6.430 -0,1%

16. Mieten, Pacht, Leasing -936.778 -7,4% -939.527 -7,5% -936.152 -7,8%

17. Zwischenergebnis 1 543.255 4,3% 869.542 7,0% 923.163 7,7%
18. Erträge öffentliche und nicht öffentliche Förderung

19. Afa immat. Vermögensg. und Sachanlagen -183.397 -1,4% -150.222 -1,2% -129.403 -1,1%

20. Afa Forderungen u. s. Vg. 0 0,0% -3.311 0,0% -24.320 -0,2%

21. Instandhaltung und Instandsetzung -300.383 -2,4% -298.030 -2,4% -421.504 -3,5%
22. Sonstige ordentliche und außerordentliche 
Aufwendungen -54.100 -0,4% -61.995 -0,5% -48.895 -0,4%

23. Zwischenergebnis 2 5.375 0,0% 355.984 2,9% 299.040 2,5%
24. Zinsen und ähnliche Erträge 0 0,0% 78 0,0% 319 0,0%

25. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0,0% -1.200 0,0% -887 0,0%
26. Zinsergebnis 0 0,0% -1.122 0,0% -567 0,0%
27. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 5.375 0,0% 354.862 2,9% 298.472 2,5%

28. Jahresueberschuß / Jahresfehlbetrag 5.375 0,0% 354.862 2,9% 298.472 2,5%
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Marburger Altenhilfe St. Jakob GmbH
Cash Flow Statement
(Werte in €)

Plan 2019
Jahresüberschuss 5.375

Abschreibungen 183.397
Buchwerte ausgeschiedener Anlagen 0
Veränderung langfristiger Rückstellungen 0
-Erlöse aus Anlagenveräußerung 0
Operativer Cash Flow 188.772

Investitionen -390.986
Investitionen - Finanzanlagen
Investitionen - Anlagen im Bau
Erlöse aus Anlagenveräußerung
CF aus Investitionssphäre -390.986

langfristige Kredite - Aufnahme 0
langfristige Kredite - Tilgung 0
Kapitaleinlagen 0
CF aus Finanzierungssphäre 0

Zahlungsmittelüberschuß/-bedarf -202.214

Anfangsbestand
Guthaben bei Banken 31.12.2018 2.397.271
Kontokorrent 0

Veränderungen
Guthaben bei Banken -202.214
Kontokorrent

Endbestand
Guthaben bei Banken 31.12.2019 2.195.057
Kontokorrent
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Wirtschafts- und Finanzplan 2019 
 
Marburger Altenhilfe St. Jakob gGmbH 
 
Vorbemerkung 
 
Die Marburger Altenhilfe St. Jakob GmbH erbringt gemeinnützige Pflegedienstleistungen (Lang-

zeit-, Kurzzeit- und Tagespflege sowie in den ambulanten Dienstleistungen) im Auftrag der Stadt 

Marburg.  

 

Um die Gemeinnützigkeit des Pflege- und Betreuungsbetriebs nicht zu gefährden, wurde die wirt-

schaftliche Betätigung (Küchenbetrieb, Wäscherei, Gebäude- und Appartementreinigung sowie 

Haustechnik) in die Marburger Service GmbH ausgelagert. Die „Service“ ist eine Tochter-

gesellschaft der „Altenhilfe St. Jakob“.  

 

Die Marburger Altenhilfe St. Jakob gGmbH ist der größte Anbieter im Bereich der Altenhilfe im 

Landkreis Marburg-Biedenkopf und bietet ihre Dienstleistungen in den Häusern „Sudetenstraße“ 

(83 vollstationäre Pflegeplätze und 8 beantragte eingestreute Kurzzeitpflegeplätze), „Auf der Wei-

de 6“ (70 vollstationäre Pflegeplätze, davon 6 eingestreute Kurzzeitpflegeplätze, 16 Tagespflege-

plätze) sowie in der Einrichtung „Hausgemeinschaften St. Jakob Cölbe“ (80 vollstationäre Pflege-

plätze, davon 8 eingestreute Kurzzeitpflegeplätze) an. Der Kundenstamm in den ambulanten 

Dienstleistungen liegt derzeit bei rund 117 Patienten. 

 

 

Für das Wirtschaftsjahr 2019 sind folgende Chancen und Risiken zu benennen: 

 

Im Sommer 2017 wurde in der Stadtverordnetenversammlung beschlossen am Standort Sudeten-

straße einen Ersatzneubau mit insgesamt 84 Plätzen (12 Wohngemeinschaftsplätze in 7 Wohnbe-

reichen) zu errichten. Das Bestandsgebäude entspricht seit Jahren nicht mehr den Anforderungen 

und hat einen Investitionsstau. Der Altbau (3 Gebäudeteile) bleibt mit zwei Gebäudeteilen erhalten 

und soll für eine zukünftige noch zu definierende Nutzung saniert werden. Der dritte Gebäudeteil 

soll abgerissen und durch ein modernes Pflegeheim ersetzt werden. 
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Es ist geplant den Neubau in einer Bauzeit von ca. 2,5 Jahren zu errichten (1 Jahr Planungsphase, 

1,5 Jahre Bauphase). Während der Bauphase ziehen die Bewohner in den zu erhaltenen Altbauteil 

um. Ein wirtschaftliches Risiko während der Bauphase könnte ein Rückgang der Belegung sein. 

Wir gehen in der Planung 2019 von einer durchschnittlichen Belegung im Zeitraum Januar bis Juni 

von durchschnittlich 75 Bewohnern und im Zeitraum Juli bis Dezember von einem sukzessiven 

Rückgang der Belegung auf 68 Bewohner aus. Dieser Rückgang schlägt sich negativ auf die Pla-

nung nieder, da wir nicht im gleichen Maße einen Abbau des Personals einplanen können (lt. Auf-

sichtsratsbeschluss dürfen keine betriebsbedingten Kündigungen ausgesprochen werden). 

Die Bewohner ziehen nach Fertigstellung des Neubaus in diesen um, sodass nicht mit einer langen 

Pre Opening Phase zu rechnen ist.  

 

Die Einrichtung Altenhilfezentrum „Auf der Weide“ befindet sich mit 70 stationären Plätzen und 

einer defizitären Tagespflege noch nicht nachhaltig in der Gewinnzone. Für das Angebot der Ta-

gespflege wurden durch das Pflegestärkungsgesetz PSG II und III die Rahmenbedingungen und 

Finanzierungmöglichkeiten zum 01.01.2017 zwar nochmals verbessert, hatten aber bisher noch 

keine nachhaltigen Wirkungen in der Auslastung. Neu verhandelte Pflegesätze werden das Defizit 

reduzieren. 

. 

Die Belegung unserer Einrichtung in Cölbe hat sich positiv entwickelt und die Prognose für das 

Jahr 2019 sieht ebenfalls eine stabile Auslastung vor. 

 

Ein weiteres Risiko der Gesellschaft könnte sich aus dem Pflegestärkungsgesetz PSG II und PSG 

III ergeben. Dieses Gesetz stärkt den Vorrang von ambulanten vor stationären Leistungen durch 

wesentlich bessere Rahmenbedingungen im ambulanten und teilstationären Bereich und könnte zu 

tendenziell sinkenden Auslastungen im Vollstationären Bereich führen. Diesen Trend konnten wir 

bis dato noch nicht eindeutig verifizieren aber diese Entwicklung könnte sich zukünftig noch erge-

ben. Die Erwartung, dass Pflegebedürftige aufgrund der höheren Kosten im Pflegegrad 1 und 2 

gegenüber der in 2016 noch gültigen Pflegestufe 1 zukünftig erst mit einem höheren Pflegegrad in 

ein Pflegeheim einziehen und damit wiederum die Auslastung tendenziell sinken könnte, können 

wir bis dato auch noch nicht eindeutig bestätigen. Durch die Überleitung von Pflegestufen in Pfle-

gegrade wurden die Bewohner durch den sog. doppelten Stufensprung bei vorliegen einer einge-

schränkten Alltagskompetenz in höhere Pflegegrade übergeleitet (Bestandschutz). Unsere Erfah-
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rungen haben gezeigt, dass aufgrund des neuen Begutachtungsmodells (NBA) die zukünftigen 

Neueinstufungen in niedrigere Pflegegrade vorgenommen werden. Dadurch kann der durchschnitt-

liche Pflegegrad einer Einrichtung sinken und zu Erlöseinbußen führen.  

Erläuterungen zum Wirtschafts- und Finanzplan 2019 

Nr.01 Erträge aus allgemeinen Pflegeleistungen gemäß PflegeVG 

(siehe auch Anlagen 1) 

Die Erträge aus den allgemeinen Pflegeleistungen umfassen Hilfeleistungen bei der Körperpflege, 

der Ernährung, der Mobilität sowie medizinischen Behandlungspflege und sozialen Betreuung. 

Formen der Hilfen sind die Unterstützung, die teilweise oder vollständige Übernahme der Verrich-

tung, die Beaufsichtigung sowie die Anleitung. 67 % sämtlicher Erträge entfallen auf diese Ertrags-

art. 

Ambulanter Dienst: Im Planjahr 2019 rechnen wir mit einer konstant hohen Nachfrage bei den 

SGB XI Erträgen (519 T€) und SGB V Erträgen (269 T€).  Darüber hinaus planen wir mit ca. 107 

T€ Erlösen aus dem Menüservice und 42 T€ Erlösen aus Betreuungsleistungen nach §45b SGB XI. 

b) Teilstationäre Pflege: Wir rechnen im Planjahr 2019 mit einer Auslastung von 88 %. Die atkuel-

le Pflegesatzvereinbarung läuft zum 31.12.2019 aus.  Insgesamt planen wir einen Umsatz von ca.

250 T€.

c) Vollstationäre Pflege: Rund 81 % der Erträge aus allgemeinen Pflegeleistungen oder 6.804 T€

werden in der Langzeitpflege erwirtschaftet. Maßgeblich bestimmt werden die Erträge aus der voll-

stationären Pflege durch den Pflegegrad-Mix sowie die Auslastung der drei Einrichtungen Alten-

zentrum (Sudetenstraße 24), Altenhilfezentrum (Auf der Weide 6) und Hausgemeinschaften St.

Jakob Cölbe (Am Schubstein 4). Für unsere Einrichtungen Altenzentrum und Altenhilfezentrum

laufen die Pflegesatzvereinbarungen zum 28.02.2019 aus. Für die Einrichtung Altenzentrum haben

wir eine Entgeltsteigerung um die derzeitige Pauschale von 2,97 % und für unsere Einrichtung Al-

tenhilfezentrum eine Erhöhung von 4 % in die Planung eingestellt. Darüber hinaus planen wir für

beide Einrichtungen zusätzliche Mitarbeiter in der Palliativversorgung, sowie zusätzliche Stellenan-

teile gemäß des neuen Rahmenvertrages Stationär in Hessen für die Bereiche Hauswirtschaft und
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Verwaltung ein. Diese zusätzlichen Stellenanteile sind darüber hinaus in die kalkulierten Pflegesät-

ze in der Planung miteingeflossen. 

Für unsere Einrichtung Hausgemeinschaften St. Jakob Cölbe haben wir zum 01.10.2018 eine Pfle-

gesatzvereinbarung abgeschlossen die noch bis zum 31.09.2019 Gültigkeit besitzt. Ab dem 

01.10.2019 haben wir eine Entgelterhöhung von 5,5 % in der Planung berücksichtigt. In der derzei-

tigen Pflegesatzvereinbarung wurden bereits Stellenanteile für die Palliativversorgung sowie Ver-

waltung verhandelt. 

 

Pflegegrad-Mix: Für das Planjahr 2019 wird mit einem durchschnittlichen Pflegegrad von 3,15 

(Altenzentrum), 3,45 (Altenhilfezentrum) und mit 3,10 (Hausgemeinschaften St. Jakob) kalkuliert.  

 

Gesamtauslastung:  

In den drei Heimen beträgt die Kapazität der Pflegeplätze 233. 

In der Planung Altenzentrum haben wir aufgrund der beginnenden Umbaumaßnahme mit einer 

Kapazität von 80 Plätzen und eine durchschnittliche Auslastung von 93,75% (= 75 Bewohner, in-

klusive Kurzeitpflege) im Zeitraum Januar bis Juni geplant. Im Zeitraum Juli bis Dezember gehen 

wir von einem sukzessiven Rückgang der Belegung auf 68 aus. Insgesamt beträgt die Auslastung 

bezogen auf 80 Bewohner 91,42 % (= 73,1 Bewohner). 

Für unsere Einrichtung Hausgemeinschaften St. Jakob Cölbe rechnen wir mit einer Auslastung von 

98,0 % (= 78 Bewohner, inklusive Kurzzeitpflege). 

Für die Einrichtung Altenhilfezentrum (Auf der Weide 6) kalkulieren wir mit einer durchschnittli-

chen Auslastung von 98 % (= 69 Bewohner, inklusive Kurzeitpflege). 

 

Nr.02 Erträge aus Unterkunft und Verpflegung 

 (siehe auch Anlagen 1) 

Die Erträge aus Unterkunft und Verpflegung nehmen mit 2.176 T€ einen Anteil von 17,2 % an 

sämtlichen Erträgen ein. Es handelt sich um Leistungen, die dem pflegebedürftigen Menschen das 

Wohnen in einem Pflegeheim ermöglichen, also die Wäscheversorgung, den Sachaufwand für Ver-

anstaltungen zur Förderung des Gemeinschaftslebens, die Wartung und Unterhaltung von Gebäu-

den und Ausstattungen, die Reinigung, die Versorgung mit Energie und Wasser, die Entsorgung 

von Abfall sowie die Verpflegung. 
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Grundlage für die Kalkulation der Erträge aus allgemeinen Pflegeleistungen gemäß PflegeVG so-

wie der Erträge aus Unterkunft und Verpflegung ist die erwartete Auslastung.  

 

Nr.03 Erträge aus Investitionskosten 

(siehe auch Anlage 1) 

Die Erträge aus der gesonderten Berechnung von Investitionskosten errechnen sich aus der prog-

nostizierten Auslastung und den mit den Kostenträgern vereinbarten Investitionskostenanteilen. 

 

 

Nr.04 Zuweisungen und Zuschüsse zu Betriebskosten   

Es handelt sich hier um den Zuschuss der Stadt Marburg für die Arbeit im Begegnungszentrum. 

 

Nr.05 Ausbildungszuschuss   

Diese Position beinhaltet die Erlöse, deren Sätze mit der Pflegekasse jährlich zur Finanzierung der 

Ausbildungsvergütung in der Altenpflege zu vereinbaren sind. 

 

Nr.06 Umsatzerlöse nach §277 HGB  

Der wesentliche Anteil dieser Position ist die Erstattung der Kosten für überlassene Mitarbeiterin-

nen in der Hauswirtschaft der Marburger Altenhilfe St. Jakob gGmbH in Höhe von 431 T€ an die 

Marburger Service GmbH. Diese Verrechnung dient der Abgrenzung. Weitere Erträge ergeben sich 

aus Erstattungen von Telefongebühren der Heimbewohner, von Kursgebühren, Wahlleistungen etc.  

 

Nr.10 Personalaufwand  

(siehe auch Anlage 2) 

Die Personalkosten belaufen sich mit 8.026 T€ auf ca. 63,4 % des Aufwands an allen Erträgen, 

davon sind rund 72 % in der stationären Pflege und Betreuung gebunden. Die Entwicklung im Per-

sonalbereich ist damit maßgeblich für den wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens.  

 

In der Planung haben wir für das Jahr 2019 die beschlossenen Tariferhöhungen zum 01.03.2019 

bzw. 01.04.2019 berücksichtigt. 

Der Personaleinsatz wird bestimmt durch eigene Standards (Regelung zum Mitarbeiterausfall, Pau-

senregelung, Urlaubsregelungen, Qualitätsansprüche, etc.), durch das Hessisches Betreuungs- und 
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Pflegegesetz bei der Besetzung von Nacht-, Früh- und Spätdiensten, durch die zwischen den Pfle-

gekassen, dem Landkreis als Sozialhilfeträger und den Trägern der Pflegeeinrichtungen vereinbar-

ten Leistungs- und Qualitätsmerkmale lt. Anlage 1 zur Pflegesatzvereinbarung sowie durch den 

Rahmenvertrag für das Land über die vollstationäre pflegerische Versorgung. 

 

Die darin vereinbarten Personalschlüssel ermitteln sich aus den nach Pflegegraden gewichteten 

Pflegekennziffern und Personalanhaltswerten.  

 

Die Fachkraftquote beträgt im Altenzentrum (Sudetenstraße) mit 15,0 VZ rund 52%. 

Im Altenhilfezentrum (Auf der Weide 6) beträgt die Fachkraftquote mit 15,9 VZ rund 56%. 

In der Einrichtung Hausgemeinschaften St. Jakob beträgt die Fachkraftquote mit 15,1 VZ rund 

51%. 

 

b) Ambulante Dienste: Für den Bereich der ambulanten Dienste sind keine Personalstandards ver-

traglich vereinbart. Aufgrund der konstanten Nachfragesteigerung haben wir mit 12,99 VZ eine 

Personalsteigerung (inkl. 1 Auszubildenden) eingeplant (derzeit 11,35 VZ). 

 

c) Verwaltung und Hauswirtschaft: Der Rahmenvertrag (angepasst in 2018) legt eine Personalbe-

messung auch für die Bereiche der Hauswirtschaft (0,174 Mitarbeiter/-in je Bewohner oder 1:5,72) 

und der Verwaltung (0,039 Mitarbeiter/-in pro Bewohner oder 1:25,32) fest. Da fremd vergebene 

Leistungen anzurechnen sind und neben der stationären Pflege weitere Leistungsbereiche (Ambu-

lante Dienste, Tagespflege) anzurechnen sind, ist diese Personalbemessung bestenfalls als Orientie-

rung zu sehen.  

 

In der Hauswirtschaft und Haustechnik (inkl. Marburger Service GmbH) sind 38 Vollzeitstellen 

und in der Verwaltung 9,5 Vollzeitstellen zum 31.12.2019 geplant. 

 

Nr.11 Materialaufwand 

Die Position beinhaltet vor allem die Aufwendungen für Küchen-Catering (877 T€) sowie Haus-

technik und Hausservice (1.168 T€). Diese Leistungen werden von der Marburger Service GmbH 

erbracht und an die Marburger Altenhilfe St. Jakob gGmbH weiter berechnet. 
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Weiterhin fallen hierunter insbesondere Wasser, Strom, Wärme/Fernwärme, Kosten der Werbung, 

Kraftfahrzeugkosten, Kosten der Rechtsberatung und Beratung (u. a. Fortbildungsmaßnahmen, 

Supervision, Qualitätsmanagement) sowie Verwaltungskosten (Gebühren für Telefon und Post, 

EDV, Fachzeitschriften etc.).  

Nr.16 Mieten, Pachten, Leasing 

Diese Position wird wesentlich bestimmt durch die Gebäudemiete an die Stiftung St. Jakob in Höhe 

von 920 T€.  

Nr.19 Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen 

(siehe auch Anlage 3) 

Geplant sind im kommenden Jahr Anschaffungen in Höhe von rund 391 T€, für die im Planjahr 

2019 Abschreibungen in Höhe von 60 T€ zu erwirtschaften sind. Der Gesamtbetrag der Abschrei-

bungen wird mit 184 T€ geplant. 

Nr.21 Instandhaltung und Instandsetzung 

Geplant sind Ausgaben für die laufende Instandhaltung und Wartung der Außenanlagen, der Ge-

bäude, der technischen Anlagen, der EDV und dem medizinischen Gerät in Höhe von 300 T€.  

Nr.28 Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag 

Für das Wirtschaftsjahr 2019 wird ein Jahresüberschuss von rund 5 T€ erwartet. Das Bankguthaben 

wird sich von ca. 2.397 T€ (31.12.2018) auf voraussichtlich 2.195 T€ (31.12.2019) reduzieren (sie-

he auch Cash-Flow-Statement).  

Marburg, den 14.01.2019 

Jörg Kempf 

Geschäftsführung 
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Übersicht Entgelte 

Altenzentrum Sudetenstrasse

Entgelt für pflegebedingte Aufwendungen ab 01.12.2017
Leistungsbetrag

Pflegekasse
Leistungsbetrag
je Kalendertag

Eigenanteil Gesamt pro
Anwesenheitstag

Ohne Pflegegrad 0,00 € 0,00 € 45,64 € 45,64 €
Pflegegrad 1 125,00 € 4,11 € 41,53 € 45,64 €
Pflegegrad 2 770,00 € 25,31 € 33,69 € 59,00 €
Pflegegrad 3 1.262,00 € 41,49 € 33,69 € 75,18 €
Pflegegrad 4 1.775,00 € 58,35 € 33,69 € 92,04 €
Pflegegrad 5 2.005,00 € 65,91 € 33,69 € 99,60 €
Unterkunft 0,00 € 0,00 € 14,27 € 14,27 €
Verpflegung 0,00 € 0,00 € 9,52 € 9,52 €

Ausbildungszuschlag 1,89 €

Investitionskosten
Einzelzimmer 10,53 €
Doppelzimmer 8,99 €

Altenhilfezentrum Auf der Weide

Entgelt für pflegebedingte Aufwendungen ab 01.12.2017
Leistungsbetrag

Pflegekasse
Leistungsbetrag
je Kalendertag

Eigenanteil Gesamt pro
Anwesenheitstag

Ohne Pflegegrad 0,00 € 0,00 € 46,41 € 46,41 €
Pflegegrad 1 125,00 € 4,11 € 42,30 € 46,41 €
Pflegegrad 2 770,00 € 25,31 € 34,74 € 60,05 €
Pflegegrad 3 1.262,00 € 41,49 € 34,74 € 76,23 €
Pflegegrad 4 1.775,00 € 58,35 € 34,74 € 93,09 €
Pflegegrad 5 2.005,00 € 65,91 € 34,74 € 100,65 €
Unterkunft 0,00 € 0,00 € 14,81 € 14,81 €
Verpflegung 0,00 € 0,00 € 9,88 € 9,88 €

Ausbildungszuschlag 0,66 €

Investitionskosten
Einzelzimmer 15,87 €
Doppelzimmer 13,20 €
Einzelzimmer im Doppelapartment 15,25 €

Hausgemeinschaften St. Jakob Cölbe

Entgelt für pflegebedingte Aufwendungen ab 01.10.2018
Leistungsbetrag

Pflegekasse
Leistungsbetrag
je Kalendertag

Eigenanteil Gesamt pro
Anwesenheitstag

Ohne Pflegegrad 0,00 € 0,00 € 48,25 € 48,25 €
Pflegegrad 1 125,00 € 4,11 € 44,14 € 48,25 €
Pflegegrad 2 770,00 € 25,31 € 38,29 € 63,60 €
Pflegegrad 3 1.262,00 € 41,49 € 38,29 € 79,78 €
Pflegegrad 4 1.775,00 € 58,35 € 38,29 € 96,64 €
Pflegegrad 5 2.005,00 € 65,91 € 38,29 € 104,20 €
Unterkunft 0,00 € 0,00 € 16,24 € 16,24 €
Verpflegung 0,00 € 0,00 € 10,83 € 10,83 €

Ausbildungszuschlag 0,94 €

Investitionskosten
Einzelzimmer 19,30 €

Tagespflege Auf der Weide

Leistungsbetrag 
Pflegekasse

Gesamt pro
Anwesenheitstag

Ohne Pflegegrad 0,00 € 53,20 €
Pflegegrad 1 0,00 € 67,03 €
Pflegegrad 2 689,00 € 69,82 €
Pflegegrad 3 1.298,00 € 72,62 €
Pflegegrad 4 1.612,00 € 75,41 €
Pflegegrad 5 1.995,00 € 78,21 €
Unterkunft 0,00 € 9,20 €
Verpflegung 0,00 € 9,20 €

Investitionskosten 13,30 €

Entgelt für pflegebedingte Aufwendungen ab 
01.08.2018
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A. Angestellte

AT
VKA 
14

VKA 
12 P 14 P 12 P 11

VKA 
10 P 10

VKA 
9 a P 9 VKA 8 P 8 P 7 VKA 6 P 6 P 5

Beschäftigte 
zusammen 
Plan 2019

Zahl der 
Stellen nach 

dem 
Stellenplan 

2018

Zahl der 
tatsächlich 
besetzten 
Stellen am 
30.06.2018

1. Geschäftsführung
Heimleitung 

1,00 1,00 1,00 1,00

2. Verwaltung
1,00 1,00 2,50 4,00 8,50 8,00 8,00

3. Pflegedienst
1,00 2,00 2,00 0,77 3,00 0,77 2,42 7,66 31,99 12,80 45,47 109,88 106,38 102,21

4. Soziale Begleitung. 
Betreuung § 87 b

0,80 2,42 0,82 5,35 2,96 12,35 11,96 12,49

5. zentrale Dienste 
QMB, Hygieneb.

0,20 0,50 0,70 0,70 0,70

insgesamt
1,00 1,00 1,00 2,00 2,00 0,77 2,00 3,00 5,69 2,92 0,82 7,66 31,99 4,00 18,15 48,43 132,43 128,04 124,40

Anzahl 
Auszubildende der 
Altenpflege: 15,00

Stellenplan
für ständig Beschäftigte der Marburger Altenhilfe St. Jakob GmbH für das Wirtschaftsjahr 2019

Entgeltgruppe TvöD - B
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Marburger Altenhilfe St. Jakob GmbH
Vorgesehene Investitionen 2019

Pflegebereich Altenzentrum, Altenhilfezentrum und Hausgemeinschaften St. Jakob Cölbe
Menge Artikelbezeichnung Einsatzort Betrag

10 Fliegengitter Stationär Cölbe 1.700
1 Badesitzlift NINA Stationär Cölbe 3.700
8 Lampen dimmbar Stationär Cölbe 1.200
1 Beamer Stationär Cölbe 800
2 Transportwagen Stationär Cölbe 1.200
4 Pflegebetten Stationär AHZ 10.000
2 Sturzmatten mit Sensor Stationär AHZ 1.600
1 Spülmaschine Stationär AHZ 2.500

2
Sitzgelegenheiten Pflege / besonders 
Nachtdienst Stationär AZ 2.000

2 PC/Laptop evtl. Tablet (je nach Dokumentation) Stationär AZ 2.400
1 Einrichtungsgegestände pauschal AZ Stationär AZ 9.000

GWG 10.000
Summe 46.100

Hauswirtschaftsbereich Altenzentrum, Altenhilfezentrum und Hausgemeinschaften St. Jakob Cölbe
Menge Artikelbezeichnung Einsatzort Betrag

1 Bügeltisch Wäscherei AHZ 1.000
1 Teichgestaltung Gebäude AHZ 20.000
1 Kühlschrank Gebäude AZ 500
6 Putzwagen HS AZ 4.200
7 Sortierwagen HS AZ 4.900
1 Einrichtungsgegestände pauschal HS AZ 3.000
1 Waschmaschine Wäscherei AZ 6.000
1 Werkzeuge und Maschinen Haustechnik HGC 1.000
1 Reinigungsmaschine für Polstermöbel Cölbe HS 1.000
1 Bügelstation Wäscherei HGC 1.500
1 Schmutzwäschewaagen Wäscherei HGC 500

20 Gartenstühle, stapelbar Gebäude HGC 1.000
GWG 5.020

Summe 49.620

Küche  Altenzentrum und Altenhilfezentrum

Menge Artikelbezeichnung Einsatzort Betrag
2 Küchenwagen Küche Weide 500
1 Gemüseschneider Küche Weide 700

Küchengeräte neuere Technik Küche Weide 30.000
GWG 1.500

Summe 32.700

Tagespflege

Menge Artikelbezeichnung Einsatzort Betrag
14 Ruhesessel Tapf 15.000
1 Mobiles Klimagerät Tapf 3.000

GWG 1.500
Summe 19.500

Ambulanter Dienst

Menge Artikelbezeichnung Einsatzort Betrag
3 PKW AHZ AD 30.000
1 Kastenwagen AHZ AD 16.000

GWG 1.000
Summe 47.000

Sozialer Dienst Altenzentrum, Altenhilfezentrum und Hausgemeinschaften St. Jakob Cölbe

Menge Artikelbezeichnung Einsatzort Betrag
1 Elektrofahrrad AZ 11.000

GWG 3.000
Summe 14.000

Zentraler Bereich

Menge Artikelbezeichnung Einsatzort Betrag
1 Erweiterung Serverstruktur Verwaltung 42.840
1 Virenschutz Verwaltung 10.226
1 EDV Ausstattung Allgemein 12.000
1 Dienstplanprogramm Allgemein 37.000

1 Pflegeplanung,-dokumentation, 
Bewohnerverwaltung Allgemein 78.000

GWG 2.000
Summe 182.066

Gesamt 390.986

Anlage 3
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Wirtschafts- und Finanzplan 2019 

Marburger Service GmbH 
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Marburger Service GmbH
Plan 2019
in €

Position Plan 2019 in % Gl HR 2018 in % Gl Ist 2017 in % Gl

01. Gesamtleistung 2.393.421 100,0 % 2.368.002 100,0 % 2.237.317 100,0 %
01.1 Restaurant und Kiosk 1.179.471 49,3 % 1.163.573 49,1 % 1.113.550 49,8 %
01.2 Hauswirtschaft und Haustechnik 1.168.325 48,8 % 1.154.776 48,8 % 1.077.823 48,2 %
01.3 Sonstiges 45.625 1,9 % 49.653 2,1 % 45.944 2,1 %
02. Personalaufwand -1.609.874 -67,3 % -1.567.609 -66,2 % -1.486.341 -66,4 %
02.1 Löhne und Gehälter -1.374.032 -57,4 % -1.341.837 -56,7 % -1.275.944 -57,0 %
02.2 Sozialabgaben, Altersvesorgung -235.842 -9,9 % -225.772 -9,5 % -210.397 -9,4 %
03. Materialaufwand -769.665 -32,2 % -785.770 -33,2 % -732.475 -32,7 %
03.1 Wirtschaftsbedarf/Verwaltungsbedarf -769.665 -32,2 % -785.770 -33,2 % -732.475 -32,7 %
03.1.1 Betriebsaufwand -187.383 -7,8 % -189.791 -8,0 % -174.887 -7,8 %
03.1.2 Verwaltungsaufwand -96.137 -4,0 % -111.599 -4,7 % -91.956 -4,1 %
03.1.3 Lebensmittel und Kiosk -484.657 -20,2 % -483.323 -20,4 % -465.561 -20,8 %
03.1.4 KFZ Aufwand -1.488 -0,1 % -1.058 0,0 % -932 0,0 %
03.1.5 Bestandsveränderung 0 0,0 % 0 0,0 % 861 0,0 %

04. Zwischenergebnis 13.882 0,6 % 14.623 0,6 % 18.501 0,8 %

05. Abschreibungen -5.375 -0,2 % -3.729 -0,2 % -7.181 -0,3 %
06. Sonstige ordentliche und außerordentliche Aufwendungen -4.502 -0,2 % -8.310 -0,4 % -6.406 -0,3 %
07. Zinsergebnis 0 0,0 % 0 0,0 % -88 0,0 %
07.1 Zinsen und ähnliche Erträge 0 0,0 % 0 0,0 % 11 0,0 %
07.2 Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0,0 % 0 0,0 % -99 0,0 %

08. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 4.004 0,2 % 2.584 0,1 % 4.826 0,2 %

09. Außerordentliches Ergebnis -1.400 -0,1 % -1.207 -0,1 % -2.842 -0,1 %
09.1 Außerordentliche Erträge 102 0,0 %
09.2 Außerordentliche Aufwendugnen -1.400 -0,1 % -1.207 -0,1 % -2.944 -0,1 %
10. Ergebnis vor Steuern 2.604 0,1 % 1.377 0,1 % 1.984 0,1 %
11. Ertragssteuern -741 0,0 % -392 0,0 % -580 0,0 %
12. Sonstige Steuern

13. Jahresüberschuß/-fehlbetrag 1.863 0,1 % 985 0,0 % 1.405 0,1 %
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Marburger Service GmbH
Cash Flow Statement
(Werte in €)

Plan 2019
Jahresüberschuß 1.863

Abschreibungen 5.375
Buchwerte ausgeschiedener Anlagen 0
Veränderung langfristiger Rückstellungen 0
-Erlöse aus Anlagenveräußerung 0
Operativer Cash Flow (WC) 7.239

Investitionen -3.580
Investitionen - Finanzanlagen 0
Erlöse aus Anlagenveräußerung 0
CF aus Investitionssphäre -3.580

langfristige Kredite - Aufnahme 0
langfristige Kredite - Tilgung 0
Kapitaleinlagen
CF aus Finanzierungssphäre 0

Zahlungsmittelüberschuß/-bedarf 3.659

Anfangsbestand
Guthaben bei Banken 31.12.2018 137.744
Kontokorrent 0

Veränderungen
Guthaben bei Banken 3.659
Kontokorrent

Endbestand
Guthaben bei Banken 31.12.2019 141.402
Kontokorrent
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Wirtschafts- und Finanzplan 2019 

Marburger Service GmbH 

Vorbemerkung 

Die Marburger Service GmbH erbringt überwiegend hauswirtschaftliche Dienstleistungen für die 

Muttergesellschaft Marburger Altenhilfe St. Jakob gGmbH. Das Leistungsangebot umfasst die Be-

reiche Hausservice, Haustechnik, Wäscheservice und die Speisenversorgung.  

Neben den Leistungen für die Marburger Altenhilfe St. Jakob gGmbH erzielt die Gesellschaft 

durch ein Restaurant / Cafébetrieb in allen drei Einrichtungen sowie einem Menüservice zusätzli-

chen Umsatz, der in der Planung berücksichtigt wurde. 

Die Marburger Service GmbH wurde gegründet, um die wirtschaftliche Betätigung vom gemein-

nützigen Pflege- und Betreuungsdienst zu trennen. Die hauswirtschaftlichen Dienstleistungen zäh-

len dabei zu dem Wirtschaftsbetrieb. 

Risiken des wirtschaftlichen Erfolgs ist die Abhängigkeit von unserem Mutterunternehmen bezüg-

lich der Dienstleistungserbringung und Umsatzentwicklung. 

Erläuterungen zum Wirtschafts- und Finanzplan 2019 

Nr.01 Gesamtleistung (GL) / Betriebserträge 

Die Erträge der Gesellschaft resultieren im Wesentlichen aus der Rechnungsstellung erbrachter 

Dienstleistungen gegenüber der Marburger Altenhilfe St. Jakob gGmbH.  

Der Aufwand für Sachkosten und Personal wird in den Leistungsbereichen Hausservice, Haustech-

nik und Wäscheservice mit einem Gewinnaufschlag von 4,5% in Rechnung gestellt. Grundlage der 

Kalkulation in der Speisenversorgung sind die voraussichtlichen Beköstigungstage von ca.  82T. Je 

Beköstigungstag werden 12,70 € für die Einrichtungen Altenzentrum Sudetenstraße und Altenhil-

fezentrum Auf der Weide und 7,10 € für die Einrichtung Hausgemeinschaften St. Jakob in Rech-

nung gestellt. Auf die Ertragserwartung negativ niederschlagen kann sich eine geringere Auslas-

tung des Pflege- und Betreuungsbetriebs. 
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Nr.02 Personalaufwand  

Für das Planjahr 2019 wird mit einem Personalaufwand von 1.610 T€ kalkuliert. 

Um die Abgrenzung des Wirtschaftsbetriebs vom gemeinnützigen Pflege- und Betreuungsdienst 

herzustellen, werden alle Personalkosten aus dem Bereich Hauswirtschaft über die Marburger Ser-

vice GmbH abgerechnet. Die Marburger Altenhilfe hat Altbeschäftigte, die im Bereich Hauswirt-

schaft tätig sind, der Marburger Service GmbH überlassen. Der Gesamtbetrag der „Arbeitnehmer-

überlassung intern“ beträgt 431 T€. 

Die Gesellschaft wendet ab dem 01.01.2011 den TV Service als einheitlichen Tarif an. In der Pla-

nung haben wir für das Jahr 2019 die beschlossenen Tariferhöhungen zum 01.04.2019 berücksich-

tigt. 

Nr.03 Materialaufwand 

Für das Planjahr 2019 wird mit einem Materialaufwand von 770 T€ kalkuliert. 

Die wesentlichen Bestandteile sind hierbei die Positionen Lebensmittel für Bewohnerverpflegung 

in Höhe von 349 T€ (Kalkulation 4,30 € pro Beköstigungstag), die unter der Position 3.1.3 Le-

bensmittel und Kiosk ausgewiesen wird. Weiterhin der Einkauf Wäschereinigung in Höhe von 71 

T€, die unter der Position 3.1.1 Betriebsaufwand ausgewiesen wird sowie Einkauf Management- 

und Verwaltungsleistung von der Marburger Altenhilfe St. Jakob gGmbH in Höhe von 75 T€, die 

unter der Position 3.1.2 Verwaltungsaufwand ausgewiesen wird.  

Der Wareneinsatz für den externen Restaurantbetrieb Culina wurde mit 39 % zu den Erlösen ge-

plant. 

Nr.13 Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag 

Für das Wirtschaftsjahr 2019 wird ein Jahresüberschuss von rund 2 T€ erwartet. Das Bankguthaben 

wird sich von ca. 138 T€ (31.12.2018) auf voraussichtlich 141 T€ (31.12.2019) erhöhen (siehe auch 

Cash-Flow-Statement). 

Marburg, den 14.01.2019 

Jörg Kempf 

Geschäftsführung 
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Anlage 1

AT 9 6 5 B A

Beschäftigte 
zusammen 
Plan 2019

Zahl der Stellen 
nach dem 

Stellenplan 2018

Zahl der 
tatsächlich 
besetzten 
Stellen am 
30.06.2018

1. Geschäftsführung
0,05 0,05 0,05 0,05

2. Speisenversorgung
1,00 1,00 1,50 8,42 11,92 12,68 10,77

3. Wäscheservice
1,17 1,17 0,96 0,91

4. Hausservice
10,40 10,40 9,93 9,89

5. Haustechnik
1,00 1,00 2,00 2,00 2,00

6. Cafe Culina
0,50 1,00 1,74 3,24 3,24 3,08

7. Fahrdienst
2,74 2,74 2,74 2,27

insgesamt
0,05 1,00 1,00 3,00 1,00 25,47 31,52 31,60 28,97

Stellenplan
für ständig Beschäftigte der Marburger Service GmbH für das Wirtschaftsjahr 2019

Entgeltgruppen TV- Service
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Marburger Service GmbH

Vorgesehene Investitionen 2019

Menge Artikelbezeichnung Einsatzort Betrag
2 Sonnenschirme Restaurant Culina 1.500

GWG Restaurant Culina 2.080
Summe 3.580

Anlage 2
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